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      			Noch nie gab es so viel Reichtum – und das ist ein Problem für uns alle!

      			 

      			In kaum einem anderen westlichen Land ist Vermögen so ungleich verteilt wie in Deutschland – und die Schere geht immer weiter auf. Dieses Buch zeigt das schockierende Ausmaß der Ungleichheit in Deutschland. Dass die Vermögen der Reichen von Generation zu Generation immer weiter wachsen, während jeder Sechste in Armut lebt, ist gesellschaftliches Dynamit. Martyna Linartas zeigt, dass es von unserem politischen Willen abhängt, daran etwas zu ändern, und wie eine gerechte Lösung aussehen könnte.

      			In dieser hellsichtigen und fundierten Analyse wird das politische Tabuthema unserer Zeit seziert: Dass wir die Reichen nicht besteuern, gefährdet unseren Wohlstand, unsere Umwelt und unsere Demokratie. Aber es geht auch anders – wenn wir nur wollen! Anhand von exklusiven Interviews mit der mächtigen Wirtschaftselite über Ungleichheit und das Zusammenspiel von Wirtschaft und Politik sowie einer einmaligen historischen Analyse zeigt sich, wie eine Besteuerung von Überreichen funktionieren kann. Dieses Buch gibt uns alle Argumente an die Hand, um jetzt zu handeln.

      			 

      			«Ganz wenige haben zu viel. Zu viele haben ganz wenig. Dieses Buch verdeutlicht dies grandios und zeigt die Auswege aus dem Wahnsinn auf.» Tilo Jung
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               Vorwort In was für einer Gesellschaft leben wir?

            In den vergangenen Jahren sprach ich mit den mächtigsten Menschen des Landes über Ungleichheit. Genau genommen sprach ich auch mit den mächtigsten Menschen Mexikos. Doch dieses Buch handelt vor allem von Deutschland: von der extremen Vermögensungleichheit in unserem Land; davon, dass Deutschland keine Leistungs-, sondern bereits Stand heute eine Erbengesellschaft ist. Eine Gesellschaft also, in der es zunehmend darauf ankommt, in welche Familie man geboren wird und wie groß die Erbschaft wird, die einem eines Tages in den Schoß fällt.
Die größten Vermögen und zugleich die größten Erbschaften sind mittlerweile so extrem, dass allein zwei Familien zusammen mehr Vermögen besitzen als die gesamte ärmere Hälfte der deutschen Bevölkerung. Zwei Familien haben somit mehr als 42 Millionen Menschen. Ein Skandal – und doch bleibt der Aufschrei aus. Weil vielen das Bewusstsein fehlt, wie extrem die Ungleichheit tatsächlich ist. Weil die Ungleichheit derart groteske Züge angenommen hat, dass sie unsere Vorstellungskraft sprengt. Weil Mythen unseren Blick auf Fragen der Gerechtigkeit vernebeln. Und vielleicht auch, weil uns die Lehren aus unserer Vergangenheit fehlen, um die Ereignisse und Entwicklungen der Gegenwart und Zukunft besser begreifen zu können. Wir machen daher in diesem Buch einen Ritt durch 100 Jahre Geschichte, erkunden, was uns an diesen Punkt brachte, und blicken dabei vor allem auf die wirtschaftliche und auf die politische Elite: Wie stehen diese einflussreichen Teile unserer Gesellschaft heute zu Staat, Steuern und Ungleichheit?
Ungleichheit ist eine der größten Herausforderungen unserer Zeit. Wenn es uns nicht gelingt, dem wachsenden Trend Einhalt zu gebieten, gefährden wir nichts Geringeres als unsere Demokratie und unser Klima. Dass diese steile These keine bloße Meinung ist, sondern den aktuellen Stand der Forschung abbildet, werde ich in diesem Buch sachlich und im Detail darlegen.
Ich möchte niemanden auf die Folter spannen: Es gibt Lösungen für dieses Problem, und es ist an uns, die nötigen Werkzeuge in die Hand zu nehmen. Ja, ich gestehe: Ich bin Optimistin. Aber das hat auch gute Gründe. Der Blick in die Vergangenheit hat mich gelehrt, was es braucht, um Ungleichheit zu senken. Schritt Nummer eins: begreifen, dass sie weder gottgegeben noch ein Naturphänomen ist. Ungleichheit ist ein politisches Phänomen. Und als solches lässt sie sich auch politisch lösen. Dieses Buch zeigt auf, wie der Weg aus der Erbengesellschaft hin zu einer stärkeren Demokratie gelingen kann. Was Sie hier in Händen halten, ist das Ergebnis jahrelanger Forschung, zahlreicher Interviews mit führenden Akteuren[1] aus Wirtschaft und Politik, herausgezogen aus einem tiefen Strudel der Analyse, um das Verständnis über die Zusammenhänge von Ungleichheit zu schärfen.
Dass ich meine Erkenntnisse mit Ihnen teilen kann, ist selbst das Ergebnis von Ungleichheit. Einer Ungleichheit, die mein Leben früh gezeichnet und mich später fasziniert hat.
Als meine Eltern nach Deutschland kamen, hatten wir nichts. Keine Wohnung, keine Möbel, noch nicht einmal der Sprache waren wir mächtig. Meine Mutter war hochschwanger und zog mit mir – keine zwei Jahre alt – und meinem Vater von Polen nach Deutschland. Wir wollten in der Wohnung meiner Großeltern unterkommen, die kurz vor uns nach Kiel gezogen waren. Doch weil uns die Nachbarn verpfiffen, mussten wir wieder aus der kleinen Sozialwohnung in Mettenhof, einem sogenannten Brennpunktstadtteil, ausziehen. Und zwar buchstäblich sofort, denn andernfalls würden meine Großeltern ihre Wohnung verlieren, und wir alle würden auf der Straße landen. Aber wo sollten wir hin? Als mein Bruder auf die Welt kam, ging es für ihn vom Krankenhaus ins Obdachlosenheim. Meine Eltern nannten ihn Kevin. Sie wussten es nicht besser.[2]
Weil mein Urgroßvater Deutscher war, durften mein Opa, mein Vater und schließlich auch mein Bruder und ich die deutsche Staatsbürgerschaft annehmen. Auch wenn die ersten Monate extrem schwierig waren, glaubten meine Eltern fest daran: Der deutsche Pass sei das Ticket in ein besseres Leben. Mein Bruder und ich würden es eines Tages hier besser haben.
Das Obdachlosenheim lag in der Kaiserstraße 40 und war einst das Hotel Medusa. Es lag in einem anderen Brennpunktstadtteil, Gaarden, und war so heruntergekommen, dass längst keine Gäste mehr kamen. Der Spanier, der das Heim leitete, vergab die Zimmer an Migranten wie uns, an Polen oder Rumänen. Ein eigenes Bad oder eine eigene Küche gab es nicht. Wir teilten sie uns mit den anderen Familien. Was wir vier hatten, waren unsere vier Wände: ein Zimmer. Das Sozialamt zahlte, bis es nach einem Jahr in unsere erste eigene Wohnung in der Saarbrückenstraße am Südfriedhof ging. Wenn ich heute meine Eltern von den ersten Monaten und Jahren erzählen höre, staune ich nicht schlecht, wenn ich mir ausmale, wie stark und groß die Hoffnung auf ein besseres Morgen gewesen sein muss.
Meine Mutter stellte schnell fest, dass sie mit ihrem abgeschlossenen Physikstudium in Deutschland nicht viel anfangen konnte und machte, mit zwei Babys auf dem Arm, eine Ausbildung zur Buchhalterin. Mein Vater hatte sein Philosophie-Studium in Polen abgebrochen, ganz so, wie es sich für einen guten Philosophie-Studenten gehört (das scheint international zu gelten). In Deutschland angekommen, wurde er Krankenpfleger und arbeitete meist in Nachtschichten im Universitätsklinikum. Was die beiden in den ersten Jahren verdienten, war zwar nicht viel. Aber es reichte, um damals einen Kredit aufnehmen zu können und ein kleines Endreihenhäuschen für unsere vierköpfige Familie zu kaufen. Wir zogen in eine schmale, schöne Straße, an deren Ende die Grundschule Wellsee mitsamt Bibliothek war. Die Bibliothekarin hieß Frau Schmidt. Eine kleine und alte, sehr zierliche Dame, mit kurzen weißblonden Locken und einer recht dicken Hornbrille auf der Nase. Jeden Donnerstag öffnete sie die kleine Bibliothek für einige Stunden. Ich liebte die kleine Bibliothek. Und ich liebte Frau Schmidt.
Als ich etwa acht Jahre alt war, besuchten meine Familie und ich die Patentante meines Vaters in Mexiko-Stadt. Mit 20 Millionen Einwohnern war Mexiko-Stadt damals die weltweit größte Metropole und somit eine ganz andere Welt als jene, die wir bis dahin erlebt hatten. Meine Familie in Mexiko ist reich. Und mächtig. Der erste Ehemann meiner Großtante war der Enkel des ersten demokratisch gewählten Präsidenten von Mexiko, Plutarco Elías Calles. Als Kind lernte ich den zweiten Ehemann meiner Großtante kennen, meinen Großonkel Miguel. Miguel war einer der beeindruckendsten Menschen, denen ich zeit meines Lebens begegnete. Er war klug und besonnen, herzlich und bescheiden, und er erschien mir als wandelndes Lexikon auf zwei Beinen. Ich glaubte wirklich, er wisse alles. Selbst Deutsch konnte er sprechen. Wir würden im Salon, der sich über zwei Etagen erstreckte, beieinander sitzen, beim Kamin oder am Klavier, und ich würde darauf warten, wieder in seinen Bann gezogen zu werden: wenn er mir von den Azteken, Inkas und Mayas erzählte, von seiner Arbeit als Archäologe, als Architekt, bei den Vereinten Nationen oder von den unzähligen Reisen, von denen er und meine Großtante Kunst aus aller Welt mitbrachten. Kunstwerke und Bücher füllten den Raum in seiner Gänze aus.
Doch draußen, vor den bewachten Toren der geschlossenen Wohnanlage im wunderschönen Stadtteil Coyoacán, war das Pflaster ein anderes. Noch nie hatte ich so viele Menschen auf den Straßen sitzen, arbeiten, tanzen, musizieren sehen. Sie bereiteten Essen zu, knüpften Puppen, flochten Körbe, einige bettelten und kamen mit ausgestreckter Hand auf mich zu. Junge, Alte, ganz Junge und ganz Alte, sie alle schienen ihr Leben vor uns auszubreiten.
Als wir meinen Onkel treffen wollten – der im Übrigen, nach meinem Großonkel benannt, ebenfalls Miguel heißt –, bat uns dieser darum, dass wir uns direkt zum Essen verabreden. Damals war er gerade frisch mit seiner Doktorarbeit in Wirtschaftswissenschaften fertig, hielt das Diplom der amerikanischen Elite-Universität Harvard in Händen und trat direkt darauf eine Stelle im Finanzministerium an. Zu Hause war er nur zum Schlafen. Am Tag unserer Verabredung wurden wir von seinem Chauffeur in einer schwarzen Limousine vor dem Haus abgeholt und ins Restaurant kutschiert. Wir fuhren durch die Straßen der Metropole, und ich erinnere mich an meine Gedanken und Gefühle, die Achterbahn fuhren: Wie konnte es eine solche Gleichzeitigkeit von Armut und Reichtum geben? Das waren die Welten, die ich kennenlernte. Die Kontraste, zwischen denen ich mich bewegte, die mich bewegten.
Zwei Jahrzehnte später, inzwischen war es 2019, begann ich meine Doktorarbeit in Politikwissenschaft zu schreiben. Unbedingt wollte ich weiter über Ungleichheit forschen. Unbedingt sollte es um Vermögensungleichheit gehen. Als ich überlegte, welche Länder ich unter die Lupe nehmen wollte, schaute ich mir das wohl bekannteste Standardmaß der Ungleichheit an, den sogenannten Gini-Koeffizienten.[3] Der Gini verläuft zwischen 0 und 1, wobei 0 heißt, alle hätten gleich viel, und 1 bedeutet, einer hätte alles. Ich staunte wirklich nicht schlecht, als ich erstmals sah, dass der Vermögens-Gini von Deutschland auf demselben Level ist wie der Vermögens-Gini von Mexiko. Diese beiden Länder sind so unterschiedlich, und doch haben sie dies gemeinsam: Sie zählen mit einem Gini-Index von etwa 0,8 zu den ungleichsten Demokratien der Welt.
Ich würde also diese beiden Staaten vergleichen, Deutschland und Mexiko, um dann herauszuarbeiten, was sie – bei aller Unterschiedlichkeit – gemeinsam haben.[1] Während ich 20 Jahre nach meinem ersten Besuch in Mexiko-Stadt über das Thema meiner Doktorarbeit grübelte, hatte mein Onkel Miguel eine steile Karriere hingelegt. Unter anderem war er für einige Jahre Stellvertretender Finanzminister von Mexiko. Er würde mir, wie sich noch zeigen sollte, für meine Forschung Türen öffnen, an deren Schwellen andere nicht einmal hätten treten dürfen. Ich wiederum hatte gerade meine Ausbildung zur Pressereferentin absolviert und arbeitete als studentische Hilfskraft im Bundestagsbüro einer Abgeordneten. Das erklärt, warum die mächtigsten Menschen Deutschlands und Mexikos mit mir Interviews führten.
Auch wenn es im Folgenden vor allem um Deutschland gehen wird, gibt es eine Anekdote aus Mexiko, die ich Ihnen nicht vorenthalten möchte. Weil sie exemplarisch für das steht, was wir dort wie hier, was wir überall vorfinden. Nachdem einer der mächtigsten Wirtschaftsbosse Mexikos – nennen wir ihn einfach mal Carlos[4] – und ich ein einstündiges Interview führten, meinte er, es habe ihm Spaß gemacht, mit mir zu diskutieren. «Das war keine Diskussion. Das war ein Interview. Ich habe eine ganz andere Sicht auf die Dinge als du», antwortete ich. Bei meiner nächsten Forschungsreise nach Mexiko wollten wir uns wiedersehen, diesmal um wirklich zu diskutieren. Wir trafen uns in seinem Apartment. Wenn er in Mexiko-Stadt ist, residiert er im Stadtteil Polanco in einem der besten Hotels der ganzen Stadt, im 19. Stock. Er zahlt aber nicht pro Nacht. Das gigantische Apartment gehört ihm. Ich setzte mich auf die Couch, vor mir stand, so Carlos, «der beste Whisky der Welt». Zu meiner Linken hing ein echter Rafael Coronel. Coronel ist für Mexiko, was Andy Warhol für Amerika ist. Ich mag Coronel. Ich mag Whisky. Und ich mochte den Panoramablick über die Metropole. Wir diskutierten also. Dass wir in vielen Punkten völlig entgegengesetzte Positionen vertraten, überraschte uns nicht. Es machte Spaß, wir hörten einander zu und gingen auf die Argumente des anderen ein. An einer Stelle hakte ich ein:

               Linartas: «Das siehst du so, weil du reich bist.»

               Carlos: «Ich schwöre dir, nein. Meine Art zu leben ist sehr simpel.»

               Linartas: «Also bitte, das stimmt nicht. Das hier ist ein unglaubliches Apartment. Und natürlich bist du reich.»

               Carlos: «Ich gehöre zu den ganz kleinen Fischen.»

            
Sosehr ich Carlos auch schätze, an dieser Stelle möchte ich doch darauf beharren: Er ist reich. Bis zu diesem Gespräch glaubte ich, dass der CDU-Politiker Friedrich Merz es nicht ernst gemeint haben könne, als er vor einigen Jahren davon sprach, zur oberen Mittelschicht zu gehören. Tatsächlich hatte sich Merz dank seines ehemaligen Postens im Aufsichtsrat der deutschen Tochtergesellschaft des weltweit größten Vermögensverwalters Blackrock ein Vermögen von 12 Millionen Euro aufbauen und sich einen Flugzeug zulegen können - eine Diamond-DA62-Propellermaschine mit fünf Sitzen, Kostenpunkt fast eine Million Euro..[2] Doch als er 2018 der Bild ein Interview gab, meinte er von sich, dass er «sicher nicht» zur Oberschicht zähle.[3] Das Absurde ist: Neben dem mexikanischen Wirtschaftsboss wirkt Merz in der Tat geradezu bescheiden. Das Phänomen der maßlosen Fehleinschätzung scheint weitverbreitet. Und tatsächlich zeigen Studien: Das ist es auch.[4] Dabei wollen nicht nur die Reichen Mitte sein. Auch Menschen in Armut glauben daran, dass sie es wären.
Wenn alle glauben, sie wären weder arm noch reich, wenn alle meinen, sie würden zur Mitte gehören, dann braucht es auch keine entsprechende Politik der Rückverteilung, die die Menschen von den oberen und unteren Rändern einander näher rücken lässt. Wenn die Bevölkerung nicht um die extreme Vermögensungleichheit und ihren Platz in der Gesellschaftspyramide weiß: Wie sollen wir dann überhaupt in der Gesellschaft diese Debatte führen? Wie sollen wir Forderungen der Rückverteilung an die Politik formulieren? Der französische Dadaismus-Künstler Marcel Duchamp hat einst gesagt: «Es gibt keine Lösung, weil es kein Problem gibt.»[5] Das verdeutlicht die Misere sehr gut: Wo die Menschen kein Problem erkennen, da braucht es auch keine Lösung.
Dabei ist die extreme und wachsende Vermögensungleichheit eine der größten Herausforderungen unserer Zeit. Genau diese These möchte ich gleich zu Beginn belegen. Wenn wir es nicht schaffen, die Ungleichheit zu reduzieren, wird sich unsere Gesellschaft immer weiter spalten. Menschen in Armut und in der Mitte der Gesellschaft würden ihr ohnehin bereits schwindendes Vertrauen in politische Institutionen weiter verlieren. Ungleichheit wirkt wie Dünger auf dem braunen Nährboden extremistischer Parteien, die unsere Demokratie vollends zu demontieren drohen. Zugleich würde es zunehmend schwerer, der Einflussnahme der Vermögenden auf Gesetzgebungsverfahren entgegenzutreten. Allem voran ist die Ausgestaltung der Steuerpolitik Ausdruck der Interessen einer mächtigen Lobby und führt dazu, dass Arbeit und Leistung sich immer weniger lohnen, während zugleich die reichsten Dynastien in Deutschland ihre Vermögen und ihre Macht weiter ausbauen. Dabei charakterisiert die reichsten Familien Deutschlands bereits jetzt vor allem eins: Sie sind Erben. Die Vorstellung, Deutschland wäre eine Leistungsgesellschaft, ist eine Mär. Mittlerweile wird mehr als die Hälfte aller Vermögen nicht selbst erarbeitet, sondern geerbt oder als Geschenk empfangen. Tendenz steigend. Bei Milliardenvermögen trifft dies gar auf vier von fünf Vermögen zu.
Ohne eine Trendumkehr ist nicht nur unser gesellschaftlicher Frieden in Gefahr: Je reicher einzelne Individuen sind, desto mehr CO2 stoßen sie aus. Es ist eben nicht nur eine Frage des Verhältnisses von Arm und Reich. Exzessiver Reichtum, der Überreichtum der wenigen, ist auch einfach zu viel. Wenn wir den Überreichen gestatten, dass ihre Vermögen immer größere Dimensionen annehmen, wird auch ihr CO2-Ausstoß immer weiter wachsen und die Klimaziele von Paris in unerreichbare Ferne rücken. Doch das muss so nicht sein.
Ungleichheit wurde schon einmal durch politische Maßnahmen stark reduziert. Nach dem Zweiten Weltkrieg waren es vor allem Steuern auf hohe Vermögen, die dazu führten, dass die Schere zusammenging. Mit Blick darauf, welche Rolle Erbschaften heutzutage – und in Zukunft in noch größerem Maße – spielen, widmen wir uns daher der Erbschaftsteuer. Sie ist eins der mächtigsten Werkzeuge, um die fortschreitende Ungleichheit über Generationen hinweg effektiv zu bekämpfen. Seit dem Ausruf der Weimarer Republik im Jahr 1919 hat die Erbschaftsteuer Stärkungen als auch Schwächungen erfahren.
Wir werden auf ein Jahrhundert der Auf und Abs zurückblicken und sehen, was genau dazu führte, dass sie manches Mal geschwächt wurde, und was es braucht, um sie zu stärken. Das Grandiose an einem so langen Überblick von einhundert Jahren ist, dass uns die Flughöhe erlaubt zu erkennen, wie sehr sich die Dinge gedreht und gewendet haben. Die Erbschaftsteuer wurde nicht immer als ein Jobkiller verstanden. Sie bedrohte früher nicht das Häuschen der Oma. Es gab auch Zeiten, in denen es weitestgehend Konsens war, dass sie eins der wichtigsten Werkzeuge überhaupt ist, um die Ungleichheit zu senken, Gerechtigkeit walten zu lassen und die Demokratie zu stärken – ja, überhaupt die Demokratie möglich zu machen. Betrachten wir also, wie sich die Sicht der politischen Elite, also all derjenigen, die an der Ausarbeitung der Gesetzestexte mitwirkten, seit der Weimarer Republik gewandelt hat.
Die politische Elite ist das eine. Doch wie steht es eigentlich um die Elite, der sogar eine noch größere Macht zugesprochen wird? Wir wissen um die Macht der Wirtschaftselite, politische Ergebnisse, die politische Agenda und die öffentliche Meinung maßgeblich zu beeinflussen. Doch wie steht es überhaupt um ihre Präferenzen? Was halten die mächtigen DAX-Vorstände von Staat, Steuern und konkret von der Erbschaftsteuer? Im Rahmen meiner Doktorarbeit habe ich die Chefs von Siemens, BASF, RWE, E.ON & Co. in Interviews genau dazu befragt. Die Einblicke, die mir Joe Kaeser, Martin Brudermüller, Markus Krebber, Leonhard Birnbaum und viele mehr gewährten, sind einzigartig, überraschend und spannend. Die erste Erkenntnis: Es gibt nicht die eine Wirtschaftselite. Die zweite: Eine kritische Betrachtung offenbart den hohen Mythengehalt viele ihrer mächtigsten Narrative.
Wenn wir verhindern wollen, dass Deutschland vollends zu einer Erbengesellschaft verkommt, benötigen wir eine tiefgreifende, ganzheitliche Strategie. Eine Maßnahme allein ist nicht genug. Was wir brauchen, ist ein wahrer Paradigmenwechsel – sprich: ein Wandel der höchsten Ziele in unserer Gesellschaft und der Werkzeuge, die es zur Erreichung dieser Ziele braucht. Es ist dabei von größter Bedeutung, die verfassungswidrige Erbschaftsteuer endlich gerecht zu gestalten. Es ist an der Politik, darauf zu achten, dass sich Vermögen nicht in den Händen weniger konzentriert. Wir sollten aber nicht nur von oben nehmen, sondern auch bei der Vermögensbildung von unten anpacken. Wissenschaftlerinnen haben wiederholt aufgezeigt, dass wir vor allem über eine Idee nachdenken sollten, wenn wir die Ungleichheit wirklich schnell und effektiv senken wollen: das Grunderbe. Doch das Grunderbe ist mehr als nur eine Wunderwaffe gegen Ungleichheit. Es sind auch Fragen der Gerechtigkeit, die sehr stark für eine Einführung sprechen. Es ist an der Zeit, dem Grunderbe den Raum zu geben, den es verdient hat, und es endlich genau zu betrachten.
 
Worum es mir geht, ist Ungleichheit als eine der größten Herausforderungen unserer Zeit be-/greifbar zu machen. Was es dafür braucht, ist eine grundlegende Übersetzungsarbeit der Erkenntnisse der Wissenschaft der letzten Jahre in eine allgemein verständliche Sprache. Wir können die Debatte über eines der drängendsten Probleme unserer Zeit nicht nur Expertinnen überlassen. Um es in aller Deutlichkeit klarzustellen: Dies ist kein essayistischer Meinungsbeitrag. Auch wenn dies kein klassisches akademisches Werk ist, so fußt es doch auf meiner Doktorarbeit.[6] Es basiert aber auf etwas noch viel Größerem. Auf der Hoffnung, hier ein Buch zu liefern, das eindrücklich ist, das Stoff für Gespräche liefert. Das hilft, allen Leserinnen einen weiten und kritischen Blick auf das Thema zu werfen. Und vor allem hoffe ich eines: dass es im besten Sinne, im Sinne des Optimismus, ansteckend ist und Mut macht. Denn die wichtigste aller Erkenntnisse ist die: Dass die Lösungen gegen Ungleichheit in unserer Hand liegen.

               Teil I Extreme Ungleichheit ist ein extremes Problem

            
               
                  1. Auftakt: Die Ungleichheit betritt die Bühne

               
               Als Anfang 2017 die Nichtregierungsorganisation Oxfam einen Bericht veröffentlichte, gingen die Schlagzeilen um die Welt: Nur acht Männer besitzen zusammen so viel Vermögen wie die gesamte ärmere Hälfte der Weltbevölkerung.[5] In diesem Bericht warnt Oxfam vor einer wachsenden und gefährlichen Vermögenskonzentration, die «mehr als grotesk» sei. Solche Statistiken sind besorgniserregend. Und in der Tat fanden diese Zahlen in derselben Woche, in der das Weltwirtschaftsforum seine Jahreskonferenz in Davos abhielt, Eingang in die Debatte. «Es handelt sich um weit mehr als ein Zahlenspiel: Dies sind die Kennzeichen eines Wirtschaftssystems, das die Menschen vergessen hat … Der Reichtum sickert nicht zu den Armen hinunter. Oxfam weiß das, der Internationale Währungsfonds weiß das, die Weltbank weiß das.»[6] Der Wohlstand muss alle Bürgerinnen erreichen.

               Doch davon sind wir weit entfernt.[7] Die gute Nachricht: Zwischen den Ländern ist die Ungleichheit im Verlauf der letzten zwei Jahrzehnte gesunken. Die schlechte Nachricht lautet, dass die Ungleichheit innerhalb der Länder zugenommen hat und die Mittelschicht schrumpft. Die Kluft zwischen oben und unten hat sich stetig vergrößert.[8] Wenn wir weitermachen wie bisher, wird die Schere weiter wachsen. Lange Zeit galt nur der Armut die Aufmerksamkeit. Doch heute wissen wir, dass Armut nur die eine Seite der Medaille darstellt.

               Denn all die Probleme, Sicherheit, Kriminalität und das Unglücksempfinden in der Bevölkerung, hängen ganz direkt mit Ungleichheit zusammen. Wenn die wirtschaftliche Ungleichheit zunimmt, verschlechtern sich auch unsere Gesundheit und unser Wohlbefinden. Ungleichheit kann sich auf das Ausmaß der Gewalt (einschließlich Morde), die Ausbreitung chronischer Krankheiten und auf die Sterblichkeitsrate einer Gesellschaft auswirken. In Deutschland bedeutet dies etwa, dass Männer in Armut über acht Jahre kürzer leben als wohlhabende Männer. Bei Frauen wird das Lebensband vier Jahre früher durchschnitten.[9] Diese Befunde sind keine bloße Korrelation. Die desaströsen Probleme und hohe Ungleichheit hängen nicht lose miteinander zusammen; der Zusammenhang ist kausal: Ungleichheit führt zu diesen Problemen.[10]

               Dass die zunehmende wirtschaftliche Ungleichheit eine Herausforderung darstellt und dass man sich Sorgen und Gedanken machen sollte, wie diese zu reduzieren sei, mag offensichtlich erscheinen. Doch es ist erst wenige Jahre her, dass sich Ungleichheit als Debatten- und Forschungsthema entscheidend von den Rändern in das Zentrum des Interesses bewegt hat. Mit Das Kapital im 21. Jahrhundert hat Thomas Piketty im Jahr 2014 das Thema salonfähig gemacht und die Diskussion über die politische Dimension von Ungleichheit entfacht.[11] 2015 wurde ein weiterer Meilenstein gelegt, als Ungleichheit in den Kanon der 17 Nachhaltigkeitsziele – bekannt als Sustainable Development Goals, kurz: SDGs – der Vereinten Nationen aufgenommen wurde.[12] «Die Reduzierung der Ungleichheit» als SDG 10 stellt «nicht nur ein moralisches oder ethisches Problem dar; es wird zunehmend als ein zentrales Hindernis für nachhaltige Entwicklung und Armutsbekämpfung gesehen».[13] Bereits acht Jahre später umfasst der Chor derjenigen, die diese Botschaft laut verkünden, die mächtigsten Stimmen der Wirtschaftswissenschaften: Am 17. Juli 2023 sendeten 200 führende Ökonominnen einen offenen Brief an den Generalsekretär der Vereinten Nationen und den Präsidenten der Weltbank, in dem sie feststellten, dass «SDG 10 kein separates, eigenständiges Ziel ist: Alle wirtschafts-, finanz- und sozialpolitischen Maßnahmen sollten im Hinblick auf ihre wahrscheinlichen Auswirkungen auf dieses Ziel bewertet werden».[14]

               
                  
                     Die Protagonistin des Buches

                  
                  Wenn Ungleichheit die Protagonistin des Buches ist, dann sollte eingangs kurz geklärt werden: Was ist Ungleichheit überhaupt? Eine der wichtigsten Prämissen für ein solides Verständnis dessen, was im Buch folgt, ist die unumstößliche Annahme, dass Ungleichheit sozial und politisch gestaltet ist.

                  Ungleichheit ist eben nicht gleich Unterschied. Ungleichheit und Unterschied auseinanderzuhalten, schärft nicht nur den Blick für die Analyse, sondern ist zugleich auch der entscheidende Faktor, der Hoffnung macht. Ja, es gibt Unterschiede zwischen Menschen und Menschengruppen, die offen beschrieben werden können und real erfahrbar sind. Sobald aber diese Unterschiede durch unser Zusammenleben in der Gesellschaft eine Hierarchie erfahren – die einen privilegiert behandelt werden, die anderen Diskriminierung erleiden –, sprechen wir von Ungleichheit.[15] Wenn ich Ungleichheit kritisiere, dann tue ich dies mit Blick auf die Gleichheit, die in unserem Grundgesetz in Artikel drei verankert ist: Vor dem Gesetz sind alle gleich, «(n)iemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, [der rassistischen Zuschreibung], seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.»[16] Das ist der Anspruch, dem wir als Gesellschaft gerecht werden müssen. Und es ist an der Politik, diesen Anspruch zu gestalten. Denn die Politik setzt den Rahmen und die Gesetze, durch die Normen und Werte geprägt und gelebt werden.

                  Die bestehenden Ungleichheiten sind weder gottgegeben noch folgen sie physikalischen Gesetzen. Doch oftmals erscheinen Formen der Ungleichheit geradezu natürlich, unabänderlich und werden insbesondere von denjenigen, die in der Hierarchie höher stehen, gar nicht erst wahrgenommen. Das macht die Sache nun etwas kompliziert. Denn es bedeutet, dass diejenigen, die zu den vermeintlichen Gewinnern zählen, selbstkritisch ihre eigene Position abklopfen müssten, um überhaupt zu erkennen, wo sie stehen. Nämlich oben. Privilegiert. Das passiert leider viel zu selten. In aller Regel – ob im Kampf um das Frauenwahlrecht, die Rechte von Schwarzen oder für die LGBTQIA*-Community[17] – waren es die marginalisierten Gruppen selbst, deren Aufschrei und Protest zu größerer Gerechtigkeit in der Gesellschaft führten. Trotz all der Kämpfe und vieler Errungenschaften ist die Schere an vielen Stellen noch groß. Zu groß. Wenn also Unterschiede dazu führen, dass bestimmte Bevölkerungsgruppen von Diskriminierung und Armut betroffen sind, andere hingegen privilegiert werden und wesentlich höhere Einkommen und Vermögen erzielen, dann läuft auf politischer Ebene etwas gewaltig schief.

                  Es klang nun bereits an: Es gibt nicht die eine Ungleichheit. Ungleichheit hat viele Formen und Facetten. Um sie zu unterscheiden, kann man zwei Achsen betrachten. Von den horizontalen, den sozialen Ungleichheiten sprechen wir, wenn Menschen aus gesellschaftlichen, sozialen Gründen über unterschiedliche Lebenschancen verfügen. Dazu zählen beispielsweise Geschlecht, Hautfarbe und Religion; ja eigentlich all die Unterschiede, die in Artikel drei des Grundgesetzes genannt werden. Zum Zweiten gibt es die vertikalen, die wirtschaftlichen Ungleichheiten. Diese erfassen die Unterschiede zwischen Arm und Reich.

                  In Bezug auf die wirtschaftlichen Ungleichheiten werden in der Regel zwei Formen unterschieden: Einkommens- und Vermögensungleichheit. Die Einkommensungleichheit gibt an, wie ungleich die Einkommen verteilt sind, die meist monatlich auf das Konto eingehen. Zu Vermögen – oder auch Kapital oder Eigentum – zählen alle Güter, Rechte und Forderungen, die durch eine Eigentümerin in Geld umgemünzt werden können. Dazu gehören ganz klassisch Geld, Immobilien, Autos, Hausrat, aber auch Aktien, Patent- oder Urheberrechte, die entweder privat, als Betriebsvermögen, Kirchen- oder Staatsvermögen gehalten werden können.[18] Einkommen betreffen (fast) alle und können besser gemessen werden. Doch die Vermögen sind sehr viel ungleicher verteilt.

                  In diesem Buch widmen wir uns der Schere zwischen Arm und Reich, genauer der grotesken Vermögensungleichheit. Doch es ist wichtig zu verstehen, dass die verschiedenen Formen von Ungleichheit miteinander verschränkt sind. Der Fachbegriff dafür heißt Intersektionalität. In den sozialen Ungleichheiten gibt es in jeder Kategorie einen Status, der über den anderen steht. Indem man Intersektionalität auf Ungleichheit anwendet, kann man sowohl Überschneidungen von Benachteiligungen (z.B. die Mehrfachdiskriminierung von Frau und BIPoC[19]) als auch Überschneidungen von Privilegien (z.B. Mann und weiß) untersuchen. Durch das Prisma der Intersektionalität zu blicken bedeutet, die Achsen der sozialen Ungleichheiten zu demaskieren, die strukturell vorgeben, wer gesellschaftlich von Diskriminierung und Armut betroffen ist und wer wiederum Macht und Vermögen auf sich konzentriert. Was nach einem wissenschaftlichen, theoretischen Konzept klingt, ist aus der realen Not Schwarzer Frauen heraus entstanden. «Intersektionalität», wie Kimberlé Crenshaw betont, «war gelebte Realität, bevor sie zu einem Begriff wurde.»[20]

                  [image: Der Begriff Intersektionalität wird anhand von persönlichen Eigenschaften und deren Zuordnung unter die Begriffe «Reicher» und «Ärmer» verdeutlicht.]
                     1 Geschlecht, Hautfarbe, Klasse und sexuelle Orientierung haben Einfluss darauf, wie hoch das durchschnittliche Einkommen und Vermögen einer Personengruppe ist.


                  

                  Um Ihnen vor Augen zu führen, wie etwa eine Überlappung von Privilegien aussehen kann: Erinnern Sie sich an das Foto der Sicherheitskonferenz in München im Jahr 2022, das auf X, vormals Twitter, viral ging? Abgebildet war das Treffen von 30 Vorstandsvorsitzenden der größten börsennotierten Unternehmen bei einem Business-Lunch. Das Bild ging viral, weil «die Chefs … vor allem männlich und weiß» waren, wie die Frankfurter Allgemeine Zeitung schrieb.[21] Im Nachhinein hieß es, dass dieses Bild nicht die Wahrheit abgebildet habe. Eine Frau war gerade zur Toilette gegangen, als das Foto entstanden ist. Dieser klägliche Versuch der Relativierung hat eine zweite Welle der Empörung ausgelöst. Eine fehlende Diversität und eindeutige Unwucht zugunsten von weißen Männern in den mächtigsten und höchstdotierten Positionen (im Schnitt verdient ein Vorstandsvorsitzender eines solchen Unternehmens ein Jahresgehalt von 5,7 Millionen Euro[22]) war nicht von der Hand zu weisen. Das Bild sprach für sich. Es entspricht aber auch den Forschungsergebnissen von Wirtschaftswissenschaftlern des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), die in einer Studie MillionärInnen unter das Mikroskop nahmen (die Studie heißt tatsächlich so).[23] Und was stellten sie fest? Dass Millionäre meist weiß, männlich, aus Westdeutschland und höheren Alters (über 50) sind.

                  Andersherum sind Frauen, die BIPoC und jung sind, in der Regel ärmer. Das soll nun keineswegs bedeuten, dass nicht auch etwa eine Schwarze junge Frau horrende Summen auf ihrem Konto haben könnte. Es bedeutet lediglich, dass es statistisch gesehen wahrscheinlicher ist, dass alte weiße Männer – so polemisch aufgeladen diese Zuschreibung auch klingen mag – vermögender sind. Solche Feststellungen haben nichts Wertendes, nichts Normatives. Es sind schlicht Tatsachenbeschreibungen. Diese Beobachtungen wissenschaftlich, also empirisch, zu erfassen, ist von größter Bedeutung. Denn wenn wir feststellen, dass ganze Gruppen in der Bevölkerung entweder besonders arm oder reich sind, dann können wir von strukturellen Phänomenen sprechen. Und somit gesellschaftlich und politisch nach strukturellen Lösungsansätzen für diese Probleme suchen.

               
               
                  
                     Unsere perfide Vermögensungleichheit

                  
                  Wenden wir uns also der Ungleichheit von Vermögen zu. Auf globaler Ebene verfügt das reichste 1 Prozent über 44,5 Prozent allen Vermögens.[24] Ein ganz schön großes Stück vom Kuchen also. Und das Stück wird immer größer: In den drei Jahren nach 2020 haben die fünf reichsten Männer der Welt (ja, es sind nur Männer) ihr Vermögen mehr als verdoppelt: von 405 auf 869 Milliarden US-Dollar.[25] Dieses Backpulver möchte man haben. Im selben Zeitraum haben die fünf Milliarden ärmsten Menschen mehrere Milliarden verloren.[26] Während die einen unter den Kriegen und Krisen dieser Erde leiden, wurden die wenigen an der Spitze zu Profiteuren in leidvollen Zeiten.

                  [image: Auf der einen Hälfte eines Tortendiagramms steht eine Person, während auf der anderen Seite so viele Menschen stehen, dass kaum noch Platz ist.]
                     2 Das reichste 1 Prozent der Weltbevölkerung besitzt 44,5 Prozent des gesamten globalen Vermögens.


                  

                  Und in Deutschland? Ohne jegliche Übertreibung können wir von einer Vermögensungleichheit der Extralative sprechen. Wie exakt diese aussieht, können wir nicht mit letzter Gewissheit sagen. Denn seit die Vermögensteuer 1997 ausgesetzt wurde, fehlen die Steuerangaben, die für die genaue Berechnung vonnöten sind. Das bedeutet in logischer Konsequenz, dass die Wissenschaft spitzfindig und kreativ werden musste, um eine zuverlässige Antwort auf diese Frage zu liefern. Das Forschungsteam von Carsten Schröder vom DIW hat in dieser Hinsicht wirklich ganze Arbeit geleistet. Denn anders als bei Einkommen können wir uns bei Vermögen nicht auf Bevölkerungsbefragungen wie das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) verlassen. Ganz einfach, weil im SOEP die Vermögen der Multimillionäre und Milliardäre leider kaum bis gar nicht erfasst werden.

                  Also haben besagte Ökonomen vom DIW eine Extra-Stichprobe erhoben, die auf Hochvermögende abzielte – sie nannten diese dann SOEP-P.[27] Ausgestattet mit dem SOEP, dem SOEP-P und der Reichenliste des Manager Magazins, konnten Schröder und seine Kolleginnen Datenlücken schließen und das Ausmaß der Vermögensungleichheit in Deutschland statistisch aussagekräftig bestimmen. Wurde bis dahin angenommen, dass das reichste 1 Prozent über 22 Prozent des Gesamtvermögens verfügte, stellte sich nun heraus, dass es in Wirklichkeit mehr als 35 Prozent sind. Von 100 Menschen hat also der eine an der Spitze mehr als ein Drittel des gesamten Kuchens. Die reichsten 10 Prozent der Deutschen verfügen denn auch nicht über knapp 59 Prozent, wie noch vor bis nicht allzu langer Zeit angenommen, sondern über 67 Prozent allen Vermögens.

                   

                  Die ärmere Hälfte der Haushalte kommt auf nur 1,4 Prozent. Auf Ebene von Einzelpersonen ist die Vermögensverteilung sogar noch extremer: Laut dem 6. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung besitzt die reichere Hälfte 99,5 Prozent des sogenannten Nettovermögens (sprich  Vermögen abzüglich der Kredite und Schulden) und die ärmere Hälfte muss sich mit verschwindend geringen 0,5 Prozent zufriedengeben.[28] Es ist frappierend, über wie wenig die ärmeren Teile der deutschen Bevölkerung verfügen – egal, ob man sich Haushalte oder Einzelpersonen ansieht.

                  [image: Ein Tortendiagramm ist in einen sehr großen Teil und eine kleine Scheibe aufgeteilt.]
                     3 Die reichere Hälfte in Deutschland hält auf individueller Ebene 99,5 Prozent des gesamten Nettovermögens, die ärmere Hälfte besitzt lediglich 0,5 Prozent.


                  

                  Ganze 40 Prozent der deutschen Haushalte haben keinerlei Ersparnisse.[29] Das muss man sich einmal vorstellen: vier von zehn Familien in Deutschland haben überhaupt nichts auf der hohen Kante, wenn einmal die Waschmaschine kaputtgeht, Winterschuhe hinüber sind oder wenn die Preise in die Höhe schnellen. Diese Menschen, Zigmillionen an der Zahl, müssen sich jede Extraanschaffung im wahrsten Sinne des Wortes vom Munde absparen.

                  Kann eine Gesellschaft sehr viel ungleicher sein? Die Antwort mit Blick auf den Gini-Index lautet: Nein. Bei Einkommen liegt der Gini in Deutschland bei etwa 0,3, allerdings nach Steuern und Transferleistungen. Bevor der Staat eingreift, liegt der Einkommens-Gini bei 0,5. Das bedeutet, dass es dem Staat tatsächlich gelingt, durch politische Maßnahmen die Ungleichheit von Einkommen massiv zu senken. Im Vergleich zu anderen Industriestaaten sind wir in puncto Einkommensungleichheit im Mittelfeld. Doch bei Vermögen sieht es schon ganz anders aus: Laut neuesten Berechnungen liegt der Vermögens-Gini bei sage und schreibe 0,83, wobei 1, wir erinnern uns, die höchstmögliche Ungleichheit bedeutet. Mit diesem hohen Gini nimmt Deutschland im internationalen Vergleich einen unrühmlichen Spitzenplatz unter den Demokratien mit der extremsten Vermögensungleichheit ein. Das ist auch der Grund, warum es in diesem Buch um Vermögensungleichheit geht. Denn viel zu häufig sprechen wir noch über das Einkommen, wenn wir an wirtschaftliche Ungleichheit denken.

                  Die Vermögen der Deutschen nehmen schier unvorstellbare Dimensionen an. «Wetten, dass …» Sie eine Weile brauchen werden, um die Vermögen der reichsten Deutschen wirklich zu begreifen? Beginnen wir behutsam, in der Sphäre des noch Vorstellbaren, im Millionenbereich. Wer hierzulande zu den reichsten 1,5 Prozent der Bevölkerung zählt, gehört bereits zum Club der Millionäre. Das sind 1,6 Millionen Menschen.[30] Die meisten von ihnen sind männlich (69 Prozent), über 50 Jahre alt (77 Prozent), weiß (86 Prozent haben keinen Migrationshintergrund) und überwiegend aus Westdeutschland (94 Prozent).[31]

                  Wer Millionär ist, hat nicht einfach eine Million Euro auf dem Konto liegen. Millionärsvermögen setzen sich anders zusammen als jene vom Rest der Bevölkerung. Millionäre verfügen nicht nur über sehr viel höhere Summen auf der Bank, sie besitzen im Schnitt auch mehr als nur die Immobilien, die sie selbst nutzen (sodass sie durch Mieten weiteres Einkommen erzielen). Zudem halten Millionäre hohe Finanzvermögen. Vor allem aber besitzen sie zusammen über 86 Prozent aller Betriebsvermögen – also Anteile von Firmen und Unternehmen. Diese besondere Form des Vermögens ist der wichtigste aller Faktoren, mit dem die extreme Vermögensungleichheit in Deutschland erklärt werden kann.[32]

                  Ganze 872000 Deutsche, also grob das reichste 1 Prozent, darf sich gar als «Rentier» verstehen.[33] Diese Menschen müssen für ihr Einkommen nicht arbeiten. Sie leben von sogenannten «passiven Einkommen» aus ihrem Großvermögen. Ihr Vermögen arbeitet für sie. Nur dass Vermögen eben nicht «arbeitet». Oder haben Sie, wie Volker Pispers ironisch fragt, «schon mal versucht, einem 50-Euro-Schein eine Schippe in die Hand zu drücken»?[34] Diese Rentiers besitzen Vermögen, die so angelegt sind, dass sie Einnahmen erzielen. Sie arbeiten nicht für ihr Einkommen, sie häufen es an. Ein einfaches Beispiel sind Mietwohnungen. Im bundesweiten Durchschnitt zahlen Deutsche knapp 28 Prozent ihres Einkommens für die Miete.[35] Das bedeutet ganz einfach, dass knapp 28 Prozent des Lohns nicht in die eigenen Taschen fließen, sondern in die des Vermieters. Allerdings entsprechen diese Zahlen längst nicht mehr der Realität von Geringverdienern und Menschen in Metropolen. Immer mehr Haushalte in Deutschland sind überlastet durch ihre Miete. Sie müssen also mehr als 40 Prozent ihres Einkommens für Mieten aufwenden. Die Anzahl der Haushalte, die derart überlastet sind, hat sich in den letzten drei Jahrzehnten fast verdreifacht (von 5 auf 14 Prozent).[36]

                  Bei Studierenden ist es nochmals extremer: Studierende müssen 54 Prozent ihres Einkommens für Wohnen ausgeben.[37] Dabei wird der Wohnraum knapp und Mieten für das Gros der Bevölkerung immer teurer: 2023 mussten Mieterinnen bei Neuverträgen in Deutschland im Schnitt 3,9 Prozent mehr auf den Tisch packen, in den Millionenstädten Berlin, Hamburg, München und Köln gar 11,8 Prozent.[38] Der lang anhaltende Trend der Mietsteigerungen macht zwar die Mieterinnen ärmer. Doch für die Besitzer von Mietshäusern oder Aktien von Immobilienkonzernen hat sich die Entwicklung bezahlt gemacht. Ihre «passiven Einkommen» sind weiter gestiegen. Die Ungleichheit ebenso.

               
               
                  
                     Deutschlands Überreiche

                  
                  Nochmals eine Stufe höher kommen wir in den Bereich, in dem in aller Regel bewundernd von den «Superreichen» die Rede ist. Eine einheitliche Definition gibt es nicht. Mal wird die Grenze bei 30 Millionen, mal bei 50 oder auch 100 Millionen US-Dollar oder Euro gezogen. Die Unternehmensberatung Boston Consulting Group (BCG) etwa setzt die Grenze im dreistelligen Millionenbereich. Als die BCG den Global Wealth Report 2024 präsentierte, titelten zahlreiche deutsche Zeitungen, dass 3300 deutsche Superreiche 23 Prozent des gesamten deutschen Finanzvermögens[7] besitzen. Das ist doch verrückt: Nur 3300 Menschen besitzen fast ein Viertel allen Finanzvermögens. In den meist auf Englisch verfassten Vermögensberichten lautet die Bezeichnung für Menschen mit solch hohen Vermögen Ultra High Net Worth Individuals. Meist werden aus diesen in der deutschen Debatte dann die Superreichen. Ich persönlich spreche von «Überreichen» und «Überreichtum» – weil Sprache unser Verständnis prägt und Wirklichkeit schafft. Welche Bilder kommen einem in den Sinn, wenn man von Superreichtum spricht? Dass er super sei. Doch wie ich noch zeigen werde, ist exzessiver Reichtum, ob er nun bei 30, 50 oder 100 Millionen Euro beginnt, alles andere als das.[39]

                  Und wie steht es um die deutschen Milliardäre, an der Spitze des Überreichtums? Hier ist nun Ihre Fantasie gefragt. Nicht bei der Anzahl der Milliardäre, diese Zahl ist leicht zu verdauen: Es sind 249. Das mag wenig klingen, bugsiert uns im weltweiten Ranking aber immerhin auf den vierten Platz.[40] Doch das Milliardenvermögen ist kaum zu begreifen. Das Manager Magazin schätzt den Überreichtum der Milliardäre in Deutschland auf 1100 Milliarden Euro. Wir sind also bereits im Billionenbereich. Das Netzwerk Steuergerechtigkeit kommt dank neuester Daten und Berechnungen auf eine noch höhere Summe: Auf sage und schreibe mindestens 1,4 Billionen Euro.[41]

                  Mindestens 300-mal 1000-mal eine Million Euro – dieses gigantische Vermögen kann man noch mal obendrauf packen. Und beinahe ein Dutzend der deutschen Milliardäre, die das Netzwerk Steuergerechtigkeit in seiner Studie ausfindig gemacht hat,  sind in der Reichenliste des Manager Magazins nicht einmal aufgetaucht. Der wohl erstaunlichste Fund: Die reichste Familie Deutschlands wird nicht gelistet.

                  Wenn man eine Umfrage auf deutschen Straßen durchführen und die Passanten nach den reichsten Deutschen fragen würde, würden wohl die meisten passen müssen. Die deutschen Überreichen sind den meisten Menschen unbekannt. Anders als in den USA – Jeff Bezos, Elon Musk, Marc Zuckerberg – sind sie kaum bis gar nicht in der Öffentlichkeit. Warum deutsche Überreiche sich so bedeckt halten, mag mit der Furcht vor Entführungen zusammenhängen, von denen es in der Vergangenheit mehrere gab.[42] Bescheidenheit ist in Deutschland zudem eine Tugend, hierzulande wird Geprotze nicht gern gesehen und der Reichtum weniger zur Schau gestellt als etwa in den USA. Vielleicht hängt es auch mit der Herkunft der Vermögen zusammen, doch dazu später mehr.

                  Wen ich kannte und wer sich an der Spitze der Reichenlisten immerzu ein spannendes Rennen lieferte, waren bis dato Susanne Klatten und Stefan Quandt als BMW-Erben, der öffentlichkeitsscheue Lidl-Gründer Dieter Schwarz,[8] die Aldi-Erben Beate Heister und Karl Albrecht Junior und auch Klaus-Michael Kühne, der zwar den Hamburger Fußballverein HSV als Großinvestor großzügig unterstützt, aber von Deutschland in die Schweiz zog, weil er sich daran störte, dass «immer der Fiskus reingrätschte».[43] Doch keiner der Genannten landet im Reichenranking an oberster Spitze. Dank der Recherchen von Andreas Bornefeld, die Eingang in die Studie vom Netzwerk Steuergerechtigkeit und in die ZDF-Doku Die geheime Welt der Superreichen gefunden haben, kennen wir nun den Namen der reichsten deutschen Dynastie: Es ist die adelige Familie Boehringer und von Baumbach, die Familie, in deren Besitz das Pharmaunternehmen Boehringer Ingelheim ist.

                  Wie konnte es sein, dass die reichste Familie Deutschlands noch bis vor Kurzem unbekannt war? Das Manager Magazin, das seit dem Jahr 2000 die Reichenliste erstellt,[44] gibt an, dass es entgegen besserem Wissen die Namen einiger reicher Familien nicht öffentlich nannte, da diese juristisch gegen sie vorgegangen seien.[45]

                  Boehringer Ingelheim ist vollständig im Besitz der Familiengesellschafter. Im Fachjargon spricht man davon, dass der Eigenkapitalwert des Unternehmens exakt dem gebundenen Familienvermögen entspricht.[46] Nach fundierten Schätzungen – die nötig sind, weil es sich um ein Unternehmen handelt, das nicht an der Börse ist und somit der Wert berechnet werden muss – hält die Familie der Boehringers und von Baumbachs ein Vermögen von atemberaubenden 52 bis 101 Milliarden Euro.[47] Es ist eine gigantische Spannbreite, aber Genaueres lässt sich leider tatsächlich nicht sagen.[9] Selbst wenn sie «nur» 52 Milliarden Euro besitzen sollte: Sie sind die reichste Familie Deutschlands.

                  Zum Vergleich: Das Vermögen des nunmehr zweitreichsten Deutschen, Dieter Schwarz, wurde Stand 2024 auf 43,7 Milliarden Euro geschätzt. Und nun lassen Sie uns einmal unsere Fantasie bemühen, um diese gigantischen Zahlen in den Bereich des Vorstellbaren zu rücken. Setzen wir diese Vermögen also einmal ins Verhältnis, etwa zum Vermögen der ärmeren Hälfte der Bevölkerung Deutschlands. Im Vorwort war die Zahl einmal kurz gefallen – wie viele Familien braucht es, um auf das Vermögen der ärmeren 42 Millionen Menschen in Deutschland zu kommen, erinnern Sie sich?

                  Der Spiegel machte 2018 damit Schlagzeilen, dass 45 Familien so viel Vermögen besitzen wie die ärmere Hälfte der deutschen Bevölkerung insgesamt. Nun wurden jüngst die weit klaffenden Datenlücken bei sehr großen Vermögen geschlossen, und es wurde deutlich, dass die Vermögenskonzentration tatsächlich extremer ist als bisher angenommen. Hinzu kommt, dass sich die Reichtümer der Unternehmerdynastien trotz des gesamtwirtschaftlichen Abschwungs durch die Corona-Pandemie und den Angriffskrieg von Russland auf die Ukraine weiter vervielfacht haben. Allein in den ersten 18 Monaten der globalen Krisenzeit haben die zehn reichsten deutschen Familien einen Vermögenszuwachs von sagenhaften 75 Prozent erlebt.[48] Wenn man nun die neue Datenlage, die ungleiche Vermögensverteilung und die Vermögensentwicklung berücksichtigt – wie viele Familien braucht es dann, die mehr als die ärmere Hälfte besitzen? Die Antwort lautet: eine, vielleicht zwei.

                  Die Rechnung ist leicht aufgestellt: Das gesamte deutsche Nettovermögen beträgt laut Deutscher Bundesbank 16,6 Billionen Euro.[49] 0,5 Prozent davon sind 83 Milliarden Euro – und damit weniger als das Vermögen der beiden reichsten Familien Deutschlands.[50] Je nachdem, wie hoch das Vermögen von Boehringer Ingelheim tatsächlich ist – nehmen wir an, es seien «nur» 52 Milliarden Euro –, kommt mit jenem von Dieter Schwarz eine Summe von 95,7 Milliarden Euro zusammen. Noch einmal: Die Mitglieder von ein bis zwei Familien verfügen über mehr als die ärmeren 50 Prozent aller Deutschen.

                  [image: Zwei Familien stehen 42 Millionen Deutschen gegenüber.]
                     4 Dieter Schwarz und die Familie Boehringer und von Baumbach besitzen mit mindestens 95 Milliarden Euro mehr Vermögen als die gesamte ärmere Hälfte der Bevölkerung.


                  

                  Nehmen wir einen weiteren Vergleich vor, um nun uns selbst ins Verhältnis zu diesem Überreichtum zu setzen.[51] Stellen Sie sich vor, 50000 Euro würden auf einem Zentimeter abgebildet werden. Nun stellen wir ein DIN-A4-Blatt vor uns. Der untere Zentimeter stellt 50000 Euro dar, bis zum oberen Blattrand summieren sich die Vermögen auf fast 1,5 Millionen Euro (knapp 30 cm × 50000 Euro). Sollten Sie zu den unteren 99 Prozent der Deutschen zählen, könnten Sie Ihr Vermögen irgendwo auf diesem Blatt eintragen. Wenn Sie wohlhabend sind, Hausbesitzer und Gutverdiener, dann sind Sie irgendwo im mittleren Bereich dieses Blattes. Wo aber sind die reichsten Deutschen nach neuestem Kenntnisstand? Ein Blatt weiter oben, ein Meter gar über den 99 Prozent? 100 Meter? Weit gefehlt. Es sind mindestens 10 Kilometer. Blicken Sie weit nach oben, etwa dorthin, wo die Flugzeuge unterwegs sind. 99 Prozent aller Deutschen sind am Boden, irgendwo auf diesem einen Blatt Papier. Die beiden reichsten Familien können aus ihrer Flughöhe die Massen am Boden nicht einmal erahnen. Und wir ihren Überreichtum ebenfalls nicht.

                  Wenn man die himmelhohe Ungleichheit begreifen möchte, hilft es sehr, sich einer weiteren Dimension zu bedienen: entweder der Distanz, so wie im vorherigen Beispiel, oder beispielsweise der Zeit. Ich möchte Ihnen gerne einen weiteren Vergleich an die Hand geben. Oxfam wollte in einer Umfrage von Passanten wissen: «Wenn ich Ihnen jeden Monat eine Million Euro geben würde, wie lange würde es dauern, bis Sie die reichste Person in Deutschland sind?» Ich stellte dieselbe Frage auf Instagram: Wie lange dauert es also bei 12 Millionen Euro pro Jahr? Die Antwortmöglichkeiten waren 34 Jahre (das schätzten 8 Prozent), über 340 Jahre (27 Prozent) oder über 3400 Jahre (65 Prozent). Nicht schlecht. Laut Oxfam war die richtige Antwort: über 3400 Jahre. Doch in Wirklichkeit würde man nie ganz oben ankommen. Weil die Renditen – also die Gewinne, die mit extrem hohen Vermögen gemacht werden – extrem viel höher sind als das, was man ausgehändigt bekäme.[10] Die reichste deutsche Einzelperson ist Dieter Schwarz mit einem geschätzten Vermögen von 43,7 Milliarden Euro. Selbst wenn wir überaus niedrig ansetzen und eine Rendite von nur 7 Prozent veranschlagen würden, hätte er alleine dieses Jahr über 3 Milliarden Euro einkassiert.[11] Sie würden also 12 Millionen Euro erhalten, Dieter Schwarz im selben Zeitraum rund 3000 Millionen Euro. Ganz ehrlich: Dieses Rennen ist nicht zu gewinnen.

               
               
                  
                     Wer wird Milliardär?

                  
                  Überreichtum entsteht nie einzig aus einem unternehmerischen Geistesblitz, viel Fleiß und Arbeit von nur einer Person. In aller Regel besteht er aus Betriebsvermögen, das per Definition von vielen Menschen, die den Betrieb tragen, erwirtschaftet wird. Die größten Betriebsvermögen werden zudem über Generationen hinweg aufgebaut und weitergegeben. Wie eine Studie zeigt, hält sich Überreichtum in Deutschland hartnäckig in denselben Familien – und das trotz zweier Weltkriege, der Großen Depression, Regimewechsel und verschiedener Währungsreformen. Ein Drittel der Unternehmen, die mit den heutigen Vermögen der Überreichen in Verbindung gebracht werden können, wurde bereits vor dem Ersten Weltkrieg gegründet.[52] Viele dieser Vermögen gehen damit einher, dass immense Teile auch oder vielmehr gerade in Zeiten des Nationalsozialismus angehäuft wurden. Ich möchte auf keinen Fall alle über einen Kamm scheren, doch es ist nicht von der Hand zu weisen, dass dieses dunkle Kapitel viele Unternehmen betrifft. Insbesondere Vermögen an der Spitze der Reichenlisten gründen sich auf diese Zeit.

                  In seinem Werk Braunes Erbe (im Original heißt das Buch noch treffender Nazi Billionaires) umreißt der niederländische Historiker David de Jong die Ursprünge und Entwicklungen der reichsten deutschen Unternehmerdynastien. Was tatsächlich frappierend ist: Familien wie die Quandts, die Flicks, die von Fincks und Porsche-Piëchs wurden nicht nur durch den Nationalsozialismus reicher – sie haben die Machtergreifung Adolf Hitlers durch Großspenden überhaupt erst ermöglicht. Großindustrielle und Banker haben 1933 den Wahlkampf der NSDAP finanziert, traten nach der Machtübernahme in die Partei ein und bereicherten sich vielfach durch die Enteignung jüdischer Unternehmer.

                  Wie eng die Schicksale der führenden NS-Funktionäre mit jenen der mächtigen Wirtschaftsbosse verbunden waren, ist im Laufe der Jahrzehnte in den Hintergrund geraten. Etwa, dass Harald Quandt, der Halbonkel der heutigen BMW-Erben, der Ziehsohn von Joseph Goebbels, einem der engsten Vertrauten Adolf Hitlers, war. Oder dass Ferdinand Porsche und Anton Piëch die Gunst der Stunde in Zeiten der sogenannten Arisierung nutzten, um ihren jüdischen Geschäftskollegen Adolf Rosenberger aus dem Geschäft auszuschließen, und mit der Produktion des Volkswagens ihr Milliardengeschäft begründeten. Auch August Baron von Finck stieg mit seiner Privatbank Merck Finck & Co in Zeiten des Nationalsozialismus auf. Dabei half ihm die «Arisierung» der jüdischen Banken J. Dreyfus und Rothschild.

                  Friedrich Flick, die Oetkers, Bahlsen – auch diese Familien werden von de Jong behandelt. Und siehe da: Ihre Angehörigen befinden sich noch immer auf den Listen der reichsten Deutschen. David de Jong beschreibt eindringlich, wie unmenschliche Arbeits- und Lebensbedingungen zur Grundlage der größten Familiendynastien Deutschlands wurden: «So arbeitete beispielsweise das KZ Auschwitz mit der IG Farben zusammen, das KZ Dachau mit BMW, Sachsenhausen mit Daimler-Benz, Ravensbrück mit Siemens, Neuengamme mit Quandts AFA, Porsches Volkswagenwerk und Dr. Oetker.»[53] Teilweise machten Zwangsarbeiter mehr als die Hälfte der Belegschaften aus.

                  Auf der Reichenliste vertreten ist auch Klaus-Michael Kühne, der Erbe des Logistikunternehmens Kühne + Nagel, das im Nationalsozialismus ebenfalls eine unrühmliche Rolle spielte. Kühne + Nagel sorgte zwischen 1942 und 1944 im Rahmen der sogenannten «M-Aktion» dafür, dass Möbel und Einrichtungen Zigtausender Wohnungen von ausländischen Jüdinnen, die in Ghettos und Konzentrationslager deportiert wurden, ins Reichsgebiet transportiert wurden. M stand für Möbel. Es ging um fast 70000 Wohnungen von Jüdinnen in Holland, Frankreich, Belgien und Luxemburg, die systematisch geplündert wurden. Nach Aussagen von Frank Bajohr, der zur Arisierung jüdischen Eigentums forscht, war die Firma Kühne + Nagel bei dieser logistischen Umsetzung maßgeblich beteiligt.[54]

                  Obwohl die Kühne-Brüder nach Ende des Zweiten Weltkriegs von amerikanischen Ermittlern als «hochrangige Nazi-Industrielle» und von den britischen Behörden als «big time Nazis» eingestuft wurden, wurden beide 1948 als bloße «Mitläufer» beurteilt.[55]

                  Als die Quiz-Sendung Wer wird Millionär? im Jahr 2024 ihr 25. Jubiläum feierte, nahm die Satiresendung heute-show das zum Anlass, darauf zu antworten: «Die Antwort ist gleich geblieben: vor allem Leute, die erben.» Die Liste der reichsten Deutschen ist nicht mit innovativen, geistreichen Unternehmenspionieren gespickt, sondern vor allem mit Erben. Ganze 80 Prozent der Milliardenvermögen wurden nicht selbst erarbeitet, sondern gehen auf eine (teils tiefbraune) Erb-Geschichte zurück.[56]

                  Bleibt nach der Betrachtung der extremen und wachsenden Vermögensungleichheit nun noch eines zu klären: Ist sie ein extremes Problem? Die Antwort lautet eindeutig, wie sollte es anders sein: Ja! Ich möchte im Folgenden zwei große Felder betrachten: die Bestrebungen, die Pariser Klimaziele einzuhalten, damit es nicht zu einer globalen Katastrophe kommt, sowie der Schutz unserer Demokratie, die immer weiter unter Druck gerät. Auch diese Probleme hängen mit der extremen und wachsenden Vermögensungleichheit zusammen.

               
            
               
                  2. Extreme Ungleichheit: Es steht viel auf dem Spiel

               
               
                  
                     Die Überreichen befeuern die Klimakrise

                  
                  Als am 30. August 2022 die Wissenschaftler am Pult der Bundespressekonferenz Platz nahmen, war ihnen die Aufmerksamkeit der Journalistinnen gewiss: «50 Jahre nach Die Grenzen des Wachstums präsentiert der Club of Rome einen neuen Bericht zu konkreten Wegen aus der Klimakrise.»[57] Mehr noch. Die renommierten Wissenschaftler verwiesen auf einen neuen Zusammenhang: «Wir brauchen ein neues Narrativ, das die Realitäten anerkennt: Ein extremes Maß an Ungleichheit ist äußerst destruktiv, auch für die Reichen. Es führt zu gesellschaftlicher Stagnation. Es erzeugt Spaltung und Ressentiment. Es begünstigt Verhältnisse, die für alle gefährlich sind. … Vor allem aber belegt die Analyse … zweifelsfrei, dass finanzielle Sicherheit, Nahrung und Energie für alle nur in einem Szenario mit einer tiefgreifenden Vermögens[rück]verteilung erreicht werden kann.»[58] Gelingt die Rückverteilung des Reichtums nicht, wird dies katastrophale Konsequenzen für den Verlauf der Klimakrise haben. Wie aber hängt die Klimakrise konkret mit der Frage der Vermögensungleichheit zusammen?

                  Die Frage ist komplex und entsprechend nicht einfach zu beantworten. Denn es gibt nicht nur einen, sondern eine Vielzahl verschiedener Wirkungskanäle der Ungleichheit, die mit einem Anstieg der klimaschädlichen Treibhausgasemissionen verbunden sind.[59] Wir werden einige dieser Wirkungen betrachten. Doch vorab möchte ich das Ergebnis einer konkreten Studie setzen, in deren Rahmen die Wissenschaftlerinnen die Entwicklung der Vermögensungleichheit und der klimaschädlichen Treibhausgase in 26 reichen Industrienationen untersucht haben: Je mehr die Vermögensungleichheit zunimmt, desto größer wird auch der Klimaschaden. Akkurat in einer mathematischen Formel ausgedrückt führt ein Anstieg der Vermögensungleichheit um 1 Prozent zu einem Anstieg klimaschädlicher Emissionen um 0,7 Prozent.[60] Einen solchen Anstieg können wir uns in einer Welt, die Jahr um Jahr neue Hitzewellen, Überschwemmungen und Flutkatastrophen, Dürren und Flächenbrände erlebt, schlichtweg nicht leisten.

                  Zu dieser Einsicht kam die weltweite Staatengemeinschaft bereits am 12. Dezember 2015, als sich 197 Nationen, Deutschland inklusive,[61] dem Pariser Klimaabkommen verpflichtet haben. Mit dem Pariser Klimaabkommen hat sich die internationale Gemeinschaft darauf geeinigt, «den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad Celsius über dem vorindustriellen Niveau zu halten und die Anstrengungen zur Begrenzung des Temperaturanstiegs auf 1,5 Grad Celsius über dem vorindustriellen Niveau fortzusetzen».[62] Um das Ziel zu erreichen, dürfte rein rechnerisch im weltweiten Durchschnitt jeder Mensch nicht mehr als 2 Tonnen CO2 pro Jahr ausstoßen. Doch der CO2-Verbrauch ist extrem ungleich verteilt.

                  Zum einen gibt es eine hohe Ungleichheit zwischen Ländern und Weltregionen: Gemessen am nationalen und regionalen durchschnittlichen CO2-Fußabdruck schießen Bürgerinnen der USA, Europas, Russlands und Ostasiens weit über das gesetzte Ziel hinaus.[63] Die größten Klimasünder mit einem jährlichen Verbrauch von über 20 Tonnen pro Kopf sitzen in den USA, gefolgt von Russland und Zentralasien mit 9,9 Tonnen, Europa mit 9,7 Tonnen und Ostasien mit 8,6 Tonnen CO2 pro Person.[64] Bezieht man die historische Entwicklung seit Anbeginn der Industrialisierung zur Mitte des 18. Jahrhunderts ein, sind die USA allein für ein Viertel aller CO2-Emissionen verantwortlich. Diese frappierende Bilanz gilt es, sich zu vergegenwärtigen: Ein Land alleine ist verantwortlich für fast 25 Prozent. China kommt im selben Zeitraum, obwohl es mit 1,4 Milliarden Einwohnern eine (aktuell) fast vier Mal so große Bevölkerung hat, auf 15 Prozent. Und ganz Afrika, mit etwa der gleichen Einwohneranzahl wie China? Hat nicht einmal 3 Prozent der Emissionen zu verbuchen.[65]

                  Größer und bedeutender noch als die Ungleichheit zwischen Ländern und Regionen ist der ungleiche Ausstoß von Armutsbetroffenen im Vergleich zu Reichen innerhalb von Staaten. Dies bedeutet: Es kommt (statistisch gesehen) nicht vor allem darauf an, aus welchem Land jemand stammt, sondern wie vermögend jemand ist.[12] Und je vermögender jemand ist, desto mehr klimaschädliche Emissionen werden ausgestoßen. Klingt logisch. Ist es auch. Die reichsten 10 Prozent der Weltbevölkerung[13] sind für beinahe die Hälfte aller Emissionen verantwortlich, allein das reichste 1 Prozent für knapp 17 Prozent. Andersherum gehen nur 11,5 Prozent aller Emissionen auf das Konto der ärmeren Hälfte.

                  In absoluten Zahlen gewinnt das Bild noch etwas an Schärfe. Halten wir uns noch einmal vor Augen: Im Einklang mit den Klimazielen von Paris dürfte jeder Mensch knapp 2 Tonnen CO2 pro Jahr verbrauchen. Europa liegt mit 9,7 Tonnen schon beim beinahe Fünffachen. Über die ganze Welt hinweg betrachtet, stoßen die reichsten 10 Prozent der Menschen fast 30 Tonnen CO2 aus. Das reichste 1 Prozent kommt sogar auf über 100 Tonnen CO2 pro Jahr und emittiert somit mehr als 70-mal so viel wie die ärmere Hälfte des Planeten.[66]

                  [image: Ein Schaubild mit vier Säulen, die von links nach rechts höher werden, während die auf den Säulen stehenden Menschen weniger werden. Die Beschriftung von links nach rechts: 50 % verbrauchen 1,4 Tonnen, 40 % verbrauchen 6,1 Tonnen, 10 % verbrauchen 28,7 Tonnen, das reichste 1 % verbraucht 101 Tonnen Kohlendioxid.]
                     5 Je größer das Privatvermögen, desto höher der CO2-Ausstoß.


                  

                  Und wie sieht es mit dem Lifestyle eines Milliardärs aus? Die Anthropologinnen Beatriz Barros und Richard Wilk haben 20 bekannte Milliardäre genau unter die Lupe genommen, Datenbanken durchforstet und ihre Yachten, zahlreiche Villen und Privatjets in ihre Kalkulationen einbezogen. Et voilà: Im Schnitt kommen die analysierten Überreichen auf fast 8200 Tonnen CO2.[67] Der russische Milliardär Roman Abramowitsch führt die Liste der Klimasünder an: Er kommt auf über 32000 Tonnen CO2. Was bereits für sich genommen eine gigantische Summe darstellt – schließlich ist dieser Klimaballast um ein Zigtausendfaches höher als es die Einhaltung der planetaren Grenzen zulassen würde – bildet dabei nur einen Bruchteil dessen ab, wofür Abramowitsch und die anderen tatsächlich verantwortlich sind. Denn diese Zahlen drücken nur den persönlichen Lifestyle aus. Hinzu könnte man noch ihre Investitionsentscheidungen rechnen, die in der neueren Forschung (wie etwa im Climate Inequality Report 2023) ebenfalls ins Gewicht fallen. Wenn man diese miteinbezieht, wird es grotesk. Dann ist der CO2-Verbrauch eines Milliardärs so hoch wie der von einer Million Menschen, die zur ärmeren Hälfte der Weltbevölkerung zählen.[68]

                  Der Lebensstil der Überreichen zerstört unseren Planeten und die Existenzgrundlage von Millionen von Menschen, Tier- als auch Pflanzenarten. Das ist es, was wir uns vergegenwärtigen müssen. Wir können uns den extravaganten Lebensstil der Überreichen einfach nicht leisten. Allein die Yacht von Abramowitsch verursacht 22000 Tonnen CO2 pro Jahr. Ein anderer im Trend liegender «Spaß» von Überreichen, der kurze Abstecher ins All, verursacht durch jeden Raketenpassagier in nur elf Minuten mehr CO2, als ein Mensch, der zu der ärmsten Milliarde zählt, im ganzen Leben ausstößt. Elf Minuten im All – eine Lebenszeit – dieselben Emissionen. Und während vier von fünf Menschen in ihrem ganzen Leben keinen Fuß in einen Flieger setzen, erzeugen vier Stunden mit dem Privatjet mehr CO2 als eine durchschnittliche Europäerin in einem ganzen Jahr.[69]

                  Zur Wahrheit gehört, dass auch der Lebensstil der wohlhabenden Bevölkerungsteile, zu denen ich mich selbst auch zähle, bereits signifikant klimaschädlich ist. Fast Fashion, Vielfliegerei, große Wohnungen oder Häuser, die es warm zu halten gilt, unsere Ernährungsweise und dabei insbesondere – ob es einem nun schmeckt oder nicht – der Fleischverzehr: Ein Gros unserer Gesellschaft verursacht durch ihren Lebensstandard viel zu viel CO2. Bereits Anfang Mai 2024 war der sogenannte Erdüberlastungstag für Deutschland: Würden alle Menschen weltweit so leben wie wir, wären die natürlichen Ressourcen bereits im Frühling aufgebraucht.

                  Und wie stehen die Überreichen selbst zu ihrer Verantwortung? Leider gibt es zu diesen Fragen keine validen Daten oder Studien. Wir müssen uns anekdotisch mit dem zufriedengeben, was sie selbst preiszugeben bereit sind. In einem ZDF-Talk wurde der Verleger Julien Backhaus gefragt, ob er mit Blick auf die Klimaschäden, zu denen er etwa durch seine Flüge im Privatjet im besonderen Maße beitrage, nicht an die nächste Generation denke? Seine knappe Antwort: «Ich habe keine Kinder. Nach mir die Sintflut.»[70] Ähnlich spöttisch reagierte der Milliardär und Chef von Capri-Sonne Hans-Peter Wild in der Dokumentation Die geheime Welt der Superreichen,[71] als er auf seinen Privatjet in Richtung seiner Yacht angesprochen wird. Ob er manchmal ein schlechtes Gewissen habe? Von einem schlechten Gewissen ist er so viele Meilen entfernt wie sein Privatjet von der Erde. «Hätten wir [die Strecke zur Yacht] zu Fuß gehen sollen? Was wäre die Alternative? Bahn oder Fahrrad?» Hans-Peter Wild ist mit dieser Einstellung ganz offensichtlich nicht allein: Die Zahl der Privatjetflüge in Deutschland ist im Jahr 2023 im Vergleich zum Vorjahr um 76 Prozent auf gut 58000 Flüge gestiegen.[72]

                  Douglas Rushkoff, Professor an der City University of New York, hat ein Buch darüber verfasst, welche Sorgen und Vorstellungen die reichsten Menschen mit Blick auf die bevorstehenden Klimakatastrophen haben und wie sie sich in Anbetracht dessen zu verhalten gedenken. Würden sie auf die Wissenschaft hören, ihren Lebensstil kritisch hinterfragen und entsprechend der heraufziehenden Klimakatastrophen und des gesellschaftlichen Zusammenbruchs einlenken? Lieber – und Achtung, das ist kein Scherz – bauen sie unterirdische Luxusbunker und suchen Expertinnen auf, um sich in Fragen der Ausgestaltung beraten zu lassen: Vielleicht könnten die Wachen eine Art Disziplinarhalsband tragen? Besser noch: Wie wäre es mit dem Einsatz von Robotern als Wächter? Rushkoff war völlig perplex, als er sich mit fünf Überreichen unterhielt, die ihm ein Drittel seines Jahresgehalts boten, um seinen Rat einzuholen, wie sie ihre Bunker optimieren könnten. Anstatt dass die Überreichen im Angesicht der klimatischen und sozialen Herausforderungen ihr eigenes Verhalten kritisch zu hinterfragen beginnen, würden sie einen anderen Weg wählen: die Flucht unter die Erde. Wohl um auf Nummer sicher zu gehen, falls es mit dem Mars nichts wird.

                  Wenden wir uns aber noch einmal von der individuellen Betrachtung ab. Das Ende der Fahnenstange ist noch nicht erreicht. Denn bedeutender noch als der individuelle «CO2-Fußabdruck» ist der Ausstoß von Unternehmen: Nur 20 Unternehmen verursachten zwischen 1965 und 2017 ganze 480 Milliarden Tonnen an Emissionen, was 35 Prozent aller weltweiten Treibhausgasemissionen entspricht.[73] Die Liste der 20 umweltzerstörenden Unternehmen besteht ausschließlich aus Öl- und Gaskonzernen. Darunter sind bekannte Größen wie Chevron und ExxonMobile aus den USA, Gazprom aus Russland sowie Beyond Petroleum, vormals British Petroleum, bekannt unter dem Akronym BP, aus Großbritannien. BP war es interessanterweise dann auch, die den individuellen CO2-Fußabdruck berühmt machten.[74] Ein Schelm, wer denkt, dass es sich dabei um eine wunderbare Ablenkungsstrategie gehandelt hat?

                  Der Lebensstil von Überreichen ist eben nicht nur hyperluxuriös. Die Wirtschaftsweise von gigantischen Konzernen nicht nur profitabel. Sie sind zerstörerisch und im zunehmenden Ausmaß – und dies meine ich wortwörtlich – mörderisch. Wir wissen, was uns droht; allem voran denjenigen Menschen entlang der Achsen der sozialen Ungleichheiten, die das Nachsehen haben. Frauen und Kinder etwa sterben bei Umweltkatastrophen mit einer 14-mal höheren Wahrscheinlichkeit als Männer.[75] So waren beim Tsunami 2004 in Asien 70 Prozent der Todesopfer Frauen. Und während reiche Nationen – insbesondere die Reichsten der reichen Nationen als auch multinationale Öl- und Gaskonzerne – die Hauptverursacher der Klimakrise sind, sind es die von Armut betroffenen Menschen, vor allem aus dem Globalen Süden, die die «Last von Krankheit und Tod» durch die Klimakrise tragen.[76] Gemessen an den Emissionen zwischen 1850 und 2015, waren die Länder des Globalen Nordens, die 14 Prozent der Weltbevölkerung ausmachten, für 92 Prozent aller Emissionen verantwortlich. Doch 98 Prozent aller Todesfälle, die durch die Klimakrise im Jahr 2010 ermittelt wurden, wurden im Globalen Süden betrauert.

                  Die Klimakrise wird in den nächsten Jahrzehnten Hunderte Millionen Menschen zur Aufgabe ihrer Heimat und in die Flucht zwingen. Die Vereinten Nationen und die Weltbank sprechen von 135 Millionen Klimageflüchteten bis 2050. Nach Aussage von Christian Huggel von der Universität Zürich wird eine Milliarde Menschen vom Meeresspiegelanstieg betroffen sein.[77]

                  Bei der Klimakrise den Blick auf die Überreichen und großen Konzerne zu lenken, ist nicht nur eine Frage von Moral und Verantwortung. Es ist auch eine Frage der Effizienz: Es ist um ein Vielfaches einfacher, beim Lebensstil von Überreichen und Vermögenden, respektive den gigantischen Gewinnen multinationaler Konzerne, anzusetzen, um CO2 zu sparen, als bei Millionen von armutsbetroffenen Menschen.[78]

               
               
                  
                     Die Aushöhlung unserer Demokratie

                  
                  Extreme Ungleichheit gefährdet nicht «nur» unsere Umwelt. In aller Deutlichkeit muss man feststellen, dass extreme Ungleichheit auch unsere Demokratie aushöhlt. Zum einen wenden sich ärmere Teile der Bevölkerung und die Mittelschicht in zunehmendem Maße misstrauisch von etablierten Parteien ab und (rechts-)extremistischen zu. Gleichzeitig erodiert das demokratische Grundprinzip «ein Mensch, eine Stimme», da Überreiche einen überproportional starken Einfluss auf die Politik ausüben. Und die Vorstellung, dass Deutschland eine Leistungsgesellschaft sei, ist eine Mär. Unsere Demokratie ist zu einer Erbengesellschaft geworden, in der es – wie zu Zeiten der Könige und des Adels – vor allem darauf ankommt, in welche Familie man geboren wird. Soziale Mobilität? Gibt es nicht länger in Deutschland. Diese fortschreitende Entwicklung birgt den Sprengstoff, unsere Demokratie zu zerstören.

                  
                     
                        Außen vor, hinten runter

                     
                     Ende 2023 lautete der Titel einer Studie der Hans-Böckler-Stiftung: «Armut ist Risiko für Demokratie»[79]. Ihre Forschungsergebnisse schafften es in die allabendliche Tagesschau. Zu Recht. Denn die Studie verweist auf einen wichtigen Zusammenhang, der durch die Auswertung zweier repräsentativer Befragungen klar aufgezeigt werden konnte: Das Gefühl, gesellschaftlich nicht anerkannt und wertgeschätzt zu werden, geht bei vielen mit einem fehlenden Vertrauen in staatliche und politische Institutionen einher. Mehr als die Hälfte der Armutsbetroffenen hat nur wenig Vertrauen in Parteien und Politik, ein Drittel der Befragten vertraut dem Rechtssystem in nur geringem Maße.

                     Was aber bedeutet es überhaupt, in Deutschland arm zu sein? Armut ist in Deutschland ein relativer Begriff. Man betrachtet die deutsche Bevölkerung und setzt die Bevölkerungsteile mit den niedrigsten Einkommen ins Verhältnis zu denjenigen, die «mittelviel» verdienen: In Deutschland gilt jemand als arm, der 60 Prozent des mittleren Einkommens zur Verfügung hat.[14]

                     
                     	EXKURS: Mittleres Einkommen

                        
                        Dass das mittlere, nicht das durchschnittliche Einkommen betrachtet wird, macht einen bedeutenden Unterschied. In Deutschland haben sich die Einkommen in der Bevölkerung nämlich unterschiedlich stark entwickelt; es kam zu einer Spreizung der Löhne: Je höher das Einkommen, desto mehr ist es, wie man so schön sagt, real gewachsen (die tatsächliche Kaufkraft hat sich trotz Inflation erhöht). Je geringer die Löhne, desto weniger stark sind sie gestiegen. Das Zehntel in der Bevölkerung, das am besten verdient, hat seit 1990 ein Plus von 47 Prozent verbucht, das ärmste Dezil ein Minus von knapp 2 Prozent.[80] Würde man bei der Bemessung von Armut mit dem Durchschnittseinkommen rechnen, wäre der Durchschnitt höher (die Top-Verdienenden würden den Durchschnitt hochziehen) und die Armutsgrenze würde auch entsprechend stark steigen. Beim mittleren Einkommen sieht es anders aus. Zur Berechnung wird die Bevölkerung quasi halbiert: Die eine Hälfte hat mehr, die andere weniger. Weil aber die Einkommen der ärmeren Hälfte gar nicht so stark gewachsen sind, verschiebt sich die Mitte nicht sonderlich. Dasselbe trifft auf die Armutsgrenze zu. Wenn also die Zahl der Menschen in Armut steigt, dann deswegen, weil wirklich immer mehr Menschen hinten runterfallen – und nicht, weil es Deutschland insgesamt besser geht.

                     

                     Im Jahr 2021 lebten fast 18 Prozent in Armut, also über 14 Millionen Menschen.[81] Somit fällt jeder sechste Mensch in Deutschland unter die Armutsgrenze, bei Kindern trifft dies auf mehr als jedes fünfte zu – und das, obwohl wir ein reiches Industrieland sind. Als arm gilt eine alleinstehende Person, die weniger als 1350 Euro pro Monat zur Verfügung hat, oder ein Haushalt, wenn etwa zwei Erwachsene und zwei Kinder unter 14 Jahren über weniger als 2830 Euro verfügen.

                     Beinahe zwei Drittel (65,1 Prozent) aller Armutsbetroffenen sind Kinder, junge Erwachsene bis 25 Jahre und Rentner; besonders häufig trifft es Alleinerziehende und ihre Kinder: In mehr als zwei von fünf Fällen leben sie unter der Armutsgrenze.[82]

                     
                     	EXKURS: Alleinerziehende

                        
                        Alleinerziehende sind eine von mehreren Konstellationen, die in der Forschung als Haushaltstypen bezeichnet werden: Es gibt Singles, Paare, mit oder ohne Kinder; und Singles mit Kindern sind ebenjene Alleinerziehende. Von all diesen Konstellationen sind Alleinerziehende mit 43,2 Prozent mit Abstand am häufigsten von Armut betroffen. Und die Tendenz steigt: 2020 waren es «nur» 40,4 Prozent.[83] Weder Alleinerziehende (in mehr als acht von zehn Fällen Frauen)[84] noch ihre Kinder liegen in der «sozialen Hängematte», sind faul oder untätig. Die Erziehung eines Kindes beansprucht viel Zeit, Energie und Fürsorge, die Mütter oftmals nicht neben einem Vollzeitjob stemmen können; oder sie erfordern Kompromisse, die Arbeitgeber ungern eingehen. Wie die Liedermacherin Laura Braun in ihrem autobiografischen Song Nullsummenspiel beschreibt: «Mutter, warum haben andere Eltern nur einen Job zu zweit, Du allein drei und dafür niemals für mich Zeit?»

                        Es gehört zur Realität Deutschlands, dass vor allem diejenigen Frauen, die am meisten Verantwortung tragen und Leistung erbringen, die alleine Kinder erziehen, am häufigsten in Armut leben. Diese Erkenntnis ist reine Statistik. Meine folgende Einschätzung, mein normatives Urteil, möchte ich unmissverständlich klarstellen: Ich erachte es als das größte Armutszeugnis von einer der reichsten Nationen der Welt, dass wir dieses strukturelle Phänomen nicht nur geschehen, sondern gar wachsen lassen. Die Armut Alleinerziehender und die Armut der Kinder könnten politisch angegangen werden. Die Politikerinnen haben es in der Hand. Etwa durch bessere Kinderbetreuung, Ganztagsangebote, finanziell großzügigere Unterstützung von Müttern oder eine steuerliche Andersbehandlung.

                     

                     Nur 4,9 Prozent – in absoluten Zahlen ausgedrückt etwa 823000 der Armutsbetroffenen – sind erwerbslos (die also arbeitslos und arbeitsmündig sind, aber aktuell über keinen Job verfügen).[85] Davon haben in weniger als 16000 Fällen Bürgergeldempfänger ein Jobangebot, eine Ausbildung oder eine Maßnahme zur Weiterbildung ausgeschlagen.[86] In der Folge wurden sie sanktioniert und ihre Bezüge gekürzt. Dabei ist, wie Helena Steinhaus und Claudia Cornelsen es aufzeigen, «wissenschaftlich nachgewiesen, dass die Sanktionspraxis sexistisch, rassistisch, bildungs-, sozial- und altersdiskriminierend ist».[87]

                     Bei rund 95 Prozent (!) aller Armutsbetroffenen hängt die missliche Lage nicht einmal damit zusammen, dass sie in irgendeiner Weise nicht arbeiten (wollen würden). Wenn Kinder in Armut aufwachsen müssen, weil es keine armutsfeste Kindergrundsicherung gibt; wenn Mütter in Armut rutschen, weil sie alleinerziehend sind; wenn Inflation und Mietpreissteigerungen die Lebenshaltungskosten insbesondere für junge Erwachsene und Rentnerinnen in schwindelerregende Höhe treiben. Ist es dann wirklich verwunderlich, dass sich diese Menschen von der Politik im Stich gelassen fühlen?

                     Die Ampel-Regierung verlor bei Menschen in Armut, Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen[88] und bei der Jugend[89] über die Jahre an Zustimmung und Boden – während die AfD im Aufwind war. Es steht außer Frage, dass einige AfD-Wählende ein geschlossenes rechtsextremes Weltbild haben. Doch ein weitaus größerer Teil ist nicht im Kern rechtsextrem.[90] Im Unterschied zu Wählerinnen anderer Parteien haben sie vor allem eins: wirtschaftliche Sorgen. Studien belegen, dass es einen direkten Zusammenhang zwischen der Sparpolitik und dem Erstarken der AfD gibt.[91] Entsprechend könnte der AfD Wasser abgegraben werden, wenn eine nachhaltige, solidarische Finanzpolitik betrieben würde. Das Problem ist nur: Der ehemalige Finanzminister Christian Lindner glaubte nicht an diese Studien (das äußerte er tatsächlich so am 8. Mai 2024 auf der OMR-Konferenz).[92] Lindners Gebaren ist eine brandgefährliche Missachtung wissenschaftlicher Erkenntnisse.

                     Und das in Zeiten, in denen die AfD bei drei Landtagswahlen im Osten Erdrutschsiege hingelegt hat und nach aktuellem Stand (Dezember 2024) die zweitstärksten Umfragewerte (nach der Union) hat. Bereits die Bundestagswahl 2021 hätte der Politik Warnung sein sollen: Während die AfD in westlichen Bundesländern durchschnittlich auf 7,9 Prozent kam, erhielt sie im Osten 22,4 Prozent der Zweitstimmen.[93] Doch wurde in einer der vergangenen Legislaturperioden aktiv gegen die Probleme und Ungleichheit im Osten Politik betrieben? Über 30 Jahre nach der Wiedervereinigung Deutschlands sind die Ungleichheiten der Lebensverhältnisse zwischen Ost und West anhaltend groß. Die Ungleichheiten ziehen sich durch alle Bereiche.

                     Beschäftigte verdienen – bei gleicher Qualifikation – im Osten 17 Prozent weniger als im Westen. Bei Vermögen ist der Unterschied nochmals größer: Das Median-Vermögen beläuft sich im Westen auf 127900 Euro und ist somit dreimal so hoch wie das Vermögen im Osten, wo es nur 43400 Euro sind.[94]

                     [image: Die Westdeutschen besitzen im Schnitt ein Vermögen von 127900 €, die Ostdeutschen 43400 €.]
                        6 Das Median-Vermögen ist in Westdeutschland etwa dreimal so hoch wie im Osten.


                     

                     Auch bei Erbschaften sind eklatante Ungleichheiten auszumachen. Die Ostdeutschen erhalten nicht nur seltener, sondern auch kleinere Erbschaften.[95] Die Erbsummen liegen in Westdeutschland mit 92000 Euro weit über denen in Ostdeutschland, wo es 52000 Euro sind. Einen weiteren ungleich verteilten Faktor stellen Immobilien dar: Während im Westen bei jedem zweiten Erbfall Immobilien vererbt werden, trifft das nur auf jeden dritten Erbfall im Osten zu. Zudem sind die Immobilien im Westen im Schnitt weitaus wertvoller als jene im Osten.

                     Bei den besonders großen Erbschaften und Schenkungen tritt die Ungleichheit nochmals drastischer zutage: Von allen Übertragungen von Unternehmen zwischen 2009 und 2020, die steuerbefreit wurden (ein Volumen von insgesamt 409 Milliarden Euro), gingen nur 1,7 Prozent an Menschen in Ostdeutschland, obwohl Ostdeutsche 15 Prozent der gesamtdeutschen Bevölkerung ausmachen.[96] Und während es in diesem Zeitraum 170 Mal dazu kam, dass Vermögen in Westdeutschland von über 250 Millionen Euro weitergegeben wurden, gab es in Ostdeutschland nicht einen einzigen solch gigantischen Fall.

                     In Ungleich vereint beschreibt der Soziologe Steffen Mau, was es bräuchte, um die großen Vermögensunterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen anzugehen. Es wäre notwendig, «entweder über die Besteuerung von Erbschaften und Vermögen im großen Stil zwischen West und Ost umzuverteilen – eine Art Lastenabgabe bzw. ein ‹Soli 2.0› – oder den Vermögensaufbau der ostdeutschen Habenichtse anderweitig zu unterstützen. Geschieht dies nicht, werden sich die ungleichen Verhältnisse über viele Generationen fortschreiben und aufaddieren (aufgrund mangelnder Erbschaften ist Ostdeutschland ironischerweise dichter am leistungsgesellschaftlichen Ideal als die alte Bundesrepublik)».[97]

                     Viel zu häufig wird die Ungleichheit zwischen Ost und West als Ergebnis der Teilung nach Ende des Zweiten Weltkriegs verstanden, die 1949 unterschiedliche Wirtschafts- und Steuersysteme hervorbrachte. Doch es gibt ein zweites Momentum in der Historie, das zu selten Teil der Erzählung ist: Die Protagonistin des jüngeren Dramas ist die Treuhand. Die Bildung einer Treuhandanstalt 1990 sollte für die Regelung des sogenannten Volkseigentums der ehemaligen DDR sorgen. Die Treuhand, so eingangs die Idee von Bürgerrechtlerinnen, sollte den 16 Millionen Menschen im Osten Anteile zu je einem Sechzehnmillionstel zukommen lassen. Was ihnen vorschwebte, war eine gerechte Aufteilung dessen, was in über 40 Jahren von der gesamten ostdeutschen Gesellschaft erarbeitet wurde.

                     Doch zu dieser Verteilung des Vermögens kam es nicht. Stattdessen wurde die Treuhand zur Eigentümerin von 8000 Kombinaten und Betrieben, die zügig reorganisiert, zerschlagen und privatisiert werden sollten. Für 50000 Immobilien, etwa 10000 Firmen und mehr als 25000 Kleinbetriebe suchte die Treuhand neue Eigentümer. Allerdings blieben diese nicht etwa bei den Ostdeutschen: 85 Prozent des gesamten einstigen Volkseigentums ging an Westdeutsche, 10 Prozent wurden von internationalen Investoren gekauft und lediglich 5 Prozent blieben im ostdeutschen Besitz.

                     Die Bilanz war vernichtend. Anstatt das Volkseigentum unter den Ostdeutschen zu verteilen, kam es, wie es die ehemalige DDR-Wirtschaftsministerin Christa Luft beschreibt, zur «größten Vernichtung von Produktivvermögen in Friedenszeiten».[98] Was erschwerend hinzukam: War die Treuhand 1990 noch Arbeitgeberin von insgesamt vier Millionen Ostdeutschen, hatten drei Millionen davon bis 1994 ihren Job verloren. So gesehen waren die neuen Bundesländer nach der Wiedervereinigung dreifach gebeutelt: Die DDR insgesamt wurde als ein einziger, gigantischer Fehler dargestellt, Millionen Bürgerinnen verloren ihren Arbeitsplatz, und das Kapital wurde nicht verteilt, sondern an die Meistbietenden verkauft. Ein Wettbewerb, bei dem die Ostdeutschen nicht mithalten konnten.

                     Ferdinand von Schirach beschreibt treffend, dass wir uns als Gesellschaft «eine Ethik erschufen, die nicht den Stärkeren bevorzugt, sondern die Schwächeren schützt. Das ist es, was uns im höchsten Sinn menschlich macht. … Wenn wir heute [die Schwächeren] nicht schützen, fallen wir wieder zurück ins Dumpfe und Dunkle».[99] Anstatt aber die schützende Hand über die Ärmsten zu halten, vertraut die Politik lieber auf die unsichtbare Hand des Marktes.

                  
                  
                     
                        Die Macht der Eliten

                     
                     Wenn man sich mit Ungleichheit befasst, ist es naheliegend, auf die Menschen in Armut zu blicken und an ihrer Situation etwas ändern zu wollen. Doch auch die andere Seite der Medaille ist wichtig: die Situation der Reichen und Überreichen, deren Macht und Möglichkeiten noch bis vor Kurzem eine weit klaffende Forschungslücke darstellten. Einen Grand Canyon nahezu. Bertolt Brecht schrieb einst: «Reicher Mann und armer Mann standen da und sah’n sich an. Und der Arme sagte bleich: Wär’ ich nicht  arm, wärst du nicht reich.» Doch stimmt dieser Zusammenhang? Während sich die Forschung in den USA spätestens nach der globalen Finanzkrise 2008/09 dank der Proteste von Occupy Wall Street verstärkt den Eliten zuwendet (in Lateinamerika passiert das bereits viel länger), sind wissenschaftliche Auseinandersetzungen über «die da oben» hierzulande recht rar. Das erklärt auch, warum es nicht die eine dominierende Definition gibt.

                     Je nach Land und Untersuchungsfeld geht es mal um die oberen 1 oder 0,1 Prozent, um «Überreiche», Milliardäre oder «die Eliten». Gerade der letztgenannte Begriff ist hierzulande verpönt. «Elite» ist negativ behaftet, niemand mag so recht Elite sein, und kaum jemand mag offen darüber sprechen. Mit diesem Tabu möchte ich ganz bewusst brechen. Zum einen, weil es in den USA und Lateinamerika völlig üblich ist, den Begriff zu verwenden. Zum Zweiten, weil solche Benennungen uns erst dazu in die Lage versetzen, mit analytischer Schärfe über die mächtige Akteursgruppe zu sprechen. Auch wenn sie hierzulande nicht ausreichend untersucht sind, gibt es durchaus sehr spannende Studien und Erkenntnisse – obgleich sie gern unter den Teppich gekehrt wurden. Ein Grund mehr, diese Studien und Arbeiten zu Eliten hier zu betrachten.

                     Meine Auseinandersetzung mit den Eliten begann 2018 am Genfer See in der Schweiz, genauer: am United Nations Research Institute for Social Development (UNRISD). Nach meinem Master der Politikwissenschaften ging ich für drei Monate dorthin, um als Teil des Teams die erste internationale und wissenschaftliche Konferenz von UNRISD zu Ungleichheit mitzugestalten. Die Konferenz «Überwindung von Ungleichheiten in einer zerklüfteten Welt: Zwischen Elitenmacht und sozialer Mobilisierung»[100] fand im November 2018 statt und war ein voller Erfolg. Wissenschaftlerinnen aus aller Welt kamen zusammen und diskutierten ihre Forschungsergebnisse zum Zusammenhang und -spiel von Ungleichheit und Eliten.[15] Doch nicht nur das: Es war auch die erste Konferenz einer internationalen Organisation, die sich überhaupt traute, Eliten als entscheidende Akteure in Fragen der (Re-)Produktion von Ungleichheit zu benennen.

                     Dabei reichen die Ursprünge der Elitenforschung weit zurück – mit durchaus unterschiedlichen Definitionen und Verständnissen davon, wer überhaupt zur Elite zählt und wie ihre Macht zu deuten sei. Die Universalgelehrten Karl Marx und Max Weber waren die vielleicht wichtigsten Begründer zweier Denkschulen. Nach Marx war Elite, wer zur Klasse der Kapitalisten zählte, die über die Produktionsmittel verfügen. Entscheidend ist also ihr Kapital, ihr Vermögen. Max Weber hingegen betrachtete Elite als eine Gruppe von mächtigen Akteuren, die durch ihre Position die Geschicke des Landes bestimmen. Man könnte auch sagen: Eliten sind nach Marx die Überreichen; nach Weber hingegen kommt es darauf an, wer an den obersten Stellen in Politik, Verwaltung und Justiz schaltet und waltet. Der deutsche Elitenforscher Michael Hartmann benennt eine vierte Eliten-Gruppe, die er zugleich als die mächtigste deklariert: die Wirtschaftselite. Ihre Macht ist insofern problematisch zu begreifen, weil ausgerechnet die Wirtschaftselite über keinerlei demokratische Legitimation verfügt. Politikerinnen wählt man. Die mächtigen Wirtschaftsbosse nicht.

                     Die Möglichkeiten, wie Eliten – ob nun Überreiche oder Wirtschaftseliten – Einfluss nehmen können, sind vielschichtig: Sie können als Einzelpersonen oder als organisierte Interessengruppen Lobby- und Kampagnenarbeit finanzieren, Denkfabriken (sogenannte Think Tanks), Clubs oder Stiftungen ins Leben rufen oder Verlage, Medienhäuser und soziale Netzwerke gründen, kaufen und leiten – und derart auf Politik und Gesellschaft einwirken. Das eine ist, dass sie Mittel und Möglichkeiten haben, dies zu tun. Die entscheidenden Fragen aber sind: Tun sie es auch? Und wenn ja, welche Konsequenzen hätte das für unsere Demokratie?

                     Während man vor zehn bis 20 Jahren über den Einfluss von Eliten nur (theoretisch) mutmaßen konnte,[101] sind die Forschungsansätze, Daten und Methoden inzwischen viel ausgefeilter.[102] Immer mehr Studien zeigen etwa einen klaren Zusammenhang zwischen der Macht der Eliten einerseits und der Ausgestaltung der Steuersysteme andererseits auf, die im letzten halben Jahrhundert zunehmend ihren rückverteilenden Charakter einbüßten.[103] Eine bahnbrechende Studie über die US-amerikanische Elite arbeitet heraus, dass Eliten nicht nur in der Lage sind, auf die Ausgestaltung der Politik einzuwirken. Ihre Macht entfaltet sich bereits an früherer Stelle: Sie üben auch einen enormen Einfluss darauf aus, welche Themen es überhaupt auf die politische Agenda schaffen.[104]

                     Man könnte geneigt sein zu glauben, solcherlei Einflussnahme sei ein Phänomen in den USA, wo die Spendengelder bei den Wahlen viel größere Rollen spielen, und die Lobbyarbeit gigantisch ist. Jüngst etwa kaufte der Techmilliardär Elon Musk nicht nur Twitter auf, sondern unterstützte im US-Wahlkampf Donald Trump unter anderem dadurch, dass er jeden Tag vom 20. Oktober an bis zur Wahl am 5. November 2024 eine Million US-Dollar verloste. Man musste nur seine Petition für Redefreiheit und das Recht darauf, Waffen offen tragen zu dürfen, unterzeichnen.[105]

                     Doch wie mehrere Wissenschaftler aufzeigen konnten, macht die Macht der Eliten nicht auf der anderen Seite des Atlantiks halt. Tatsächlich wurde dieser Zusammenhang in allen Demokratien nachgewiesen, die bislang auf diese Frage hin untersucht wurden[106] – inklusive Deutschland. Ein wesentlicher, ganz direkter Weg des Einflusses, die Lobbyarbeit, ist in Deutschland recht gut protokolliert: Die Bürgerbewegung Finanzwende deckt auf, wer die größten Lobbygelder auf den Tisch packt. Weder ist es die Automobil- noch die Pharmabranche, die die größten Mittel in die Hand nimmt. Die Nummer eins unter den Top 100 in der deutschen Lobbyszene stammt aus dem Finanzsektor. Der Geschäftsführer von Finanzwende Gerhard Schick bringt es auf den Punkt: «Millionen wurden eingesetzt, um Milliarden an Steuern zu sparen.»[107]

                     Was die politische Agenda betrifft, ist ein Team von Wissenschaftlerinnen am Max-Planck-Institut für Gesellschaft (MPIfG) in Anlehnung an die soeben genannte US-amerikanische Studie der Frage nachgegangen, wie weit auch hierzulande die Macht der Eliten reicht. Während Abraham Lincoln, bis zu seiner Ermordung im Jahr 1865 Präsident der Vereinigten Staaten, eine Demokratie als «Regierung des Volkes, durch das Volk, für das Volk» verstanden wissen wollte, verleiteten die Forschungsergebnisse über die letzten Jahrzehnte in Deutschland die Wissenschaftlerinnen dazu, von der «Regierung des Volkes, durch die Elite, für die Reichen» zu sprechen – so lautet der Titel der Studie.[108] Eigentlich sollte Politik unabhängig vom Geldbeutel der Bevölkerung betrieben werden. Und oftmals kommt es bei den Interessen der ärmeren und reicheren Bevölkerungsteile auch zu Überlappungen. Doch manches Mal lässt sich genau anhand des Kontostands ausmachen, wer für oder gegen eine politische Maßnahme Partei ergreift.

                     Genau diese Fälle haben die Wissenschaftlerinnen für den Zeitraum von 1980 bis 2013 untersucht und nachgewiesen, wessen Interessen schlussendlich umgesetzt wurden. Ihr Ergebnis: Die Ausgestaltung der Politik und die Interessen der Reichsten korrelieren, wie man so schön sagt, sehr stark positiv. Oder anders ausgedrückt: Was von Reichen gewünscht wird, wird angepackt. Die Interessen von Armutsbetroffenen hingegen sind nicht nur irrelevant; die Korrelation verläuft sogar negativ. Armutsbetroffene können nur hoffen zu kriegen, was sie sich wünschen, «wenn ihre Präferenzen mit denen der Reichen auf einer Linie sind».[109]

                     Bereits zwei Jahre zuvor hatte dasselbe Team von Wissenschaftlern im Auftrag der Bundesregierung eine Studie zu diesem Thema verfasst. Für den 5. Armuts- und Reichtumsbericht sollten sie herausarbeiten, wie Geld und Politik in Deutschland zusammenhängen. Und siehe da: Wer über mehr Geld verfügt, stößt auf mehr Gehör in der Politik. Doch leider wurden wichtige Passagen aus ihrer Studie in der finalen Version des Armuts- und Reichtumsberichts gestrichen. Rausgeflogen ist zum Beispiel der folgende Absatz: «In Deutschland beteiligen sich Bürgerinnen mit unterschiedlichem Einkommen nicht nur in sehr unterschiedlichem Maß an der Politik, sondern es besteht auch eine klare Schieflage in den politischen Entscheidungen zulasten der Armen. Damit droht ein sich verstärkender Teufelskreis aus ungleicher Beteiligung und ungleicher Responsivität, bei dem sozial benachteiligte Gruppen merken, dass ihre Anliegen kein Gehör finden und sich deshalb von der Politik abwenden – die sich in der Folge noch stärker an den Interessen der Bessergestellten orientiert.»[110]

                     Auch Passagen zu Lobbyismus, der Rolle von Stiftungen und Machtungleichgewichten sucht man vergebens. Wie die Nichtregierungsorganisation Lobbycontrol pointiert klarstellt: «Die Bundesregierung könnte … gegensteuern. Stattdessen greift sie zur Zensur. Das ist einer Demokratie nicht würdig. Das Thema Reichtum und Lobbyismus wurde vollständig aus dem Bericht gestrichen.» Doch zum Glück hat Lobbycontrol die Streichungen der als brisant eingestuften Passagen protokolliert.[111]

                     Eliten üben also ihre Macht aus, indem sie etwa durch Lobbyarbeit und Spenden auf die Politik Einfluss nehmen. Hinzu kommt aber auch, dass sie die politische Agenda insgesamt mitbestimmen: Diskutiert werden solche Themen, die sie als wichtig erachten. Eine dritte Ebene kommt noch hinzu: Wenn es nämlich um die Gestaltung der Präferenzen in der Bevölkerung geht. Bei dieser Form der Einflussnahme spalten sich jedoch die Geister. Die marxistische Denkschule geht davon aus, dass die herrschende Kapitalklasse «ihr Interesse als das gemeinschaftliche Interesse aller Mitglieder der Gesellschaft»[112] darstellt und so erzwingt. Der italienische Philosoph Antonio Gramsci hingegen ist davon überzeugt, dass die Machtelite die Meinung formt und so Zustimmung zu ihren Positionen gewinnt. Auf diese Weise kriegen die Eliten nicht nur ihren Willen. Besser noch: Das Ergebnis erscheint zudem legitim und natürlich. Das ist ein entscheidender Unterschied. Nicht Zwang ist das Mittel der Wahl, sondern der Einfluss der Herrschenden, der zu einer tiefgreifenden Zustimmung innerhalb der Gesellschaft führt. Der gegenwärtige Zustand in der Gesellschaft wirkt somit richtig und normal.

                     Das Schlüsselkonzept zum Verständnis von Gramscis Perspektive heißt Hegemonie. Hegemonie bezeichnet die Vorherrschaft einer sozialen Gruppe, Organisation oder Institution innerhalb einer gesellschaftspolitischen Ordnung. Dabei bedeutet Hegemonie mehr als nur Dominanz: «Sie erscheint als Ausdruck eines breit angelegten Konsenses, der sich in der Akzeptanz von Ideen manifestiert, durch materielle Ressourcen und Institutionen unterstützt wird und zunächst von sozialen Kräften etabliert wird, die eine führende Rolle innerhalb des Staates einnehmen.»[113] Hegemonie bedeutet demnach «die Kontrolle und Beherrschung durch die herrschende Elite durch den Konsens der Kontrollierten/Dominierten».[114] Der kritische Ansatz auf Grundlage einer hegemonialen Ordnung unterscheidet sich von anderen, wie etwa dem marxistischen, darin, dass er «die Rolle der Eliteninteressen bei der Wirklichkeitskonstruktion betont».[115] Unsere gesellschaftliche Wirklichkeit folgt eben keinen Naturgesetzen, fällt vom Himmel und ist einfach gut so wie sie ist. Sie wird beständig geformt. Doch nicht alle sind gleichermaßen an dieser Gestaltung unserer Gesellschaft beteiligt.

                     Diese Annahmen von Gramsci wurden von zahlreichen Wissenschaftlern überprüft – und für richtig befunden. Der Anstieg der Ungleichheit kann auf eine erfolgreiche ideelle Politik der Eliten zurückgeführt werden. Dann etwa, wenn es Eliten vollbringen, «die Durchschnittswähler davon zu überzeugen, dass niedrigere Steuern nicht nur im Interesse der Reichen, sondern auch der Bürgerinnen mit niedrigem Einkommen sind».[116] Wissenschaftler warnen auf Grundlage ihrer Forschungsergebnisse davor, dass «[u]nsere größte Sorge bezüglich des obersten 1 Prozent wahrscheinlich ihr Einfluss auf die Gestaltung und Nutzung des Steuer-Transfer-Systems sein sollte».[117] Demokratien bestehen dem Anschein nach zwar fort, doch wie die jüngsten Träger des Alfred-Nobel-Gedächtnispreises für Wirtschaftswissenschaften Daron Acemoglu und James A. Robinson herausarbeiten, wird die Politik zum Spielball der Eliten.[118]

                     Auch der serbisch-amerikanische Ökonom Branko Milanovic, einer der bekanntesten Ungleichheitsforscher der Welt, äußert sich ähnlich besorgt und stellt fest, dass die US-amerikanische Demokratie tot und die Plutokratie geboren sei: Aus «ein Mensch, eine Stimme» wurde «ein Dollar, eine Stimme».[119] Das Bild, das Milanovic von den USA zeichnet, passt auch zu Deutschland.

                     Durch die lang anhaltenden Kommunikationsstrategien der Lobby des großen Geldes wird der Eindruck erweckt, dass etwa höhere Steuern auf Erbschaften nicht nur und nicht in erster Linie für reiche Erbinnen schlecht wären.[120] So wie es in Kampagnen, bei Talkshows und auf Podien dargestellt wird, würden sie uns alle in der Breite der Gesellschaft treffen. Man hat all diese Narrative schon gehört: Die angebliche Bedrohung von Omas Häuschen – wenn die Erbschaftsteuer steigen würde. Die Bedrohung von Arbeitsplätzen – wenn Firmenerben durch die Erbschaftsteuer in die Knie gezwungen würden. Oder dass dann alle vermögenden Menschen auswandern würden – sobald die Steuern auf Erbschaften hochgingen. Auf all diese Erzählungen werden wir noch eingehen. Kleiner Spoiler: Es sind Mythen.

                     Eliten sind Schlüsselakteure bei der Gestaltung der politischen Ergebnisse, der politischen Agenda und in Bezug auf die Herausbildung von Präferenzen. Ihre Macht war viel zu lange im Verborgenen geblieben und konnte erst in den letzten Jahren wissenschaftlich herausgearbeitet werden. Deutschland hat in puncto Elitenforschung noch vieles nach- und aufzuholen; ein guter Anfang wäre, die mächtige Akteursgruppe überhaupt einmal beim Namen zu nennen. Auch, damit uns bewusst wird, dass die Bedürfnisse und Probleme von ihnen oftmals nicht dieselben sind wie vom Rest der Bevölkerung. Reiche und Mächtige sind beispielsweise nicht auf einen starken Staat angewiesen, der ihnen Kitas, Schulen, Universitäten, Bibliotheken, bezahlbares Wohnen, Parks, Schwimmbäder oder Krankenhäuser stellt. Sie können sich das alles selber leisten. Doch das Gros braucht genau dies und hierfür einen Akteur, der diese gigantischen Investitionen tätigen kann.

                     Nicht alle Überreichen und Wirtschaftseliten sind eigennützig, engherzig und gierig, und unter keinen Umständen sollten sie über einen Kamm geschert werden. Auch die Vorstellungen und Interessen innerhalb dieser kleinen Gruppe müssen keineswegs übereinstimmen.[121] Es ist wichtig, ihre unterschiedlichen Wahrnehmungen und Überzeugungen in Bezug auf gesellschaftliche Fragen anzuerkennen und ihre unterschiedlichen Präferenzen zu verstehen[122] (genau dieser Frage widmet sich Teil drei dieses Buches). Das beste Beispiel hierfür sind Gruppierungen sehr einfluss- und überreicher Individuen, die sich aus ihrer privilegierten Position heraus dafür einsetzen, endlich gerechter und höher besteuert zu werden (wie etwa taxmenow, Millionaires for Humanity oder Patriotic Millionaires). Doch länderübergreifende Statistiken deuten darauf hin, dass Eliten in der Gesamtheit der Gesellschaft durch ihr Verhalten schaden. Viel zu oft nutzen sie ihre Macht und ihren Überreichtum, um wirksame Werkzeuge zur Reduzierung der Ungleichheit in ungreifbare Ferne zu rücken.[123]

                  
                  
                     
                        Deutschland, eine Erbengesellschaft

                     
                     Jede Gesellschaft braucht ihre Erklärungsmodelle und Rechtfertigungen für die bestehenden Ungleichheiten.[124] Das Credo von Deutschland? «Wir sind eine Leistungsgesellschaft!» Während es in den USA den Aufstiegstraum des Tellerwäschers zum Millionär gibt, gilt bei uns der Glaubenssatz: «Jeder ist seines Glückes Schmied.» Eine bundesweite Umfrage in Deutschland zeigt, dass rund die Hälfte aller Befragten dieser Aussage zustimmt, ein Viertel sagt «teils, teils», und nur ein Viertel widerspricht.[125] Die wichtigste aktuelle Form der Legitimierung von Ungleichheit ist also der Glaube daran, dass die heutige Leistung das Ticket für ein besseres Morgen ist. Klingt fein. Es ist aber zunehmend unsere Vergangenheit, die über unsere Zukunft bestimmt. Und dies in einer Weise, die den Fortbestand der Demokratie unmöglich macht. Dann nämlich, wenn die eigenen Lebenschancen und Einflussmöglichkeiten auf die Gestaltung der Gesellschaft zunehmend davon abhängen, in welche Familie man hineingeboren wird. Wie das? Ein Stichwort genügt: Erben.

                     Wir blicken Zeiten entgegen, die wir mit der Ausrufung der parlamentarischen Demokratie 1919 hinter uns gebracht zu haben glaubten. Das Drohszenario, dass wir unsere gesellschaftsleitenden Prinzipien von Leistung und Wertschätzung unabhängig von der sozio-ökonomischen Herkunft einbüßen, ist real. Nicht nur, weil die Erzählung der Leistungsgesellschaft zu einem Märchen verkommen ist. Sondern ganz konkret auch, weil wir zugleich die Rückkehr zur Erbengesellschaft manifestieren. Eine Erbengesellschaft ist eine Gesellschaft, in der es eine hohe Vermögensungleichheit gibt und in der große Vermögen innerhalb der Familie von einer an die nächste Generation gegeben werden. Nicht die eigene Leistung für den Vermögensaufbau ist entscheidend, sondern was einem durch Erbschaften und Schenkungen in den Schoß fällt.[126] Diese Beschreibung passt zu Deutschland wie die Faust aufs Auge.

                     Der Hauptgrund für die Entwicklung unserer Demokratie zu einer Erbengesellschaft wird deutlich, wenn wir uns den Anteil von Erbschaften und Schenkungen am Gesamtvermögen anschauen. Zum Verständnis ist wichtig, dass Vermögen aus zwei Teilen besteht: Vermögen setzt sich aus dem Kapital zusammen, das wir im Laufe des eigenen Lebens aufbauen, plus jenem, das man in Form von Erbschaften und Schenkungen erhält. Wäre die eigene Leistung in der Summe entscheidend, könnten wir uns als eine Leistungsgesellschaft verstehen. Doch tatsächlich trifft dies heutzutage in immer geringerem Ausmaß auf Industriestaaten zu.[127] Die Verschiebung von Vermögen aus Leistung im Laufe des eigenen Lebens zu Vermögen aus Erbschaften von vergangenen Generationen beobachten wir bereits seit Jahrzehnten: Betrug zu Beginn der 1970er-Jahre der Anteil des selbst erwirtschafteten Vermögens in der Bundesrepublik fast 80 Prozent, überwiegt heutzutage geerbtes oder geschenktes, also «unverdientes Einkommen» (wie der britische Philosoph und Ökonom John Stuart Mill 1848 Erbschaften treffend bezeichnete).[128]

                     [image: Der Anteil von Erbschaften am deutschen Gesamtvermögen lag im Jahr 1900 bei 63 %, nahm bis 1970 nach und nach auf 22 % ab und stieg seitdem wieder auf den aktuellen Stand von 51 %.]
                        7 Der Anteil von Erbschaften und Schenkungen am Gesamtvermögen ist in Deutschland seit den 1970er-Jahren wieder angestiegen und liegt heute bei über 50 Prozent.


                     

                     Wenn man also Vermögen etwa in Form eines Hauses sieht, ist statistisch gesehen die Chance größer, dass der Besitzer einfach beim Spermalotto Glück hatte, als dass die Person es durch ihre eigene Arbeit erworben hat. Vom Spermalotto (im Unterschied zur Geburtenlotterie) spreche ich bewusst, da es beim Erben tatsächlich mehr auf den Vater ankommt. Schließlich sind hohe Vermögen zwischen den Geschlechtern sehr ungleich verteilt und eher auf den Konten von Männern zu verbuchen.[129] Die Lücke zwischen den Vermögen von Frauen und Männern wird dabei umso größer, je größer die Vermögen sind, auf die man blickt. Global betrachtet haben Frauen bis zur Rente nur 74 Prozent des Vermögens angesammelt, das Männer erzielen.[130] Mehr noch, auf Deutschland bezogen gilt zudem: Männer erhalten im Schnitt häufiger und wertvollere Erbschaften und Schenkungen als Frauen – und zahlen dabei auch noch weniger Steuern.[131]

                     Wir beobachten heutzutage und in zunehmendem Maße also eine Ungleichheit, die nicht auf unterschiedlicher Leistungsfähigkeit beruht, sondern auf den unterschiedlichen Kontoständen der Eltern, Großeltern und Urgroßeltern … Pardon: vor allem der Väter, Großväter und Urgroßväter. Was ist das noch für eine Demokratie, in der man sich – wie zu Zeiten der Könige und des Adels – fragen muss: Arbeitest du noch oder erbst du schon?

                     Der Trend weg von der Leistungsgesellschaft hin zu einem neuen Geldfeudalismus nimmt immer größere Ausmaße an. Die Erbvolumina steigen und mit ihnen der Anteil von Erbschaften am Gesamtvermögen. Am Erben und Vererben ist an und für sich überhaupt nichts verwerflich. Würde das Vererben auf eine egalitärere Weise geschehen, bei der alle mehr oder weniger gleich viel bekämen, gäbe es absolut kein Problem. Dann wären die Startlinien ins Leben näher beieinander.[16]

                     [image: Fünf Läufer starten auf einer Rennstrecke von unterschiedlichen Positionen.]
                        8 Der Lauf des Lebens beginnt nicht für alle an derselben Startlinie: Elternhaus und Erbe, Geschlecht, Hautfarbe etc. spielen mit rein.


                     

                     Das Problem bei Erbschaften in Hinblick auf Ungleichheit ist aber, dass Erbschaften die bestehende und ohnehin schon immense Vermögensungleichheit weiter vergrößern. Intuitiv klingt das falsch. Schließlich wird das Vermögen durch eine Erbschaft von einer Person an viele Personen weitergegeben und somit verteilt.[132] Doch dem ist nicht so.

                     Eine Reihe von Faktoren trägt dazu bei, dass Erbschaften und Schenkungen die absolute Vermögensungleichheit vergrößern.

                     1) Zum einen wachsen die Vermögen der reichsten Familien schneller als die Vermögen von weniger reichen Menschen. Wenn Hochvermögende (so wie in den mathematischen Modellen der OECD oder vom EU Tax Observatory angenommen) mit ihren Vermögen 7 Prozent Rendite erhalten, verdoppeln sich ihre Vermögen alle zehn Jahre. Solch hohe Renditen kann nicht jede erzielen. Dafür muss man schon sehr hohe Vermögen sein Eigen nennen. Im Idealfall so viel, dass man sich nicht selbst darum zu kümmern braucht, sondern Berater in sogenannten Family Offices die Verwaltung übernehmen. Nach Angaben der Unternehmensberatung Capgemini nutzen 93 Prozent aller überreichen Family Offices, um das meiste aus ihren Vermögen rauszuholen.[133] Diese schaffen es dann, aus 10 Millionen Euro 20 Millionen zu zaubern, aus 20 Millionen Euro werden 40 Millionen usw., bis wir nach 50 Jahren bei 320 Millionen Euro angekommen sind. Halten wir es ganz simpel, um das Prinzip hinter diesen Zahlen zu verstehen: Wenn eine Person, die in eine reiche Familie geboren wurde, zum 20. Geburtstag 10 Millionen Euro als (vorgezogenes) Erbe erhält und die Finanzberater der Familie keinen Mist bauen, dann hat die reiche Erbin im Alter von 70 Jahren ein Vermögen von 320 Millionen Euro. Wenn also das Vermögen um das 32-Fache angestiegen ist, ist es herzlich egal, ob dann diese reiche Person das Erbe auf zwei oder drei Personen aufteilt. Es stimmt zwar, dass das Vermögen aufgeteilt wird, aber diese Aufteilung kann mit dem Wachstum des Vermögens einfach nicht Schritt halten.

                     2) Reichere Familien haben im Schnitt weniger Kinder. Man nennt es auch das demografisch-ökonomische Paradoxon: Je höher das Einkommen und der Bildungsstand, desto niedriger ist die Geburtenrate.[134] Wenn ärmere Familien, die ohnehin weniger zu vererben haben, ihre Vermögen auch noch auf mehr Köpfe verteilen, dann bleibt das Vermögen an der Spitze konzentriert. Unten wird so gesehen weniger auf mehr Köpfe verteilt, oben größere Vermögen auf weniger Menschen.

                     3) Gleich und Gleich gesellt sich gern – und das auch nach Einkommen und Vermögen. Früher hatten Männer häufiger höhere Einkommen erzielt als ihre Ehefrauen, heutzutage heiraten Menschen mit guten Gehältern häufiger untereinander. Das ist ein entscheidender Faktor, wenn man die Ungleichheit über Generationen hinweg verstehen will. Denn auf diese Weise wachsen die Vermögen an der Spitze nochmals schneller (und werden final an weniger Kinder aufgeteilt), während die Vermögen in den ärmeren Bevölkerungsteilen kleiner bleiben (und auf mehr Köpfe verteilt werden).

                     4) Alte Vermögen neigen dazu, schneller zu wachsen als Löhne der Gegenwart. Das ist eine wichtige Beobachtung, die wir noch im Detail betrachten werden und die dem französischen Ökonomen Thomas Piketty zu Weltruhm verhalf. Was wir seit Jahrzehnten beobachten – seit dem ganzen Theater mit dem Neoliberalismus –, ist, dass auf Einkommen aus Lohnarbeit höhere Steuern fällig werden als auf Einkünfte aus Immobilien, Kapitalerträgen oder Firmengewinnen. Wer also Wohnungen und Häuser, Aktien oder Firmen (geerbt) hat, hat einen doppelten Vorteil: Erstens zahlt er auf diese «Einnahmequelle» weniger Steuern; und zweitens kann er diese Einnahmequelle am Ende auch noch vererben.

                     5) Erbschaften und Schenkungen sind extrem ungleich verteilt. Aktuell werden jährlich etwa 400 Milliarden Euro in Deutschland vererbt und verschenkt. Eine gigantische Erbwelle rollt Jahr ums Jahr über Deutschland. Doch sie trifft nur ganz wenige: Die Hälfte aller Erbschaften gehen an die reichsten 10 Prozent. Nur 25 bis 30 Prozent aller Deutschen erhalten überhaupt Erbschaften über 100000 Euro. 70 Prozent kriegen kaum etwas. Und die ärmere Hälfte bleibt absolut auf dem Trockenen sitzen; sie kriegt nichts oder sogar Schulden vererbt (die sie zum Glück ausschlagen kann). Diese ungleiche Verteilung führt dazu, dass die absolute Vermögensungleichheit verschärft wird.[135]

                     6) Beim Erben gilt der sogenannte Matthäus-Effekt aus der Bibel. In aller Regel erhalten diejenigen größere Erbschaften, die ohnehin selbst hohe Einkommen erzielen. Sprich: «Denn wer da hat, dem wird gegeben.» Das hängt mit der niedrigen sozialen Mobilität in Deutschland zusammen. Kinder aus armutsbetroffenen Familien schaffen meist nicht so steile Karrieren wie Kinder aus Akademikerhaushalten. Der Soziologe Pierre Bourdieu zeigt auf, dass Kinder aus Akademikerhaushalten mehr als nur das Vermögen erben; sie kriegen auch das sogenannte Humankapital und den entsprechenden Habitus vermittelt (dazu mehr in Kapitel 18). Ebendiese Kinder, die dann besseren Jobs nachgehen und höhere Einkommen erzielen, kriegen zudem auch noch die größeren Erbschaften und Schenkungen.

                     7) Ähnlich dem Matthäus-Effekt gilt zudem: «Wer viel hat, dem wird weniger genommen.» Wer besonders hohe Vermögen erbt, zahlt geringere Steuern als Menschen, die kleinere Erbschaften erhalten. Denn Erben, die Millionen und Milliarden kriegen, erhalten diese meist in Form von Firmenanteilen. Auf diese werden kleinere bis gar keine Steuern fällig. Mehr noch, um das Ganze auf die Spitze zu treiben: Die reichsten Erben erhalten sogar die größten Steuergeschenke. Das ist Umverteilung von unten nach oben.

                     Bei dieser Betrachtung verwundert es nicht, wenn etwa der Soziologe Jens Beckert vom Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung die Vermögensvererbung in Fragen der Ungleichheit als «eine der wichtigsten Institutionen der Strukturbildungen von Gesellschaften» bezeichnet.[136] Auch Marcel Fratzscher, Präsident des DIW, kommt zu dem Urteil, dass Erbschaften der wichtigste Erklärungsfaktor für die große Vermögensungleichheit in Deutschland seien.[137]

                  
                  
                     
                        Die klebrige Leiter

                     
                     Diese Erkenntnisse sind schwer zu verdauen – weil sie nicht mit dem Credo von Deutschland vereinbar sind, wonach doch jeder seines Glückes Schmied ist. Wenn dem so wäre, müsste eines sehr hoch sein: die soziale Mobilität. Die soziale Mobilität bemisst, wie wahrscheinlich der soziale Auf- oder Abstieg von einer zur nächsten Generation ist. In Leistungsgesellschaften, auch Meritokratien genannt, ist die soziale Mobilität hoch, und die Sprossen der gesellschaftlichen Leiter können unabhängig vom Startpunkt aus erklommen werden. Wenn die soziale Mobilität hingegen niedrig ist, ist die gesellschaftliche Leiter «klebrig»: Wo auch immer man startet, man wird sich kaum vom Fleck rühren können.

                     Warum aber ist der Glaube der individuellen Verantwortung für das eigene Glück so groß, warum hält er sich so hartnäckig in Deutschland? Eine überzeugende Erklärung liefert der Soziologe Ulrich Beck: Er führt dies auf den sogenannten Fahrstuhleffekt zurück, den Deutschland in der Phase nach Ende des Zweiten Weltkriegs erlebte. Die gesamte deutsche Gesellschaft wurde ruckartig um eine Etage nach oben befördert und ließ identitätsstiftende Strukturen wie Klasse und Milieu in den Hintergrund geraten. Egal ob Arbeiter oder Akademikerinnen: Alle verdienten mehr, konsumierten mehr, der Aufstieg wurde kollektiv erfahrbar.[138]

                     Während die deutsche Gesellschaft um eine Etage hochfuhr, wurde die unterste mit den sogenannten «Gastarbeitern» gefüllt, die den Arbeitskräftemangel ausgleichen sollten und meist als geringqualifizierte Arbeitskräfte (etwa in Fabriken oder im Bergbau) eingesetzt wurden.[139] Zwischen 1955 und 1973 kamen 14 Millionen Menschen, von denen 11 Millionen nach dem sogenannten Anwerbestopp 1973 wieder in ihre Heimat zurückkehrten. Das deutsche Wirtschaftswunder wurde zu einem bedeutenden Anteil auf ihren Schultern getragen. Durch die Einnahme der unteren und untersten Positionen auf dem Arbeitsmarkt war der Aufstieg für die deutschen Arbeiter sehr viel einfacher geworden (in der Fachliteratur spricht man vom «Substitutionsprozess»). Allein zwischen 1961 und 1971 sorgten die Arbeitsmigranten dafür, dass 2,3 Millionen deutsche Arbeitnehmende in besser bezahlte Jobs aufsteigen konnten.

                     Wenn ich mit Menschen älterer Generationen spreche, halte ich mir diese Erfahrung vor Augen: Das Aufstiegsversprechen wurde für mehr Menschen gelebte Realität, die Löhne entwickelten sich mit der Wirtschaftsleistung, und nicht selten schafften Kinder von Arbeiterinnen den Sprung an die Uni und in die höheren Dienstleistungsschichten.[140]

                     Doch auf spätere Generationen, Menschen meines und jüngeren Alters, trifft diese Entwicklung nicht länger zu.[141] Die soziale Mobilität hat sich im Laufe der Zeit gewandelt, und zwar zum Schlechteren. Im Vergleich mit anderen Ländern aus der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, bekannt als OECD,[142] landet Deutschland auf Platz zwei der Länder mit der niedrigsten sozialen Mobilität. In dem Land, in dem jeder angeblich seines eigenen Glückes Schmied ist, kommt es sehr stark darauf an, welchen Amboss und Hammer man von den Eltern ausgehändigt kriegt. Nur in den USA, in den man es angeblich vom Tellerwäscher zum Millionär schaffen kann, sieht es noch düsterer aus. Auch wenn die Datenlage zeigt, dass der Glaube an die Leistungsgesellschaft falsch ist, sitzt diese Überzeugung tief.

                     In einer Reportage über Ungleichheit besuchte die Spiegel-Journalistin Rachelle Pouplier eine Familie, die in Armut lebt.[143] Die alleinerziehende Mutter von drei Kindern arbeitet zwar Vollzeit, doch ihr Gehalt genügt nicht, um das Nötigste aufzubringen. Sie zählt zu den Aufstockerinnen, die vom Staat finanzielle Unterstützung erhalten. Arm trotz Arbeit. Einer ihrer Söhne erhält zum Geburtstag ein Kartenspiel, wie man es im Drogeriemarkt für 7,99 Euro kaufen kann. Wie es für ihn sei, wenn er sehe, dass andere Kinder zum Geburtstag größere Dinge bekommen, eine Playstation etwa, fragt ihn die Journalistin. «Jeder kriegt das, was er verdient hat», antwortet er. Herzzerreißend: So tief sitzen die gesellschaftlichen Glaubenssätze, dass Kinder und Jugendliche denken, sie hätten es verdient, in Armut zu leben.

                     Wenn nun der Einwand erhoben wird, der Junge könne es eines Tages aus der Armut schaffen, wenn er sich nur anstrenge, so zeigen Statistiken, dass es ganz schön schlecht um seine Chancen bestellt ist. Der Blick auf den Anteil der Nicht-Akademikerkinder an den deutschen Universitäten verrät, wie prägend nach wie vor das Elternhaus ist: Während Kinder von Eltern, die selbst an die Uni gingen, zu knapp 80 Prozent ebenfalls diesen Weg einschlagen, schaffen es Kinder aus Nicht-Akademikerhaushalten in nur weniger als 30 Prozent der Fälle.[144]

                     Gemessen an der niedrigen sozialen Mobilität und dem hohen Anteil von Erbschaften am Gesamtvermögen bedeutet das mit Blick auf die Lebenschancen in Deutschland: Wer arm geboren wird, bleibt arm; wer mit einem goldenen Löffel im Mund groß wurde, wird fortan mit diesem speisen.

                     [image: Von 100 Nichtakademikerkindern beginnen 27 ein Studium, 20 erreichen einen Bachelor-Abschluss, 11 einen Master und 2 eine Promotion. Von 100 Akademikerkindern beginnen 79 ein Studium, 64 machen einen Bachelor, 43 einen Master, und 6 schließen die Promotion ab.]
                        9 In Deutschland spielt die Herkunft eine maßgebliche Rolle bei der Bildung.


                     

                  
               
            
               
                  3. Der Vorhang lichtet sich

               
               
                  
                     Die Rolle der Steuern

                  
                  Es ist an der Zeit, über eines der wichtigsten Werkzeuge von Demokratien zu sprechen, das in den letzten Jahrzehnten in Verruf geraten ist: über Steuern. Steuern sind das Rückgrat von Demokratien. Ohne sie würde unsere Gesellschaft in sich zusammenfallen. Sie sind der Preis, den wir für zivilisierte Gesellschaften zahlen – wie Oliver Wendell Holmes, Richter des Bundesgerichtshofs in den USA, bereits 1870 betonte.[145] Daher vermeide ich es tunlichst, von einer Steuerlast zu sprechen. Denn wie schon beim Begriff des Superreichtums ist diese Wortwahl irreführend.

                  Ich habe eine ganze Weile in anderen Ländern gelebt, in denen die Steuereinnahmen sehr viel niedriger sind als hierzulande,[17] in Mexiko etwa. Dass Menschen in Armut besonders darunter leiden, dass es keinen starken Wohlfahrtsstaat gibt, brauche ich wohl kaum zu erklären. Es fehlt an guten Schulen, Infrastruktur, Sportanlagen, Krankenhäusern, Bibliotheken, Lehrkräften, Polizei und vielem mehr. Doch auch die Vermögenden und Reichen profitieren meines Erachtens kaum davon. Am Ende des Monats bleibt auf dem Gehaltscheck vielleicht mehr Netto vom Brutto. Doch dafür müssen sie auch mehr ausgeben für die Wachleute vor ihren Gated Communities, sie müssen mehr Geld in private Bildung investieren, bei jedem Arztbesuch das Portemonnaie zücken, und sie leiden allesamt darunter, dass es um die Straßen und die Sicherheit um Welten schlechter bestellt ist als etwa hierzulande. Steuern sind kein Raub. Sie sind der Preis für unsere zivilisierte, moderne und gerechte Gesellschaft.

                  Die beiden renommierten Ökonomen Emmanuel Saez und Gabriel Zucman betonen, dass Steuern das wichtigste demokratische Instrument überhaupt sind.[146] Sie dienen nicht nur der Einnahme von Mitteln zur Finanzierung der Ausgaben des Staates (etwa in Bildung, Infrastruktur und Gesundheit) oder zur Lenkung des Verhaltens (man denke etwa an Tabaksteuern).[147] Steuern können auch und vor allem im Sinne einer demokratischen Gerechtigkeit gegen eine auseinanderklaffende Gesellschaft, gegen eine wachsende Vermögensungleichheit eingesetzt werden. Bei Einkommen gelingt dies in Deutschland ganz gut: Ohne Steuern und Transferleistungen wäre der Einkommens-Gini von Deutschland bei etwa 0,5. Doch dadurch, dass der Staat eingreift, geht der Einkommens-Gini in Deutschland um satte 40 Prozent runter und drückt die Ungleichheit von 0,5 auf 0,3.[148]

                  Bei Vermögen sieht es aktuell hingegen viel schlechter aus. In der Vergangenheit war das anders. Zur Mitte des 20. Jahrhunderts etwa wurden Steuern auf Vermögen erhoben, die dazu führten, dass die Ungleichheit sank. Dafür müssen Steuern aber auf eine bestimmte Weise angelegt sein: und zwar möglichst progressiv. Progressiv bedeutet, dass der Steuersatz nicht einheitlich ist, sondern mit der Summe steigt. Wer mehr hat, zahlt also nicht nur absolut mehr, sondern auch prozentual. Diese Form der Steuergestaltung ist Ausdruck eines Grundprinzips unseres modernen Steuersystems: des Leistungsfähigkeitsprinzips. Das Leistungsfähigkeitsprinzip leitet sich aus dem Gleichheitsgrundsatz (Artikel 3 GG) ab: Wer mehr leisten kann und wer am meisten vom System profitiert, sollte auch mehr zum Gemeinwesen beitragen.

                  Die Liste renommierter Ökonomen, Politikwissenschaftlerinnen und Historikerinnen, die unterschreiben würden, dass wir Vermögen besteuern sollten und dies zudem progressiv, ist ellenlang. Im Mai 2024 haben 70 renommierte Wissenschaftler im «Berliner Manifest» zu einer Neuausrichtung der Wirtschaftspolitik aufgerufen.[149] Der Konsens in diesem Lager wird immer größer; die Bedeutung, die Steuern in Fragen der Vermögenskonzentration haben, spielt dabei eine herausragende Rolle. Im Oktober 2024 haben zudem 22 deutsche Organisationen und Vereine in einem gemeinsamen Statement die Forderung an die Politik herangetragen, dass die Zeit für eine Vermögensteuer reif sei (ungleichheit.info ist Teil davon).[150]

                  Diese Forderung ist nicht aus der Luft gegriffen. Sie basiert auf wissenschaftlichen Erkenntnissen zum Zusammenhang von Ungleichheit und Steuern. Schauen wir uns einmal konkret die wichtigsten Studienergebnisse hierzu an. Der Verlauf der Ungleichheit in den letzten 100 Jahren war u-förmig. Der Anteil des reichsten Prozents in Deutschland war zu Zeiten der Monarchie Ende des 19. Jahrhunderts zunächst sehr hoch bei über 45 Prozent, sank dann nach den zwei Weltkriegen Mitte des 20. Jahrhunderts auf etwa 20 Prozent und ist nach einer Talfahrt seit den 1980er-Jahren wieder im Aufschwung begriffen. Wie wir wissen, hat das reichste 1 Prozent aktuell über ein Drittel vom Kuchen.[151]

                  [image: Vor dem Ersten Weltkrieg besaß das reichste Prozent der Deutschen etwa 50 % des gesamten Vermögens im Land, danach sank dieser Anteil, bis er sich ab den 1970er-Jahren bei etwa 20 % einpendelte. Im Jahr 2020 stieg der Anteil sprunghaft auf etwa 35 %.]
                     10 Anteil des Vermögens des reichsten 1 Prozent in Deutschland. Daten bis 1989 auf Basis der Vermögensteuer, 1993–2018 auf korrigierter Langzeitstudie EVS (vgl. Albers et al. 2020), 2019 vgl. Schröder et al. 2020.


                  

                  Wer glaubt, dass die Kriegszerstörungen hauptsächlich für die niedrige Ungleichheit verantwortlich war, der irrt. Weder in Deutschland noch in anderen Staaten wie etwa Frankreich, in denen durch die Verwüstung des Krieges Kapital im wahrsten Sinne des Wortes dem Erdboden gleichgemacht worden war, war es die Zerstörung als solche, die die Vermögensungleichheit am meisten senkte.[152] Ein anderer Faktor war entscheidender. Die Wirtschaftswissenschaftler Thilo Albers, Charlotte Bartels und Moritz Schularick haben den historischen Verlauf der Vermögensungleichheit in Deutschland seit 1895 analysiert und kommen zu dem Ergebnis: «Nicht die Kriegszerstörung war der wichtigste nivellierende Faktor. Stattdessen kann die ihr folgende umverteilende Steuerpolitik am besten erklären, warum Deutschland aus dem Krieg viel gleicher hervorging, als es in ihn hineingegangen war.»[153]

                  Stark, oder? Ja, das war sie, unsere Steuerpolitik nach den Weltkriegen, die mit der Erfindung des Sozialstaats einherging. Nicht nur hatten wir eine Vermögensteuer (die von 1923 bis 1997 genutzt wurde) und erfanden eine progressive Erbschaftsteuer; auch bei sehr hohen Einkommen blieb weniger Netto vom Brutto.[18] Vor allem aber trat 1952 das Lastenausgleichsgesetz in Kraft, das eine Vermögensabgabe von satten 50 Prozent des Vermögens all derjenigen vorsah, die im Krieg keine großen Einbußen erlitten.[154] Diese Vermögensabgabe musste nicht sofort beglichen werden, sondern konnte über 30 Jahre hinweg gestreckt werden. Somit kam der Lastenausgleich einer weiteren Vermögensteuer von jährlich 2 bis 3 Prozent gleich.[155]

                  Der Wirtschaftskraft tat dies keinen Abbruch. Ganz im Gegenteil: Deutschland erlebte nach dem Zweiten Weltkrieg sein Wirtschaftswunder und florierte bis Mitte der 1970er-Jahre mit Wachstumsraten von bis zu 12,6 Prozent. Und heute? Gehören all jene Werkzeuge, die unsere Vermögensungleichheit senkten, der Vergangenheit an. Der Spitzensteuersatz bei Einkommen ist in Zeiten der SPD-geführten Ampelkoalition aktuell weit unter den Spitzensteuersätzen von Helmut Kohl (42 Prozent bzw. 56 Prozent) und greift schon sehr viel früher (etwa bei 66000 Euro statt bei 127000; Euro pro Jahr[19]); die Vermögensteuer wird seit fast drei Jahrzehnten nicht mehr erhoben (wodurch dem Staat – also uns – rund 380 Milliarden Euro entgangen sind[156]); von einer Vermögensabgabe wurde in Deutschland selbst zu Corona-Zeiten und bei Ausbruch des Angriffskriegs von Russland auf die Ukraine nicht ernsthaft gesprochen; und die Erbschaftsteuer ist zu einer Dummen- und Bagatellsteuer verkommen, die ab 10 Millionen Euro regressiv wirkt.[157] Sprich: Wer besonders viel erbt, zahlt besonders wenig bis gar keine Steuer.

                  Anders als bei Einkommen, wo wir es schaffen, die Ungleichheit durch Steuer- und Transferleistungen massiv zu drücken, nehmen wir bei Vermögen kein einziges Werkzeug in die Hand, um der Ungleichheit entgegenzuwirken. Stattdessen fördern wir das Auseinanderklaffen der Gesellschaft durch die Privilegierung großer Unternehmen und reicher Erben.

                  Das Verständnis darüber, warum die Kluft zwischen den Reichen und dem Rest immer weiter wächst, ist so bedeutend, dass die Veranschaulichung dem französischen Ökonomen Thomas Piketty zu Weltruhm verhalf. Mathematisch hat Piketty den Zusammenhang von Kapital und Wirtschaftswachstum in seinem Werk Das Kapital im 21. Jahrhundert in der Formel r > g ausgedrückt. r steht für die Rendite auf Kapital in Form von Gewinnen, Dividenden, Zinsen oder etwa Mieten. Wenn jemand zum Beispiel 10 Millionen Euro investiert und nach einem Jahr einen Gewinn von 700000 Euro sein Eigen nennen kann, dann sind diese 7 Prozent besagte Rendite. Der andere wichtige Faktor ist das Wirtschaftswachstum, ausgedrückt in g. Man kennt diese Angaben: «Deutschlands Wirtschaft ist um 1,2 Prozent gewachsen.» Diese 1,2 Prozent drücken aus, inwiefern sich die Produktion von Waren und die Inanspruchnahme von Dienstleistungen verändert hat. Daraus ergibt sich auch ein Effekt auf die allgemeinen Einkommen.

                  Die Formel ergibt sich aus der Beobachtung, dass die Rendite, die ein Kapitalanleger erzielen kann, die Wachstumsrate übersteigt, die für die Mehrheit der Bevölkerung Realität ist. Oder anders ausgedrückt: Eine Person, die ein großes Vermögen angehäuft oder geerbt hat, kann sich zurücklehnen und zusehen, wie ihr Reichtum durch gute Investitionen wächst, während die Durchschnittsbürgerin auf ihr Arbeitseinkommen angewiesen ist, das nicht im selben Maße steigt. Die einen erhalten Einnahmen aus Mieten (die seit Jahren steigen), die anderen tragen mit just diesen unverzichtbaren Alltagsausgaben zu deren Reichtum bei (und haben dadurch immer weniger ihres Einkommens übrig). Langfristig wird sich die Kluft zwischen den beiden vergrößern und die wirtschaftliche Ungleichheit nimmt zu.

                  Unterm Strich bedeutet dies, dass die Reichen ohne große Arbeit immer reicher werden, während sich das Gros der Bevölkerung abrackern muss – und dennoch abgehängt wird. Das ist nicht mehr als Mathematik achte Klasse. Piketty unterfütterte seine Formel allerdings mit Daten der letzten 250 Jahre aus vielen Ländern dieser Welt. r > g ist denn auch keine Theorie, sondern schlichtweg eine historische Beobachtung – eine Realität, die sich so entwickelt hat, sich aber nicht gleichermaßen fortentwickeln muss. Das macht der Rockstar der Ungleichheitsforschung unmissverständlich deutlich.

                  Der Grund für die Reduzierung der Vermögensungleichheit nach den Weltkriegen in Deutschland war, dass sich das Verhältnis von r und g gedreht hat. Die hohen Steuern auf und Abgaben von Vermögen haben die Gewinne aus Kapital r klein gehalten, während die Wirtschaft g boomte und die Einkommen in der Bevölkerung schneller wuchsen. Wenn es also erklärtes Ziel ist, die wirtschaftliche Ungleichheit zu reduzieren – wie wir es im Nachhaltigkeitsziel Nr. 10 der Vereinten Nationen beschlossen haben –, dann würde dies in logischer Konsequenz bedeuten, dass wir Vermögen sehr viel höher und progressiv besteuern müssten. Sehr viel höher.

                  Zwei Gründe sind dafür wichtig. Erstens, seien wir ganz ehrlich: Bei g anzusetzen und auf ein höheres Wachstum abzuzielen, ist in einem sehr viel geringeren Ausmaße möglich (aktuell kämpfen wir in Deutschland gar mit einer Rezession, also dem Abschwung der Wirtschaft). Auf r hingegen können wir politisch direkt Einfluss nehmen. Zumindest, wenn wir wollten. Zweitens gehen momentan die Renditen der Überreichen durch die Decke. Saez und Zucman zeigen für die USA auf, dass selbst eine Steuer auf Milliardäre von 10 Prozent nicht dazu führen würde, dass die Vermögen der Überreichen sinken würden[158] – weil die Renditen der Vermögen so hoch sind. Was für die USA gilt, gilt für andere Staaten gleichermaßen: Solange die Renditen höher sind als die Steuern auf das Vermögen, wachsen die Vermögen weiter.

                  Wenn also das Wirtschaftswachstum g bei beispielsweise 1 Prozent liegt, die Renditen für Überreiche aber bei 7 Prozent, dann müssten Steuern auf das Vermögen der Überreichen mindestens 6 Prozent betragen, damit die Ungleichheit nicht weiter wächst.

                  Doch seit der Neoliberalismus Einzug gehalten hat, wurde die Steuerpolitik genau andersherum gestaltet: Anstatt r kleiner zu halten und Steuern auf Vermögen zu erhöhen, wurden die Einkommen (ausgedrückt durch g) klein gehalten. Auf den Lohn von Durchschnittsverdienerinnen entfallen im Jahr 2022 rund 48 Prozent Steuern und Abgaben. Wenn es um selbst erarbeitetes Einkommen geht, ist Deutschland somit ein Höchststeuerland.[159] Wenn es aber um die sehr hohen Einkommen (sprich um Einkommen aus Vermögen), um Kapital und konkret um unverdientes Einkommen in Form von Erbschaften und Schenkungen geht, ist Deutschland ein Niedrigsteuerland.[160] Je vermögender jemand ist, desto wichtiger wird das Einkommen aus Vermögen, das sogenannte passive Einkommen. Entscheidend für die Verringerung der Ungleichheit ist also die Besteuerung der Vermögenseinkommen.

                  In Deutschland wurden Steuern auf Einkommen aus Vermögen so oft gesenkt und mit derart vielen Ausnahmen versehen, dass sich der effektive Steuersatz – also das, was wirklich bezahlt wurde – in den letzten 30 Jahren für Überreiche mehr als halbiert hat. Im Ergebnis zahlen Mittelschichtsfamilien höhere Steuersätze und Abgaben als Millionärinnen und Milliardäre: Eine Mittelschichtsfamilie kommt auf 43 Prozent, ein Multimillionär auf 29 Prozent. Und eine Milliardärin gar nur auf 26 Prozent.[161] Anstatt Überreiche gemäß unseres Leistungsfähigkeitsprinzips hoch zu besteuern, anstatt höhere Steuern auf passive Einkommen zu erheben, setzen wir lieber hohe Steuern auf Einkommen, für die hart gearbeitet werden muss.

                  Setzt man Steuern und Abgaben nicht gegen diesen Trend ein, wird die Schere immer weiter auseinandergehen. Genau das ist der Grund, warum Steuern das wichtigste und mächtigste Instrument von Demokratien sind. Sie ermöglichen nicht nur die Finanzierung unseres Sozialstaats und somit alles Grundlegende, was uns als Wirtschaftsnation stark macht. Sie können auch dafür eingesetzt werden, der kapitalistischen Logik eine demokratische Kraft entgegenzusetzen. Steuern sind somit das Instrument, um eine Rückverteilung des Wohlstands, den die Gesellschaft insgesamt erwirtschaftet, so zu gestalten, dass nicht nur die Vermögen der Reichen und der großen Unternehmen wachsen.

                  Wer wissen möchte, wie genau ein solches Szenario aussehen könnte, kann in den World Inequality Report, kurz WIR, blicken.[162] Der WIR 2022 ist das Ergebnis der Zusammenarbeit von über 100 Ökonominnen aus der ganzen Welt. In diesem Bericht kann man nicht nur die Verteilung von Einkommen und Vermögen zahlreicher Länder nachblättern, sondern auch die Berechnung dreier Steuerszenarien für Vermögen finden. Alle drei Szenarien sind progressiv angelegt, das heißt, je höher das Vermögen ist, desto höher wird der prozentuale Steuersatz. Die gezogenen Grenzen der Steuerklassen beginnen bei 1 Million und gehen schrittweise hoch bis zu über 100 Milliarden US-Dollar.

                  Beginnt man bescheiden gemäß dem Steuerszenario eins, läge die Steuer zwischen der ersten und zehnten Million bei 1 Prozent und bei über 100 Milliarden bei 3,5 Prozent. Im zweiten Szenario würde sie gleichermaßen niedrig starten, sich aber auf bis zu 10 Prozent steigern. Da hohe Vermögen Renditen von 7 bis 10 Prozent erzielen, würde die Ungleichheit bei diesen Steuersätzen jedoch nur einfach nicht weiter wachsen. Will man die Vermögensungleichheit jedoch tatsächlich merklich drücken, müsste man sehr viel rigoroser vorgehen und Vermögen zwischen 10 und 100 Milliarden US-Dollar bereits mit 50 Prozent besteuern, bei den reichsten Menschen der Welt mit Kapital von über 100 Milliarden US-Dollar sogar 90 Prozent ansetzen. Eine solch hohe Vermögensteuer würde Überreichtum effektiv reduzieren und dessen neue Bildung verhindern.
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                     11 Hypothetische Vermögensteuerszenarien nach dem World Inequality Report 2022 (S. 140). Lesehilfe: Der Steuersatz gilt für das Vermögen über der bezeichneten Schwelle. In Szenario 1 würde eine Person mit 20 Mio $ Vermögen für die erste Million keine Steuer zahlen, für die nächsten 9 Mio $ 1 %, für die nächsten 10 Mio $ 1,5 %. Die gesamte jährliche Vermögensteuer würde 240000 $ betragen (9 Mio × 1 % = 90000 $ + 10 Mio × 1,5 % = 150000 $).


                  

                  Schwierige Mission? Gewiss. Unmöglich? Keineswegs. Schließlich sprechen wir hier von Steuerpolitik, und diese ist kein Naturphänomen, sondern lässt sich gestalten. Eine solche Vermögensteuer würde umso besser greifen, je mehr Länder bei der Umsetzung kooperieren und mitmachen würden. Aktuell herrscht in Fragen der Steuerpolitik das Prinzip der Konkurrenz. Viele Staaten buhlen um die Gunst der Unternehmen und liefern sich seit Jahrzehnten ein Wettrennen sinkender Steuersätze, einen wahren race to the bottom. Doch an die Stelle der Konkurrenz kann Kooperation treten – wie zuletzt geschehen, als sich über 130 Staaten darauf verständigten, eine Mindeststeuer von 15 Prozent auf global tätige Konzerne zu erheben.[163]

                  Demnächst werden Gewinne von Großkonzernen mit einem Jahresumsatz von mindestens 750 Millionen US-Dollar weltweit unabhängig vom Standort zu diesem einheitlichen Steuersatz zur Kasse gebeten.[164] Die Höhe der Unternehmensteuer ist mitnichten das ideale Maß. Aber wichtiger noch als die genaue Zahl ist die Botschaft, die hinter dieser Kraftanstrengung steht: Die Frage der Gerechtigkeit wurde höher gehängt als einzelstaatliche Interessen, und eine internationale Besteuerung von Unternehmen – jahrzehntelang als unmöglich geframt – wird greifbar. Dieser Erfolg ist Ausdruck des gewachsenen politischen Willens. Mit ihm wächst auch die Hoffnung auf weitere Steuergerechtigkeit, tiefgreifende Kooperationen und sinkende Ungleichheit.

                  Wenn wir uns nun noch einmal vor Augen führen, wie extrem die Vermögensungleichheit ist und welche Rolle Erbschaften und Schenkungen spielen, dann ist es an der Zeit, sich genau der Steuer zu widmen, die an der Wurzel des Problems ansetzt und dem Trend zur Erbengesellschaft begegnen könnte.

               
               
                  
                     Vorhang auf für die Erbschaftsteuer

                  
                  Eines der mächtigsten und somit wichtigsten Werkzeuge gegen den wachsenden Überreichtum, unser weiteres Abdriften in eine Erbengesellschaft und für eine Rückverteilung des Vermögens ist die im selben Gesetz geregelte Erbschaft- und Schenkungsteuer (wenn ich in der Folge von Erbschaftsteuer spreche, sind der Einfachheit halber beide gemeint). Dem bloßen Konstrukt nach ist die deutsche Erbschaftsteuer sogar Stand heute gar nicht so schlecht und dabei noch familienfreundlich. Familienheime etwa sind von der Erbschaftsteuer ausgenommen, wenn man sie tatsächlich als eigene Immobilie nutzt. Gemäß der gängigen Steuerpraxis ist es zudem möglich, seinen Liebsten hohe Summen steuerfrei zu vererben oder zu schenken.

                  Bei der Erbschaftsteuer gibt es, wie bei der Einkommensteuer auch, einen Freibetrag. Alles, was unter dem Freibetrag bleibt, bleibt steuerfrei. Nur die Summe über dem Freibetrag wird je nach Steuerklasse und Höhe der Erbschaft oder Schenkung mit einem Steuersatz berechnet. Der Freibetrag für Ehegatten liegt bei einer halben Million Euro. Auf die ersten 400000 Euro, die Kinder erhalten, werden auch keine Steuern fällig. Nehmen wir zur Veranschaulichung ein Beispiel und Steuersätze, wie sie heute gelten. Wenn etwa ein Kind von der Mutter 500000 Euro erbt, dann sind die ersten 400000 Euro steuerfrei. Bei den restlichen 100000 Euro über dem Freibetrag fallen 11 Prozent an – also 11000 Euro. Bezogen auf die gesamte Erbsumme von einer halben Million Euro ist der sogenannte effektive Steuersatz also 2,2 Prozent.[165]

                  Alle zehn Jahre kann man auf Reset drücken und das Spiel mit den Freibeträgen von vorne beginnen. Man kann den Nachkommen also in jedem Jahrzehnt 400000 Euro vermachen – pro Elternteil, wohlgemerkt –, ohne auch nur einen Cent Steuern zu zahlen. Erst über dieser Höhe greift die Erbschaftsteuer in drei nach Verwandtschaftsgraden abgestuften Steuerklassen. Nahe Verwandte zahlen, mit wachsender Erbsumme, in der Steuerklasse I erst sieben und ab einem Vermögen von 26 Millionen Euro dann 30 Prozent. Nicht verwandte Personen zahlen in der dritten Steuerklasse 30 bis 50 Prozent.

                  Nach aktueller Rechtsprechung ist die deutsche Erbschaftsteuer somit progressiv: Je mehr man erbt, desto mehr zahlt man. So viel zur Theorie.

                  Doch nicht ohne Grund wird die Erbschaft- und Schenkungsteuer auch gerne als «Bagatell-» und auch «Dummensteuer» bezeichnet. Jährlich werden in Deutschland etwa 400 Milliarden Euro vererbt. Davon wurden im Jahr 2023 nur 121,5 Milliarden Euro überhaupt zur Steuer veranlagt (der weitaus größere Teil fällt quasi durchs Raster, etwa wegen der hohen Freibeträge). Auf diesen Betrag fielen dann Steuern an, sodass sich in der Summe final die Einnahmen aus der Erbschaftsteuer auf 9,2 Milliarden Euro beliefen. Damit liegt der sogenannte effektive Steuersatz von Erbschaften und Schenkungen bei nur etwas über 2 Prozent.[166]

                  [image: Von 400 Milliarden Euro, die pro Jahr vererbt werden, müssen nur 121,5 Milliarden versteuert werden, was einem realen Steueraufkommen von 11,8 Milliarden Euro entspricht.]
                     12 Da passt kaum ein Tortenheber drunter: Im Jahr 2023 wurden nur 2,3 Prozent der gesamten Erbmasse als Steuer fällig.


                  

                  Selbst Raucher zahlen durch die Tabaksteuer mit über 14 Milliarden Euro pro Jahr mehr in die Staatskasse ein. Auch in der Gesamtschau sind die Einnahmen aus der Erbschaftsteuer mickrig: Sie macht nur 1 Prozent aller Steuereinnahmen aus.[20] Wer sich entsprechende Anwälte leisten kann, zahlt die Erbschaftsteuer ohnehin kaum bis gar nicht. Obwohl das Bundesverfassungsgericht und der Bundesfinanzhof bereits mehrfach die Erbschaftsteuer als in Teilen verfassungswidrig erklärten, weil sie Betriebsvermögen zu sehr schone, ist es der Lobby des großen Geldes gelungen, das Erbschaftsteuerrecht zugunsten von Überreichen zu beeinflussen.

                  Ein gutes Beispiel für die groteske Privilegierung von Überreichen ist der Fall Friede Springer und Mathias Döpfner. Im Jahr 2020 schenkte die Witwe von Axel Springer, Milliardärin und Großaktionärin der Axel Springer SE, dem langjährigen Vorstandsvorsitzenden des Unternehmens Mathias Döpfner Aktien im Wert von etwa 1 Milliarde Euro. Eigentlich würde bei dieser hohen Summe eine Schenkungsteuer in Höhe von 50 Prozent fällig, da die beiden nicht verwandt sind. Die ZDF-Doku Die geheime Welt der Superreichen zeigt, auf welche Weise es möglich ist, eine solche Steuerforderung auf legalem Wege zu umschiffen.[167] Die Anwaltskanzlei Juhn Partner hat auf ihrer Homepage zudem explizit dargelegt, wie der Chef der Axel Springer SE die Steuer gedrückt haben könnte: indem er kurz vor der Schenkung sein flüssiges Vermögen in Aktien des Unternehmens investiert hat, dem er selbst als Chef vorsitzt.[168]

                  Tatsächlich investierte Döpfner kurz vor der Schenkung einen erheblichen Teil seines Vermögens in die Axel Springer SE: Zu den bereits von ihm gehaltenen 3 Prozent erwarb er weitere 4,1 Prozent – zusammen hielt er somit ein Paket im damaligen Wert von über 477 Millionen Euro.[169] Somit wurde aus seinem Vermögen Betriebsvermögen, das laut Erbschaft- und Schenkungsteuer «begünstigtes Vermögen» sein kann, das es, laut Gesetzeslage, zu «schonen» gilt. Diese Investition ermöglichte es Döpfner, von der Verschonungsbedarfsprüfung zu profitieren, die es seit 2016 gibt (§ 28a ErbstG). Dank dieser kann die Steuer auf begünstigtes Vermögen um bis zu 100 Prozent erlassen werden – wenn zum Stichtag die fällige Steuer nicht aus freien Mitteln bezahlt werden kann. Voraussetzung ist unter anderem, dass das Unternehmen in den folgenden sieben Jahren nicht verkauft wird und die sogenannte Lohnsummenregel eingehalten wird. Diese besagt, dass die Summe aller gezahlten Löhne im Unternehmen in den folgenden sieben Jahren nach der Schenkung nicht sinken darf. Unterm Strich hat Döpfner auf diesem Wege die Steuersumme in erheblichem Umfang reduzieren können.

                  Der Fall Döpfner ist der wohl bekannteste, jedoch bei Weitem nicht der einzige. 40 Prozent aller Großerben, also jene Menschen, denen über 20 Millionen Euro in den Schoß fallen, zahlen in Deutschland keine Steuern. Besonders beliebt, um die Steuer zu umgehen, ist der Trick, Kindern Betriebsvermögen zu vermachen. Schon vor der Verschonungsbedarfsprüfung war es möglich, 100 Prozent steuerfrei zu erben – wenn es sich um Betriebsvermögen handelte. Zwischen 2009 und 2020 haben 40 Kinder unter 14 Jahren Firmenanteile in Höhe von insgesamt 33,3 Milliarden Euro übertragen bekommen (jedes Kind erhielt mindestens 250 Millionen Euro). Im Schnitt zahlten sie nur 1 Prozent auf diese Übertragungen. 99 Prozent blieben steuerfrei.[170] Willkommen im neuen Feudalismus: In Deutschland, in dem einerseits mehr als jedes fünfte Kind – 2,8 Millionen – in Armut aufwächst,[171] erhalten gleichzeitig einige wenige Kinder Millionen und Milliarden steuerfrei. Zum Vergleich: Eine Erzieherin verdient im Laufe ihres ganzen Lebens durchschnittlich 1,6 Millionen Euro, ein Akademiker 2,8 Millionen Euro. In beiden Fällen werden Steuern und Sozialabgaben fällig – und zwar sehr viel höhere als auf das unverdiente Einkommen der reichen Erben.

                  Anstatt dass unser Staat mithilfe unseres Steuersystems Chancenungleichheiten wettmacht, verschärft sich die «Ungleichheit durch Geburt», wie Jens Beckert betont.[172] Dreimal seit Mitte der 1990er-Jahre haben Bundesregierung und Bundesrat nach Aufforderung des Bundesverfassungsgerichts am Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz herumgebastelt. Dreimal haben sie versagt. Diese Ungerechtigkeit im System, insbesondere die Privilegierung von überreichen Firmenerben, folgt weder einem Naturgesetz, noch ist sie gottgegeben oder das Ergebnis einer inhärenten Steuerlogik. Sie ist das Ergebnis erfolgreicher Lobbyarbeit, allen voran der Stiftung Familienunternehmen. Und ein blankes Politikversagen. Im Ergebnis trägt die Erbschaftsteuer perfiderweise dazu bei, dass Vermögen in den Händen weniger weiterhin wächst und sich der neue Geldadel verfestigt. Genau das also, was sie eigentlich verhindern soll. Dabei ginge es auch anders – wie uns die Geschichte zeigt.

               
            
            	Teil II Eine kurze Geschichte der deutschen Erbschaftsteuer

            
               
                  4. Ein wenig Theorie und Methode: Was für ein Theater

               
               Der zweite Teil des Buches stellt die Erbschaftsteuer in den Mittelpunkt. Mehr als die Hälfte aller Vermögen wird nicht im Laufe des Lebens aufgebaut, sondern vererbt oder verschenkt. Sprich: Erbschaften spielen nicht irgendeine, sondern die Hauptrolle, wenn es um die Fortschreibung und Verschärfung der hiesigen Vermögensungleichheit geht.

               Zu Beginn unserer Demokratie, der Geburtsstunde der Weimarer Republik 1919, wurde die Erbschaftsteuer als eines der wichtigsten Werkzeuge verstanden, um Gerechtigkeit walten zu lassen, Ungleichheit zu reduzieren und die Demokratie zu stärken. Wie konnte es im Verlauf der letzten 100 Jahre zu einem solchen Wandel kommen – vom Schwert der Demokratie hin zu einem hölzernen Kochlöffel?

               Wenn man die Literatur zu dieser Frage durchforstet, stellt man fest, dass oftmals Krieg und Revolution zur Ursache erklärt werden, warum die Erbschaftsteuer damals so hoch war.[173] Wäre das Kapital nicht im wahrsten Sinne des Wortes dem Erdboden gleichgemacht worden und die Not erdrückend gewesen, dann, so der bisherige Stand der Forschung, hätte es weder Debatten noch den Einsatz für eine höhere Erbschaftsteuer gegeben. Müssen wir also wirklich auf den apokalyptischen Reiter in Form eines Weltkrieges warten, nur um die Erbschaftsteuer zu stärken? Was aber, wenn Krieg und Revolution nur Katalysatoren, quasi Brennbeschleuniger waren; wenn aber andere Aspekte entscheidender gewesen sind?[174] Meine Untersuchungen in Deutschland (und Mexiko) haben genau das zutage gefördert.

               Steuern fallen nicht einfach vom Himmel, und sie sind auch nicht einfach richtig oder falsch. Steuern sind immer Ausdruck der Werte und Normen einer Gesellschaft, die stetig im Wandel begriffen ist. Der Wandel mag unmerklich geschehen, bei kurzen Zeithorizonten schleicht er sich kaum bemerkt an unserer Wahrnehmung vorbei. Doch treten wir einen größeren Schritt zurück, nehmen Dekaden, gar ein Jahrhundert in den Blick, sehen wir, dass die vermeintlichen Kontinuitäten der Steuergeschichte von Brüchen durchzogen werden. Die einzig stetige Konstante ist der Wandel selbst. Um ebendiesen Wandel zu verstehen, werden wir eine Reihe von Konzepten begreifen müssen, die aus den aktuellen Debatten nicht wegzudenken sind. Da sie oft durcheinander geworfen werden, möchte ich eine bildliche Gedankenstütze anbieten, und zwar für: Narrative, Paradigmen und Ideologien.

               Stellen wir uns ein Theater vor. Narrative sind die Geschichten, die Erzählungen der aufgeführten Stücke. Bei guten Geschichten kommt es gar nicht so sehr darauf an, ob sie wahr sind. Narrative hängen «nur in trivialer Weise von der Wahrheit im strengen Sinne der Überprüfbarkeit ab».[175] Narrative können direkt und konkret sein und in Form von Argumenten in Erscheinung treten. Alle Argumente sind Narrative, aber nicht alle Narrative sind Argumente. Denn Narrative können auch indirekt sein und verschiedene Ideen, Normen und Werte zum Ausdruck bringen. So ist etwa «Jeder ist seines Glückes Schmied» kein Argument, aber ein Narrativ.

               Wirtschaftsparadigmen sind «ideelle Strukturen eines in sich konsistenten und kohärenten Verständnisses der Welt und ihrer Funktionsweise».[176] Oder auf gut Deutsch: Ein Paradigma ist wie ein Skript für ein Theaterstück, das versucht, uns in seinen Bann zu ziehen und davon zu überzeugen, die beste aller Geschichten darzustellen. Nur dass es sich bei besagtem Theater um den reellen Wahnsinn unserer Wirtschaft handelt. Dieses Skript gibt vor, welche Bühnenbilder die Szenerie abbilden – etwa Staat und Politik, Markt und Gesellschaft oder auch Umwelt und Klima – und wie diese zueinander in Verbindung stehen. Das Skript gibt zudem an, welche Akteure den jeweiligen Szenen Leben einhauchen und wie sie sich zueinander verhalten sollten. Wo spielt die Musik? Und wer hat das Sagen? Damit das Skript verfängt, zählen neben dem Bühnenbild und der Rollenverteilung noch drei Dinge: Was das wichtigste Motiv des Zusammenspiels ist (wie etwa Vollbeschäftigung oder Geldstabilität), warum dieses Motiv die höchste Bedeutung hat (für einen Wohlfahrtsstaat oder im Zeichen eines freien Marktes) und auf welchem Wege oder mit welchen Mitteln das Ziel am besten zu erreichen ist (etwa durch höhere Löhne und eine höhere Nachfrage oder die Steuerung der Geldmenge und niedrigere Steuern).

               Eine Ideologie ist sehr viel umfassender als ein Paradigma. Sie ist wie das Theaterhaus, das quasi den Raum vorgibt, die Bretter, auf dem ein Theaterstück (Paradigma) überhaupt gespielt werden kann, und auf dessen Bühne die Erzählungen (Narrative) zum Tragen kommen. Um nun das Kind beim Namen zu nennen und zu verdeutlichen, wofür das Theaterhaus steht: Ich verstehe Kapitalismus und Sozialismus als zwei Ideologien, während die Lehren von Keynes und der Neoliberalismus zwei Paradigmen sind (die im Übrigen im Theaterhaus des Kapitalismus funktionieren, aber im Sozialismus nicht die Bedingungen vorfinden würden, die sie bräuchten, um sich zu entfalten).

               
               	EXKURS: Paradigmen im 20. Jahrhundert

                  
                  Die prägendsten Paradigmen des 20. Jahrhunderts waren der Keynesianismus (benannt nach dem britischen Ökonomen John Maynard Keynes), der in den 1930er-Jahren in den USA seinen Anfang nahm, und der Neoliberalismus, der zu unterschiedlichen Zeiten in verschiedenen Teilen der Erde Fuß fasste. In den USA und Großbritannien wirkte der Neoliberalismus ab Ende der 1970er-Jahre, in Deutschland hielt er nach der Wiedervereinigung Einzug. Das keynesianische Wirtschaftsparadigma beschreibt einen starken Staat, der in Wirtschaft und Finanzen eingreift, hohe direkte und progressive Steuern erhebt (Weg oder auch Mittel), um einen starken Wohlfahrtsstaat aufzubauen (Bedeutung), der wiederum Vollbeschäftigung (Motiv) und Wirtschaftswachstum verspricht.[177] Doch die Versprechen des keynesianischen Paradigmas wurden in den 1970er-Jahren nach den Ölpreiskrisen nicht mehr eingehalten. Die Wirtschaft brach ein, und die Arbeitslosenzahlen kletterten hoch. Das keynesianische Paradigma geriet durch die enormen Krisen unter Druck. Neue Akteure wollten das alte Skript beiseitepacken und nach einem neuen auf der Bühne spielen: Margaret Thatcher, Premierministerin von Großbritannien, und US-Präsident Ronald Reagan betraten die Szene. Ihr neoliberales Skript wurde ihnen dabei hauptsächlich von August von Hayek und Milton Friedman geschrieben.

               

               Die beiden Paradigmen – das keynesianische und das neoliberale – streiten darum, was die Wirtschaft in Schwung bringt; ob nach Keynes nun eine höhere Nachfrage (etwa durch Vollbeschäftigung und höhere Löhne) oder nach neoliberaler Manier ein höheres Angebot (durch Geldstabilität und niedrige Steuern). Allerdings lassen sie Grundprinzipien wie das wirtschaftliche Wachstum unhinterfragt, andere Dimensionen hingegen (wie Klima und Umwelt etwa) werden nicht berücksichtigt.

               Genau diese grundlegenden Aspekte, die wie selbstverständlich nicht thematisiert werden, machen den Kern und die Strahlkraft einer Ideologie aus. Solche Kernelemente einer Ideologie wirken geradezu natürlich oder gar heilig, die gleich der Natur oder Religion anzunehmen und unumstößlich sind. Antonio Gramsci nennt solche Ideologien «kulturelle Hegemonie»: Wenn eine Ideologie so normal geworden ist, so tief sitzt, dass allein das Nachdenken darüber schwierig oder gar unmöglich ist.[178]

               Nehmen wir die Ideologie, die unser aller Alltag, Leben, Wirtschaften, unser Denken und Sein prägt: Betrachten wir den Kapitalismus. Wir sollten uns darüber einig sein, was genau darunter zu verstehen ist. Oftmals wird der Kapitalismus mit dem Markt oder dem Handel gleichgesetzt. Doch diese gab es schon Jahrtausende bevor der Kapitalismus um sich griff. Am einprägsamsten ist die Kapitalismus-Definition des Anthropologen Jason Hickel, der aufzeigt, was den Kapitalismus von den meisten anderen Wirtschaftsformen der Geschichte unterscheidet: Wachstum. «Wachstum ist ein struktureller Imperativ – ein stahlhartes Gesetz. Und es kann sich auf stahlharte ideologische Unterstützung verlassen: Politikerinnen der Linken und Rechten mögen sich darum streiten, wie die Früchte des Wachstums zu verteilen sind, aber wenn es um das Streben nach Wachstum selbst geht, dann sind sie sich einig. Da passt kein Blatt Papier dazwischen.»[179] Wachstum ist also «die wichtigste Direktive des Kapitals».[180] Ein Beispiel, das in der kapitalismuskritischen Literatur oft verwendet wird, um den Imperativ des Wachstums vorzuführen, ist der Vergleich mit der Krebszelle: Der Kapitalismus «muss unaufhörlich wachsen und zerstört damit erst seine Umwelt – und dann sich selbst».[181] Die damit einhergehenden katastrophalen Folgen werden weltweit von Klimaforschern aufgezeigt, doch vor allem Ökonomen scheinen ein enormes Problem damit zu haben, sich eine Welt ohne Wachstum vorstellen zu können.[182] Und weder in der Wirtschaft noch in der Politik ist eine kritische, tiefgreifende, auch nur ansatzweise ausreichende Auseinandersetzung mit den Folgen des Wachstums zu erkennen.

               Wenn wir uns nun vorstellen, dass wir uns nach einer Theateraufführung mit anderen über das soeben Erlebte austauschen: Worüber würden wir uns in aller Regel unterhalten? Doch meist über das Theaterstück, über einzelne Passagen vielleicht. Seltener bezieht sich die Kritik auf das Theaterhaus selbst. Es sei denn, man kann gar nichts mehr mit dem Programm anfangen, fühlt sich nicht mehr wohl im Hause. Oder wenn sich gar das Gefühl breitmacht, dass bald die Hütte brennen könnte. Übertragen wir unsere Allegorie auf den Kapitalismus, den Neoliberalismus und neoliberale Narrative, passiert genau das in der Realität: In Anbetracht der Klimakrise, zunehmender Hitzewellen, Dürren, Fluten sowie sozial- und geopolitischer Krisen, Kriege und Konflikte nimmt die Kritik am Kapitalismus seit einigen Jahren merklich zu. Sie war nie ganz verstummt. Doch allmählich werden die Rufe lauter. Die Fragen, wer denn da im Theaterhaus in den oberen Rängen sitzt. Die Fragen danach, wer hier den höchsten Preis für die Aufführung zahlt: Die Menschen in der Loge und den höchsten Ticketpreisen – oder doch vielmehr all jene, die zur Errichtung beitrugen, das Material heranschafften und das Gemäuer in Schwerstarbeit gezimmert haben? Die Fragen danach, wer im Spiel des Lebens in die oberen Ränge, auf der Bühne, agieren, partizipieren darf – und wer außen vor bleibt.

               Auch wenn die Erbschaftsteuer Thema unserer Auseinandersetzung ist, macht ihre Analyse entlang dieser Allegorie des Theaters weitere wesentliche Schauplätze gesellschaftlicher Herausforderungen auf. Mit diesem verbildlichten Gedankenkonstrukt vor Augen können wir nachfolgend den Wandel der Erbschaftsteuer besser einordnen und nachvollziehen. Von diesen Konzepten soll der nachfolgende Teil handeln. Wir betrachten mit Beginn der Weimarer Republik, in welchem Theaterhaus (Ideologie) welches Theaterstück aufgeführt wurde (Paradigma) und welche Erzählungen im Laufe des Stücks am häufigsten Verwendung fanden (Repertoire an Narrativen) – um dergestalt nachzuvollziehen, welche Elemente zusammengenommen dazu führten, dass die Erbschaftsteuer manches Mal geschwächt, andere Male gestärkt wurde.

               Über die letzten Jahre wurde (zu Recht) viel Literatur zum Neoliberalismus publiziert und auch die Auseinandersetzung mit dem Kapitalismus als Ideologie wurde häufiger. Doch eine gründliche Analyse der Narrative über die Erbschaftsteuer, eingebettet in Paradigmen oder im Rahmen der herrschenden Ideologien? Geradezu Fehlanzeige.[183] Mit Erzählende Narrative hat der Ökonom Robert Shiller, Träger des Alfred-Nobel-Gedächtnispreises für Wirtschaft, eine Lanze für die Untersuchung von Narrativen in den Wirtschaftswissenschaften gebrochen. Nach Shiller stehen Narrative nicht für sich allein, sondern bilden eine Konstellation, in der sie einander stärken. Auf diese Weise haben Konstellationen von Narrativen mehr Einfluss als eine einzelne, für sich stehende Erzählung. Doch leider hat Shillers Ansatz harsche Kritik erfahren, weil er nicht zeigt, wie genau solche Konstellationen von Narrativen identifiziert und analysiert werden können. Diese Kritik nahm ich zum Anlass, ein Konzept zu entwickeln, das genau diese Möglichkeiten eröffnet: das Repertoire an Narrativen oder kurz RAN.

               
               	EXKURS: Repertoire an Narrativen – RAN

                  
                  Der Name und das entsprechende Forschungsdesign von RAN ist eine Abwandlung eines weiteren Konzepts, das die beiden Soziologinnen Michèle Lamont und Laurent Thévenot etablierten, das sogenannte Repertoire von Argumenten. Ihr Konzept erlaubt es zu untersuchen, in welchem Zusammenspiel und wie oft in bestimmten Politikfeldern verallgemeinerte Argumente[184] und Begründungsmodi verwendet werden. Doch mich interessieren mehr als nur Argumente. Ganz einfach, weil Steuern mehr als nur der rein logische Ausdruck kluger Überlegungen sind. Steuern sind immer auch zugleich Ausdruck der normativen Denkfabrik einer Gesellschaft.

                  Um ein RAN herauszuarbeiten, müssen Narrative 1.) erkannt, 2.) eingeordnet und 3.) gezählt werden: Welche Narrative werden in einer Debatte angewendet, welche lassen sich als Ausdruck eines bestimmten Typs ausmachen und welche werden am häufigsten angeführt. «Jeder ist seines Glückes Schmied» wäre ein solches Narrativ, als Ausdruck des individuellen Leistungsgedankens. Das Narrativ, das innerhalb eines bestimmten Zeitraums dominiert, bildet mit solchen, die sehr häufig oder häufig genannt werden, das RAN.[185] Zusätzlich werden die Gruppen der Akteurinnen unterschieden; in der historischen Analyse der Erbschaftsteuer in Deutschland also jene, die für die Stärkung (Pro-Gruppe) und jene, die für eine Schwächung der Erbschaftsteuer (Kontra-Gruppe) eintraten.

               

               Um einschätzen zu können, ob und inwieweit die Erbschaftsteuer gestärkt oder geschwächt wurde, müssen nicht alle Details der Gesetzesänderungen angeführt werden. Das wäre auch sterbenslangweilig. Es gibt vielmehr eine Handvoll Aspekte, die für die Untersuchung relevant sind. Dazu zählen Änderungen bei den Steuersätzen (die Einteilung der Steuerklassen), wie progressiv die Erbschaftsteuer gestaltet ist (also wie rückverteilend ihr Effekt ausfällt), wer die Einnahmen einbehält (der Bund oder die Länder), die Ausnahmen und Privilegien (für Personen, Institutionen oder bestimmte Formen von Vermögen) sowie Strafen und Sanktionen. Ebenfalls wichtig ist, wie Erbschaften und Schenkungen zueinander ins Verhältnis gesetzt werden. Beide sind in Deutschland von Anfang an in demselben Gesetz geregelt worden.[21] Doch weil Schenkungen und Erbschaften eben doch zwei verschiedene Vorgänge sind, lassen sie der Politik einen Spielraum zur Gestaltung.

               Für die historische Untersuchung habe ich mich verschiedener Quellen bedient: Mich interessierte insbesondere, wie sich die politische Elite positionierte – und somit alle Politikerinnen, die an der Ausgestaltung der Gesetze im Bundestag und durch den Bundesrat seitens der Bundesländer mitwirkten. Für die Analyse der RAN dienten mir dabei die Gesetzestexte der Reformen der Erbschaftsteuer[186] und alle begleitenden Parlamentsdebatten zu den Gesetzesentwürfen seit 1919 als umfangreiche Basis. Um die Positionen der Parteien zur Erbschaftsteuer einschätzen zu können, las ich die Grundsatz- und Wahlprogramme der im Parlament vertretenen Parteien, wälzte Literatur zu den jeweiligen Reformen und historischen Ereignissen und konnte zudem als Mitarbeiterin des Deutschen Bundestages von 2018 bis 2021 im Bundestags-Pressearchiv Zeitungsartikel recherchieren. Dieser umfangreiche Zugang ermöglichte mir eine gut strukturierte Narrativanalyse und eine solide Einschätzung der Paradigmen und Ideologien seit dem Beginn der deutschen Demokratie im Jahr 1919.

               Betrachten wir also dieses Theater, unsere deutsche Szenerie: Was für ein Theaterhaus haben wir uns mit der Weimarer Reichsverfassung von 1919 erbaut? Haben wir an den Festen der Ideologie gerüttelt (wie Gerhard Schröder, der in den 1980er-Jahren am Gitter der Bonner Regierungszentrale gerüttelt und gerufen haben soll: «Ich will hier rein!»)? Welche Theateraufführungen wurden seitdem auf die Bühne gebracht und waren die Paradigmen umstritten oder allseits beliebt? Und wie hat sich die Erbschaftsteuer vor diesem Hintergrund entwickelt? Wie haben sich die gesetzlichen Regelungen im Laufe der Zeit verändert und mit welchen Erzählungen wurden Änderungen begründet? Welches Repertoire an Narrativen vermochte es, die Erbschaftsteuer zu schwächen, welches RAN hat die Erbschaftsteuer gestärkt?

               [image: Ein Säulentempel veranschaulicht das Konzept von Ideologie, in diesem Fall des Kapitalismus, als Theaterhaus. Auf einem Anschlag steht: «Zuletzt gespielt: Keynesianismus, mit Nachfrage und Vollbeschäftigung. In der Hauptrolle: der starke Staat. Aktuell wird gespielt: Neoliberalismus, mit Angebot und Geldpolitik. In der Hauptrolle: der freie Markt. Über allem thront das Wachstum.»]
                  13 Ideologien, Paradigmen und Narrative kann man sich vorstellen wie ein Theaterhaus, in dem ein Theaterstück aufgeführt wird, samt darin enthaltenen Erzählungen.


               

            
               
                  5. Nach dem Ersten Weltkrieg: Kapitalismus, Sozialismus? Hauptsache Demokratie!

               
               Das Ende des Ersten Weltkriegs bedeutete auch das Ende der konstitutionellen Monarchie des Deutschen Kaiserreichs und den Beginn der parlamentarisch-demokratischen Republik. Der König dankte ab, fortan sollte alle Macht vom Volk ausgehen. Am 9. November 1918 wurde die Republik aus- und nur wenige Wochen später das Volk zur Wahl aufgerufen. Galt zuvor seit 1849 das Dreiklassenwahlrecht, wonach die Wahl an die Steuerzahlung gekoppelt war – Wohlhabende zahlten mehr Steuern, entsprechend galt ihre Stimme mehr –, sollte fortan jede Stimme gleich viel wert sein. Die Macht des Geldes, diese plutokratische Regelung im Sinne der Vermögenden, wurde mit der Wahl zur verfassungsgebenden Nationalversammlung am 19. Januar 1919 überwunden. Das Volk, der demos, sollte entscheiden. Auch Frauen gehörten nun offiziell dazu, sie konnten erstmals wählen und gewählt werden.[22]

               Die SPD erhielt mit 37,9 Prozent die meisten Stimmen und führte eine Koalition mit der Partei der Katholiken, dem Zentrum, (19,7 Prozent) und der Deutschen Demokratischen Partei (DDP, 18,5 Prozent) an. Insgesamt kamen die mitte-links-demokratisch gesinnten Parteien so auf 330 von 423 Sitzen im Parlament. Die große Mehrheit bedeutete ein starkes Mandat und war Ausdruck des Wunsches der Bevölkerung, die konservative, nach den Interessen des alten Adels ausgerichtete Politik zu überwinden. Am 14. August 1919 trat die Verfassung des Deutschen Reiches, bekannt als Weimarer Reichsverfassung, in Kraft.

               Nachdem die Monarchie abgeschafft war, musste in der Republik so einiges ausgelotet werden – bis hin zum Staatsverständnis selbst. Der erste Reichspräsident Friedrich Ebert (SPD) hatte im Zuge der vorangegangenen Matrosenaufstände bekundet, dass er eine sozialistische Revolution «hasse wie die Sünde».[187] Eine bolschewistische Revolution, wie sie kurz zuvor 1917 unter Führung von Wladimir Iljitsch Lenin in Russland stattgefunden hatte, eine rigide Umwälzung des Kapitalismus, fand weder in den Reihen des Parlaments noch in der Bevölkerung eine Mehrheit. Die Wahlen zeugten von einer überwiegenden Sehnsucht nach einer liberalen und demokratischen Neuordnung.[188] Eine ganz zentrale Frage dabei war: Wie sollte Eigentum, das Kapital, verstanden werden?

               In der Weimarer Reichsverfassung von 1919 hieß es laut Artikel 153 «Eigentum verpflichtet»: «Das Eigentum wird von der Verfassung gewährleistet. Sein Inhalt und seine Schranken ergeben sich aus den Gesetzen.»[189] Eigentum konnte vom Staat eingeschränkt oder gegen Entschädigung enteignet werden, wenn dies dem «Wohle der Allgemeinheit» dient. Diese Formulierung lässt viel Raum für Gestaltung – bis hin zur Frage, ob man dem Kapitalismus oder Sozialismus Vorschub leisten möchte.

               Doch ob nun kapitalistisch oder sozialistisch, so viel stand fest: In jedem Fall galt es, den zuvor geltenden dynastischen Herrschaftsverhältnissen ein Ende zu bereiten. Die Geburt sollte nicht weiter über den Stand in der Gesellschaft entscheiden. Entsprechend musste mit dem Beginn der wahren Demokratie zugleich alles, was der abgestreiften Monarchie anhaftete, der Todesstoß verpasst werden. Dafür entscheidend war, dass die sogenannten Fideikommisse gestrichen werden mussten. Fideikommisse sind ein Relikt der Aristokratie, das heutzutage kaum mehr jemand kennt. Es handelt sich um ein Sondervermögen, das vom Vater auf den Erben überging und dabei unveräußerlich und unteilbar war. Durch Fideikommisse sollte Besitz innerhalb einer Familie garantiert und erhalten bleiben.[190] Ihre Auflösung ist mit Blick auf unsere heutige Demokratie und das Verständnis von Vermögen nicht zu unterschätzen: Vermögen wurde nicht länger durch das Rechtsinstitut der Erbfolge innerhalb der Familie über Generationen hinweg geschützt. Der demos sollte fortan durch Gesetze entscheiden, was nach dem Tod eines Bürgers mit dessen Vermögen geschieht. Wie sonst hätte man der Monarchie die Zacken aus der Krone brechen sollen? Wenn große Vermögen innerhalb von Familien immer weiter angehäuft würden, wenn es seitens des Staates keine Möglichkeit der Besteuerung gäbe, würde die demokratische Idee direkt unterlaufen werden. Man würde recht schnell wieder in feudale Strukturen schlittern. Und das war das Letzte, was die ersten Abgeordneten der Weimarer Republik wollten.

               Durch die Auflösung der Fideikommisse wurde Vermögen aus der familiären Logik herausgelöst und gleichzeitig demokratisiert. Das Eigentum wurde an das Individuum geknüpft, und sobald der Erblasser tot war, besagte das Gesetz, wie viel an den Staat in Form von Steuern übertragen werden sollte. Mit Artikel 153 der Weimarer Reichsverfassung (heute im Grundgesetz Artikel 14), wonach Eigentum verpflichtet, und der Auflösung der Fideikommisse wurde in der Weimarer Republik ein neues Rechtsverständnis von Vermögen festgezurrt.

               Darüber hinaus wurden in der Weimarer Reichsverfassung Gewerkschaften gestärkt, indem Arbeiter und Angestellte auf selber Höhe wie die Unternehmer «an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen» mitwirken sollten.[191] Auch die Ausgestaltung eines Wohlfahrtsstaates fand in der Verfassung seinen Eingang. So sollte etwa für einen notwendigen Unterhalt der Arbeitslosen gesorgt sein[192] und jedem Deutschen, insbesondere kinderreichen Familien, sollte eine «gesunde Wohnung» gesichert werden.[193] In Anbetracht all dieser Vorkehrungen war die Weimarer Republik somit nicht nur eine parlamentarische Demokratie, sondern auch ein wahrer Sozialstaat.

               Anders als Friedrich Ebert, sprach der spätere Reichskanzler Gustav Bauer – ebenfalls SPD – davon, dass der Kapitalismus überwunden würde, wenn durch die neuen Gesetze «der Arbeiter aus seiner bisherigen Stellung, lediglich als Arbeitskraft, [herausgehoben wird] und … zum Mitbestimmer im Produktionsprozess [gemacht wird]».[194]

               Es ist überaus interessant, wie die Frage nach Kapitalismus oder Sozialismus insbesondere in den ersten Monaten der Republik offen ausgetragen wurde. Vielleicht entsprach Bauers klare Absage an den Kapitalismus der zeitgenössischen Skepsis, wonach Kapitalismus und Demokratie unvereinbar seien.[195] Nach Bauers Auffassung galt es fortan, vor allem Rechte und Macht von Arbeitern zu stärken und das Allgemeininteresse über das Privatinteresse zu stellen. Für Bauer stand fest: «Die Steuergesetzgebung muss bewusst und planvoll auf das Ziel eines Vermögensausgleichs eingestellt werden. Um dieses Ziel zu erreichen, soll nicht nur eine Wegbesteuerung der Kriegsgewinne und eine scharfe Besteuerung der alten Vermögen und der großen Einkommen, sondern auch eine weitgehende Beschränkung des Erbrechts durchgeführt werden.»[196]

               «Wen das Volk in die Regierung einsetzt», so der Reichskanzler, «der kann sein Wirtschaftsideal verwirklichen, soweit sich Ideale verwirklichen lassen.»[197] Das Ideal der Regierung Bauer und somit der Beginn der Weimarer Republik basierte auf einer «von sozialer Gerechtigkeit getragene[n] Steuergesetzgebung».[198] Die Weimarer Republik trat somit erstmals in der deutschen Geschichte als rückverteilender Staat auf.[199] Dieser rückverteilenden Funktion im Sinne des neuen Staatsverständnisses konnte nur Leben eingehaucht werden, wenn ein neues Wirtschaftsparadigma Fuß fassen würde. Es brauchte ein Skript, das ein ausgeweitetes und progressives Steuersystem fördern würde.

            
               
                  6. Erzbergers Rückverteilung durch den starken Staat

               
               Am Anfang des neuen Staatsverständnisses und der Ausgestaltung von Wirtschaft und Finanzen war vor allem eine Figur prägend: Matthias Erzberger. Erzberger wurde 1875 in bescheidenen Verhältnissen geboren und wuchs mit seinen sechs Geschwistern auf der Schwäbischen Alb auf, wo er seine Ausbildung zum Volksschullehrer absolvierte.[200] Der «glühende Katholik»[201] fiel den Zentrumspolitikern auf, weil er in Diskussionen souverän auftrat und keine Scheu vor älteren oder ranghöheren Männern hatte. In der Partei gelang ihm ein rasanter Aufstieg: Als Arbeitssekretär gründete er den Schwäbischen Handwerker- und einen Bauernverband und unterstützte die Gründung weiterer christlicher Gewerkschaften.[202]

               1903 wurde Erzberger im Alter von 28 Jahren zum jüngsten Mitglied des Reichstags gewählt. Fragen des Militärs und der Militärfinanzen faszinierten ihn. Doch zum Ende des Ersten Weltkriegs hin änderte er seine Haltung: «Nur ein politischer Idiot konnte 1917 noch das Kriegsziel setzen wie 1914/15.»[203] Als Reichsminister der Finanzen in der Regierung von Reichskanzler Bauer unterzeichnete Erzberger in den frühen Morgenstunden des 11. November 1918 den Waffenstillstand, der nach vier Jahren des anhaltenden Krieges die Kapitulation Deutschlands einläutete und heftige Forderungen und Bedingungen für die Deutschen enthielt: Die Siegermächte forderten immense Reparationszahlungen. Erzberger stimmte zu. Ihm blieb nichts anderes übrig. Er hatte die Weisung, den Waffenstillstand um jeden Preis zu unterzeichnen. Die Erklärung schloss mit den Worten: «Ein Volk von 70 Millionen leidet, aber stirbt nicht.»[204]

               Der berühmte, damals noch blutjunge John Maynard Keynes war im Rahmen der Verhandlungen für die Regierung von Großbritannien mit am Tisch. Keynes[205] empfand die vereinbarten Reparationskosten als derartig unzumutbar, dass er sie nicht mit seinem Gewissen vereinbaren konnte und seinen Rücktritt einreichte: «Diejenigen, die diesen Vertrag unterzeichnen, unterzeichnen das Todesurteil über viele Millionen deutscher Männer, Frauen und Kinder.»[206] Diese horrenden Strafzahlungen sollten eine herausragende Rolle in den kommenden Jahren spielen – auch und gerade in der Finanzpolitik Deutschlands. Dass Erzberger damals mit der Unterzeichnung sein eigenes Todesurteil unterschrieb, konnte er nicht geahnt haben.

               
                  
                     Progressive und rückverteilende Reformen

                  
                  Die sogenannten Erzbergerschen Steuer- und Finanzreformen gelten als Geburtsstunde des modernen Steuerstaates in Deutschland.[207] Dabei sollten die Reformen in all ihren Facetten allem voran einem Prinzip folgen: Gerechtigkeit. Erzberger war nicht der erste, der diese Forderung stellte.[208] Doch zum ersten Mal in der Geschichte Deutschlands war eine Regierung an der Macht, die diese Überzeugung, die Worte und Versprechen, die für eine gerechte und rückverteilende Politik stand, auch tatsächlich in Gesetze goss.

                  Die Kosten für den Wiederaufbau und die Reparationszahlungen[209] an die Gewinnermächte des Ersten Weltkrieges waren erdrückend.[210] Das Steuersystem des Deutschen Reichs war den immensen Bedarfen nicht gewachsen. Reformen waren nötig, denn die vormals typischen Instrumente, um die Kosten zu stemmen – die Erhöhung indirekter Steuern, Zölle oder Kreditaufnahmen – wären bei Weitem nicht ausreichend gewesen.

                  Den an der Macht befindlichen Sozialdemokraten passte das wunderbar, hatten sie doch ohnehin stets auf eine Rückverteilung durch höhere und progressive Steuern gepocht.[211] Doch es war nicht nur und nicht vorrangig die finanzielle Not, die den Wandel bewirkte und ermöglichte. Es war das neue Narrativ einer Steuergerechtigkeit in einem starken, solidarischen Staat. Dieses neue Verständnis kommt in Erzbergers erster Rede zur Nation am 8. Juli 1919 zum Ausdruck: «Ein guter Finanzminister ist der beste Sozialisierungsminister. Solche Sozialisierung tut uns bitter not. Schon vor dem Kriege war der Unterschied in Deutschland zwischen den Besitzenden und den Nichtbesitzenden zu groß und damit zur sozialen Ungerechtigkeit und zu einer Krankheit am Wirtschaftskörper geworden.»[212]

                  Eine gut durchdachte, scharf angelegte Reichsfinanzreform sollte dem Ruf nach Sozialisierung Gehör verschaffen: «Erbschaftsteuer und große Vermögensabgabe sind die ersten einleitenden Schritte; andere werden folgen.»[213] Besonders wichtig war Erzberger die Abkehr von indirekten Steuern (wie etwa auf Tabak oder Alkohol) und Einkommen, hin zu direkten Steuern und Vermögen. Seine wichtigsten Vorhaben umfassten eine progressive Einkommensteuer mit einem Spitzensteuersatz von bis zu 60 Prozent, eine Vermögensabgabe, bekannt als Reichsnotopfer,[23] und die enorme Stärkung der Erbschaftsteuer – die von allen Steuern als erstes von ihm genannt wurde. Flankiert wurden diese Reformen zudem von neuen Gesetzen gegen Steuer- und Kapitalflucht, die den politischen Willen zur Durchsetzung des Vorhabens sehr deutlich unterstrichen. Und siehe da: Die Reformen führten nahezu zu einer Verdoppelung des Steueraufkommens bis 1925.[214] Was die Erbschaftsteuer betrifft, kann man gewiss sagen, dass die «finanzielle Not und der sozialistische Geist»[215] zu ihrer Stärkung führten – wie es der Staats- und Rechtswissenschaftler Georg Schanz als Zeitzeuge anmerkte. Doch es war mehr als das: Es war vor allem die Expertise und Erzbergers Geschick, die eine erfolgreiche Reform ermöglichten. Allem voran stand seine unumstößliche Überzeugung, dass Gerechtigkeit, eine Reduzierung der Ungleichheit und eine Stärkung der Demokratie das Gebot der Stunde waren.

               
               
                  
                     Auf den Schultern des gescheiterten Bülow

                  
                  Die Erzbergersche Reform der Erbschaftsteuer von 1919/20 entstand nicht im luftleeren Raum: Bereits 1906 wurde die erste, für das gesamte Reich geltende Erbschaft- und Schenkungsteuer eingeführt. Den Sozialdemokraten und ihrem Anführer August Bebel ging die Erbschaftsteuer jedoch nicht weit genug: etwa weil sie Paare und Kinder konsequent ausklammerte. Wäre es nach Bebel gegangen, sollte die Erbschaftsteuer auf alle ausgeweitet werden, um eine Schätzung der Vermögensverteilung im Reich zu erhalten.[216] Vor allem aber sollten die Reichen über direkte Steuern auf ihr Vermögen zum Staatswesen beitragen, weil «Besitz verpflichtet»: «Wer Besitz hat, für den hat der Staat am meisten zu sorgen, für diesen hat er am meisten zu verteidigen, und in dem Maße, wie die Verteidigungskosten für das Einkommen und Eigentum der Besitzenden steigen, sollen die Besitzenden auch zu den Staats- und Reichslasten nach Maßgabe ihres Besitzes beitragen.»[217]

                  Diametral dazu entgegengesetzt, auf der anderen Seite des Spektrums und der Parlamentsreihen, stand (beziehungsweise saß) Karl Friedrich Freiherr v.Richthofen-Damsdorf, Vorsitzender der konservativen Fraktion des preußischen Herrenhauses. Nicht nur sei ihm und seiner ganzen Partei die Reichserbschaft- und Schenkungsteuer «auf das äußerste antipathisch», zudem wäre eine «Besteuerung der Hinterlassenschaften von Deszendenten [Nachkommen] und Ehegatten … ein erster Schritt zum Kommunismus.»[218]

                  Während einerseits die Sozialdemokraten eine Erbschaftsteuer von bis zu 100 Prozent forderten, wurde sie von Adeligen, Landwirten und Konservativen in ihrer Gesamtheit abgelehnt.[219] Als Reichskanzler Bernhard von Bülow 1909 die Erbschaftsteuer zu reformieren und stärken versuchte, scheiterte die gesamte Reform und mit ihr der gesamte sogenannte Bülow-Block. Der damalige Berichterstatter war der Zentrumspolitiker Matthias Erzberger. Er konnte also aus nächster Nähe betrachten, wie der Bülow-Block an der Reform der Erbschaftsteuer zerbrach. Niemand kannte die Fallstricke so gut wie Erzberger.

               
               
                  
                     Die Erbschaftsteuer greift richtig zu

                  
                  Mit Matthias Erzberger als Reichsfinanzminister war erstmals ein Politiker an der Macht, nach dessen Überzeugung Steuern nicht in erster Linie dazu dienten, die Staatskassen zu füllen. Steuern sollten gerecht sein und ihren Teil zur Reduzierung der Ungleichheit im Sinne der Rückverteilung beitragen. Das wurde in der Erbschaftsteuerreform überaus deutlich: Erstmals in der Geschichte wurden Ehegatten und Kinder in die Steuerpflicht einbezogen.[220] Die Erbschaftsteuer konnte sage und schreibe bis zu 90 Prozent des vererbten Vermögens umfassen. Zahlen mussten alle Deutschen, nicht nur sogenannte «Inländer», also diejenigen, die in Deutschland lebten: Die Erbschaftsteuer war also nicht an den Wohnsitz, sondern an die Staatsangehörigkeit gekoppelt.

                  Durch die drei verschiedenen Formen zur Berechnung wurde die Steuer zwar etwas kompliziert. Doch dieser Preis wurde in Kauf genommen, um verschiedenen Gerechtigkeitsprinzipien zu entsprechen: 1.) Die Nachlasssteuer bezog sich auf das gesamte Vermögen, sie war quasi wie eine Vermögensteuer, die ein letztes Mal (nach dem Tod) gezahlt werden sollte und würde progressiv sein: Wenn das gesamte Erbe groß war, wurde es mit steigender Höhe mit 1 bis 5 Prozent besteuert. 2.) Die Erbanfallsteuer (wie wir sie auch heute noch haben) richtete sich nicht nur nach dem Vermögen, sondern konkret nach der Erbin: Die Progression verlief je nach dem familiären Verhältnis in sechs Steuerklassen. Kinder und Partner zahlten in Steuerklasse I am wenigsten (4 bis 35 Prozent), nicht-verwandte Personen am meisten (15 bis 70 Prozent). Und 3.) gab es noch die Regelung, wonach das Vermögen der Erbin in die Berechnung der gesamten Steuerquote mit einbezogen wurde. Ein Zuschlag auf die Steuer wurde erhoben, wenn der Erbe bereits Vermögen über 100000 bzw. 200000 Mark besaß.[221] Der Zuschlag durfte aber nicht dazu führen, dass mehr als 90 Prozent des Gesamtbetrags wegbesteuert wurden. Doch dieser Betrag – satte 90 Prozent Erbschaftsteuer – war in der Kombination dieser Regelungen durchaus möglich.

                  Die Freibeträge wurden recht niedrig gehängt und beliefen sich für nahe Verwandte auf nur 5000 Mark (wobei der Hausrat nicht einberechnet wurde). Bei Immobilien und Grundstücken wurde der Wert nach dem sogenannten Ertragswert festgestellt (dieser Punkt wird später noch wichtig werden). Eine Strafe vom bis zu 20-Fachen der zu zahlenden Steuer oder sogar Gefängnis dürften hohe Anreize geboten haben, um der Steuerpflicht nachzukommen. Alles in allem kann die Erbschaftsteuer nach Erzberger als Beitrag zum Steueraufkommen, vor allem aber zur Steuergerechtigkeit verstanden werden: Der Staat sollte die große, bestehende Vermögensungleichheit reduzieren und dergestalt dem Land und der Wirtschaft unter die Arme greifen. Insgesamt galt, dass die Länder 20 Prozent «der in ihrem Gebiet aufgekommenen Roheinnahmen» erhielten, das meiste aber ging an das Reich.

               
               
                  
                     RAN Pro: Etwas Selbstverständliches und von allen Seiten Erwartetes

                  
                  Die gestärkte Erbschaftsteuer war Ausdruck der notwendigen «Gerechtigkeit im gesamten Steuerwesen», das Erzberger zu seinem obersten Ziel erklärte.[222] Erzberger wurde nicht müde, die soziale Gerechtigkeit zu betonen, die noch vor der finanziellen Lage oder anderen wirtschaftlichen Aspekten zuvorderst legitimiere, warum die Erbschaftsteuer gestärkt werden musste. Finanzielle, wirtschaftliche Aspekte fanden zwar innerhalb seines Pro-Lagers Erwähnung, waren aber nur das sechststärkste Narrativ. Sowohl mit Blick auf die Gerechtigkeit, aber auch zum Wohle der Wirtschaft, sollte die Ungleichheit durch Steuern auf Vermögen und Erbschaften reduziert werden. Dass Gatten und Kinder in die (Steuer-)Pflicht genommen wurden, hing in diesem Sinne nicht nur damit zusammen, dass mit etwa vier Fünfteln die Hauptmasse der Vererbung an diese Gruppe ging. Es sei – im Vergleich zu den Forderungen der Finanzreform 1908/09 – nun auch «etwas Selbstverständliches und von allen Seiten Erwartetes».[223]

                  Die Erbschaftsteuer sollte dabei in Beziehung zu anderen Steuern auf Vermögen verstanden werden. Sie war Teil und Ausdruck einer neuen, gerechten Umstrukturierung des gesamten Steuersystems. Damit sie gerecht sein würde, musste sie nach dem Vermögen, das vererbt wurde, progressiv gestaltet werden. Da der «große Steuersouverän der Zukunft … nur das einige Deutsche Reich sein» konnte, sollte ein Großteil der Einnahmen (80 Prozent) an das Reich gehen. Die Befürworter einer Stärkung der Erbschaftsteuer beriefen sich auf insgesamt zehn Narrative. Das Repertoire an Narrativen (RAN) von Erzberger war vor allem auf Gerechtigkeit, Demokratie und Ungleichheit ausgelegt. Bei seinen Mitstreitern insgesamt war die Gewichtung des RAN etwas anders. Hervorgehoben wurde, was alles damit finanziert werden könnte. Auch die ungerechtfertigten Sonderbehandlungen der Reichen, das Leistungsprinzip und die bestehende unerträgliche Vermögensungleichheit wurden vielfach genannt.

                  Innerhalb der Nationalversammlung standen die meisten Abgeordneten grundsätzlich hinter Erzbergers Steuerplänen. Doch hätten sich die Sozialdemokraten und Unabhängigen Sozialdemokraten der USPD eine weitere Stärkung gewünscht. Emanuel Wurm (USPD) etwa war offen unzufrieden und skeptisch: «[I]n diesen ganzen Steuergesetzen ist nur davon die Rede, dass die kapitalistische Wirtschaftsordnung aufrechterhalten wird, ist nur davon die Rede, wie man den Pelz wäscht und ihn nicht nass macht.»[224] Während die Gesetze den Sozialisten nicht scharf genug ausfielen, hatten auch Konservative sich nur schwer dazu durchringen können, dem Gesetz zuzustimmen: «Gern haben wir diesen Anträgen und überhaupt diesem ganzen Erbschaftsteuergesetz nicht zugestimmt. … Aber die Notlage des Reichs zwingt uns dazu, auf diesen Boden zu treten.»[225]

               
               
                  
                     RAN Kontra: Wir machen uns nicht zum Schrittmacher des Kommunismus

                  
                  Auch wenn die Befürworter in der Mehrheit waren, sprachen sich nicht alle Parlamentarier für die Stärkung der Erbschaftsteuer aus. Der Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) ging das Gesetzesvorhaben zu weit. Die Wirtschaft würde gelähmt, der Familiensinn geschwächt, die Leistungsfähigkeit von Erblassern und Erben angegriffen, die Sparsamkeit «abgetötet». Eine solche Besteuerung von Vermögen würde zur Folge haben, dass es bald kein Vermögen mehr gebe, das noch besteuert werden könne. Die DNVP lehnte das Gesetz ab, da sie sich nicht «zum Schrittmacher des Kommunismus … machen» wolle.[226] Wie diese Aussage deutlich macht, ist die Keule des Kommunismus keine rhetorische Erfindung jüngerer Steuerdebatten. Das RAN der Kontra-Gruppe von Erzbergers Erbschaftsteuerreform bestand vor allem aus vier Narrativen: Gemäß der mit Abstand am häufigsten verwendeten Erzählung (mit mehr als 40 Prozent), würde eine höhere Erbschaftsteuer der Wirtschaft schaden. Das zweithäufigste Narrativ zielte auf den Erhalt des Vermögens innerhalb der Familie ab; auch und gerade, um die Verdienste des Verstorbenen zu würdigen.

               
            
               
                  7. Nach 1922: Lasst die Wirtschaft nur machen

               
               Erzbergers Erfolg währte nicht lange. Nach den ersten regulären Wahlen zum Reichstag 1920 musste die SPD-geführte Koalition einer bürgerlich-konservativen Minderheitsregierung aus DDP, Zentrum und DVP Platz machen. Die Änderung der Regierung und der führenden Politiker brachte auch unweigerlich große Veränderungen in der Ausgestaltung der Finanzpolitik mit sich.

               Erzberger selbst sollte diese Änderungen nicht erleben. Mit der Unterzeichnung des Waffenstillstands und des Versailler Friedensvertrags hatte er die Grundlage für die «Dolchstoßlegende» geliefert. «Er ist der größte Schurke, er hat Volk und Vaterland durch seine Unterschrift verraten», soll Adolf Hitler über ihn im Hofbräuhaus gewütet haben.[227] 1920 führte Karl Helfferich, ehemaliger Finanzsekretär und späterer Abgeordnete der DNVP und Vorstandsmitglied der Deutschen Bank, eine beispiellose Hetzkampagne gegen Erzberger.[228] Er wurde als Landesverräter, als korrupt, als Reichsschädling verleumdet und trat unter enormen Druck 1920 von seinen politischen Ämtern zurück. Im Juni 1921 kündigte der damals 46-jährige Erzberger an, dass er in die Politik zurückkehren wolle. Doch dazu sollte es nicht kommen. Am 26. August 1921 wurde er bei einem Spaziergang in der Nähe von Bad Griesbach von zwei Rechtsradikalen erschossen.[229]

               Nach seiner Ermordung wurden viele seiner politischen Projekte in Handumdrehen abgeschwächt und schon im Juli 1922 wurden mit großer Mehrheit Änderungen zur Schwächung der Erbschaftsteuer verabschiedet.[230] Diese Änderungen wurden vorgenommen, noch ehe 1923 die Hyperinflation einsetzte. Angesichts der extremen Geldentwertung beschloss die Regierung, die Wirtschaft und den Mittelstand nicht noch zusätzlich mit Steuern zu belasten. Ihr war daran gelegen, die direkten Steuern für alle zu senken und derart die Rückverteilung von Einkommen und Vermögen zu verringern. Die Frage der Steuergerechtigkeit wurde in den Hintergrund gedrängt.[231] Auch nachdem die wirtschaftliche Lage sich wieder stabilisiert hatte, wurde der Kurs von der Großen Koalition (nun bestehend aus Zentrum, SPD, DDP und DVP), angeführt von Gustav Stresemann, weiter fortgesetzt.

               Hans Luther, zunächst Finanzminister, ab 1925 Reichskanzler, vollzog nicht nur einen enormen Bürokratieabbau,[232] sondern beauftragte auch Johannes Popitz, Staatssekretär im Finanzministerium, mit einer Steuerreform, die den rückverteilenden Charakter weiter einbüßte: Der Spitzensteuersatz der Einkommensteuer wurde von 60 auf 40 Prozent runtergeschraubt, die Progression abgeschwächt, die Steuersätze der Vermögen- und Erbschaftsteuern wurden ebenfalls gesenkt. Dafür wurden die indirekten, regressiv wirkenden Verbrauchersteuern auf Tabak und Bier wieder erhöht.[233]

               An die Stelle der rückverteilenden, gerechten Steuerpolitik im sozialistischen Geiste trat eine andere Priorität: jene der Wirtschaftsförderung. Fragen der Steuergerechtigkeit wurden vollends durch Fragen der Wirtschaftlichkeit ersetzt.[234] Das Ringen um das Staatsverständnis und die Narrative über Steuern blieb bis zur Machtübernahme Adolf Hitlers erhalten. Der grundsätzliche Tenor war: Finanzielle Bedarfe galt es über Ausgabenkürzungen einerseits und Erhöhungen von indirekten Steuern andererseits zu decken.[235] Man ließ die private Wirtschaft machen, der Staat hielt seine Finger aus dem Spiel. Auch der Zentrumspolitiker Heinrich Brüning, der am 30. März 1930 zum Reichskanzler ernannt wurde, setzte auf einen Sparkurs und die Erhöhung indirekter Steuern. Er erhöhte den Anteil der indirekten Steuern an den Steuereinnahmen um ganze zehn Prozentpunkte.[236] Diese Änderung gehörte zum Tableau der insgesamt 62 Notverordnungen, mit denen der Reichskanzler vor allem auf dem Gebiet der Finanzpolitik seine Sparpolitik exekutierte.[237] Doch die Weltwirtschaftskrise, die 1929 in den USA ihren Anfang nahm, ergriff auch Deutschland, sodass die erzielten Mehreinnahmen nicht die real erlittenen Verluste wettmachen konnten. Schlussendlich vermochte die Spar- und Deflationspolitik es einfach nicht, die Wirtschaftskrise auch nur im Ansatz ausreichend zu lindern.[238] Stattdessen höhlte Brüning auf Grundlage von Artikel 48 mit seinen Notverordnungen und ohne jegliche parlamentarische Kontrolle die Demokratie Stück für Stück, Verordnung für Verordnung aus.

               
                  
                     Die Erbschaftsteuer wird zahnlos

                  
                  Noch ehe die Erbschaftsteuer eine rückverteilende Wirkung hätte entfalten können, wurde sie massiv geschröpft. Ehepartner und Kinder wurden wieder aus der Steuerpflicht herausgenommen – was de facto bedeutete, dass rund vier Fünftel aller Erbschaftsfälle steuerfrei blieben. Auch die Nachlasssteuer wurde komplett gestrichen, sodass große Vermögen nicht direkt besteuert wurden. Die Spitzensteuersätze in der ersten Steuerklasse wurden halbiert, die Freibeträge erhöht. Sprich, in weniger Fällen würde die Steuer überhaupt greifen. Auch Steuerbefreiungen wurden ausgedehnt: Kirchen, Gemeinden, politische Parteien und Vereine wurden wieder komplett herausgenommen.

                  Und ganz wichtig: Erstmals wurde im Juli 1922 die Zehn-Jahres-Frist in Bezug auf Schenkungen formuliert.[239] Wenn also jemand die Übergabe von Vermögen über einen längeren Zeitraum plante, konnte die Erbschaftsteuer gesenkt oder sogar ganz umgangen werden. Mehr noch: Im August 1925 wurde unter dem parteilosen Reichspräsidenten Paul von Hindenburg und Reichsfinanzminister Otto von Schlieben (DNVP) die Strafbestimmung gestrichen.[240] Die abschreckenden hohen Strafen, bis hin zum Gang in den Knast, wurden ersatzlos gestrichen. Insgesamt durfte die Erbschaftsteuer nicht mehr als 60 Prozent betragen – und wurde damit in ihrer maximalen Wirkung um ein Drittel (von maximal 90 auf 60 Prozent) heruntergesetzt, als noch sechs Jahre zuvor. Die Erbschaftsteuer war zahnlos geworden, noch ehe sie richtig hatte greifen können.

               
               
                  
                     RAN Kontra: Wirtschaftliche Schäden drückender Erbschaftsteuern

                  
                  Die Erbschaftsteuer sollte geschwächt werden – so viel stand nach Ablösung der Weimarer Regierung durch die bürgerliche Minderheitsregierung 1920 fest. In den Jahren der Schwächung der Erbschaftsteuer zielten die Narrative der Kontra-Gruppe vor allem auf die Rahmenbedingungen ab: Die Erbschaftsteuer sei mit rechtstechnischen Fehlern und Unzulänglichkeiten behaftet. Sie sei unsystematisch, nicht kohärent und obendrein unerträglich hart. Besonders wurde der privat- und volkswirtschaftliche Schaden betont, der durch sie angerichtet würde. Unzumutbar!

                  Im Gegensatz zur vorigen Periode zielte die Kritik nun besonders auf die schädliche Wirkung, die die Erbschaftsteuer auf die kleinen und mittelgroßen Betriebe hätte. Die Kontra-Gruppe schaffte es somit, die Reichen aus dem Fokus zu nehmen. Auch das Familienprinzip blieb hoch im Kurs und wurde vielfach genannt. Und im Gegensatz zu 1919, als auch konservative Parteien betonten, dass es unerlässlich sei, Gatten- und Kindeserbe in die Steuerklasse I aufzunehmen, sollten die nächsten Verwandten nun doch wieder von der Erbschaftsteuer befreit werden.

               
               
                  
                     RAN Pro: Mehr Kapital ist keine Lösung

                  
                  Während die Kontra-Gruppe die Wirtschaft entlasten und den Familien- und Sparsinn durch gesenkte Erbschaftsteuern stärken wollte, warf die SPD aus der Opposition heraus der Regierung vor, dass sie vor allem danach trachte, «dem Erbschaftsteuergesetz die Giftzähne auszubrechen».[241] Die SPD verknüpfte vielfach das Narrativ mangelnder Gerechtigkeit einerseits mit den hohen Privilegien für die Reichsten andererseits. Wie auch 1919 wurde nicht nur die finanzielle Not, «sondern auch elementarste Gerechtigkeitsgründe für die Wiedereinführung der vollen Besteuerung des Gattenerbes» ins Feld geführt.[242] Doch es gab einen Haken: Die Abschaffung der Steuerpflicht von Ehegatten im Jahr 1922 wäre ohne die Stimmen der SPD nicht möglich gewesen. Der Abgeordnete Koenen von der Kommunistischen Partei erinnerte die SPD denn auch an ihre doppelte (Steuer-)Moral: «Es ist wirklich der Höhepunkt der Demagogie, wenn man eine Anklage erhebt und selbst die Schaffung des Gesetzes, das die jetzigen skandalösen Zustände verschuldet hat, doch mitverantworten muss.»[243]

                  Die Entrüstung der KPD über die Reformen 1922 und 1925 wurde von Koenen in aller Deutlichkeit und Schärfe vorgetragen. Dabei stellt die Bezeichnung des Raubes noch die freundlichere Wortwahl dar: «Sie haben die Stimmenmehrheit, und mit diesen lumpigen einigen Stimmen Mehrheit glauben Sie, ohne dass Sie ein Wort zur Begründung ihrer Gesetze sagen, das ganze Volk vergewaltigen zu können.»[244] Interessant ist insbesondere das durch die KPD angeführte Narrativ, wonach das Vermögen und die Vermögenskonzentration nicht als Familienangelegenheit gerahmt wird. Vielmehr sei die ungleiche Verteilung von Kapital zuallererst als Last zu verstehen und schlecht für die Wirtschaft. Und während die Regierung das Proletariat brutal im Stich lasse, könnten sich die Kapitalisten des wärmsten Mitgefühls sicher sein. Es sei klar ersichtlich, für welche Klasse Politik gemacht werde.

               
            
               
                  8. Hitlers helfende Hände

               
               Nachdem Adolf Hitler und die NSDAP 1933 an die Macht kamen, stand nicht genau fest, wofür sie eigentlich kämpften. Dafür aber umso genauer, gegen wen und was: gegen Jüdinnen, Roma und Sinti, Homosexuelle; Sozialismus, Kommunismus, Liberalismus, Parlamentarismus und die Demokratie. In ihrer Welt, der Welt des Stärkeren, galt das Prinzip: «Wer nicht Hammer ist, ist Amboss.» Und was kam als Erstes unter Hitlers Hammer? Die Steuern für Hitler selbst. Per Anordnung vom 19. Dezember 1934 befreite sich Hitler von der Steuerpflicht. Der Historiker Marc Buggeln spricht von «absolutistischem Haushaltsgebaren»,[245] in dessen Rahmen die Spitzen von Staat und Partei mit systematischen Begünstigungen, Sonderfonds und Geheimbudgets operierten: «Hitlers Reich war eher ein Eliten- als ein Volksstaat.»[246]

               Im Detail über die Ideologie und das Paradigma zu Zeiten Hitlers zu schreiben, wäre an dieser Stelle fehl am Platz. Nur aus der Geschichte der Demokratie lassen sich Lehren ziehen, was zur Schwächung und Stärkung der Erbschaftsteuer führte. Wer sich für diese Geschichte der Wirtschaft im Nationalsozialismus interessiert, dem möchte ich Ökonomie der Zerstörung (2018 [2006]) von Adam Tooze empfehlen, der durch das Prisma der Ökonomie die Ideologie der zugrunde liegenden schrecklichen Taten brillant durchdringt. Für uns ist an dieser Stelle relevant, dass, während die angloamerikanischen Staaten die Reichen zur Finanzierung des Krieges an die Kasse zitierten, es im Nazi-Deutschland keine ausgeprägte Reichenbesteuerung gab. Das Steuersystem in Deutschland hatte im Vergleich zu den USA und Großbritannien etwa im Verlauf des Zweiten Weltkriegs seinen rückverteilenden Charakter maßgeblich eingebüßt.[247] Mehr noch: Bänker und Industrielle, wie der Historiker David de Jong im Detail aufzeigt, ermöglichten nicht nur durch horrende Spendengelder die Machtübernahme Hitlers.[24] Sie verdienten auch fortlaufend an der Aufrüstung und durch die Enteignung jüdischer Unternehmen mit.

               Während in Kriegszeiten andere Länder die Erbschaftsteuern stark erhöhten – in den USA zahlte ein alleine erbendes Kind etwa 77, in Großbritannien 65 Prozent – wurde die Erbschaftsteuer von der nationalsozialistischen Regierung nicht angerührt: Der Erbschaftspitzensteuersatz für ein Kind blieb bei schlappen 15 Prozent.[248] Es gab einige wenige Änderungen am Erbschaftsteuergesetz, wie etwa das Reichserbhofgesetz, das die Blut-und-Boden-Ideologie in deutsches Recht festschreiben sollte. Etwa eine Million Höfe zwischen 10 bis 100 Hektar sollten davon profitieren, dass sie im Zuge der Vererbung «ungeteilt auf den Anerben» in Familienbesitz verbleiben würden.[25] Doch auf Erbschaften und Schenkungen der reichsten Erben der Nation hatten diese Reformen keinerlei Einfluss. Oder anders ausgedrückt: Die Erben mächtiger Industrieller, Bänker und Geschäftsleute konnten sich im Vergleich zu Erben anderswo über überaus niedrige Erbschaftsteuern freuen.

            
               
                  9. Nach dem Zweiten Weltkrieg: Siegeszug des Kapitalismus

               
               Vier Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges entstanden 1949 mit der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik aus den vier Besatzungszonen zwei Staaten mit einer jeweils eigenen Steuerpolitik, basierend auf unterschiedlichen Ideologien und Paradigmen. «Von Stettin an der Ostsee bis Triest an der Adria hat sich ein Eiserner Vorhang über den Kontinent gesenkt.» Was der britische Staatsmann Winston Churchill bereits am 5. März 1946 bildsprachlich beschrieb, wurde ab 1961 durch Stacheldraht und den Bau der Berliner Mauer zur Realität. Die Politik der Abgrenzung zog sich nicht nur geografisch durch die Gebiete. Sie zog auch eine klare Linie zwischen unvereinbaren Ideologien: dem Kapitalismus einerseits und dem Sozialismus auf der anderen Seite.

               Der ideologische Disput zwischen Kapitalismus und Sozialismus verunmöglichte eine einheitliche Wirtschaftsordnung. Ein Paradigma entwächst einer Ideologie, die jeweiligen Ausprägungen in der BRD und der DDR basierten somit auf unvereinbaren, teils diametral entgegengesetzten Normen, Werten, Interessen und Ansätzen. Oder um in der Allegorie zu bleiben: Die Bretter der Theaterbühne im Westen waren aus ganz anderem Holz gemacht als jene des Theaterhauses im Osten. Die aus der Weimarer Verfassung bekannten Steuerprinzipien funktionierten für die DDR nicht. Wie es Reiner Sahm zusammenfasst: «Aus dem Staatsverständnis ergab sich, dass eine sozialistische Regierung ihre Steuerpolitik nicht nach den überlebten Grundsätzen einer bürgerlich-kapitalistischen Klassengesellschaft ausrichten könne; denn dies behindere die Überwindung der privatwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung und sabotiere den angestrebten Aufbau eines sozialistischen Wirtschaftssystems.»[249]

               Privatvermögen in der DDR waren sehr viel kleiner als in der Bundesrepublik, entsprechend fielen auch die Erbschaften sehr viel geringer aus. Erbschaften von 40000 Ostmark galten bereits als bedeutend.[250] Im Osten gab es lediglich zwei Steuerklassen mit Tarifsätzen zwischen 4 und 80 Prozent, die Freibeträge waren sehr niedrig (zwischen 1000 und 20000 Ostmark). Somit fielen die Erbschaftsteuern vergleichsweise hoch aus, und Erbschaften wurden oftmals ausgeschlagen.[251] Zum 3. Oktober 1990 erlosch das Erbrecht der DDR.

               Wie es im ersten gesamtdeutschen Finanzplan des Bundes 1990 bis 1994 heißt, wurde durch die Einigung Deutschlands auch die «Ablösung des ineffizienten Wirtschafts- und Gesellschaftssystems der früheren DDR durch die Soziale Marktwirtschaft» vollzogen.[252] Die «notwendigen Strukturanpassungen» wurden nach der Finanzpolitik der BRD ausgerichtet. Die «nach 45 Jahren sozialistischer Kommandowirtschaft ruinierte DDR» musste umgestaltet werden, doch wurde diese Aufgabe durch die «hervorragende gesamtwirtschaftliche Lage im bisherigen Bundesgebiet» erleichtert. Das war die Erzählung der BRD. Es bestand kein Interesse daran, das Beste aus zwei Welten zusammenzuführen. Die Aufteilung ineffizient (DDR) versus hervorragend (BRD) ließ keinen Raum für Kompromisse. 

               Der Kalte Krieg zog sich über Jahrzehnte. Doch während es im Westen nichts Neues gab, bedeutete der Fall der Berliner Mauer für die alte DDR und den gesamten Ostblock einen turbulenten kapitalistischen Ritt. Der Siegeszug des Kapitalismus veranlasste Francis Fukuyama sogar das «Ende der Geschichte»[253] zu proklamieren, während Frederic Jameson sogar meinte, es sei einfacher, sich das Ende der Welt vorzustellen als das Ende des Kapitalismus.[254] Sosehr im Zweiten Weltkrieg ganze Länder und Gesellschaften verwüstet wurden, so sicher kann man rückblickend sagen, dass die Ereignisse als Katalysator für die Verfestigung des Kapitalismus sorgten.

               Die Erbschaftsteuer von heute – deren Werdegang wir nachzeichnen wollen – hat keinerlei Elemente aus der DDR übernommen. Um die Entwicklung des heutigen Erbschaftsteuergesetzes zu verstehen, müssen wir daher, so drastisch es auch erscheinen mag, einzig die Entwicklung der Narrative und Paradigmen in der BRD und somit jene im Kapitalismus nachvollziehen. In welchem Theater das Stück spielte, stand nicht länger zur Debatte: Egal nach welchem Paradigma die Wirtschaft gestaltet würde, es hatte kapitalistisch zu sein.

               Was genau Kapitalismus bedeutet und wie er im Verhältnis zur Demokratie zu verstehen ist, darüber streiten sich die Geister. Meines Erachtens ist das eine der spannendsten Debatten überhaupt. Die Frage manifestiert sich vor allem in der Auseinandersetzung mit dem Paradigma, das derzeit unseren Zeitgeist prägt: dem Neoliberalismus. War der Neoliberalismus über Jahrzehnte hegemonial, wird er nun von vielen Seiten angegriffen und in Zweifel gezogen. Ob nun die Philosophin Nancy Fraser, die Ökonominnen Mariana Mazzucato oder Thomas Piketty: Sie sind unisono der Auffassung, dass der Neoliberalismus bereits im Sterben liege.[255] Doch was auf ihn folgen soll, hängt noch in der Luft und spaltet das Lager der Kritiker des Neoliberalismus. Ich würde behaupten, dass der Keil durch die unterschiedliche Auffassung davon getrieben wird, ob ein neues Paradigma in unsere bestehende Ideologie eingebettet werden sollte – oder eben nicht. Sprich: Ist der Neoliberalismus, das Paradigma, das Problem? Oder ist es, eine Ebene höher, die Ideologie, der Kapitalismus? Brauchen wir lediglich ein neues Theaterstück oder doch ein neues Theaterhaus?

               Die Vertreter des ersten Lagers, die ein neues Theaterstück fordern, argumentieren, dass der Neoliberalismus Ausdruck des Turbokapitalismus[256] oder des Finanzkapitalismus[257] sei. Es sei der Neoliberalismus, nicht der Kapitalismus an sich, der Probleme mit unserem Gesellschaftsvertrag in Form der Demokratie hervorruft. Dabei ließe sich der Kapitalismus durchaus durch starke demokratische Instrumente einhegen. Zu dieser Gruppe zählen etwa Branko Milanovic und die Jura-Professorin Katharina Pistor. «Damit sich die Demokratie in kapitalistischen Systemen durchsetzen kann, müssen die Gemeinwesen die Kontrolle über das Recht zurückgewinnen», so Pistor.[258] Reformen innerhalb des kapitalistischen Systems seien notwendig und möglich, um den drängenden Problemen unserer Zeit zu begegnen, wie etwa der großen Vermögensungleichheit.[259]

               Vertreterinnen des anderen Lagers, die ein neues Theaterhaus errichtet sehen wollen, sehen den Neoliberalismus als eine logische Fortsetzung des kapitalistischen Systems, dessen Auswirkungen nun auch Gesellschaften des Globalen Nordens zu spüren bekommen. Zu den Vertreterinnen dieser Sichtweise gehören die Philosophinnen Nancy Fraser, Lea Ypi und Eva von Redecker sowie der Anthropologe Jason Hickel.[260] Auch Thomas Piketty plädiert in neueren Werken für einen partizipativen Sozialismus.[261] Kapitalismus wird von diesen Vertretern als eine Ideologie verstanden, die sich nur durch eine fortwährende Ausbeutung von Mensch und Natur halten kann. Der Blick über die nationalen Grenzen hinaus, in die imperiale und koloniale Vergangenheit westlicher Staaten und nicht zuletzt das kritische Hinterfragen des kapitalistischen Wachstumszwangs führen zu dem Schluss, dass die Demokratie im Kapitalismus zunehmend erodiert. In dieser Denkschule der Kapitalismuskritikerinnen finden sich vor allem (demokratische) Sozialisten und Post-Wachstums-Theoretiker wieder. Reformen und kleine Schritte reichen nach ihrem Dafürhalten nicht aus, wie etwa Fraser deutlich macht: «Nur wenn wir groß denken, haben wir eine Chance, den unerbittlichen Drang des kannibalischen Kapitalismus zu besiegen, der uns bei lebendigem Leibe auffrisst.»[262]

               Diese Debatten sind keineswegs neu. Auffällig starke Parallelen lassen sich etwa beim Konflikt sozialer und sozialistischer Parteien in Deutschland sehen, wie etwa zwischen der revolutionären Demokratin Rosa Luxemburg und dem Sozialdemokraten Eduard Bernstein um 1900.[263] Dass dieser Streit politisch ausgefochten wurde, ist bereits eine ganze Weile her. War er früher für die SPD wesentlich und tonangebend, wurde er mit dem SPD-Grundsatzprogramm von Godesberg 1959 vorerst begraben.

               Unsere gegenwärtige, allgemeingültige Ideologie heißt Kapitalismus. Er ist «das einzige sozioökonomische System der Welt», wie Milanovic aufzeigt.[264] Daher betraten in den vergangenen Jahrzehnten eben nur solche Paradigmen die Bühne, die nun mal kapitalistisch waren.

            
               
                  10. Die Zeit des Ordoliberalismus: Jeder ist seines Glückes Bäcker

               
               Das erste Theaterstück, das in der BRD aufgeführt wurde, trug den Namen «Ordoliberalismus». Ideengeschichtlich kann der Ordoliberalismus (von dem es verschiedene Abwandlungen gibt[265]) vor allem nach zwei Seiten hin von den ihm nächststehenden Theaterstücken unterschieden werden: vom Liberalismus nach alter Prägung, dem sogenannten Laissez-faire, in dem der Staat die Wirtschaft einfach machen lassen sollte, und vom Neoliberalismus, wie er vor allem in den USA aber auch in Österreich geprägt wurde. «Unser Neoliberalismus», so einer der bekanntesten Vertreter des Ordoliberalismus, Alexander Rüstow, unterscheide sich vom Laissez-faire «dadurch, dass wir den Staat nicht erst aus dem Bereich der Wirtschaft hinausweisen, um ihn dann zu den Hintertüren des Interventionismus, Subventionismus, Protektionismus desto dringender wieder hereinzuholen, sondern dass wir einen starken und unabhängigen Staat von Anfang an die grundlegende Aufgabe der Marktpolizei, der Sicherung der Wirtschaftsfreiheit und ihrer Leistungskonkurrenz zuweisen.»[266]

               Den Fokus auf die Angebotsseite (im Gegensatz zur Nachfrage und den Arbeitnehmerinnen) haben die Ordoliberalen in ihrer Entstehungsphase mit den Neoliberalen gemeinsam. Sowohl in Hinblick auf die Finanz- und Wirtschaftspolitik sowie personell gab es zwischen den beiden viele Verflechtungen.[267] In Deutschland gab die sogenannte Freiburger Schule den (paradigmatischen) Ton an.[26] Eins der Hauptanliegen der deutschen Ordoliberalen war es, die Monopolmacht von Unternehmen durch politische Eingriffe um jeden Preis aufzubrechen und zu unterbinden, um eine Rückkehr zum Laissez-faire zu verhindern.[268] Wenn man mächtige Unternehmer einfach gewähren ließe, würden sie die Abschaffung des kapitalistischen Systems selbst herbeiführen:

               
                  «Leider gibt es heute Unternehmer und Unternehmerverbände, die, ungewarnt durch alle Erfahrungen der Vergangenheit, am liebsten wieder zu dem paläoliberalen laissez-faire zurückkehren würden, zu einem Staat, der sie zunächst einmal uneingeschränkt und unkontrolliert nach ihrem Belieben schalten und walten lässt, um dann aber sofort zu ihrer Verfügung zu stehen, sobald sie irgendwo Hilfe nötig zu haben glauben. Privatisierung jeder Art von Gewinnen bei Sozialisierung der Verluste – das könnte freilich in sehr kurzsichtiger Betrachtung als eine Art von Unternehmerparadies erscheinen. Ein Pseudoparadies, in das man erst durch einen Sündenfall hineingelangt, um nur allzu bald durch das feurige Schwert der Sozialisierung wieder daraus vertrieben zu werden.»[269]

               

               «Von sozialer Gerechtigkeit könnte allerdings erst die Rede sein», so Rüstow weiter, wenn «jedem Beteiligten Startgerechtigkeit und Startgleichheit, Chancengleichheit» zuteilwürde.[270] Rüstow war innerhalb der Gruppe der Ordoliberalen dafür bekannt, dass er, mit Blick auf die Zurückdrängung mächtiger Unternehmer, für eine sehr hohe Erbschaftsteuer eintrat: Ginge es nach ihm, würde die Steuer auf Einkommen, also auf eine erbrachte Leistung, komplett abgeschafft, dafür aber die Erbschaftsteuer auf 100 Prozent hochgesetzt werden.[271] Bildung hatte für die Ordoliberalen als wichtiger Teil der Leistungsgesellschaft eine besondere Rolle. Ziel war es, jeden dazu zu ermächtigen, «seines Glückes Schmied»[272] zu sein.

               Ein weiterer Faktor, der als Voraussetzung für Freiheit und Demokratie verstanden wurde, war das Privateigentum: «Aus dem Proletariat sollte ein ‹Kleinkapitalist› werden. ‹Wir machen die Proletarier zu Eigentümern›, lautete die Propagandaformel von Röpke.»[273] Durch diese Eigentumspolitik der Nachkriegsjahre sollte die Arbeiterbewegung besänftigt werden. Neben den Kapitalisten, die die Produktionsmittel besaßen, sollte eine neue Klasse entstehen, die mehr als nur Arbeiter war. Dies waren die Häuslebauer und Kleinkapitalisten.[274]

               Aus diesem Verständnis lässt sich auch die allgemeine Sicht auf die Steuerpolitik ableiten. Es galt, den Vermögensaufbau zu begünstigen. Die letzten Jahrzehnte seien ein schmerzlich-lehrreiches Experiment gewesen, in denen hohe und progressive Steuern erhoben wurden, ohne dass dabei auf eine Abstimmung zwischen dem Steuersystem und dem Wirtschaftssystem achtgegeben wurde. Um Deutschland auf Kurs zu bringen, brauchte es eine «gesunde und sparsame Finanzgebarung des Staates» und eine Reduzierung der «überspannten Steuersätze».[275]

               Ludwig Erhard – zunächst Wirtschaftsminister von 1949 bis 1963, anschließend Bundeskanzler bis 1966 und übrigens auch Mitglied der mächtigen Mont Pèlerin Society[276] – verstand den wirtschaftlichen Fortschritt als den Garanten für Wohlstand für alle. Und diesen, so Erhard, könne es nur geben, wenn es zu einer «Senkung der steuerlichen Belastung»[277] komme.

               
               	EXKURS: Mont Pèlerin Society

                 
                  Die Gründung der bis heute bestehenden neoliberalen Mont Pèlerin Society (MPS) durch August von Hayek im Jahr 1947 kann als Kampfansage an den damaligen Keynesianismus verstanden werden. Von Hayek brachte Gelehrte, Geschäftsleute und Journalisten zusammen, die gleichgesinnt gegen kollektivistische Tendenzen und für ein marktorientiertes Wirtschaften eintraten. Im Jahr 1970 übernahm Milton Friedman den Vorsitz des neoliberalen Kollektivs. Ziel der MPS war es, ihre neoliberalen Überzeugungen zu etablieren und zu verbreiten. Zentral war in diesem Zuge die Aushöhlung der staatlichen Macht, während zugleich die Kräfte des Marktes entfesselt wurden. Von Hayek wollte im «Kampf der Ideen» den Sozialismus diskreditieren und Alternativen zu diesem aufzeigen.[278]

                  Der Erfolg ließ rund drei Jahrzehnte auf sich warten. Doch in den 1970er- und 1980er-Jahren gingen fünf der Gedächtnis-Nobelpreise für Wirtschaftswissenschaften an Mitglieder der MPS. In den späten 1970er-Jahren, als die zweite Ölpreiskrise in nur wenigen Jahren Großbritannien wirtschaftlich in die Knie zwang und eine Rezession nach sich zog, nahm Margaret Thatcher, zu diesem Zeitpunkt neue Parteivorsitzende der Konservativen im Unterhaus von Großbritannien, an einer Sitzung über die schwierige Wirtschaftslage des Landes teil. Thatcher unterbrach einen Redner, der einen pragmatischen Mittelweg forderte, holte ein Buch aus ihrer Aktentasche, klatschte die von von Hayek geschriebene Verfassung der Freiheit (1960) auf den Tisch und sagte: «Das ist, woran wir glauben.»[279] Es steht außer Frage, dass die Verfechter des neoliberalen Paradigmas erfolgreich waren: Der Kampf der Ideen war gewonnen.

               

               So skizzierte Erhard in seinem Buch Wohlstand für alle (von 1957, das bekanntermaßen hauptsächlich aus der Feder des Ökonomen Wolfram Langer stammt): «Es ist sehr viel leichter, jedem Einzelnen aus einem immer größer werdenden Kuchen ein größeres Stück zu gewähren als einen Gewinn aus einer Auseinandersetzung um die Verteilung eines kleinen Kuchens ziehen zu wollen.»[280]

               Die extrem hohen (man spricht gerne von quasi-konfiskatorischen) Einkommensteuersätze von bis zu 95 Prozent (bei Einkommen über 250000 DM)[27] und hohe Erbschaftsteuern auch für nahe Verwandte von bis zu 60 Prozent – oktroyiert von den alliierten Siegermächten – waren Ludwig Erhard ein Dorn im Auge.[281] In seiner Rhetorik über Steuern war Erhard sehr entschieden: Er sprach von Rückverteilung als einer Form der Zermürbung und von Steuern als bedrückendes Problem,[282] insbesondere auch deswegen, weil Steuern die Kaufkraft des Konsumenten schmälerten und somit den Bürger – besser gesagt den Verbraucher – in seiner Freiheit einschränkten. Wie der Politikwissenschaftler Philipp Lepenies resümiert: Unter Erhard wurde «Konsum zur ersten Bürgerpflicht. Freiheit wurde zur ungestörten Konsumentscheidung und die Demokratie zu einer Demokratie der Konsumenten.»[283] In der Sozialen Marktwirtschaft – der Bezeichnung, die sich seit den Düsseldorfer Leitsätzen 1949, dem Grundprogramm der CDU, als Begriff für die politische Umsetzung ordoliberaler Ideen durchgesetzt hat – sollten «alle am Erfolg teilhaben».[284] Niedrigere Steuern wirkten bei diesem Unterfangen wie Backpulver für einen Kuchen. Damit jeder mehr bekam, galt es, einen größeren Kuchen zu backen. Fassen wir zusammen: Jeder ist seines Glückes Bäcker.

               Nun kann man keineswegs behaupten, dass Erhards Steuerpolitik einseitig dazu geführt hätte, dass die Ungleichheit immer weiter gewachsen wäre. Beispielsweise fällt in diese Zeit auch das sogenannte Lastenausgleichsgesetz (LAG) von 1952.[285] Das LAG war keine Steuer, sondern eine Abgabe. Es sollte «auf einen die Grundsätze der sozialen Gerechtigkeit und die volkswirtschaftlichen Möglichkeiten berücksichtigenden Ausgleich von Lasten» nach dem Krieg innerhalb der Bevölkerung hinwirken. Die einmalige Vermögensabgabe belief sich auf 50 Prozent des Gesamtvermögens. Richtig gelesen: auf die Hälfte. Doch die Hälfte sollte nicht auf einen Schlag, sondern über drei Jahrzehnte vom Privatkonto in die Staatskassen gespült werden. Auf diese Weise wurde aus der Abgabe de facto eine zusätzliche Vermögensteuer (in Höhe von etwa 2 bis 3 Prozent jährlich), die noch zur regulären Vermögensteuer obendrauf kam.[286] Der Lastenausgleich hatte es echt in sich: Mehr noch als die Zerstörung durch den Weltkrieg, hatte das LAG den größten Effekt auf die gleichmäßigere Verteilung des Vermögens innerhalb der Bevölkerung: Der Anteil des reichsten 1 Prozents ging ganz schön stark nach unten.[287]

               Auch wenn das LAG einen starken Effekt auf die Reduzierung der Vermögensungleichheit hatte. Es kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass einige Steuersenkungen in der Erhard-Ära gigantisch ausfielen. Vergleichbare Steuersenkungen gab es im internationalen Vergleich erst Jahre später in den USA unter Ronald Reagan und in Großbritannien mit Margaret Thatcher. Um nur ein Beispiel zu nennen: Der Spitzensteuersatz bei Einkommen sank zwischen 1949 und 1966 um 42 Prozentpunkte (zum Vergleich: Die zweitstärkste Senkung war in den USA mit 12 Prozentpunkten[288]). Hieß es sehr lange Zeit, dass der Neoliberalismus mit Reagan und Thatcher den Durchbruch schaffte, so zeigt neuere Forschung, dass Steuern bereits Jahre zuvor in Deutschland ihre rückverteilende Wirkung hochgradig einbüßten.

               In ebendieser Phase erlebte Deutschland jedoch auch sein Wirtschaftswunder, sodass die Formel von Piketty, r größer g, für einige Zeit umgekehrt wurde: In der Phase nach dem Zweiten Weltkrieg stiegen die Einkommen in der Gesamtbevölkerung (g) schneller als die Vermögen (r). Nun könnte argumentiert werden, dass es die Soziale Marktwirtschaft selbst war, die die Wirtschaft überhaupt so stark ankurbelte.

               Es steht außer Frage, dass bei jährlichen Wachstumsraten um die 8 Prozent und einer Vollbeschäftigung der deutsche Kuchen wuchs und viele profitierten. Der Kuchen wuchs allerdings auch in Ländern, deren Steuersysteme progressiver waren. Hinzu kam, dass das Niveau, von dem aus Erhard die Steuern senkte, vergleichsweise hoch war. Die Alliierten hatten die Steuern fast bis zum Anschlag hochgeschraubt. Und nicht zuletzt kam es nach dem Zweiten Weltkrieg zum Ausbau eines modernen Wohlfahrtsstaates, der trotz aller Steuersenkungen im historischen Vergleich noch immer sehr viel durch Steuern rückverteilte. Hinzu kamen starke Gewerkschaften, in denen sich Arbeitnehmerinnen eng verzahnt organisierten.[289] Dank dieser starken demokratischen Entwicklungen kam es trotz der Steuersenkungen in der Erhard-Ära zu keinem rasanten Anstieg der Ungleichheit (wie er etwa in den USA und Großbritannien nach der Ungleichheitswende[290] um 1980 herum einsetzte).

               
                  
                     Erbschaftsteuergesetze im Zeichen des Ordoliberalismus

                  
                  Nachdem sich die Alliierten in Fragen der Steuergestaltung langsam zurückzogen und das Grundgesetz verabschiedet war, machten sich die Regierungen zügig an die Steuerpolitik. Bereits 1951 wurden höhere und für die Steuerklasse I fixe Freibeträge eingeführt. Diese fixen Freibeträge waren ein Novum.[291] Neue Ausnahmen vor allem für im Ausland lebende Deutsche wurden durchgesetzt, wodurch die Umgehung der Erbschaftsteuer vereinfacht wurde. Ebenfalls wichtig: Für die Schätzung vom Wert von Betrieben wurde der sogenannte Einheitswert herangezogen. Durch die Einheitswerte kam es in der Regel zu einer Unterbewertung der Vermögen und somit zu niedrigeren Steuersätzen. Ein Aspekt, der im Laufe der Zeit noch für viel Zündstoff sorgen sollte. Doch die Änderungen von 1954 waren nochmals umfangreicher und fielen schwerer ins Gewicht.[292] Am bedeutendsten war die Senkung der Steuersätze, die besonders für die nächsten Verwandten groß ausfiel. Hatten Erben der Steuerklasse I im Jahr 1951 noch einen maximalen Steuersatz von 38 Prozent, wurde dieser mehr als halbiert und betrug ab 1954 noch 15 Prozent. Und auch der maximale Steuersatz in der letzten Steuerklasse fiel von 80 auf 60 Prozent.

                  Weitere fünf Jahre später wurde die Erbschaftsteuer nochmals geschwächt, als erneut die Freibeträge erhöht und weitere Ausnahmen von der Steuer eingeführt wurden. Vor allem galt es 1959, Vergünstigungen für land- und forstwirtschaftlichen Grundbesitz und Betriebsgrundstücke auszudehnen.[293] Insgesamt ist die Entwicklung der Erbschaft- und Schenkungsteuer klar ersichtlich: Sie wurde immer weiter heruntergesetzt, verlor an Bedeutung und an Wirkung, sowohl was die Einnahmen als auch die Rückverteilung anbelangt. Damit wurde die Erbschaftsteuer konsequent nach dem Vorhaben von Bundeskanzler Konrad Adenauer und den Finanz- und Wirtschaftsministern Fritz Schäffer und Ludwig Erhard in die Programmatik der Steuerpolitik eingereiht, die den «Abbau der … überhöhten Tarife, vor allem auf dem Gebiet der direkten Steuern» im Sinne einer «Normalisierung» zum Ziel hatte.[294]

               
               
                  
                     RAN in den 1950ern: Alle für eine Normalisierung

                  
                  Die meisten Narrative, die in den 1950er-Jahren die Reformen von Schäffer und Erhard legitimieren sollten, bezogen sich auf das Schlamassel, das die Siegermächte fabriziert hätten. Die Alliierten hätten den Deutschen ein System übergestülpt, das nicht mit den Werten und Normen der deutschen Erbschaftsteuer zusammenpasse. Die Gesetze hätten sich in der Praxis nicht bewährt, sie widersprächen deutschen Grundsätzen, oder sie seien äußerst umständlich, zweifelhaft und ungeklärt. Der Rahmen sollte neu gezogen werden.[295] Auch wenn die Erbschaftsteuer insgesamt geschwächt wurde, so sollte sie keineswegs abgeschafft werden. Der Einwand, wonach sie den Sparwillen hemmen würde, war nach Adenauer unbegründet. Und «auch von einer Wegsteuerung des Kapitals ist … schon nach den bestehenden Vorschriften nicht die Rede».[296] Doch es brauchte «eine Milderung in doppelter Hinsicht», um endlich eine «Normalisierung» herbeizuführen:

                  «Die Erhöhung der Freibeträge wirkt sich als Entlastung im Verhältnis zur bestehenden Steuer hauptsächlich bei kleineren und mittleren Nachlässen aus und wird zur Folge haben, dass die Zahl der Fälle, in denen keine Steuer erhoben wird, größer wird als bisher. Die Umgestaltung des Tarifs kommt hauptsächlich den größeren Nachlässen zugute.»[297]

                  Als Gewinner dieser «Normalisierung» wurde die gesamte Bevölkerung ausgemacht: Die Steuersenkungen wurden als ein Gebot der Steuergerechtigkeit und im Sinne vor allem von kleineren Betrieben dargestellt, die man «in diesen schwierigsten Jahren ihrer Existenz nicht noch von der steuerlichen Seite her besonders erfassen» dürfe.[298]

                  Tatsächlich regte sich in den 1950er-Jahren kein Widerstand gegen die Pläne der unionsgeführten Bundesregierung. Weder in den Parlamentsdebatten im Bundestag noch im Bundesrat kam es zu großen Auseinandersetzungen und Streitigkeiten. Anders als in den Debatten in den 1920er-Jahren, ging es bei den Reformen nicht länger um grundsätzliche Auseinandersetzungen oder gar um paradigmatische oder ideologische Verschiebungen. Ganz im Gegenteil: Der SPD-Abgeordnete Walter Seuffert unterstrich aus der Opposition heraus sogar, dass seinetwegen die Erbschaftsteuer noch weiter hätte gesenkt werden können.[299]

                  Die Auseinandersetzungen bezogen sich daher lediglich auf Aspekte der genaueren Ausgestaltung. Nach wie vor sprach die SPD davon, dass der Erbfall «einen mühelosen, unverdienten, manchmal sogar unerwarteten Vermögenszuwachs» darstelle.[300] Entsprechend sollten die Tarife in ihrer Höhe beibehalten und somit die großen Vermögen weiterhin höher besteuert werden. Die Freibeträge hingegen könnten hochgesetzt werden, da so kleinere Erbschaften verschont blieben und man der Vermögensungleichheit entgegenwirken würde: «Wir wollen keine Konzentration von Kapitalien in wenigen Händen, die dann zu unkontrollierten Machtpositionen führt.»[301] Die FDP forderte genau andersherum, dass man sich nur auf die Reduzierung der Tarife konzentrieren und dafür die Freibeträge belassen sollte.[302]

                  In der gesamten politischen Elite wollten alle mehr oder weniger dasselbe Theaterstück aufführen, erzählten einander unisono alle die gleiche Geschichte: Die Erbschaftsteuer sollte geschwächt werden.

               
            
               
                  11. Für kurze Zeit Keynesianer

               
               Nachdem Ludwig Erhard am 30. November 1966 nur 15 Monate nach der Bundestagswahl als Kanzler zurückgetreten war, kam es zur ersten Großen Koalition in der BRD, die von der CDU/CSU angeführt wurde und die SPD zum Juniorpartner hatte. Wirtschaftlich gesehen waren es schwierige Zeiten. Die fetten Jahre waren vorbei. Erstmals nach dem Zweiten Weltkrieg wuchs die Wirtschaft nicht, sie schrumpfte. Unter dem neuen Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger (CDU) und dem Wirtschaftsminister Karl Schiller (SPD) sollte ein Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik schnellstmöglich den Karren aus dem Konjunkturtief ziehen.

               Während Erhard die Position vertrat, dass es für den Erfolg der Wirtschaft vor allem darauf ankam, die Deutsche Mark stabil zu halten, weshalb er geldpolitische Instrumente vorzog, kamen bei Schiller fiskalpolitische Eingriffe zum Einsatz.[303] Fiskalpolitik bedeutet heruntergebrochen, dass der Staat in die Wirtschaft eingreift und sowohl durch Änderungen auf der Einnahmenseite (über Steuern) als auch Ausgabenseite versucht, die Wirtschaft (oder auch die Konjunktur) wieder anzukurbeln. Was dem neuen Finanzminister Schiller vorschwebte, war eine «aufgeklärte Marktwirtschaft» mit wuchtigen Konjunkturprogrammen, die aber zunächst ein solides Fundament brauchte. Das Fundament von Schiller sollte das «magische Viereck» sein. Es bestand aus Preisstabilität, Vollbeschäftigung, einem außenwirtschaftlichen Gleichgewicht und anhaltendem Wirtschaftswachstum. Zwar bürgerte sich dieses «Viereck» als Stabilitätsgesetz im Sprachgebrauch ein, in voller Länge aber hieß es das «Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft» und wurde 1967 verabschiedet.[304] Der gesamte Name lässt anklingen, was das Paradigma unter Schiller prägen würde: Wirtschaftswachstum war nicht nur fest eingeschrieben, es war richtungsweisend.

               Tatsächlich markierte das magische Viereck einen waschechten Wandel der Paradigmen: eine Abkehr von der angebotsorientierten Politik nach Erhard und den Ordoliberalen, hin zu mehr nachfrageorientierten Ideen, die in den 1930er-Jahren vom britischen Ökonomen John Maynard Keynes entwickelt wurden.[305] Das Hauptaugenmerk galt nicht länger den Akteuren in der Wirtschaft (also denjenigen, die das Angebot ausweiten sollten, um die Wirtschaft in Schwung zu bringen), sondern der Bevölkerung (die durch mehr Nachfrage Wirtschaftswachstum erzeugen würde). Und da das magische Viereck das Zauberstück vollbrachte, Deutschland aus der Rezession zu hieven, fanden die Ideen von Keynes in der Folge großen Anklang. Doch als 1973 und 1979 zwei Ölpreisschocks die Wirtschaft ins Schwanken brachten, wurde die keynesianische Nachfragepolitik aus den Angeln gehoben.[306]

               Doch immerhin: Von Ende der 1960er-Jahre bis Mitte der 1970er-Jahre waren die Wahlprogramme von SPD, Union und FDP in Fragen der Finanz- und Wirtschaftspolitik auf eine Verbesserung der Nachfrage ausgerichtet. Die ungleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen wurde stärker betont und als wirtschaftsschädigend gerahmt. Um einmal aus einem Grundsatzprogramm zu zitieren: «Freiheit und Recht sind nach unseren geschichtlichen Erfahrungen bedroht durch die Tendenz zur Akkumulation von Besitz und Geld, die die Reichen immer reicher werden lässt, und die Tendenz zur Konzentration des privaten Eigentums an den Produktionsmitteln in wenigen Händen.»[307] Diese Zeilen – so unglaublich es auch klingen mag – stammen aus dem Grundsatzprogramm der FDP von 1971, den sogenannten Freiburger Thesen.

               Nicht nur dem Inhalt nach, auch der Duktus der Narrative mutete aus heutiger Sicht links, sogar marxistisch an. Dass die FDP von der Konzentration des privaten Eigentums an den Produktionsmitteln sprechen würde, wäre in der heutigen Zeit undenkbar. Wie der Historiker Marc Buggeln herausgearbeitet hat, sah dies in den 1970er-Jahren noch ganz anders aus: «Der Ausbau des Sozialstaats und die Beschränkung von [Ungleichheiten] wurden als Ziel bis Anfang der 1970er-Jahre von christdemokratischen, liberalen und sozialdemokratischen Parteien im Grundsatz geteilt.»[308]

               Mit dem Godesberger Programm von 1959 hatte die SPD die Frage der ungerechten Einkommens- und Vermögensverteilung in ihrem Grundprogramm ebenfalls adressiert und dabei auch den Schuldigen ausgemacht: Die ungerechte Verteilung von Einkommen und Vermögen «ist nicht nur die Folge massenhafter Vermögensvernichtung durch Krise, Krieg und Inflation, sondern im Wesentlichen die Schuld einer Wirtschafts- und Steuerpolitik, die die Einkommens- und Vermögensbildung in wenigen Händen begünstigt und die bisher Vermögenslosen benachteiligt».[309] Während das Godesberger Programm einerseits mit dem ordoliberalen Ansatz brach, brach es zugleich auch mit der alten sozialistisch-demokratischen Programmatik.[310]

               Dieser programmatische Bruch ist rückblickend der vielleicht wichtigere. Die Sozialdemokratie hatte lange darum gerungen, ob die Vorstellungen der sozialen Gerechtigkeit in Form von Sozialismus in der Überwindung des Kapitalismus lagen – oder aber ob innerhalb des Kapitalismus Schritt für Schritt eine Annäherung an die Ideale erfolgen sollte. Mit dem Godesberger Programm wurde beschlossen, dass «die soziale Frage vornehmlich innerhalb des Kapitalismus gelöst werden sollte».[311] Damit kam es zum, wie der Soziologe Oliver Nachtwey es bezeichnet, «sozialdemokratischen Akkumulationsdilemma», das einherging «mit der Transformation des Verständnisses von Sozialpolitik: Sozialstaatliche Politik wandelte sich von einem Mittel der unmittelbaren Linderung der Auswirkungen kapitalistischer Akkumulation zum eigentlichen Ziel und Zweck sozialdemokratischer Politik».[312] Wirtschaftswachstum, zuvor nur das Mittel, wurde nun zum eigentlichen Ziel.[313] Mit diesem Verständnis des Zusammenspiels von Wirtschaft, Staat und Gesellschaft, lässt sich auch die Steuerpolitik der SPD in den Jahren der ersten von ihr angeführten Regierungen erklären.

               Mit Willy Brandt stellte die SPD 1969 zum ersten Mal den Bundeskanzler. In eben diese Zeit fällt die Reform der Erbschaftsteuer, die aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts notwendig wurde. 1968 hatte das höchste Gericht in Karlsruhe festgestellt, dass Vermögen in Deutschland nicht verfassungskonform besteuert würden: Grundbesitz wurde mit nur 10 bis 15 Prozent seines wirklichen Werts zur Besteuerung herangezogen. Denn noch immer dienten die Einheitswerte von 1935 als Grundlage für die Berechnung.[314] Ebendiese Einheitswerte hatten ja 1951 in die Reform Eingang gefunden und im Ergebnis eine Unterbewertung von Vermögen ermöglicht. Damit war ein Zweiklassensystem von Grund- und sonstigen Vermögen entstanden – ein Verstoß gegen den Gleichheitssatz (Artikel 3 GG). Die Regierung musste also handeln. Zwar sprach Brandt in seiner Regierungserklärung 1969 von einer umfassenden Steuerreform, doch stellte er gleich eingangs fest, dass sie nicht konfiskatorische Steuern zum Ziel habe. Es sollte auf keinen Fall so viel wegbesteuert werden, dass das Vermögen schrumpfe.[315]

               Während die Parteibasis der SPD hohe Steuern auf Einkommen und Vermögen forderte, war die Spitze in der Partei strikt dagegen und schenkte den Forderungen der Genossinnen bei der Ausgestaltung der Steuerreform kaum Beachtung.[316] Nicht höhere Steuereinnahmen insgesamt, sondern mehr Wirtschaftswachstum wurde als Lösung für mehr soziale Gerechtigkeit und mehr Wohlstand für alle verstanden.

               Dafür, dass die Regierung in den Folgejahren etwas mehr vom Steuerzahler verlangen müsse, entschuldigte sich die SPD geradezu. Ein Mehr an Steuereinnahmen würde vor allem durch die zweite Steuerreform geschehen, die die Reformen der Vermögen- und Erbschaftsteuer umfasste und 1973 von Finanzminister Helmut Schmidt durchgeführt wurde.[317] Nicht nur der Regierung war an einer Reform gelegen. Norbert Blüm von der CDU betonte, dass die Erbschaftsteuer der Idee einer Leistungsgesellschaft Hohn spreche, da große Vermögen «so gut wie nicht zur Kasse gebeten werden».[318]

               Innerhalb der Regierung von SPD und FDP waren Begeisterung und Positionen geteilt. Die SPD war gewillt, eine Steuerreform nach ihren Gerechtigkeitsvorstellungen durchzubringen. Bereits 1970 hatte der hessische Finanzminister Erwin Lang (SPD) einen ersten Versuch gestartet, die Erbschaftsteuer auf die politische Agenda zu setzen. Bei der Reform müsse es vor allem darum gehen, «dass die Steuerpolitik nicht ausschließlich fiskalischen Gesichtspunkten dienen darf».[319] Sprich: Die Vermögensballung dürfe nicht weiter gefördert werden. Auch auf persönlicher Ebene beim Parlamentarischen Staatssekretär Konrad Porzner dürfte die Motivation für eine Reform, die zu mehr Rückverteilung im Sinne der Vermögensungleichheit führen würde, groß gewesen sein. Selbst zehn Jahre nach der Reform berichtete die Süddeutsche Zeitung: «Die Legende weiß zu berichten, dass seinerzeit bei der Errichtung der Max-Grundig-Familienstiftung ein Teilnehmer, vom Champagner beschwingt, den SPD-Finanzexperten Porzner gehänselt haben soll, nun sei es mit der Steuerzahlerei vorbei. Erbost soll Porzner darauf geantwortet haben, das werde man noch sehen.»[320]

               Für die FDP hingegen stellten die Pläne der Steuerreform ein Problem dar. Denn Steuererhöhungen waren nun wirklich nicht das, was sich ihre Wählerschaft wünschte. Es bedurfte großer Überredungskünste, um schließlich auch die Liberalen vom Vorhaben zu überzeugen. Die Vorsitzende des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages und Steuerexpertin der FDP-Bundestagsfraktion Liselotte Funcke haderte besonders. Auf einer Klausurtagung von SPD und FDP gelang dann aber doch die Einigung. «Nachts um zwei ist sie dann gefallen», wie Teilnehmerinnen der Tagung dem Spiegel berichteten.[321] Und so betonte Funcke denn auch, dass die FDP «nicht aus freiem Willen, sondern gezwungen durch die Verfassungslage» mitgemacht hätte.[322] Man musste sich eben dem Urteilsspruch des Bundesverfassungsgerichts beugen.

               
                  
                     Die Familienstiftungen werden zur Kasse zitiert

                  
                  Einer der bedeutendsten Aspekte, der es final ins Gesetz schaffte, war die wiederkehrende Besteuerung von Familienstiftungen. Gunter Huonker von der SPD, Mitglied des Bundestages und des Finanzausschusses, prangerte die Dimensionen, die Familienstiftungen zu diesem Zeitpunkt bereits angenommen hatten, und die damit einhergehende Konzentration von Vermögen an. Hauptzweck dieses Konstruktes sei es allein, die Erbschaftsteuer zu sparen.[323] Stiftungen sollten fortan alle 30 Jahre – also quasi einmal pro Generation – die Erbschaft- und Schenkungsteuer zahlen.

                  Zudem sprach sich der Finanzausschuss für eine Erhöhung der Spitzensteuersätze in den Steuerklassen I bis III bei Erbschaften und Schenkungen über 25 Millionen Mark aus: Bei 100 Millionen Mark bedeutete dies anstelle von 30, 45, 60 und 70 Prozent fortan 35, 50, 65 und 70 Prozent.[324] 

                  Insgesamt lassen sich die Reformen und Änderungen so interpretieren, dass die Gesetze strenger und Schlupflöcher geschlossen wurden. Gleichzeitig sollte die Familie durch höhere Freibeträge bessergestellt werden. Mit der Stundungsmöglichkeit für Betriebe sollte jeglicher wirtschaftliche Schaden abgewendet werden: Erben (nicht Betriebe; besteuert werden immer Personen) würden so die Möglichkeit erhalten, die Steuer innerhalb von sieben Jahren aus zukünftigen Gewinnen begleichen zu können. Die Neuregelung der Einheitswerte, die den Anlass für die Reform seitens des Bundesverfassungsgerichts gab, sollte gemäß des Gleichheitsprinzips Gerechtigkeit im System herstellen.

                  Nach Aussagen in den Parlamentsdebatten sollte die Erbschaftsteuer Mehreinnahmen von 200 Millionen Mark einbringen. Auch wenn die Freibeträge hochgesetzt wurden, so wirkte sich die Steigerung der Tarife positiv aus: In nur zwei Jahren verdoppelten sich die Einnahmen aus der Erbschaft- und Schenkungsteuer. Seit dem Zweiten Weltkrieg war Jahr für Jahr eine Steigerung der Einnahmen aus der Erbschaftsteuer zu verzeichnen gewesen. Doch dieser Sprung schlug stärker zu Buche: Betrugen die Einnahmen in den fünf Jahren vor der Reform zwischen 240 und 271 Millionen Mark, lagen sie in den fünf Jahren nach der Reform bei 458 bis 541 Millionen Mark.[325] Allerdings, das muss man dazu sagen, blieben die Einnahmen weiterhin bei unter 1 Prozent gemessen an den Steuereinnahmen insgesamt.[326]

                  [image: Ein Graph zeigt die Steuereinnahmen durch die Erbschaftsteuer, die 1950 bei etwa 1 Milliarde Euro gestartet sind und inzwischen gut 10 Milliarden Euro ausmachen, etwa 1,2 % der gesamten Steuereinnahmen.]
                     14 Einnahmen aus der Erbschaftsteuer in absoluten Zahlen in Milliarden € (linke y-Achse) und ihr Anteil an den gesamten Steuereinnahmen in % (rechte y-Achse).


                  

                  Unterm Strich wurde die Erbschaftsteuer gestärkt, kleinere Erbschaften wurden geschont, während größere Vermögen höher besteuert wurden. Auch Familienstiftungen unterlagen nun zumindest auf dem Papier der Erbschaftsteuer.

                  Wie Buggeln resümiert, waren die Reformen «die letzten und vermutlich auch die einzigen Steuerreformen in der Geschichte der Bundesrepublik, die vornehmlich mit verteilungspolitischen Argumenten begründet und als notwendige Schritte zu mehr sozialer Gerechtigkeit präsentiert wurden».[327] Auch wenn die Auswirkungen auf die Ungleichheit moderat blieben, so kann man doch festhalten, dass die Erbschaftsteuer insgesamt sowohl in ihrer rückverteilenden Wirkung als auch bei den Steuereinnahmen eine Stärkung erfuhr.

               
               
                  
                     RAN Pro: Das wichtigste Ziel ist eine gerechte Verteilung der Steuerlast

                  
                  Eine trennscharfe Unterteilung eines Pro- und Kontra-Lagers ist in den 1970er-Jahren nicht möglich – weil ganz einfach alle sich für eine Reform der Erbschaftsteuer im Sinne größerer Steuergerechtigkeit aussprachen. Doch während der SPD daran gelegen war, die Erbschaftsteuer im Sinne gerechter Rückverteilung und somit einer Verringerung der Ungleichheit voranzubringen, plädierte die Union lediglich für die Stopfung von Schlupflöchern. Vor dem Hintergrund, dass uns hier interessiert, wer die Erbschaftsteuer als Instrument zur Reduzierung der Vermögensungleichheit versteht und einsetzen möchte, nehme ich daher eine Unterteilung nach SPD/FDP einerseits in pro und CDU/CSU andererseits in kontra vor.

                  Die Pro-Gruppe hat vor allem vier Narrative angebracht: Mit Abstand am häufigsten wurden solche angeführt, die auf die Rahmenbedingungen abzielten. Das war in Anbetracht des Urteils aus Karlsruhe nur logisch; dass lediglich 10 bis 15 Prozent des tatsächlichen Werts von Grundbesitz zur Berechnung der Erbschaftsteuer herangezogen wurden, stelle eine unerträgliche Ungleichheit der Besteuerung von verschiedenen Formen von Vermögen dar.[328] Insgesamt galt es, legale Möglichkeiten, die Erbschaftsteuer zu umgehen, zu minimieren. Die Besteuerung der Familienstiftung wurde als besonders wichtig eingestuft. Familienstiftungen seien ein vielfach bevorzugtes Mittel reicher Familien, um die Erbschaftsteuer zu vermeiden. Dem sollte nun ein Ende gesetzt werden.

                  Viele Narrative bezogen sich auf Gerechtigkeitsaspekte: Steuerliche Lasten (wohlgemerkt: Lasten) sollten dank der Steuerreform gerechter als bisher verteilt werden. Mehr soziale Gerechtigkeit war gemäß der Rhetorik das wichtigste Ziel der Steuerreform. Die Regierungsparteien nutzten das Narrativ der Gerechtigkeit auch, um den Druck auf die Union zu erhöhen: Die Christdemokraten würden mit ihrer abweisenden Haltung gegenüber einer Reform unter Beweis stellen, dass ihnen der Wille für sozial gerechtere Steuern fehle.[329] Bereits unter Adenauer wurde von einer unerlässlichen Steuerreform geredet. Geschehen war aber nichts, weil die Union nicht für das gesamte Volk agiere, sondern Politik für die Vermögenden mache.[330] Jetzt aber werde endlich gehandelt.

                  Während aller Debatten zur Reform hatte die SPD konsequent darauf gepocht, die Erhöhung der Freibeträge mit der Steigerung der Tarife für größere Vermögen zu verzahnen. Dadurch, dass Großvermögen höher und kleinere und mittlere Vermögen niedriger besteuert würden, würde die Besteuerung von Erbschaften und Schenkungen gerechter gestaltet.[331]

                  Auch wenn dieses Narrativ insgesamt seltener als die obigen angeführt wurde, so war es doch spezifisch für die FDP, deutlich herauszustellen, dass Leistung sich lohnen müsse: «Konfiskatorische Steuersätze, die den Leistungsanreiz des Individuums oder den Willen zur Vermögensbildung abtöten, werden deshalb von uns entschieden abgelehnt», so Manfred Vohrer von der FDP.[332] Mit der Nennung der Vermögensbildung war die FDP übrigens näher bei den Narrativen der Kontra-Gruppe.

               
               
                  
                     RAN Kontra: Steuern dürfen nicht der Vermögensbildung zuwiderlaufen

                  
                  Anders als bei den vorangegangenen Steuerreformen war das RAN im Kontra-Lager sehr viel breiter gefasst. Das dürfte daran gelegen haben, dass die Union einen schwierigen Spagat versuchte. Viele Unionspolitiker waren nach wie vor der festen Überzeugung, dass Steuern auf Erbschaften grundsätzlich der Wirtschaft schadeten (das wurde insbesondere im Bundesrat deutlich). Doch dem Zeitgeist entsprechend waren die Christdemokraten auch gewillt, Steuergerechtigkeit anzumahnen und dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts Folge zu leisten. Neben Narrativen zu Rahmenbedingungen kam kein anderes Narrativ so häufig zum Tragen wie jenes, dass höhere Steuern eine zusätzliche Belastung für die Wirtschaft bedeuten und Arbeitsplätze kosten würden. Nicht einige Millionäre würden getroffen, sondern Arbeitsplätze, und somit der Mittelstand und allgemein der soziale Standard vieler Bürgerinnen.[333]

                  Im Rahmen der Debatten wurde «Vermögensbildung» zu einem neuen Kampfwort. Weil diese gefördert werden müsse, sollten die Freibeträge erhöht werden. Im Sinne der keynesianischen Nachfragepolitik wurden höhere Freibeträge mit der Vermögensbildung für das Gros der Bevölkerung verknüpft. Sie seien notwendig, um das Wirtschaftswachstum weiter zu fördern. Die Union brachte in diesem Zusammenhang auch manches Mal das Einfamilienhaus ins Spiel, das den Maßstab für die Freibeträge darstellen sollte. Der Freibetrag sollte hoch genug sein, um seinen Liebsten eine Immobilie steuerfrei vererben zu können.

               
            
               
                  12. Im Griff des Neoliberalismus

               
               Der Sprung von den 1970er- in die 1990er-Jahre ist ein Sprung ins neoliberale Paradigma, das heute niemand mehr so recht offensiv vertreten möchte.[334] Die einen prangern ihn an, die anderen, denen man unterstellt, ihn zu befördern, empfinden ihn oftmals als diskreditierende Brandmarkung. Die zwei prominentesten Vertreter des Neoliberalismus waren Friedrich August von Hayek und Milton Friedman. Ihre Arbeiten wiederum fußten auf den Werken von Ludwig von Mises. Das Privatseminar in Wien, das von Mises von 1920 bis 1934 abhielt, gilt als Urzelle und Ausgangspunkt der mächtigen Denkfabrik Mont Pèlerin Society.[335] Innerhalb des neoliberalen Paradigmas bzw. Theaterstücks wird das Verhältnis von Staat und Wirtschaft derart kalibriert, dass «Nationen existieren, um Volkswirtschaften zu erhalten, und nicht umgekehrt».[336] Das Zepter hält die Wirtschaft, die Nation ist der Wirtschaft Untertan. Auf diese Weise kommt es zur «Ökonomisierung des Politischen».

               Dabei ist wichtig zu verstehen – auch wenn dies vielleicht im ersten Moment trivial erscheint –, dass Neoliberalismus meinem Verständnis nach nicht einer binären Logik folgt, ja oder nein, 0 oder 1. Es ist ein Spektrum und kann in seiner Intensität stärker oder schwächer ausgeprägt sein. Das erklärt vielleicht auch, warum die Debatten fortbestehen, ob einzelne Politikerinnen (wie etwa Angela Merkel[337]), einige Parteien (wie etwa die SPD seit Gerhard Schröder[338]) oder die Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesrepublik insgesamt als neoliberal einzustufen sind.

               Um die Trennschärfe zum Ordoliberalismus und Keynesianismus zu erhöhen, ist – wie es der Zufall will – insbesondere der Blick auf die Ungleichheit hilfreich: Anders als die anderen beiden Paradigmen, versteht der Neoliberalismus Ungleichheit als ökonomisch notwendig.[339] Ungleichheit sei kein politisches Phänomen. Es sei auch generell überhaupt kein Problem. Geschweige denn beides, ein politisches Problem. Das Ergebnis von Ungleichheit, so die Neoliberalen, sei auf die Eigenverantwortung des Individuums zurückzuführen.[340] Daher ist es nur logisch, dass strukturelle Faktoren aus dem Blick geraten. Für den Neoliberalismus zählt Konkurrenz statt Kooperation, Individualismus statt Gesellschaft, und Steuern sind eine Last – und nicht etwa das wichtigste Instrument von Demokratien.

               Nach Buggeln erlebten «[d]ie ordo- und neoliberalen Traditionen der deutschen Wirtschaftswissenschaft [nach dem Abgang des Keynesianismus] eine schnelle Renaissance».[341] Bereits ab Ende der 1970er-Jahre wendeten sich über alle Parteien hinweg führende Politikerinnen vom keynesianischen und nachfrageorientierten Modellen ab. Die FDP vollzog ihren Kurswechsel mit den Kieler Thesen 1977, die CDU mit ihrem Grundsatzprogramm 1978. Die SPD versuchte noch an mancher Stelle durch Steuerreformen (bei der Einkommensteuer, Körperschaftsteuer als auch bei der Erbschaftsteuer) eine Rückverteilung zu bewirken. Doch so recht wussten sich die Sozialdemokraten mit ihren Vorhaben nicht durchzusetzen.[342]

               Unter Bundeskanzler Helmut Kohl wechselte die Bundesregierung dann endgültig von einer nachfrageorientierten zu einer angebotsorientierten Politik. Gemäß des sogenannten Trickle-Down-Effekts – der Annahme, dass man Reichen und Unternehmen durch Steuererleichterung einen Anreiz bieten würde, Investitionen auch in Arbeitsplätze zu tätigen, sodass letztlich alle etwas davon hätten[343] – galt es fortan, Steuern unter dem Gesichtspunkt des Wirtschaftswachstums zu reduzieren. In den Jahren 1983 bis 1994 wurden in mehreren Steuerreformen Senkungen bewirkt. Um nur einige Beispiele zu nennen: Der Spitzensteuersatz bei Einkommen wurde von 56 auf 53 Prozent gesenkt; der Körperschaftsteuersatz[28] wurde zunächst 1985 von 56 auf 45 Prozent reduziert, in drei weiteren Schritten 1986, 1988 und 1990 auf letztlich 30 Prozent.[344]

               Diese Senkungen waren im Vergleich zu den Steuerreformen, die ab Mitte der 1990er-Jahre vorgenommen wurden, noch recht moderat. Der Grund dafür dürfte gewesen sein, dass es innerhalb der Union viele starke Politiker gab, die sich gegen diese Senkungen sträubten und das auch aussprachen – darunter Norbert Blüm, Heiner Geißler und die Ministerpräsidenten Bernhard Vogel, Ernst Albrecht und Uwe Barschel. Ihrer Meinung nach stellte bereits die Senkung des Spitzensteuersatzes bei Einkommen um drei Prozentpunkte eine «Demütigung für die Volkspartei CDU» dar.[345] Ein weiterer Grund lag in den Kosten der Wiedervereinigung, die es nach Ansicht von Kohl zunächst zu stemmen galt, ehe neben der Deregulierung des Arbeitsmarktes auch Steuersenkungen auf der politischen Agenda hochrücken konnten. Weit oben auf der Agenda: die Aussetzung der Vermögensteuer ab 1997.[346]

               Als die unionsgeführte Regierung 1998 durch Gerhard Schröders SPD und die Grünen abgelöst wurde, bedeutete dies keineswegs eine Abkehr von der neoliberalen Steuerpolitik. Im Bundesrat hatte Rot-Grün weitere Steuersenkungen der christlich-liberalen Regierung noch verhindert. Doch ab 1998 führte die rot-grüne Regierung die Steuersenkungen kurzerhand selbst durch. Und auch die unionsgeführte Große Koalition unter der Ägide von Angela Merkel setzte den Rotstift an.

               Was folgte, waren Senkungen des Körperschaftsteuersatzes, 2001 zunächst von 30 auf 25, im Jahr 2008 von 25 auf 15 Prozent; 2007 die Senkung des Spitzensteuersatzes bei Einkommen um elf Prozentpunkte von 53 auf 42 Prozent; Kapitalerträge werden seit 2009 einheitlich mit 25 Prozent besteuert statt progressiv (wie anderes Einkommen) mit zuvor bis zu 42 Prozent. Finanzminister Peer Steinbrück (SPD) begründete diesen Schritt mit dem saloppen Spruch, es sei «besser 25 Prozent von X als 42 Prozent von nix» zu haben – zuvor seien die Einkünfte aus Kapitalerträgen schlicht ins Ausland abgeflossen.[347]

               Diese Entwicklungen passten zu den steuerpolitischen Einschätzungen der SPD, die sich schon in ihrem Wahlprogramm von 1994 ankündigten. Dort hieß es im Abschnitt zu vermögensbezogenen Steuern, dass klar sei, dass «das Betriebsvermögen der Unternehmen nicht stärker belastet werden darf, wenn mehr Arbeitsplätze geschaffen werden sollen. Arbeitsplätze und Investitionen haben Vorrang … Nur wenn durch eine Stärkung der Wachstumskräfte die Steuereinnahmen verbessert und die Kosten der Arbeitslosigkeit verringert werden, kann eine durchgreifende Konsolidierung der Staatsfinanzen gelingen».[348] In den 1990er-Jahren ging es noch nicht vorrangig um mögliche Verluste von Arbeitsplätzen, sondern vielmehr um ihre Schaffung. Diese Aussage könnte in genau dieser Formulierung auch in einem Lehrbuch der Trickle Down Economics stehen. Steuererleichterungen an der Spitze würden nicht nur den Wohlstand an der Spitze mehren; der Wohlstand würde auch langsam zum Rest der Bevölkerung durchsickern.

               Seit der Wiedervereinigung Deutschlands, insbesondere ab Mitte der 1990er-Jahre, verfolgten die verschiedenen Kabinette eine neoliberale Steuerpolitik nach genau dieser Überzeugung. Einen paradigmatischen Unterschied gab es zwischen den CDU- und SPD-regierten Jahren meiner Ansicht nach nicht. Diese Entwicklung vollzog sich auch mit Blick auf die Erbschaftsteuer.

               
                  
                     Das Pro-Lager wird verschwindend klein

                  
                  In der Union gab es um die Jahrtausendwende eine Reihe von Abgeordneten, die die Erbschaftsteuer komplett abschaffen wollten.[349] Für dieses Unterfangen erhielten sie starke Unterstützung der Lobbyorganisationen Arbeitsgemeinschaft Selbstständiger Unternehmer (ASU, der Vorläufer der Familienunternehmer), sowie der Stiftung Familienunternehmen.[350] Zwar kam es nicht so weit, doch wurde die Erbschaftsteuer fortwährend ausgehöhlt – was im Ergebnis der ursprünglichen Forderung fast gleichkam. Das Gros der FDP war gegen eine Stärkung der Erbschaftsteuer. Es gab aber auch durchaus prominente Stimmen, die die Startchancengerechtigkeit in das Zentrum ihrer Überlegungen rückten, wie etwa Martin Matz, Landesvorsitzender der Berliner FDP.[351] Nach Matz seien Erbschaften «genauso ein Einkommen oder Mittelzufluss wie Lohn und Gehalt. … Warum die Gehaltszahlung mit hohen Steuern und Abgaben belastet wird und die Erbschaftsteuer leistungsfeindlich sein soll, ist daher schwer zu vermitteln».[352] Insbesondere die SPD war gemäß ihrer Narrative eigentlich für eine Stärkung der Erbschaftsteuer. Doch gemäß ihrem Wahlverhalten bei der Verabschiedung der Reformgesetze und der Gesamtanalyse nach zu urteilen, verorte ich die SPD im Kontra-Lager.[353]

                  Die Pro-Seite war im Vergleich zum Kontra-Lager sehr schwach aufgestellt. Von Beginn an waren die Parteien, die sich für eine Stärkung der Erbschaftsteuer einsetzten, in Opposition und zahlenmäßig weit unterlegen: 1995 bis 1997 sowie 2007 bis 2008 haben sich lediglich die PDS/Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen für eine Stärkung der Erbschaftsteuer ausgesprochen.[354] Mit dem Vorstoß im Jahr 2016, die Erbschaftsteuer als sogenannte Flat Tax zu gestalten – das heißt ein einheitlicher Steuersatz für alle –, fallen die Grünen nach meiner Einschätzung jedoch in das Kontra-Lager. Zudem haben die Grünen mit Winfried Kretschmann, seit 2011 Ministerpräsident von Baden-Württemberg, einen prominenten Befürworter der Erbschaftsteuerreform nach Plänen der Großen Koalition. Mehr noch, Kretschmann wurde als «Hoffnung der Firmenerben» gehandelt, und als es 2016 im Bundesrat zur Abstimmung kam, war Baden-Württemberg mit sechs Stimmen das Zünglein an der Waage: Die Reformpläne, «ein guter Kompromiss für unsere Familienunternehmen», nahmen Form an.[355] In den Jahren 2014 bis 2016 waren somit nur noch die Linken geschlossen für eine Stärkung der Erbschaftsteuer.

               
               
                  
                     Sozial ist, was Arbeit schafft – Betriebsvermögen werden verschont

                  
                  Zwischen 1995 und 2016 kam es zu drei Urteilssprüchen des Bundesverfassungsgerichts und drei entsprechenden Reformen, die allesamt eine Schwächung der Erbschaftsteuer zur Folge hatten.

                  Das Bundesverfassungsgericht hatte 1995 die Bewertung von Immobilien moniert. Es sei laut dem Gleichheitssatz – wir sind ihm bereits häufiger begegnet, dem Artikel 3 Grundgesetz – nicht verfassungskonform, dass Immobilien im Verhältnis zu anderen Formen von Vermögen so extrem unterbewertet würden: Nicht der gegenwärtige Wert wurde zur Steuer herangezogen, sondern der alte Einheitswert von 1965. Weil Immobilien im Laufe der Jahre aber im Wert stark gestiegen waren, wurde der Wert von Häusern und Wohnungen bezogen auf den tatsächlichen Wert zu nur 9 bis 13 Prozent erfasst. Das sollte geändert werden. Die Änderungen der Erbschaftsteuerreform von 1996 gingen jedoch weit über die Frage der Immobilien hinaus.

                  Erstmals in der Geschichte der Erbschaft- und Schenkungsteuer erfuhren Erben von Betriebsvermögen eine Sonderbehandlung. Es wurden nicht nur höhere Freibeträge für Betriebsvermögen eingesetzt; alles, was über dem Freibetrag lag, sollte zudem zu nur 60 Prozent zur Steuer herangezogen werden. Auch die Progression nach Verwandtschaftsgrad wurde ausgesetzt. Fortan würden Firmenerben immer so behandelt, als würden sie zur Steuerklasse I gehören.[356] Abgesehen von den Betriebsvermögen gab es aber auch generelle Änderungen. Die Steuerklassen wurden auf drei reduziert, Freibeträge für Ehegatten auf 600000 Mark erhöht, für Kinder auf 400000 DM.[357] Die Änderungen der Steuersätze bewirkte zudem, dass die Progression abnahm.

                  Als das Bundesverfassungsgericht 2007 entschied, dass die Sonderbehandlung von Betriebsvermögen zu weit ging,[358] wurde in der Reform von 2009 erneut nicht nur dieser Aspekt geändert, sondern auch gleich weitere Punkte. Die Freibeträge wurden nochmals weiter erhöht: für Ehegatten und Lebenspartner auf 500000 Euro, für Kinder auf 400000 Euro. Und das, obwohl die Logik, die der Höhe der Freibeträge zugrunde lag, gar nicht mehr gegeben war. Wir erinnern uns, die Höhe der Freibeträge sollte in etwa dem Wert eines Hauses entsprechen, damit man seinen Liebsten ein Haus oder eine Wohnung steuerfrei vererben könnte. Doch für diesen Zweck braucht es gar keine Freibeträge mehr: Mit derselben Reform wurden Familienheime komplett steuerbefreit, wenn «der Erwerb von Todes wegen» an Kinder geht (oder an Enkelkinder, wenn die Kinder bereits gestorben sind), die Wohnung nicht größer als 200 Quadratmeter groß ist und die Wohnung «unverzüglich zu eigenen Wohnzwecken bestimmt ist».[359] Solange es sich also nicht etwa um gigantische Villen handelte, entfielen Erbschaft- und Schenkungsteuern. Obwohl es bis heute immer mal wieder Thema in Debatten zur Erbschaftsteuer ist: Omas Häuschen ist seit 2009 von der Erbschaftsteuer ausgenommen. Und trotzdem wurden die Freibeträge, quasi noch obendrauf, weiter angehoben.

                  Wenige Jahre später, im Jahr 2014, erklärte das Bundesverfassungsgericht die bestehende Erbschaftsteuer zum dritten Mal seit 1995 als in Teilen verfassungswidrig. Dieses Mal wurde erstmals nicht nur Artikel 3 (wonach Formen von Vermögen gleich behandelt werden sollten), sondern im Rahmen eines Sondervotums auch das Sozialstaatsprinzip in Artikel 20 des Grundgesetzes zur Begründung herangezogen. Damit machten die drei Richter Reinhard Gaier, Johannes Masing und Susanne Baer auf ein konkretes Phänomen aufmerksam: die hohe Vermögensungleichheit in Deutschland. In der Pressemitteilung hieß es, dass die Erbschaftsteuer nicht nur dazu diene, die Staatskasse zu füllen, sondern dass sie auch explizit verhindern solle, dass sich Reichtum über Generationen hinweg zu sehr in den Händen weniger konzentriere. Die drei Richter aus Karlsruhe mahnten in ihrer Urteilsfindung an, dass die reichsten 10 Prozent der Bevölkerung über 60 Prozent des gesamten Nettogeldvermögens verfügten (in 2024 sind wir, wie angeführt, bereits bei 67 Prozent).[360]

                  Die Verhandlungen über die Erbschaftsteuer zogen sich – auch weil die Interessenvertreter vielfach Änderungen einforderten. Zwar wurde in der Erbschaftsteuerreform 2016[361] auf einige Aspekte eingegangen, die das Bundesverfassungsgericht 2014 gerügt hatte.[29] Doch die Kritik, die Reform sei noch immer verfassungswidrig, verstummte nicht. In einer Kurzexpertise im Auftrag von Campact untersuchten der Volkswirt Birger Scholz und der Wirtschaftsweise Achim Truger den Erbschaftsteuerkompromiss des Vermittlungsausschusses,[362] mit folgendem vernichtenden Ergebnis: «Nach wie vor wird es möglich sein, auch riesige Betriebsvermögen/Aktienpakete durch geschickte Steuergestaltung … steuerfrei zu vererben/verschenken.»[363] 2017 erklärte der Bundesfinanzhof die Vergünstigungen für überreiche Firmenerben als anhaltend verfassungswidrig. Doch dieses Urteil wurde auf Weisung des Finanzministeriums ignoriert.

                  Obwohl ausdrücklich die hohe Vermögensungleichheit in Deutschland 2014 vom Bundesverfassungsgericht beanstandet wurde, wurden ausgerechnet für die Reichsten der Gesellschaft nochmals weitere Sonderbehandlungen eingebaut. Nach Auffassung des damaligen Vizepräsidenten des Bundesfinanzhofs Hermann-Ulrich Viskorf haben die mögliche Vollverschonung von Betriebsvermögen und die Möglichkeiten, Privatvermögen in Betriebsvermögen umzuwandeln, dazu geführt, dass die Erbschaftsteuer für große Privatvermögen weitestgehend abgeschafft wurde. Zu der Frage, warum es trotz der Urteilssprüche aus Karlsruhe 1995, 2006 und 2014 kein verfassungskonformes Gesetz gibt, hat Richter Viskorf eine klare Meinung: «Es gibt keine andere Steuerart, bei der der Gesetzgeber dem Einfluss und dem Druck der Interessenverbände so sehr ausgesetzt ist.»[364]

               
               
                  
                     RAN Kontra: Es geht um die Sicherung der Arbeitsplätze

                  
                  Keine anderen Narrative fanden so oft Anwendung wie jene, die wirtschaftliche Aspekte, allem voran Arbeitsplätze, in den Vordergrund stellten.[365] Wie es die CDU-Abgeordnete Gerda Hasselfeldt zusammenfasste: «Alle wirtschafts- und finanzpolitischen Entscheidungen müssen sich in diesen Tagen an einem einzigen Ziel orientieren, nämlich daran, ob sie der Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen, der Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland gerecht werden.»[366]

                  Jegliche Steuern auf Vermögen seien «Gift für die Wirtschaft, Gift für den Mittelstand, Gift für die Arbeitsplätze».[367] Betriebsvermögen wurden als besonders sensibel gekennzeichnet, «[d]ie Fortführung eines Betriebes darf durch die Erbschaftsteuerlast nicht gefährdet werden», so Finanzminister Theodor Waigel (CSU) im Jahr 1996.[368]

                  Die Sonderbehandlung von Firmenerben stand im Zentrum der Überlegungen der Reformen von 1996 bis 2016,[369] das wussten alle Beteiligten: «Es hat – jetzt nenne ich es beim Namen – ein solches Erbschaftsteuerprivileg für die Vererbung von Betriebsvermögen in der Geschichte der Bundesrepublik bisher noch nicht gegeben», so Finanzminister Peer Steinbrück (SPD) 2008.[370] Gewinner seien dennoch die Angestellten – ganz einfach, weil sie ihre Jobs nicht verlieren würden.

                  Vielfach wurden auch Narrative bedient, die darauf abzielten, das bestehende System als zu kompliziert darzustellen. Die Sonderbehandlung von Betriebsvermögen sei nach Steinbrück «das Unbürokratischste, was wir machen können».[371] Zudem stünden der Verwaltungsaufwand und die Kosten der Erbschaftsteuer in keinem Verhältnis zu den Steuereinnahmen. Neu in der Debatte war die Nennung und Kritik an der Lobby. «Was im Zusammenhang mit der Erbschaftsteuerreform inzwischen an Lobbyarbeit, an interessengeleiteter Verunglimpfung und Irreführung stattfindet, ist teilweise sehr schwer erträglich.»[372]

                  Die SPD-Mitglieder schwankten in ihren Einschätzungen wie keine andere Partei. Ihre Redebeiträge im Plenum des Bundestages als auch im Bundesrat sind Ausdruck zweier sehr unterschiedlicher Positionen. Einerseits seien sie sich darüber im Klaren, dass «[d]ie meisten Vermögen nicht durch Erwirtschaften [entstehen]»[30] und dass durch die Reformen der Anhäufung von Vermögen in den Händen weniger nichts entgegengesetzt werden würde. Zudem wären Mehreinnahmen gern in Forschung, Bildung und Kinderbetreuung investiert worden. Dennoch: «Wir wollen die Arbeitsplätze erhalten.»[373] Doch selbst bei diesem Narrativ war sich die SPD uneins. So sagte etwa Thüringens Finanzministerin Heike Taubert (SPD) im Bundesrat aus:

                  
                     «Mit der Sicherung von Arbeitsplätzen haben die Steuergeschenke nichts mehr zu tun und mit Gerechtigkeit gleich gar nichts. Eine Besteuerung reicher Firmenerben darf nicht dazu führen, dass über Generationen hinweg immer größere Vermögen bei immer weniger Personen aufgehäuft werden und die gesellschaftliche Vermögensungleichheit weiter verschärft wird. Gerechtigkeit … würde bedeuten, dass auch Multimillionäre und Milliardäre entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit zur Erbschaft- und Schenkungsteuer herangezogen werden. … Wir reden ohnehin nur über eine theoretische Frage. Bis 2009, als es nur Freibeträge und keinerlei besondere Berücksichtigung von Betriebsvermögen gab, ist mir kein Fall bekannt, in dem die Erbschaftsteuer den Fortbestand von Arbeitsplätzen ernstlich gefährdet hat.»[374]

                  

                  Dieses Zitat verdeutlicht, wie uneins die SPD war. Selbst einige bedeutende Genossen schenkten den meistgenannten Narrativen ihrer Parteifreunde zur Gefährdung der Arbeitsplätze keinen Glauben.

                  Neu in der Debatte um die Reform war 2016 die vorgebrachte Idee von den Grünen, einen einheitlichen Steuersatz, die sogenannte Flat Tax, von 15 Prozent einzuführen. Denn in der bestehenden Form würden reiche Erben (mit Vermögen über 20 Millionen Euro) effektiv knapp 3 Prozent Steuern zahlen, während bei Beträgen zwischen 100000 und 200000 Euro effektiv 15 Prozent Erbschaftsteuer bezahlt würden. «Deswegen wäre eine Flat Tax … jedenfalls im Vergleich zu diesem Gesetzesentwurf deutlich gerechter.»[375]

                  Cansel Kiziltepe von der SPD hielt dagegen: «Eine Flat Tax von 15 Prozent würde kein relevantes Mehraufkommen bedeuten [und] es ist auch nicht gerecht. Große Betriebsvermögen müssen angemessen besteuert werden. … Das geht aber nur mit progressiven Steuersätzen; es geht nicht mit Flat-Tax-Modellen, die Sie aus der neoliberalen Mottenkiste herausgekramt haben.»[376]

               
               
                  
                     RAN Pro: Riesenvermögen in den Händen Einzelner verhindern

                  
                  Die meistgenannten Narrative der PDS, ab 2007 Die Linke, und zu Beginn dieses Zeitraums auch der Grünen, bezogen sich auf die große Vermögensungleichheit in Deutschland. Nach Ansicht von Barbara Höll (Linke) etwa, würde «die Erbschaftsteuer als ein Instrument [missbraucht], um die weitere Umverteilung von unten nach oben festzuschreiben».[377] Dabei wurde Ungleichheit ins Verhältnis zur bestehenden Kinderarmut gesetzt und betont, welche Möglichkeiten sich mit höheren Einnahmen aus der Erbschaftsteuer eröffnen könnten. Geradezu amüsant mutet es an, wenn – wie häufiger vorgekommen – die Befürworter der Stärkung einer Erbschaftsteuer den Gegnerinnen ausgerechnet aus der bayerischen Landesverfassung vorlasen: «Die Erbschaftsteuer dient auch dem Zwecke, die Ansammlung von Riesenvermögen in den Händen Einzelner zu verhindern.»[378]

                  Ein wichtiger Aspekt war jener, dass es «keine empirische Evidenz zu besonderen erbschaftsteuerbedingten Problemen bei der Nachfolge von Familienunternehmen» gäbe. Sahra Wagenknecht von der Linken bemerkte 2016 zum fehlenden Nachweis der Behauptung, die Erbschaftsteuer gefährde Arbeitsplätze: «Jetzt kommen Sie mir nicht mit der angeblichen Gefährdung von Arbeitsplätzen. Selbst der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finanzen hat festgestellt, dass es wenige Hinweise darauf gibt, dass die steuerliche Schonung von Betriebsvermögen Arbeitsplätze sichert.»[379] Der erwähnte Bericht war im Übrigen bereits im Januar 2012 veröffentlicht worden.[380]

                  Besonders stark waren auch Narrative, die die Sonderbehandlungen der Reichen und der Betriebsvermögen kritisierten. So sei die Reform 2016 «keine Reform, das ist eine Kapitulation vor der Macht und dem Einfluss steinreicher Firmenerben».[381] Die Lobby halte das Stöckchen, «und Söder und Co. springen artig drüber.»[382]

                  Wenn man die Debatten betrachtet, stellt man fest: Es gab keinen Fokus wie im erfolgreichen Kontra-Lager. Das Repertoire an Narrativen des Pro-Lagers ist mit elf Erzählungen überaus breit gefächert. Ein Narrativ, das sowohl von Pro als auch Kontra angeführt wurde, waren Rolle und Macht von Lobby: Insgesamt fast 30 Mal bezogen sich Abgeordnete auf Interessenvertreter und brachten somit ihren Einfluss offen zur Sprache. Dass die Lobby so häufig und explizit im Plenum genannt wurde, stellt ein Novum im Vergleich zu den Narrativen der letzten 100 Jahre dar.

                  
                     RAN der politischen Elite zur Erbschaftsteuer, 1919–2016

                     [image: Drei Statistiken zur Häufigkeit der Nennung von Pro- und Kontra-Argumenten zur Erbschaftsteuer, die sich auf die Jahre 1919, 1922 bis 1925 und 1951 bis 1959 beziehen.]
                  [image: Zwei weitere Statistiken zur Häufigkeit der Nennung von Pro- und Kontra-Argumenten zur Erbschaftsteuer für die Jahre 1973 bis 1974 und 1995 bis 2016.]
                     15 Die Häufigkeit von Pro- und Kontra-Narrativen ist links angegeben, die Gewichtung von Pro und Kontra insgesamt rechts, jeweils in %. Quelle sind die Debatten im Reichstag bzw. Bundestag zu den Gesetzesvorhaben in erster, zweiter und dritter Lesung sowie die Debatten auf Länderebene.


                  

               
            
               
                  13. Die heutige Erbschaftsteuer – keine starken Befürworterinnen, viele starke Gegner

               
               Aktuell hat die Erbschaftsteuer keinen leichten Stand. Wenn man den Parteiprogrammen Glauben schenken dürfte, müsste es anders sein. Doch bereits der Blick in den Koalitionsvertrag der Ampelregierung lässt einen ernüchtert zurück.

               Um die Positionen der Parteien einzuschätzen, habe ich in die Wahlprogramme und den Koalitionsvertrag der Ampelregierung von 2021 geschaut und mir angesehen, ob Ungleichheit und Erbschaftsteuer behandelt wurden. Die Politik sollte man an ihren Taten messen, nicht an ihren Worten, keine Frage. Aber bereits der Blick auf das Gedruckte gibt Aufschluss und lässt eine erste gute Einschätzung zu: Die Linke, Grüne und SPD adressierten jeweils wirtschaftliche Ungleichheit und wären – laut Programm – in Anbetracht der wachsenden Ungleichheit für eine Stärkung der Erbschaftsteuer.[31]

               Die Programme der CDU/CSU, FDP und AfD in Hinblick auf Ungleichheit und die Erbschaftsteuer zu beschreiben ist gleichfalls einfach: Ungleichheit wurde mit keiner Silbe in ihren Programmen erwähnt.[383] Es gibt entsprechend keinerlei Pläne oder Ansätze, etwas gegen die Ungleichheit zu tun. Für die Erbschaftsteuer gilt dasselbe: Sie wurde ausgespart.

               Doch auch wenn die Erbschaftsteuer Eingang in die Wahlprogramme von SPD und Grünen gefunden hat, im Koalitionsvertrag von 2021 fand sie keine Erwähnung. Haben sich die beiden Parteien also nicht gegen die FDP behaupten können? Offensichtlich nicht. Doch anzunehmen, die FDP als kleinster Koalitionspartner der Regierung habe dieses Ergebnis herausverhandelt, erscheint mir zu einfach. Seit wann wackelt denn der Schwanz mit dem Hund? Nicht nur die FDP wollte keine Reformen. Auch in der SPD und bei den Grünen gab es an entscheidender Stelle keine Unterstützung für eine Stärkung der Erbschaftsteuer. Nach meiner Einschätzung stand eine Reform der Erbschaftsteuer weder oben auf der politischen Agenda von Bundeskanzler Olaf Scholz, noch auf jener von Wirtschaftsminister Robert Habeck.[384]

               Aktuell stehen die Chancen auf eine Reform zur Stärkung der Erbschaftsteuer entsprechend schlecht. Es gibt keine mächtigen politischen Akteure, die sich dafür einsetzen würden. Andersherum hat Markus Söder im Mai 2023 angekündigt, eine Verfassungsklage gegen die bestehende Erbschaftsteuer einzureichen.[385] Söder nutzt vor allem das Märchen von der Immobilie, zu deren Verkauf Erben gezwungen werden würden. So titelte auch im Juli 2023 der Spiegel, die «CSU will Erbschaftsteuer auf Elternhäuser streichen. Wer die Immobilie der Eltern für zehn Jahre hält, soll von der Erbschaftsteuer befreit werden».[386] Dabei sind Familienheime bereits seit 2009 von der Erbschaftsteuer ausgenommen. Was die CSU rhetorisch geschickt neu einzubringen versucht, ist eine Steuerbefreiung auch bei Vermietung oder dem Verkauf von Immobilien. Es geht also nicht um Politik für Familien oder Familienheime, die von der Familie genutzt werden. Es geht Söder lediglich um Steuerpolitik für Vermieter und Verkäufer, um steuerfreien Gewinn und somit um die Wohlhabenden und Reichen.

               Die Steuerpolitik der vergangenen drei Jahrzehnte hat im großen Ausmaß dazu beigetragen, dass die Vermögensungleichheit in Deutschland gewachsen ist. Ein Blick auf eine Studie der Ökonomin Charlotte Bartels lässt das Zusammenspiel zwischen niedrigen Steuern auf Vermögen und der Entwicklung der Vermögensungleichheit erkennen. In einer Studie analysierte Bartels die Zusammensetzung von Vermögen und welche Formen von Vermögen genau dazu beitragen, dass die Kluft weiter wächst. Immobilien erklären etwa 35 Prozent der Vermögensungleichheit. Noch wichtiger aber sind Betriebsvermögen – die zu über zwei Dritteln in den Händen des reichsten 1 Prozent liegen: Sie sind verantwortlich für mehr als 55 Prozent der Vermögensungleichheit.[387]

               Und da haben wir sie, die zwei wichtigsten Formen von Vermögen, die Deutschlands groteske Vermögensungleichheit erklären – und zugleich die beiden Formen der Vermögen, die durch die Erbschaftsteuer eine extreme Sonderbehandlung erfahren haben: Familienheime, die seit 2009 von der Steuer ausgenommen sind, sowie Betriebsvermögen, die leicht vollständig von der Steuer befreit werden können.

               
                  
                     Die Rolle der «Familienunternehmer»

                  
                  Die Rolle der Stiftung Familienunternehmen und des Verbands Die Familienunternehmer war in den Bundestagsdebatten der letzten Jahre oft Thema, wie wir gesehen haben. Sie sind bei Weitem nicht die einzigen, aber in Fragen der Erbschaftsteuer die wohl wichtigsten Lobbyisten des großen Geldes.[388] Auch die Bürgerinitiative Finanzwende ist in diesem Punkt sehr deutlich: «Die Verbände und Stiftungen der sogenannten Familienunternehmen spielen eine wesentliche Rolle dabei, dass immer noch und immer wieder die Verfassung für die Interessen der reichsten Menschen in unserem Land gebrochen wird.»[389]

                  Wie sehr die Stiftung Familienunternehmen die Debatte dominierte, zeigt eine Diskursanalyse: 5 Prozent aller Pressezitate zur Erbschaftsteuer gingen auf sie zurück.[390] Julia Jirmann vom Netzwerk Steuergerechtigkeit schlägt in dieselbe Kerbe: «Insbesondere die als gemeinnützig anerkannte Stiftung Familienunternehmen und Politik setzte sich bei der letzten Reform für die Ausnahmen bei der Erbschaftsteuer ein. Ein Lobbyverband, der nicht etwa die Interessen von Bäcker- und Handwerksbetrieben vertritt, wie der Name der Stiftung vermuten lässt. Er arbeitet für die 500 größten deutschen Familienunternehmen und damit nicht einmal 0,02 Prozent der 2,8 Millionen familiengeführten Unternehmen.»[391] Es handelt sich dabei keineswegs um eine Fremdzuschreibung. Der Leiter der Steuerabteilung der Stiftung Familienunternehmen bezeichnete sein Einwirken auf den Reformprozess und vor allem die von ihm mitverhandelte Verschonungsbedarfsprüfung als «Sternstunde der Politikberatung».[392]

                  Dass sie eine wesentliche Bedeutung in der Gesetzgebung spielten, unterstreicht auch die Anfrage von Lisa Paus (die damals Sprecherin für Steuerpolitik der Bundestagsfraktion der Grünen war) an die Bundesregierung. Paus fragte explizit nach den besagten Lobbyisten: Wie häufig haben sich Vertreter der Bundesregierung mit ihnen im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens zwischen dem 17. Dezember 2014 bis zur Beantwortung der Frage am 22. September 2016 zum Thema Erbschaftsteuer getroffen? Die Antwort verblüfft: Insgesamt fanden zwölf Treffen statt, davon zwei mit Bundeskanzlerin Merkel und eins mit Bundesfinanzminister Schäuble.[393] Auch mit dem Ministerpräsidenten von Bayern, Horst Seehofer (CSU),[394] sowie dem Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg, Winfried Kretschmann (Grüne),[395] hat es einen engen Austausch gegeben.

                  Über eines dieser Treffen berichtete Cerstin Gammelin für die Süddeutsche Zeitung. Im Juni 2016 kehrte Angela Merkel im Hotel Adlon ein, um sich mit den «Firmenpatriarchen» zu besprechen. Der Vorstandsvorsitzende Brun-Hagen Hennerkes führte der Kanzlerin vor Augen: «Sie sehen hier Repräsentanten von Firmen, die 160 Milliarden Euro Umsatz machen jährlich und eine Dreiviertelmillion Arbeitsplätze sicherten.» Gammelin erinnerte sein Gebaren an das des «Paten in Francis Ford Coppolas Film, der seinem Gegenüber erklärt, dass man sich gegenseitig Gefallen erweisen müsse».[396] Merkel konterte: In Deutschland gebe es 43 Millionen Erwerbstätige. Man könne nicht einfach alle Firmenerben von der Erbschaftsteuer befreien. Doch auch wenn Merkel Einwände erhob, so resümiert die Journalistin der Süddeutschen, habe die Lobby Erstaunliches erreicht. Gammelin beschreibt auch, wie Seehofer mitten im parlamentarischen Verfahren Anfang 2015 Familienunternehmen in die Staatskanzlei einlud und ihnen zeigte, worauf sich Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) und SPD-Chefunterhändler Carsten Schneider gemeinsam mit der Chefunterhändlerin von der CSU, Gerda Hasselfeldt, bereits geeinigt hatten: Für «untragbar hatten die [Familienunternehmer] ihn befunden und acht Nachbesserungen gefordert, die Seehofer prompt übernahm. Erfolgreicher kann Lobbyarbeit nicht sein».[397]

                  Die direkten Kontakte zu den mächtigsten Politikerinnen, die die Lobby des großen Geldes für sich zu nutzen weiß, sind das eine. Doch ihr Einfluss geht über diesen direkten Kanal weit hinaus. Florian Fastenrath und seine Co-Autoren (darunter auch der Wirtschaftsweise Achim Truger) gehen der Frage nach, warum es so schwierig ist, die Reichen zu besteuern. Einer ihrer Hauptfunde zielt auf die lang anhaltenden Kommunikationsstrategien der «Steuer-Reduzierungs-Lobby»: Erstens würden sie es schaffen, dass die Mittelschicht denke, sie selbst wäre von den Reformen der Erbschaftsteuer betroffen. Und zweitens verwenden sie Narrative, wonach vor allem Arbeitsplätze und das Wirtschaftswachstum gefährdet wären.[398] Das sind exakt die drei Erzählungen, die laut meiner Untersuchung am häufigsten Einklang in die Debatten bei den letzten drei Reformen gefunden haben. Die Macht der Familienunternehmer ist ein offenes Geheimnis. Eines, das alle, die sich mit dem Thema befassen, bestens kennen. Doch in der Bevölkerung ist das bislang nicht angekommen.

                  Auf ihrem jährlichen Kongress in Baden-Baden wandten sich 170 der «führenden deutschen Familienunternehmen» in einem offenen Brief an die Bundesregierung. Ihre Forderungen und die ihnen zugrunde liegenden Erzählungen sind eindeutig: «Neben der konkreten finanziellen Belastung soll auf die Unternehmen genau jenes ‹bürokratische Monster› zukommen, das die Politik ausdrücklich vermeiden wollte. … Seit Jahren ist bekannt, dass das bisher geltende Erbschaftsteuerrecht nicht der Verfassung entspricht. Ebenso lange warten die Familienunternehmer auf Klarheit, um arbeitsplatzerhaltend und zukunftssicher planen zu können. … Nachdem es in den vergangenen Jahren nicht gelungen ist, den Sorgen der Bürger, der Familienunternehmer sowie den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts gerecht zu werden, wäre es im Interesse und zum Nutzen aller, dem Beispiel anderer Länder, vor allem deutscher Nachbarländer, zu folgen und die Erbschaftsteuer durch eine andere Steuer zu ersetzen.»[399]

                  Auf welches deutsche Nachbarland die Familienunternehmer in ihrer vorsichtigen Formulierung anspielen, ist naheliegend: Im Jahr 2008 hat Österreich die Erbschaftsteuer abgeschafft. Als hätten die reichsten und mächtigsten Unternehmerdynastien Deutschlands nicht bereits am meisten von den Steuerreformen der letzten 30 Jahre profitiert. Als würden die Multimillionäre und Milliardäre in Deutschland nicht schon heute effektiv sehr viel geringere Steuern zahlen als etwa Lehrerinnen und Feuerwehrleute. Doch das reicht ihnen nicht. Sie wollen noch weniger Steuern zahlen. Der Kampf um die Erbschaftsteuer ist ein zynisches, undemokratisches Trauerspiel.

               
            
               
                  14. Vom Schwert der Demokratie zum hölzernen Kochlöffel

               
               Die Erbschaftsteuer in Deutschland hat in den letzten 100 Jahren sowohl Stärkungen als auch Schwächungen erfahren. Der Ritt durch die Geschichte hat offengelegt, was dazu führte, dass die Erbschaftsteuer manches Mal geschwächt wurde und welche Faktoren eine Rolle spielten, wenn sie gestärkt wurde. Es waren nicht ausnahmslos und auch nicht in erster Linie Krieg und Revolution, die ausschlaggebend waren. Bei der Veränderung des Status quo, auch der Stärkung, kam es vielmehr auf das Repertoire an Narrativen zu Steuern an, eingebettet in das vorherrschende Wirtschaftsparadigma der Zeit, auf die Erzählungen und das Skript, aus dem sie stammen. Das Interessante bei dem Auf und Ab: Die wechselnden Theaterstücke, die Pro- und Kontra-Passagen zur Erbschaftsteuer, mögen zwar ihre feinen Unterschiede haben, doch im Großen und Ganzen haben sie sich über die Jahre kaum geändert.

               Zu einer Schwächung kam es in den 1920er-, den 1950er- und ab den 1990er-Jahren. Der Staat sollte sich als Akteur möglichst aus der Wirtschaft heraushalten. Oder um es mit den Worten von Milton Friedman zu sagen: Seine Aufgabe war es, die Regeln zu setzen und als Schiedsrichter zu fungieren.[400] Steuern, so ging die Erzählung, seien nur ein Hemmschuh für das Wirtschaftswachstum: Sie schmälerten Innovationen und Investitionen und gefährdeten im internationalen Wettbewerb den Wirtschaftsstandort Deutschland und somit Arbeitsplätze. Während der Staat zu Zeiten des Ordoliberalismus unter Ludwig Erhard zumindest noch die Monopolbildung mächtiger Unternehmen im Zaum halten sollte, wurde diese bedeutende Aufgabe mit Einzug des Neoliberalismus fallengelassen. Unternehmen wurden nicht länger durch die «Marktpolizei» (Rüstow) kritisch beäugt, vielmehr wurde ihnen der Hof gemacht. Seitdem der Neoliberalismus die Bühne betrat, folgte ab den 1980er-Jahren in der Steuerpolitik international ein race to the bottom.

               Mit leichter Zeitverzögerung fand dieses Rennen auch in Deutschland statt. Die Schwächung der Erbschaftsteuer wurde vor allem mit Narrativen erklärt, die die Wirtschaft und das Wirtschaftswachstum in den Mittelpunkt rückten. Sie würde den Wirtschaftsstandort schwächen und Arbeitsplätze gefährden.

               Doch die Erbschaftsteuer hat in Deutschland nicht immer nur Schwächungen erfahren. Sowohl unter Finanzminister Matthias Erzberger 1919 als auch unter SPD-Kanzler Willy Brandt 1974 wurde die Erbschaftsteuer gestärkt. Bereits diese Jahresangaben machen deutlich, dass die Entwicklung der Erbschaftsteuer nicht direkt mit Kriegs- bzw. revolutionärem Geschehen zusammenhing. Keine Frage, zu Erzbergers Zeiten blickte die Weimarer Republik auf den soeben verlorenen Ersten Weltkrieg zurück. Doch Brandt regierte – abgesehen vom Kalten Krieg – in Zeiten des Friedens.

               Wichtig für eine Stärkung war, dass die wirtschaftlichen Paradigmen ein Repertoire an Narrativen bildeten, in dem der Staat als mächtiger Akteur auftrat. Der Staat war demnach mehr als nur ein Schiedsrichter. Er war der Garant dafür, dass die Steuerpolitik im Interesse der gesamten Bevölkerung gestaltet wurde. Nicht einzig Wirtschaftswachstum galt die höchste Priorität, sondern Gerechtigkeit, Demokratie und dem Abbau der bestehenden Vermögensungleichheit. Steuern dienten nicht nur und nicht in erster Linie dazu, höhere Staatseinnahmen zu erzielen; sie waren ein äußerst wichtiges Mittel, um die drei genannten Ziele zu erreichen. Es wurde also nicht so getan, als seien Steuern ein rein wirtschaftliches Instrument (gut oder schlecht für diese); Steuern sollten ihrem Namen gemäß dazu beisteuern, die Demokratie zu stärken.

               Je knackiger das RAN, desto besser scheinen die Narrative zu verfangen. Bei Erzberger waren es vor allem drei: Die Erbschaftsteuer sollte dazu dienen, die Ungleichheit qua Geburt und die Konzentration von Vermögen in den Händen weniger zu bekämpfen; sie sollte gegen eine Erbengesellschaft ansteuern; und Ungleichheit, so glaubte er, sei eine Gefahr für die Demokratie und eine Krankheit am Wirtschaftskörper. Ein guter Finanzminister, so sagte Erzberger in seiner Antrittsrede 1919, sei der beste Sozialisierungsminister. Allerdings reformierte er die Erbschaftsteuer nicht im Alleingang. Sie war Ausdruck eines sozialen und demokratischen Verständnisses von Steuern insgesamt.

               All diese Elemente – das Verständnis der Rolle des Staates, der Aufgabe von Finanzpolitik sowie der Funktion von Steuern generell und der Erbschaftsteuer im Konkreten – sind diametral dem Neoliberalismus entgegengesetzt. Eine Stärkung der Erbschaftsteuer ist, so meine These, deswegen nur außerhalb des Neoliberalismus möglich.
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               Es brauchte jedoch nicht nur die RAN, die Ausdruck eines sozialen Paradigmas sind, um die Erbschaftsteuer zu stärken. Auch starke Advokaten waren vonnöten. Ohne Akteure, die sich vehement gegen die artikulierten Interessen der Lobby des großen Geldes stellten, wären Änderungen nicht möglich gewesen. Es brauchte immer auch integre Politiker, die sich die Stärkung der Erbschaftsteuer auf die Fahne schrieben und diese hochhielten.

               Diese Erkenntnisse sind von höchster Relevanz. Denn sie zeigen, dass eine Änderung der Erbschaftsteuer – des wichtigsten und stärksten Instruments gegen den wachsenden Trend des Überreichtums und der Verfestigung der Erbengesellschaft – möglich ist. Damit dies geschehen kann, braucht es eine Abkehr von der neoliberalen Wirtschafts- und Finanzpolitik.

               Der Neoliberalismus liegt bereits im Sterben. Damit ein neues Paradigma es schafft durchzudringen, braucht es ein Zusammenspiel auf vielen Ebenen. Zum einen brauchen wir ein Narrativ, wie es einst den Diskurs zu Erzbergers Zeiten prägte. Ein Narrativ, wie der Club of Rome herausstellt, das die realen Gegebenheiten anerkennt: Ein extremes Maß an Ungleichheit und Überreichtum ist äußerst destruktiv, «es führt zu gesellschaftlicher Stagnation. Es erzeugt Spannung und Ressentiment. Es begünstigt Verhältnisse, die für alle gefährlich sind.»[401]

               Damit dieses Narrativ seine Kraft entfalten kann, brauchen wir starke Akteure und gute Geschichtenerzählerinnen. Solche, die Geschichten über Gerechtigkeit, weniger Ungleichheit und Demokratie erzählen. Solche, die Lust auf Veränderung machen, die uns aufzeigen, was wir gewinnen können, wenn wir den Neoliberalismus überwinden. In der aktuellen Politik gibt es leider wenig Lichtblicke: Es gibt keine Politiker in den ersten Reihen, die sich für eine Stärkung der Erbschaftsteuer starkmachen. Zugleich sind die Gegner der Erbschaftsteuer, allem voran die Stiftung Familienunternehmen, ein außerordentlich mächtiger Lobbyverband mit großen finanziellen Mitteln und besten Verbindungen in die Politik.

               Matthias Erzberger würde sich im Grabe umdrehen, wenn er wüsste, dass aus dem Schwert der Demokratie, aus der Steuer, die dem feudalen System den Todesstoß verpassen sollte, nun ein hölzerner Kochlöffel geworden ist. Die Lobby des großen Geldes hat es geschafft, dass die Politik ihnen ein Süppchen nach altem Rezept kocht. Die wichtigste Zutat für gute Aussichten auf ein Vermögen? Es ist und bleibt in Deutschland, ganz nach feudalem Geschmack, die Familie.

               Doch es gibt Lichtblicke: In der Zivilgesellschaft hat sich in den letzten Jahren sehr viel bewegt. Nachdem es bereits die Patriotic Millionaires (2010) gab, haben sich mit Millionaires for Humanity (2019) und taxmenow (2021) weitere Reiche formiert, um höhere Steuern auf ihre Vermögen einzufordern. Neue Denkfabriken wie das Momentum Institut (2019) und das Forum New Economy (2019) bringen progressive Köpfe zusammen und pushen eine progressive Agenda für die Wirtschaft.

               Die Bürgerbewegung Finanzwende (2018) versteht sich als unabhängiges und überparteiliches Gegengewicht zur Finanzlobby. Fiscal Future (2021) wendet sich mit ihren Ideen für eine zukunftsfähige Finanzpolitik ganz konkret an junge Menschen. Interessenvertreter der Arbeitnehmerinnen, wie etwa die Arbeiterkammer Wien, scheuen sich nicht, das Kind beim Namen zu nennen und problematisieren ganz konkret die «gesellschaftlichen und demokratiepolitischen Herausforderungen von Überreichtum» (2023). Und bei ungleichheit.info (2022) vermitteln wir wertvolles Wissen über Ungleichheit auf eine Weise, die allgemeinverständlich begreifbar macht, wie extrem die Ungleichheit in Deutschland ist und dass extreme Ungleichheit ein extremes Problem ist.

               Nicht zuletzt wurde in Deutschland ein zivilgesellschaftliches Bündnis geschmiedet: Seit 2022 setzen sich die Friedrich-Ebert-Stiftung, der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (Ver.di), Finanzwende e.V., Netzwerk Steuergerechtigkeit, taxmenow und ungleichheit.info dafür ein, dass die Erbschaftsteuer endlich gestärkt wird.[402] Und im Oktober 2024 haben 22 Organisationen und Vereine in einem gemeinsamen Statement die Politik aufgefordert, die Besteuerung großer Vermögen endlich anzugehen.[403]

               Es hat sich enorm viel getan, das Problem wurde erkannt. Das Feld der Finanzpolitik, der Steuerpolitik, es wird nicht länger allein den Kräften überlassen, die am Erhalt des Status quo und somit an einer schwachen Besteuerung von Vermögen und Erbschaften interessiert sind. Stattdessen wird die Kritik immer lauter. Ich glaube fest daran, dass wir alle den Neoliberalismus gemeinsam zu Fall bringen können. Doch Initiativen aus der Zivilgesellschaft allein genügen nicht. Es braucht auch mutige und starke Politiker, die diese Überzeugung teilen und den Neoliberalismus von der Bühne verbannen.

               [image: Im historischen Längsschnitt wird die Entwicklung der Steuersätze in den höchsten und niedrigsten Steuerklassen in Deutschland veranschaulicht.]
                  17 Der Spitzensteuersatz ist seit 1919 stark gefallen, während Steuerklasse I angehoben wurde (Darstellung gemäß Gesetzestexten seit 1919).
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                  15. Blackbox Wirtschaftselite

               
               Als ich mein Studium in Kiel begann, machte mich mein Professor der Politikwissenschaft auf eine anstehende Veranstaltung aufmerksam: «Ulrich von Weizsäcker kommt – das sollten Sie nicht verpassen!» Ernst Ulrich Michael Freiherr von Weizsäcker war nicht nur Umweltwissenschaftler und Bundestagsabgeordneter, sondern damals zudem auch Co-Präsident des Club of Rome. Ich komme gerne durcheinander bei der Familie von Weizsäcker,[32] aber Club of Rome klang in jedem Fall spannend, und daher ging ich hin. Es war eine beeindruckende Rede. Ein Satz hat sich bis heute in mein Gedächtnis eingebrannt: «Es ist die Wirtschaft, die der Politik die Hausaufgaben diktiert.» Ich spürte schon damals, dass ich diese Behauptung nicht einfach glauben und hinnehmen wollte. Aber sie gefiel mir. Sie war gewagt, reißerisch und warf neue Fragen auf. Die Wirtschaft, personalisiert, als sei sie ein Mensch, diktiert nach Auffassung von Ulrich von Weizsäcker also der Politik, worum sie sich kümmern soll. Aber wer ist die Wirtschaft, ganz konkret?

               Es gibt nicht die eine Wirtschaft, die geschlossene Gruppe der da oben, die alle gleich ticken und dieselben Einflussmöglichkeiten auf die Politik haben. Eine Splittergruppe wurde bereits erwähnt, die Stiftung Familienunternehmen. Sie tut alles in ihrer Macht Stehende, um die Erbschaftsteuer weiter zu schwächen. Doch wie steht es um andere mächtige Wirtschaftsakteure? Nach Deutschlands bekanntestem Elitenforscher Michael Hartmann zählen all jene Manager zur Wirtschaftselite, die Mitglieder der Vorstände und Aufsichtsräte (also der zwei wichtigsten Gremien) der größten Unternehmen Deutschlands sind. Doch wenn man anfängt, sie zu recherchieren, wenn man herausfinden möchte, wie sie ticken, wie sie zu Staat, Steuern und Ungleichheit stehen, dann beißt man auf Granit. Studien über die Einstellung von Menschen in Armut und Meinungsbilder der Bevölkerung insgesamt gibt es zuhauf. Aber ein klares Bild von den Mächtigsten hat kaum jemand – obwohl gerade sie die Geschicke der Wirtschaft und, wenn man von Weizsäcker glauben möchte, gar der Politik bestimmen?

               Das wurde mein auserkorenes Ziel: Ich wollte an die Crème de la Crème, an die Manager der DAX-Unternehmen herankommen – also an diejenigen, die den größten 40 börsennotierten Unternehmen des Landes vorstehen. Und es hat geklappt. Im Rahmen meiner Doktorarbeit habe ich die Chefs von Siemens, BASF, RWE, E.ON und viele mehr in Interviews befragen können, was genau sie von Ungleichheit, dem Zusammenspiel von Staat, Wirtschaft und Steuern und konkret der Erbschaftsteuer halten.[33] Die Einblicke, die mir Joe Kaeser, Martin Brudermüller, Markus Krebber, Leonhard Birnbaum und viele mehr gewährten, sind einzigartig – und überraschend. Wie ich dazu kam, mit 18 Wirtschaftsbossen lange Interviews zu führen? Ich war zur richtigen Zeit am richtigen Ort – im Bundestag –, und ich hatte sehr viel Glück.[404]

               
                  
                     Wie ich an die deutsche Wirtschaftselite kam

                  
                  In den ersten drei Jahren meiner Doktorarbeit arbeitete ich nebenher als studentische Hilfskraft im Bundestagsbüro einer Abgeordneten. So kam ich in Kontakt mit Joe Kaeser. Joe Kaeser war damals der Vorstandsvorsitzende von Siemens und einer der angesehensten Wirtschaftsbosse der Welt. Als etwa 2018 das jährliche Weltwirtschaftsforum in Davos stattfand, an dem sich die mächtigsten Politiker mit den mächtigsten Wirtschaftsbossen treffen, saß er nicht irgendwo, sondern direkt zur Linken von Donald Trump. Egal, was man von Trump halten mag: Diese Sitzordnung zeugt von der globalen Rangordnung, in der Joe Kaeser ganz weit oben stand. Als er im Bundestag war, sprach ich ihn darauf an, dass ich jüngst sein Interview gelesen hatte, in dem er seine Besorgnis über die Spaltung der Gesellschaft mitteilte. Da ich vorhatte, mich in meiner Doktorarbeit mit genau dieser Sorge zu beschäftigen, fragte ich ihn, ob er mir eine halbe Stunde gewähren würde, um seine Sicht auf die Dinge zu erfahren. Und noch ehe er in sein Auto stieg, bekam ich seine mündliche Zusage. So kam ich an mein erstes Interview für meine Doktorarbeit. Ein phänomenaler Start.

                  Von da an ging es nach dem sogenannten Schneeballprinzip erfolgreich weiter. Nach jedem Interview bat ich meine Gesprächspartner darum, bei weiteren mächtigen Akteuren ein gutes Wort für mich einzulegen. Und tatsächlich gelang es mir, mit 18 Personen der deutschen Wirtschaftselite zu sprechen. Das war grandios, denn eigentlich ist die mächtige Wirtschaftselite eine Blackbox: Man weiß wenig bis gar nichts über ihre Einstellung zu Ungleichheit, Staat und Steuern. Ich durfte diese schwarze Kiste öffnen und etwas Licht ins Dunkel bringen.[34]
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                                 Richard Pott

                              
                              	
                                 CSB Covestro

                              
                              	
                                 AR

                              
                           

                           
                              	
                                 Marc Spieker

                              
                              	
                                 E.ON

                              
                              	
                                 CFO

                              
                           

                           
                              	
                                 Markus Steilemann

                              
                              	
                                 Covestro AG/BDI

                              
                              	
                                 CEO/VP

                              
                           

                           
                              	
                                 Alexis von Hoensbroech

                              
                              	
                                 Austrian Airlines

                              
                              	
                                 CEO
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                                 Evonik Industries AG
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                     18 CEO: chief executive officer – dt.Vorstandsvorsitzender; CFO: chief financial officer; COO: chief operating officer; CTO: chief technology officer; M: Mitglied; VM: Vorstandsmitglied; AR: Aufsichtsrat; VP: Vizepräsident. Alle Positionen zum Zeitpunkt des jeweiligen Interviews.


                  

                  Ohne die Hilfe und das Vertrauen in meinen sensiblen Umgang mit den Interviews – ich habe allen meinen Interviewpartnern zugesagt, dass man ihre Aussagen aus unseren Gesprächen nicht wird zuordnen können –, hätte ich diese Gespräche nicht führen können. Diese Anonymität ist elementar: Im Folgenden werde ich daher keine Namen, sondern nur randomisierte Nummern verwenden und von allen als Männern reden (es gab nur zwei Frauen, deren Identität ich durch das generische Maskulinum schütze). Zudem habe ich alle persönlichen Informationen und sprachliche Eigenheiten, die Rückschlüsse zulassen (wie etwa Geschlechter von Kindern oder charakteristische Füllwörter) verändert.

                  Die Interviews sind nicht nur das wissenschaftliche Herzstück meiner Forschung. Sie haben mir auch alle enorm viel Spaß bereitet, waren über alle Maßen interessant und fanden ausnahmslos auf Augenhöhe statt. Zwischen 2020 und 2022 konnte ich auf diese Weise Gespräche mit den mächtigsten Wirtschaftsbossen führen, in denen sie mir von ihren Einstellungen, von ihrem eigenen Werdegang erzählten, woher ihre Überzeugungen kamen und worauf diese beruhten. Am meisten interessierte mich, wie genau sie zur Erbschaftsteuer standen und welche Erzählungen bei ihnen am meisten zum Tragen kommen. Doch um ihre RAN zur Erbschaftsteuer gut einbetten zu können, ist es sinnvoll, zunächst zu betrachten, wie die Gruppe zu Ungleichheit, Staat und Steuern steht. Oder um es mit den Worten von Ulrich von Weizsäcker auszudrücken: Welche Hausaufgaben sie der Politik aufgeben würden.

               
            
               
                  16. Über Ungleichheit, Staat und Steuern

               
               
                  
                     Ungleichheit ist Bildungssache

                  
                  Finden die mächtigen Wirtschaftsbosse Ungleichheit problematisch? Ganz eindeutig: Ja! Von allen Akteuren stimmten 80 Prozent der Aussage zu, dass «die ungleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen in Deutschland zunehmend zu einem Problem für den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft» wird.[35]

                  Nur ein kleiner Teil meiner Interviewpartner, genauer genommen drei von ihnen,[36] sehen in der auseinanderklaffenden Schere zwischen Arm und Reich generell kein Problem. Zumindest keins, das auf den Zustand der Gesellschaft zurückzuführen wäre. Wenn es nach ihnen geht, sind Menschen in Armut selbst schuld. Wer mit seiner Position unzufrieden sei, solle eben mehr arbeiten. Aus der eigenen biografischen Erfahrung leitet #3 ab, dass dies der Schlüssel zum Erfolg sei: «Ungleichheit ist für mich überhaupt kein Thema. … Ich habe mir alles selber erarbeitet. … Das hätte ja jeder andere auch machen können.» Die meisten meiner Interviewpartner sind in der ersten oder zweiten Generation Akademiker und berichten von ihrem Aufstieg durch sehr viel Arbeit und anhaltenden Fleiß. «Und deswegen ist Bildungsungleichheit … für mich das Einzige, was ich wirklich kritisch finde. … Wenn jemand wie ich nicht die Chance gehabt hätte zu studieren, ich wäre wahrscheinlich ein unzufriedener Mensch geworden. So bin ich ein glücklicher Mensch.» (#3)

                  Ein wenig anders sieht es #17: Ungleichheit könne schon durchaus problematisch werden – aber nicht, solange der Wohlstand für die Breite der Gesellschaft insgesamt wächst. Wenn die Schere größer wird, aber Menschen in Armut es besser haben als früher, wäre das nicht weiter schlimm. Das beste Beispiel seien BRD und DDR. «Da hat man es ja wirklich auf dem Präsentiertablett. Die Spreizung in der DDR war extrem niedrig, aber insgesamt sind die einfach geradeaus durchgefahren, ohne irgendeine Entwicklung.» (#17) Und wenn man die beiden Systeme miteinander vergleicht, würde man feststellen, dass «die Armen in der BRD reicher als die Reichen in der DDR» waren. (#17)

                  Worauf es ebenfalls sehr stark ankomme, sei die Familie: Viele Anekdoten und Beschreibungen drehen sich um die Eltern und darum, ob sie mit einem gemeinsam am Frühstückstisch Zeitung lasen (#3), ob sie einem Ansporn gaben und ob die Eltern die Bildung in den Mittelpunkt stellten.[37] «Wenn Sie kein stimulierendes Umfeld am Abendessenstisch haben, und Sie bringen Ihre Kinder nicht an den Punkt, diese Ambition zu entwickeln, nützt Ihnen alles Geld nichts.» (#1)

                  Diejenigen, die Ungleichheit problematisch finden, bringen einen bunten Strauß aus Gründen vor, warum genau Ungleichheit schwierig sei. Einige sprechen davon, dass sich die Spaltung der Gesellschaft im Laufe der Zeit verfestigt habe, sie beobachten eine beunruhigende gesellschaftliche Polarisierung. Dabei betonen sie weniger die individuellen Probleme, sondern eher die strukturelle Ebene, durch die Ungleichheit hervorgerufen wird. Man könne nicht glauben, eine Gesellschaft komplett gleich zu machen. «Das dauert nur Millisekunden, und du hast schon wieder Ungleichheit, weil Leute eben unterschiedlich schlau und intelligent sind und einen anderen Drive haben.» (#15) Worauf es wirklich ankomme, sei die soziale Mobilität: Es müsse gewährleistet werden, dass Menschen die Chance erhalten, sich hochzuarbeiten. Wenn das fehlen würde, würde es richtig kritisch.[38] Und auch Migration spiele eine Rolle, wie etwa #7 überlegt:

                  «Die Diskussion über Fragen der Gerechtigkeit [nehmen zu] … seit die soziale Mobilität wieder ein Stück abgenommen hat – weil sich bestimmte Gesellschaftskreise [verfestigt] haben und aus sich selbst heraus Nachwuchs kreieren, während gleichzeitig der Aufstieg für Gruppen, die da nicht dazugehören, schwieriger wird als es zum Beispiel in den 1970er-Jahren der Fall war. Dadurch wird diese Diskussion wieder stärker geführt, glaube ich. Vielleicht auch dadurch, dass wir natürlich schon mehr Leute haben, die nach Deutschland kommen und die eben nicht den homogenen Background haben, der ihnen sofort Teilhabe ermöglichen würde.» (#7)

                  Als dritten Faktor neben sozialer Mobilität und Migration nennt #7 die Medien. Auch andere Wirtschaftsbosse sind der Überzeugung, dass die Medien die Ungleichheit aufblähen und nicht unbefangen darüber berichten würden.[39] Die verzerrte Berichterstattung würde dazu führen, dass sich Menschen, allem voran aus der Mittelschicht, abgehängt fühlen, auch wenn sie es gar nicht unbedingt seien:

                  «Wir laufen unter Umständen … in eine Neiddebatte. Und die spaltet die Gesellschaft in einer Form, wie wir sie meiner Meinung nach heute nicht haben. … Insofern ist eigentlich die Frage, ob wir … jetzt durch die politischen Forcierungen und Priorisierungen nicht wieder einen Klassenkonflikt kriegen.» (#1)

                  Unter denjenigen, die in der wachsenden Kluft ein ernsthaftes Problem sehen, gibt es auch einige, die das Werk von Thomas Piketty gut kennen und ihm in seiner Analyse zustimmen. Mit eigenen Worten und «flapsig», wie er selbst sagt, erklärt #11, warum Ungleichheit gewachsen ist und ein Problem für ihn darstellt:

                  «Eigentlich liegt es schon in der Natur der Sache … Wenn Sie einmal 1000 Euro haben und der andere hat 100 Euro, beide kriegen jedes Jahr 10 Prozent darauf – das ist Mathe achte Klasse – das funktioniert eben nicht … Ich teile [Pikettys] Einschätzung, dass die Schere … weiter auseinandergegangen ist und wir in den untersuchten Volkswirtschaften wieder langsam Zustände wie vor über 100 Jahren erreichen. Das ist beängstigend, weil wir alle wissen, was dann passiert ist.» (#11)

                  Nur selten kamen derartige systematische Beschreibungen vor. Strukturelle Erklärungen in Bezug auf bestimmte Gruppen und soziale Ungleichheiten – wie etwa Geschlecht oder Hautfarbe – wurden kaum bis gar nicht genannt. Nur ein Akteur sprach konkret über Migration (#7), zwei weitere Wirtschaftsbosse sprachen über die wirtschaftlichen Ungleichheiten, die sich bei Frauen und Alleinerziehenden zeigen. «Alleinerziehende sind echt abgehängt. Das sehe ich auch im Freundeskreis. Das ist überhaupt keine gute Entwicklung.» (#9) Auch #14 meint: «Da muss man wirklich ran.»

                  Doch so grundsätzlich, in der Gesamtschau, meinen beinahe alle, dass Chancen auf Aufstieg durch Bildung und Leistung zuvorderst gegeben sein müssten. So überrascht es denn auch nicht, welches Instrument zur Reduzierung der Ungleichheit am häufigsten angeführt wird.

               
               
                  
                     Instrumente zur Reduzierung von Ungleichheit

                  
                  Wenn ich die Audioaufnahmen der Interviews zurechtschneiden und die Antworten der Wirtschaftsbosse abspielen würde, würde auf meine Frage nach dem wichtigsten Instrument zur Reduzierung der Ungleichheit ein mächtiger Chor erklingen: Bildung. Alle Gesprächspartner setzten Bildung ganz oben auf ihre Prioritätenliste. Auch in der Umfrage kommt dies zur Geltung. Vier von fünf meinen, dass «bessere Bildung» das wichtigste Instrument zur Reduzierung von Ungleichheit sei. Dabei sei Bildung weit über die Schulzeit hinaus zu verstehen. Es gehe auch darum, ein Verständnis für Werte und Normen mitzugeben, um ein solides Fundament für eine Leistungsgesellschaft zu legen.

                  Der Staat könne nicht alles übernehmen und auffangen. Aber er könnte durch Ganztags- und Freizeitangebote, durch mehr Investitionen in Schulen insgesamt, sehr vieles sehr viel besser gestalten. Das Problem, das Deutschland habe, sei ein «nachweislich ungerechtes Bildungssystem, was die Aufstiegschancen ungerecht verteilt … Dieses Herkunft-Zukunft-Thema ist … noch nicht gelöst. Das ist eine der zentralen Aufgaben funktionaler, liberaler Demokratien, das in den Griff zu kriegen.» (#13) Wichtig sei dabei, bereits früh anzusetzen und die Migrationsgeschichte zu berücksichtigen:

                  «Meine [Kinder] werden alle Abitur machen, obwohl die wahrscheinlich nicht viel schlauer sind als Aische und Mehmet, die in [Arbeitermilieus] groß werden und nicht Abitur machen. Wenn die einen IQ-Test machen würden mit acht Jahren, wären sie alle gleich. Aber sie verlieren, und wir gewinnen. Das ist der Zusammenhang, den wir aufbrechen müssen. Und den brechen wir nur auf, wenn wir [Kinder] früher und länger gemeinsam ausbilden.» (#13)

                  Bildung sei der wichtigste, der Dreh- und Angelpunkt in der gesamten Ungleichheitsdebatte. Dass Bildung Ungleichheit auch fördern kann, merkt nur ein einziger Wirtschaftsboss an. Reiche Familien würden ihr Vermögen einsetzen, um ihren eigenen Sprösslingen einen Zugang zu besserer Bildung zu ermöglichen (#12):

                  «Die Chancengleichheit wird sehr stark dadurch beeinträchtigt, dass auch in einer hochgradig meritokratischen Gesellschaft am Ende die Erbengeneration privilegiert ist. Nicht primär über das Geld, sondern über den Zugang zu besserer Bildung. Damit sind sie quasi doppelt privilegiert.» (#12)

                  Dass dem so ist, höre ich in vielen Interviews: «Ich habe sehr viel investiert in die Ausbildung meiner Kinder, weil das auf jeden Fall der beste Startpunkt ist.» (#1) Das unterschreiben die meisten der Interviewten mit Kindern. Luxus sei ihnen hingegen nicht wichtig. «Ich möchte …, dass sich [meine Kinder] keine Sorgen [um Ausgaben für ihre Bildung] machen müssen, aber einen Ferrari brauchen sie sich nicht kaufen, wenn ich dann mal weg bin.» (#16)

                  Während einige sagen, Bildung sei «der einzige Schlüssel» oder zumindest der mit Abstand wichtigste,[40] geben andere einen Mix aus Instrumenten an, den sie aus der Werkzeugkiste holen würden. #2 etwa würde sowohl den Mindestlohn hochsetzen als auch die Steuern bei niedrigen Einkommen runterschrauben. Dass reiche Bürger durch Steuern systematisch bessergestellt werden, wird von den meisten missbilligt. Einige Wirtschaftsbosse sprechen davon, dass die Kapitalertragsteuer wieder progressiv gestaltet werden könne (#10) oder aber durch die Erbschaftsteuer insbesondere hohe Vermögen besteuert werden sollten (#13). Steuern sind ohnehin für mehrere meiner Gesprächspartner ein wichtiges Instrument – insbesondere in ihrer Funktion, höhere Staatseinnahmen zu erzielen, die dann großzügiger in die Bildung fließen könnten.[41]

                  Mehrere Wirtschaftsbosse würden es bevorzugen, wenn nicht die Staatseinnahmen, sondern die Philanthropie gefördert würde.[42] Doch genau hier sieht ein Wirtschaftsboss das größte Problem: Es sei die Mentalität der Menschen, die sich verändert habe – zum Schlechteren (#10). Aus dieser Überzeugung leitet er auch ab, warum Steuern kein erfolgversprechendes Instrument gegen Ungleichheit seien:

                  «Die Gesellschaft hat sich geändert, die Meinung hat sich geändert, und dieses Grundverständnis, dass man mit warmer Hand geben muss und geben sollte, dieses Grundverständnis ist leider nicht mehr da. Wir haben eine sehr egoistische Gesellschaft entwickelt. Das ist das eigentliche Problem. Und das korrigieren Sie nicht durch ein Steuersystem.» (#10)

               
               
                  
                     Der langsame Apparat namens Staat

                  
                  Der Staat hat keinen leichten Stand bei der Wirtschaftselite. Niemand sieht im Staat einen fähigen oder gar starken Akteur. Wichtig sei er trotzdem. Vor allem, so sagen über 60 Prozent, müsse er für die Erhaltung der Demokratie sorgen. Die zweithäufigste Antwort auf die Frage, was seine wichtigste Aufgabe sei, lautet mit 28 Prozent, dass der Staat Wirtschaftswachstum zum wichtigsten Ziel erklären sollte. Darüber hinaus kommt ihm die bedeutende Aufgabe zu, ein Sicherheitsnetz zu spannen. Auf die Frage, ob «die Regierung Menschen stärker schützen und/oder fördern sollte, wenn ihnen infolge der Digitalisierung oder Globalisierung in größerem Umfang ein Verlust des Arbeitsplatzes droht», antworteten 46 Prozent mit «eher ja» und 23 Prozent mit «voll und ganz». Fast ein Viertel aller Befragten sagt jedoch auch «eher nicht». Befragt zur Agenda 2010 war die Einigkeit groß: 87 Prozent aller Befragten fanden es gut, dass «die Menschen mit der Agenda 2010 zu mehr Eigenverantwortung und Eigenvorsorge aufgerufen wurden». Lediglich zwei der Wirtschaftsbosse antworteten, die Konsequenzen aus der Agenda 2010 seien «eher schlecht» gewesen.

                  Der Staat solle unbedingt mehr in Klima, Bildung und die Infrastruktur investieren.[43] Lediglich ein Interviewter sagte auf die Frage, ob mehr Gelder in diese Bereiche fließen sollten, dass er dagegen sei. Alle anderen sind sich einig: Der Staat muss mehr investieren. Die meisten (39 Prozent) meinen, es müsse durch Aufnahme neuer Kredite passieren. Dabei, so betont einer, wäre das eigentlich echt nicht seine Position. Doch in der aktuellen Situation sei dies das Richtige: «Ich kann nachvollziehen, dass die jetzige Regierung diese Schuldenbremse lockert, um die ganze grüne Transformation schneller anzuschieben. Da finde ich auch die Belastung kommender Generationen in Ordnung. Im Allgemeinen würde ich das aber nicht sagen. Allgemein würde ich sonst sagen, er muss es durch Kürzen anderswo machen.» (#18)

                  Der Staat hat für die allermeisten einen gewissen Mindeststandard an Wohlfahrtsstaat zu erfüllen. Wenn es aber um den Grad dessen geht, wie aktiv der Staat in Wirtschaft und Gesellschaft eingreifen sollte, gehen die Meinungen weit auseinander. Fast die Hälfte aller Befragten ist dafür, dass der Staat sich weiter aus der Wirtschaft zurückziehen und die Privatisierung der letzten Jahrzehnte weiter fortgeführt werden sollte. Ein Drittel spricht davon, die Privatisierungen hätten genau den richtigen Umfang gehabt. Während nur jeder Fünfte meint, sie seien zu weit gegangen.

                  Im offenen Gespräch wird der Staat in aller Regel ganz schön schlecht dargestellt: Er sei zu groß, ineffektiv, außerdem zu gierig, zu langsam und sogar schikanierend. Die Politik greife einfach in zu viele Bereiche ein, bremst damit den Antrieb für Eigenverantwortung aus und würde überdies zu viel rückverteilen. «Das, was auf der Verteilungsliste steht, das ist der Wahnsinn in unserer Gesellschaft. Es wird immer mehr verteilt, es wird immer mehr alimentiert, und es wird auch in jeden Lebensbereich eingegriffen. Meiner Meinung nach eine Katastrophe, weil überhaupt nichts mehr in Eigenverantwortung ist.» (#1)

                  Der Staat, so ein weiterer Akteur, der in die gleiche Kerbe schlägt, könne nicht für alles verantwortlich gemacht werden und auch gar «nicht alles kompensieren, was in der Familie [schief]läuft». (#3) Auf die Marktwirtschaft zu vertrauen, sei erfolgversprechender. Im Staatsapparat würden Gelder verschwendet, was weder im Interesse Einzelner noch im Sinne der Gesellschaft sei: «Ich möchte nicht, dass mein Geld irgendwie versickert, verstehen Sie? Sondern ich möchte, dass gezielt Projekte, die einen Impact machen, gesucht werden, die auch professionell gemanagt werden. Ich bin happy, wenn ich 0 Prozent Zinsen kriege. Aber ich bin nicht happy, wenn es unprofessionell verschleudert wird, in unprofessionellen Systemen.» (#18) Würde man mehr Steuern zahlen, würde das weder zielführend noch zielgenau sein.

                  Ein enormes Problem hatten die Wirtschaftseliten mit dem Tempo: Der Staat agiere viel zu langsam.[44] Gerade in heutigen Zeiten komme es aber darauf an, schnell Ziele zu formulieren, Pläne umzusetzen und voranzukommen. Andere Staaten würden das hinbekommen, Deutschland hingegen sei fett und lahm. «Es geht um Geschwindigkeit. In der Zeit, in der zum Beispiel Shanghai 16 U-Bahnlinien gebaut hat, schaffen wir vielleicht ein Planfeststellungsverfahren in Deutschland für eine U-Bahnlinie.» (#6)

                  Effektivität sei wichtig, aber nicht das Einzige, was den Wirtschaftsbossen aufstößt. Der Staat stelle auch denjenigen ein Bein, die sich redlich bemühen, mache ihnen das Leben schwer und sei zudem unhöflich. Mittels zwei Anekdoten schildert ein Interviewter, wo sein Ärger gegenüber dem Staat herrührt: «Meine [Familienmitglieder], die waren Selbstständige. Die haben auch mal Zeiten gehabt, in denen sie sehr gut verdient haben. Und dann sind sie irgendwann in die Insolvenz marschiert. Was ich erlebt habe, ist, wie das Finanzamt einen noch tritt, wenn man am Boden liegt. Das ist nicht vorstellbar. Nach meiner Sicht ist es Aufgabe der Verwaltung des Staates, gerade denen, die Risiken eingehen und sich besonders hart einbringen, zu helfen, anstatt die auch noch blöd anzugehen.» (#3)

                  Vielleicht ginge es auch anders? «Ich hätte weniger Probleme, Steuern zu zahlen, wenn ich freundlich und nett angeschrieben werden würde. … Stattdessen kriege ich Schreiben, ‹nach Paragraf 18 haben Sie morgen und so weiter … Und wenn nicht, dann Strafe, und wir weisen darauf hin …›. Da fühl ich mich jedes Mal, wer bin ich denn eigentlich? … Als Vermögender habe ich immer das Gefühl, dass man mir sagt, ich muss mich entschuldigen. Warum behandelt man mich nicht freundlich und sagt mir einmal Dankeschön? Da würde ich schon ganz anders reagieren.» (#3)

                  Bürokratie sollte nicht nur abgebaut werden. Sie sollte auch freundlich sein. Ich nehme mir an dieser Stelle heraus, normativ wertend zu sagen: Warum nicht? Und nicht nur gegenüber der Wirtschaftselite – gegenüber allen Bürgerinnen. Freundlichkeit hat noch nie geschadet und stünde auch gewiss dem Finanzamt gut zu Gesicht.

               
               
                  
                     Narrative über Steuern – so komplex wie das System selbst

                  
                  
                     
                        Skepsis

                     
                     Ein Drittel meiner Gesprächspartner ist gegenüber Steuern skeptisch eingestellt.[45] Mit skeptisch meine ich, dass sie eine Steuererhöhung und damit einhergehende Mehreinnahmen strikt ablehnen. Steuersenkungen hingegen würden sie gutheißen. Ich wollte auch wissen, wie ein ideales Steuersystem aussehen würde, wenn sie es bestimmen könnten. Die meisten waren der Meinung, dass Steuern auf kleinere Einkommen gesenkt werden sollten. Steuererhöhungen bei hohen Einkommen oder Vermögen sollte es nicht geben. Schließlich, so etwa #2, würden Unternehmerinnen sich gesellschaftlich und sozial engagieren, und dieses Engagement solle man ihnen nicht durch Steuern erschweren.

                     Ein Akteur erklärt seine Haltung gegenüber Steuern damit, dass der Staat unersättlich sei. Der Staat habe einfach nie genug: «Egal, wie viel Steuern der Staat kriegt, er schafft es immer, die auszugeben, und braucht dann immer noch mehr.» (#3)

                     So nervig Steuern auch seien: Gar keine Steuern wären auch keine Lösung. Zum einen seien sie der Preis, den man als Teil einer Gesellschaft zahle. «Ja, wir könnten in Brasilien leben, in einer Gated Community und wären deutlich wohlhabender. Aber mit welcher Lebensqualität?» (#2) Zum anderen und damit einhergehend habe der Staat seine Grundaufgaben zu erfüllen und brauche hierfür Einnahmen. Vor allem müsse er im Bereich Bildung und in ein soziales Sicherungsnetz investieren. (#6) Besonders ein Aspekt ist den Akteuren ein Dorn im Auge: «Ich tu mich wahnsinnig schwer mit der Idee, dass alles zwei, drei Mal besteuert wird. … Mehrfachbesteuerung ist das Thema, das mich verrückt macht. Diese Doppelbesteuerung … Also ich sehe das ja auch bei meinen Kindern, und dann Erbschaftsteuer, und dann das noch mal, und das noch mal.» (#2)

                     Mit einer einmaligen Vermögensabgabe (wie damals 1952) – insbesondere in Zeiten der Corona-Krise und des Angriffskriegs Russlands auf die Ukraine – hätte der Akteur weniger Schwierigkeiten, und seiner Einschätzung nach würde es anderen Vermögenden ähnlich gehen.

                     In den offenen Gesprächen habe ich manches Mal über die drei Funktionen von Steuern gesprochen: die Einnahme von Staatsfinanzen, die Lenkung von Verhalten und die Verringerung von Ungleichheit. Das sahen nicht alle so.

                     
                        Linartas: «Steuern sind ja allgemein nicht nur dafür da, um den Haushalt zu finanzieren, sondern auch um Ungleichheit zu verringern, theoretisch.»

                        #3: «Würde ich nicht teilen. Steuern dienen der Finanzierung des Staates. Ich weiß, dass die Steuern auch allen möglichen anderen Zwecken dienen. Das führt aus meiner Sicht regelmäßig zu Problemen.»

                     

                     Der steuerskeptischen Gruppe ist wichtig, dass der Staat nicht erst bei Steuern eingreifen und rückverteilen sollte. Es wäre sehr viel besser, wenn er schon vorher aktiv würde. Wichtiger und effektiver, als bei Steuern anzusetzen, sei es, Investitionen in Bildung und Aufklärung zum Thema Geld und Geldanlagen einzuführen. Weil es in diesem Bereich so große Wissenslücken gibt, wisse ein Großteil der Bevölkerung gar nicht, wie man sich Vermögen überhaupt aufbauen könne. «Finanzielle Bildung in der Schule findet nicht statt … Man muss Vermögensbildung unterstützen, das geht damit los. Kann ich mir eine Eigentumswohnung leisten? Oder mich irgendwie an einem genossenschaftlichen Projekt beteiligen? Wenn ich die ganze Zeit Miete zahle, dann habe ich am Ende jemand anders reich gemacht.» (#14)

                     Generell habe Deutschland ohnehin relativ hohe Steuern, die man runterfahren könnte, wenn die Ausgaben des Staates reduziert würden: Einige würden gern «den Staat massiv zurückfahren … sodass wir einfach andersrum sagen, der Staat macht bestimmte Kernaufgaben, die kosten was, dafür braucht es Steuern, und der Rest wird privatwirtschaftlich organisiert». (#14)

                     Dem stimmt ein weiterer Akteur absolut zu: Steuern sollten möglichst niedrig ausfallen, damit mehr im Wirtschaftskreislauf lande und direkt verwendet werden kann: «Wenn jemand mehr Geld hat, als er selber verbraucht, dann legt er das Geld an. Und dieses Geld liegt nicht rum, sondern das tut dann irgendwas. Und meistens entsteht aus Kapital Wachstum. Im Allgemeinen entsteht aus Kapital irgendwelches Investment, und dieses Investment führt zu Investitionen nach Morgen, in Vergrößerung, Wachstum, Beschäftigung. Also ich würde sagen, nee, nicht Steuern. Sondern dafür sorgen, dass das Geld der Wirtschaft zugeführt wird.» (#18)

                     Wohlhabende und Top-Verdienerinnen hätten zudem die Möglichkeit, Steuern auszuweichen und würden dies auch tun. Und dann ist da noch dieser Neid: Er würde die Debatten um Steuererhöhungen befeuern und die Einstellung der Vermögenden zu höheren Steuern negativ beeinflussen.

                     Nach Auffassung von #10 liegt die Lösung nicht in einem besseren oder gerechteren Steuersystem, «[s]ondern ich glaube, dass die Lösung in den Köpfen der Menschen liegt, in den Werten der Menschen». Aus seinem Umfeld könne er berichten, wie einige nach der Pensionierung mit Steuern beziehungsweise der Steuerflucht umgehen. Einige seiner Bekannten würden ein Nomadenleben führen, nur um der Steuer zu entfliehen. «Für mich wäre das kein Leben», aber andere würden tatsächlich die Beine in die Hand nehmen, um bloß keinen Cent an den Fiskus abzudrücken.

                  
                  
                     
                        Steuern als Mittel zum Zweck

                     
                     Eine zweite, kleinere Gruppe als die der Steuerskeptischen ist der Auffassung, dass Steuern vielleicht «nicht das wesentliche» (#14), aber durchaus ein bedeutendes Instrument zur Reduzierung der Ungleichheit seien.[46] Gefragt danach, ob es Steuern oder Bildung brauche, um Ungleichheit zu reduzieren, sagte #12:

                     «Zwingend beides. Was zu kurz greift, ist, einfach zu glauben, man kann durch Umverteilung wirtschaftliche Ungleichheit vermeiden. Also was mich da sehr prägt, ist … kennen Sie wahrscheinlich, diese Theorie von John Rawls, also eine Gerechtigkeitstheorie [der Schleier des Nichtwissens].[405] Wenn ich hinter dem Schleier stehe und ich weiß nicht, was für ein Leben ich eigentlich bekomme: Wie würde ich wollen, dass eine Gesellschaft aufgestellt ist? Das setzt sehr stark bei Bildungschancen an. Ich würde immer erwarten, dass, egal an welchem Punkt man startet, man eine gleichberechtigte Teilhabe an Bildung hat. Ich würde aber auch erwarten, dass, wenn ich mir zum Beispiel Vermögen selber erarbeite, dass mir das Vermögen nicht einfach wieder weggenommen werden kann. … Es ist, glaube ich, fehlgeleitet, als Antwort zu sagen, es geht über Umverteilung. Es funktioniert nicht. Die Ungleichheit geht tiefer.» (#12)

                     Es gelte auch zu bedenken, so etwa #15, dass die nötigen Bildungschancen viel kosten würden. Entsprechend müsse man sich dann «angucken, wo kriege ich denn am ehesten das Geld her, um Bildung zu finanzieren». (#15) Dabei sei ihm wichtig, die Steuern als «Mittel nur zum Zweck» zu verstehen.

                  
                  
                     
                        Steuern sollten gerecht sein und rückverteilen

                     
                     Eine dritte Gruppe, beinahe die Hälfte aller Wirtschaftsbosse, versteht Steuern als wichtiges Instrument zur Reduzierung von Ungleichheit und als sehr viel mehr als nur ein Mittel zum Zweck der Finanzierung politischer Projekte.[47] Steuern sollten gerechter, nach Auffassung einiger auch höher gestaltet werden. Wie es ein Wirtschaftsboss sagt, seien die Ausnahmen im Steuersystem «schwierig»: «Das sind Dinge, die ich systematisch angehen würde. Die werden auch als ungerecht empfunden. Das macht auch eine Gesellschaft mürbe, wenn man da sieht, ‹der hat so viel, und dafür muss er gar nicht [Steuern zahlen]›.» (#2)

                     Viele Akteure dieser Gruppe zeigen kein Verständnis dafür, dass etwa Einkommen durch Arbeit höher besteuert werden als passives Einkommen, wie etwa im Fall der Kapitalerträge.[48] Das führe dazu, dass sich Vermögen noch schneller vermehren würden. (#10) Die wachsende Vermögensungleichheit hänge direkt mit der niedrigen «Besteuerung von großen Vermögenseinheiten» zusammen, was #13 als «Defizit» im deutschen Steuersystem bezeichnet.

                     Ein Steuersystem, das vor allem Einkommen aus Arbeit hoch, Einkommen aus Vermögen hingegen «relativ günstiger oder geringer» besteuert, schmälert die Chancen der arbeitenden Bevölkerung, sich ein eigenes Vermögen aufzubauen. (#12) Darüber hinaus sollte die Einkommensteuer progressiver gestaltet werden. Mit höheren Grenzsteuersätzen für sehr hohe Einkommen hätten die meisten kein Problem:

                     «Die Steuern von Einkommen müssten wir steiler stellen. Ich glaube, man sollte die Steuersätze ausweiten. Und da, wo der Mittelstand ist, die 60000 bis 100000 [Euro Jahresgehalt], wo schon die ersten Progressionen da sind, die muss man flacher stellen. … Ich fände es auch absolut ok, wenn man den Spitzensteuersatz anhebt. Also mit einer hyperbolischen Progression, die lange Zeit sehr flach ist, und dann geht’s zur Sache.» (#4)

                     Die höhere Besteuerung von hohen Einkommen und Vermögen könnte genutzt werden, um direkt in Bildung zu investieren und derart allen möglichst gleiche Startvoraussetzungen zu schaffen. «Das ist zwar leicht utopisch, aber ein relativ gradliniger, naheliegender Gedanke.» (#7)

                     Auf die Frage, wo #8 am ehesten die Möglichkeit sehe, eine Trendumkehr bei der wachsenden Ungleichheit zu forcieren, antwortet dieser: «Ich würde die Einkommensteuern, gerade den Spitzensteuersatz, deutlich erhöhen. Wir waren schon mal bei 53 Prozent in Deutschland, und das ist absolut in Ordnung, das können auch durchaus mehr, können auch 60 sein.» (#8) Würden geringere Einkommen niedriger besteuert und höhere mehr, könnte die Schere weiter zugehen.

                     
                        #8: «Thema Progression. Also ab welchem Zeitpunkt habe ich ein steuerfreies Einkommen? Heute sind das knapp 19000 Euro [für Paare], ein bisschen drüber, glaube ich, und da ist ja die große Frage, kann das nicht bei 25000 oder 30000 Euro liegen? … Wir haben unheimlich viele und zunehmend mehr Menschen in diesem Land, und das meine ich gar nicht böse, aber die alimentiert werden müssen. Weil eben das zur Verfügung stehende Einkommen, was man beim Antritt einer Arbeit bekommt, vorne und hinten nicht reicht. Da rede ich noch nicht mal von Ballungszentren. Also warum ermögliche ich nicht, dass ich einen Sockel habe, der tatsächlich vollständig steuerfrei ist? Auch diese Menschen zahlen ja wahnsinnig viele Steuern, zum Beispiel über Verbrauchsteuern et cetera.»

                     

                  
               
               
                  
                     Vermögensteuer – die unbeliebteste Steuer im gesamten Tableau

                  
                  Von allen Steuerarten und möglichen Instrumenten zur Reduzierung der Ungleichheit, die ich mit der deutschen Wirtschaftselite besprochen habe, war die Vermögensteuer das mit Abstand unbeliebteste Werkzeug. Die Reaktionen glichen der von Elefanten auf Mäuse.[49] Eine Vermögensteuer würde die Freiheit von Vermögenden einschränken und eine Strafe für leistungsfähige Menschen sein. Es sei nicht gerecht, dass der Staat hier zugreife – nur weil der Vermögende Konsumverzicht übe. (#1) Auch #8 fand klare Worte:

                  
                     #8: «Vermögen sind ja schon mehrfach besteuert worden. Das heißt, wenn ich den Zuwachs von Vermögen verringern möchte, dann muss ich halt ans Einkommen ran, aber nicht an das bereits versteuerte Einkommen, was sich dann in Form von Vermögen aufbaut … Bei der Vermögensteuer wäre ich ganz allergisch. Warum? Weil es eine Doppelbesteuerung ist. Ich habe ja mein Vermögen – also ich zumindest, bei Erbschaften ist es was anderes – aber ich habe mir meins durch mein eigenes Einkommen aufgebaut. Und dann gebe ich den Anreiz, nicht mehr zu sparen und zu investieren, sondern das Geld direkt rauszuhauen. Dann wird es nämlich nicht doppelt besteuert.»

                  

                  Eine Vermögensteuer würde dazu führen, dass weniger Investitionen getätigt werden könnten – was wiederum schlecht für die gesamte Gesellschaft sei: «Die vermögenden Menschen lassen ihr Kapital nicht rumliegen, die setzen ihr Kapital als Investition ein. … Es gibt natürlich immer Doofiane, die in ihrem Lamborghini rumfahren, es gibt wirkliche Deppen … Aber die meisten Vermögenden, die ich kenne, würde ich als einigermaßen verantwortungsvolle Menschen bezeichnen.» (#18)

                  Steuern auf Vermögen werden auch sehr häufig als Steuern auf die Substanz dargestellt.[50] Und jegliche Formen von Substanzsteuern seien gefährlich, weil man durch Steuern verhindern würde, dass mehr Vermögen aufgebaut werden könnte.[51] «Von der Vermögensteuer bin ich kein großer Fan … wenn die Politik sagt, ich bin nicht bereit, beherzt [Spar?]Politik zu machen, aber Vermögen besteuere ich gerne. Das finde ich ehrlich gesagt ein falsches Staatsverständnis. Da muss der Staat schon auch als handelnde Person, als handelnder Akteur, erst mal seine Hausaufgaben machen, bevor wir dann in so eine Enteignungsdiskussion kommen.» (#12)

                  Ein Wirtschaftsboss berichtet auf Grundlage einer ihm bekannten Studie, dass «die Vermögensteuer keine großen positiven Effekte haben [würde]. Das war die Hauptthese dieser Studie … Die Vermögensteuer ist wirklich kompliziert, weil du eben den Maschinenbau auf der Schwäbischen Alb genauso systematisch besteuerst wie den, den du eigentlich erreichen willst, nämlich den in Rente gegangenen Partner, der 30 Millionen Euro auf Sri Lanka liegen hat.» (#13)

                  Ebenfalls auf eine Studie bezieht sich #14, wonach «allein die einzutreiben mega viel Geld kostet». (#14) Ein weiteres Narrativ, was häufiger Eingang in die Debatte um die Vermögensteuer gefunden hat, ist einmal mehr die Neiddebatte.[52] Eine Vermögensteuer wäre reinster «Sprengstoff» für die Gesellschaft: «Ich halte [die Vermögensteuer] für das gefährlichste Thema, was wir im Moment in der politischen Diskussion haben. … Ich glaube, dass es zu einer brutalen Spaltung der Gesellschaft führt, und zwar zu einer Spaltung, wo die einzelnen Teile nicht mehr zusammenkommen.» (#1)

                  Nach Auffassung dieses Wirtschaftsakteurs sollte die Politik vielmehr einen starken Appell an die «obszön Reichen» richten und sie «auf ihre gesellschaftliche Verantwortung [ansprechen], um sie vielleicht konstruktiv und stolz einzubinden, Aufgaben zu übernehmen». (#1) Man könne durchaus über Steuern auf Einkommen und die Kapitalerträge reden. Aber doch bitte nicht über die Vermögensteuer.

               
            
               
                  17. Erbschaftsteuer – wenn schon eine Steuer auf Vermögen, dann bitte diese

               
               In meinen Gesprächen fragte ich eingangs, ob die Interviewten der These und Einschätzung von Thomas Piketty zustimmen würden, dass sich die westlichen Industrienationen von Leistungsgesellschaften hin zu Erbengesellschaften entwickelten. Viele taten das, einige wenige waren kritisch.[53] #3 sogar in besonderem Maße. Er empfahl mir, darüber mit den «Kollegen [Clemens] Fuest und [Wolfgang] Wiegand» zu diskutieren.[54] Zwei Ökonomen also, die die Position vertreten, dass Wirtschaftswachstum am besten durch Steuersenkungen und möglichst wenig Regulierungen seitens des Staates geschaffen werden kann. «Da bin ich nicht Volkswirt genug, um das zu bewerten. Ich weiß, dass es da sehr kontroverse Diskussionen gibt.» (#3)

               Befragt danach, ob Deutschland eine Leistungsgesellschaft sei, äußerten zwei Drittel ihre Zustimmung.[55] Doch diese Struktur sei «auf dem Rückzug» (#1), wie die Hälfte davon betonte.[56] Einige lehnen die Zuschreibung «Leistungsgesellschaft» für Deutschland strikt ab, «weil es uns viel zu gut geht». (#3)

               Wie also steht die Wirtschaftselite in Anbetracht wachsender Vermögensungleichheit und der Bedeutung von Leistung zur Erbschaftsteuer? Wie sich herausstellte, ist eine Unterteilung in drei Gruppen sinnvoll: Acht waren gegen höhere Erbschaftsteuern. Vier Akteure waren unentschieden bzw. schwankten, und immerhin ein Drittel aller Interviewten sprach sich für eine Stärkung der Erbschaftsteuer aus.

               
                  
                     Kontra: Die ungerechte Doppelbesteuerung ist schlecht für die Wirtschaft

                  
                  Mit acht von 18 Interviewten war die Kontra-Gruppe größer als die anderen zwei Gruppen.[57] Von diesen acht Wirtschaftsbossen hatte die Hälfte kein einziges gutes Wort für die Erbschaftsteuer übrig. Die meistgenannten Erzählungen, 14 von insgesamt 86, wiesen einen Wirtschaftsbezug auf.

                  
                     
                        Pro innerhalb des Kontra-Lagers: Andere Länder kriegen es ja auch hin

                     
                     Dass nur neun von insgesamt 86 Narrativen solche für eine Stärkung einer Erbschaftsteuer sind, macht die stark ablehnende Haltung der Kontra-Gruppe zur Erbschaftsteuer deutlich. Wenn überhaupt eine positive Erzählung angeführt wurde, wurde sie direkt durch negative Narrative relativiert.

                  
                  
                     
                        Kontra: It’s the economy, stupid!

                     
                     Mit dem Slogan «It’s the economy, stupid!» gewann Bill Clinton 1992 die US-Präsidentschaftswahlen. Seine Wahlkampfstrategen erfanden einen Spruch, der Geschichte machte – und genauso als Mantra bei einem Gros der Wirtschaftselite fortbesteht. Es ist die Wirtschaft, der alle Überlegungen unterzuordnen sind. Der Blick auf die Erzählungen zeugt davon: Zusammengenommen bilden sie mit 14 von insgesamt 86 Erzählungen die meistgenannte und stärkste Narrativgruppe. Da einige wirtschaftliche Erzählungen besonders stark zur Geltung kamen, habe ich sie in Jobs, den Mittelstand und Familienbetriebe unterteilt. In der Regel werden die einzelnen Erzählungen aufeinander abgestimmt und zu einer kleinen Geschichte verflochten.

                     «Wenn wir dann zum Thema Erbschaftsteuer, Vermögensteuer kommen, dann hat man in der Tat das Problem, wenn man bei den Mittelständlern, die oft ja in Familienbesitz sind, sagt, ‹ich will 30 Prozent Erbschaftsteuer haben›. Dann hat die Familie das ja nicht. Das hängt im Unternehmen. Wenn das dann jetzt, ich sage mal, mit 100 Millionen Euro bewertet wird, müsste ich ja am nächsten Tag 30 Millionen Euro Erbschaftsteuer zahlen.[58] Wo sollen die herkommen? Da kann ich nur sagen, entweder ich muss das irgendwie aus dem Unternehmen rausholen, dann bin ich ja quasi in der Schleife drin, dass ich dann da nicht investieren kann, vielleicht auch die Leute rausschmeißen muss und so weiter und so fort. Oder ich muss das Unternehmen verkaufen.» (#14)

                     Das Szenario des Verkaufs wird des Öfteren mit dem Narrativ verknüpft, dass dann ausländische Investoren kommen und Arbeitsplätze oder den Wirtschaftsstandort Deutschland gefährden würden. Das mache die Erbschaftsteuer beziehungsweise die Rahmenbedingungen so kompliziert. «Dann sagt eben der Eigentümer okay, dann verkaufe ich halt an die Chinesen oder an irgendeine Heuschrecke. Dann kommt die Heuschrecke, macht den Laden rund, und wenn dann bei Arbeitsplätzen irgendwas ist, ist das Geschrei auch wieder groß.» (#14)

                     Im Gespräch mit #3 interessierte mich, was er von dem Vorschlag hielt, der vom DIW-Chef Marcel Fratzscher als auch vom Soziologen Michael Hartmann gemacht wurde, mit großzügigen Stundungen zu arbeiten, sodass man die Erbschaftsteuer auch bis zu 15 Jahre abbezahlen könne. «Ändert nichts, dann wird das einfach über zehn, 15 Jahre aus dem Unternehmen gezogen.» (#3)

                     Ein weiteres, häufig vorgebrachtes Narrativ gegen die Erbschaftsteuer ist die Doppelbesteuerung. Akteur #8 sagt klipp und klar, dass er die Erbschaftsteuer grundsätzlich ablehne, «weil es sich um bereits mehrfach versteuertes Einkommen handelt». (#8) Mehrere Wirtschaftsbosse pflichten ihm bei.[59] Für #14 ist diese Form der Besteuerung nicht nur wirtschaftlich schädigend, sondern auch moralisch fragwürdig – zumal die Erbmasse selbst erarbeitet wurde:

                     «Ich habe bei null angefangen, ich habe Geld verdient, das alles versteuert. Alles, was ich anlege, alle Kapitalerträge sind versteuert. Also das ist mehrfach versteuertes Geld. Wenn ich das jetzt vererbe, dann wird es noch mal versteuert. Da muss ich ehrlich sagen, das finde ich wirklich pervers, weil das, was ich mal verdient habe, so viel besteuert ist am Ende, bis es bei irgendjemandem ankommt. Ob das jetzt gesellschaftlich gerecht ist, weiß ich nicht.» (#14)

                  
                  
                     
                        Lachhaft und kompliziert

                     
                     Gleich nach den Erzählungen aus der Welt der Wirtschaft kommen solche, die auf die schlechten Rahmenbedingungen abzielen. Die Erbschaftsteuer sei kompliziert, problematisch in der Umsetzung, sie zu umschiffen hingegen sei ein Leichtes. Die gegenwärtigen Gesetze seien einfach nur lachhaft:

                     «Man hat ja jetzt diese an Arbeitsplätze gebundene Regelung. Ich erlebe das ja, was das ist. Das ist ja alles Theater. Dann kaufe ich mir [vor der Übertragung] ein paar Putzkolonnen ein, ganz salopp, 1000 Leute, facility cleaning. Die 1000 Leute behalte ich sieben Jahre, danach verkaufe ich den ganzen Mist wieder und das war’s.» (#3) Es sei so einfach, die Erbschaftsteuer nicht oder zu einem geringeren Maße zu zahlen – auf ganz legalem Wege.

                     
                        #1: «Nachdem ich hart gearbeitet habe, auf Konsum verzichte und schon alles mit 50 Prozent versteuert habe. Dass da jetzt noch mal die Hälfte oder wie viel verloren gehen soll, weil ich mich entscheide, es dann an meine Kinder zu geben – da habe ich echt ein großes Problem mit. Und insofern muss man eigentlich sagen, ja, klar, es gibt Freibeträge, die muss man auch frühzeitig ausnutzen.»

                        Linartas: «Über die Schenkungsteuer dann?»

                        #1: «Ja, klar.»

                     

                     Zur Erinnerung: Jeder Elternteil kann dem Kind bis zu 400000 Euro steuerfrei schenken und nach zehn Jahren das Spiel von vorne beginnen. Es ist quasi wie bei Monopoly: Die Kinder drehen zehn Jahre lang eine Runde, ziehen dann über Los, nehmen bis zu 800000 Euro ein – und eine neue Runde mit Freibeträgen beginnt. #10 bringt die Rahmenbedingungen mit dem Gerechtigkeitsempfinden zusammen: Nach seiner Auffassung wird die Erbschaftsteuer als ungerecht empfunden – was auch der Grund in Österreich gewesen sein dürfte, warum sie abgeschafft wurde. Diejenigen, die diese Ungerechtigkeit fühlen, würden sich entsprechend zu helfen wissen, um die Steuer zu umgehen.

                  
                  
                     
                        Man muss die Substanz bewahren

                     
                     Häufig betonen die Wirtschaftsbosse die Bedeutung von Eigentum und wie zerstörerisch dessen Besteuerung wäre. Dieser Zerstörung könne man sich einfach entziehen, indem man etwa das Vermögen ins Ausland verlagert oder einfach selbst wegzieht. Es sei ohnehin generell ein Problem, wenn Substanz besteuert würde.

                     «Vermögen ist nicht gleich Liquidität … Sie haben ein paar Immobilien, Sie haben einen, was weiß ich, einen Forstbetrieb, Sie haben vielleicht Land. Das ist alles viel wert auf dem Papier. Aber die Erträge, die da rauskommen, sind relativ gering. Sie haben zwar viel Vermögen, aber Sie haben wenig Geld, das Sie ausgeben können. Und so ist es auch manchmal bei Unternehmen. … Das Problem tritt dann auf, wenn eine Erbschaftsteuer, oder auch eine Vermögensteuer – wäre die gleiche Logik –, anfällt, die über die verfügbare Liquidität hinausgeht. Das zwingt den Betroffenen, sich dann von Vermögensteilen zu trennen und damit die Substanz zu schädigen. Und das halte ich in der Tat für eine gefährliche Entwicklung.» (#17)

                     Es sei zudem schwierig, die verschiedenen Formen von Vermögen gleich zu behandeln. «Was natürlich auch nicht geht, dass jemand, dem ein Familienunternehmen gehört in Form von 100 Millionen [Euro], und jemand anders, der ein weltweit gestreutes Aktienportfolio mit 100 Millionen [Euro] hat … dass der [eine] dann besteuert wird und der [andere] nicht. Das ist einfach die Schwierigkeit mit dieser Erbschaftsteuer.» (#14)

                  
                  
                     
                        Gieriger Staat und Neiddebatte

                     
                     Die überaus klare Haltung gegen die Stärkung der Erbschaftsteuer hat viel mit dem Misstrauen und der Unzufriedenheit gegenüber dem Staat zu tun: «Die Frage ist dann auch, was macht der Staat damit, und wie verwendet der Staat das Geld? … Gucken Sie sich das an: Wir haben ein Parlament mit über 700 Abgeordneten. In Relation zur Bevölkerung ist es das größte Parlament der Welt. Das ist eine Verschwendung, die ihresgleichen sucht. Und dann soll ich dafür mehr Steuern zahlen? Tut mir leid, kann ich jetzt nicht so richtig einsehen. … Der Staat ist einfach nicht effizient, und deswegen weiß ich auch nicht, warum die Steuern erhöht werden sollen.» (#14)

                     Wie in der Narrativanalyse in der Einstellung zum Staat insgesamt, kommt auch konkret in den Gesprächen zur Erbschaftsteuer das Bild des Staates auf, der nicht wisse, was er tue: Die Privilegien für Erben von Unternehmen seien daher wichtig. Betriebsvermögen müssten von der Erbschaftsteuer ausgenommen werden, weil andernfalls der wirtschaftliche und gesamtgesellschaftliche Schaden größer wäre als der Nutzen. Häufig werden Betriebsvermögen explizit als diese genannt, noch häufiger werden sie in den Kontext von Familienbetrieben gesetzt. Sprich, das familiäre Element wird nach vorne gestellt. So oder so: Die Sonderbehandlung von Betriebsvermögen sei für den Wirtschaftsstandort Deutschland absolut unerlässlich.[60]

                     Mit der Debatte über die Erbschaftsteuer käme auch direkt eine neue Neiddebatte auf:[61] «Die, die nicht erben, besteuern gerne die, die was vererben.» (#14)

                  
               
               
                  
                     Schwankend: Es ist okay, wie es ist, aber …

                  
                  Vier der 18 Wirtschaftsbosse schwanken so stark zwischen pro und kontra, dass sie sich einer Einordnung in diese beiden Gruppen entziehen.[62] Im Gegensatz zur Kontra-Gruppe fand kein Narrativ so häufig und stark Erwähnung wie das Leistungsprinzip. Leistung müsse sich lohnen und zählen – nicht zuvorderst die Erbschaft. Daher sind die Interviewten «schwankend».

                  Auf #2 trifft schwankend wirklich hervorragend zu. Einerseits sei ihm das Gleichheitsprinzip, allem voran im Sinne der Chancengleichheit, sowie das Leistungsprinzip wichtig. Gleichzeitig betont er mehrfach, dass er Eigentum familiär versteht. Von seinem Vermögen sollen unbedingt seine eigenen Kinder am meisten profitieren. Doch im Grunde stünden er und seine Frau hinter der Erbschaftsteuer und dem Leistungsprinzip. Entsprechend würden sie ihr Vermögen «nicht optimieren». Dies würde bei Freunden ganz anders aussehen:

                  «Wir haben Freunde, sehr gute Freunde, die nur eins im Sinne haben: dass ihre [Kinder] nie arbeiten müssen, sondern zumindest die Möglichkeit haben, frei zu entscheiden. … Da gab es eine Diskussion, da ist fast unsere Freundschaft dran kaputtgegangen.» (#2)

                  Im Gespräch über die Erbschaftsteuer und ihre Bedeutung teilt er mir mit, dass er über einige Aspekte noch nicht in der Tiefe nachgedacht habe. Doch wenn er aus der Perspektive der Freiheit über das eigene Eigentum nachdenke – dass er doch selbst bestimmen können muss, was er mit seinem Vermögen anstellt –, kämen bei ihm Bedenken auf, ob eine Besteuerung das Mittel seiner Wahl wäre.

                  #4 ist ebenfalls weder in Team Pro noch Kontra einzuordnen. Die Vermögensteuer lehnt er ab. Klar, das tun sie alle. Bei der Erbschaftsteuer, die schließlich auch eine Steuer auf Vermögen ist, müsse man seiner Meinung nach genau hinschauen und danach unterscheiden, um welche Form von Vermögen es sich bei der Erbschaft handelt:

                  «Ist das Vermögen, das vererbt wird, produktiv oder ist es einfach nur konsumtiv? Wenn es produktiv ist, wenn es zum Beispiel Arbeitsplätze schafft, wenn es ein Betrieb ist, da sollte man dann echt aufpassen, dass man nicht die Kuh schlachtet, nur damit ein bisschen Fleisch da ist. Aber hinterher, wenn das Fleisch aufgegessen ist, die Möglichkeit für Tausende von Menschen fehlt, von der sie tagsüber ganz gut leben.» (#4)

                  Exakt diese Meinung vertritt auch #5: Vermögensteuern seien schlecht, da sie Substanz besteuern; er wäre aber «schon dafür zu haben, dass man über eine stärkere Erbschaftsbesteuerung nachdenkt, um einen gewissen intergenerationalen Korrektivmodus hinzukriegen, damit wir von dieser vermeintlichen Erbengesellschaft vielleicht wegkommen». (#5)

                  Doch ebenso wie #4 würden #5 und #9 bei der Erbschaftsteuer eine Unterscheidung bei Privat- und Betriebsvermögen vornehmen. «Das ist nämlich der Casus knacksus: Was machen Sie mit unternehmerischen Vermögensthemen oder Unternehmen, die mehrgenerationell ticken und die durchaus auch in Unternehmer-Verantwortung ticken? … Da bin ich in der Bredouille.» (#5)

               
               
                  
                     Pro: Leistung muss sich lohnen

                  
                  Sechs der 18 Interviewten sind von mir klar dem Pro-Lager zugeordnet worden.[63] Die Betrachtung der Häufigkeit der Pro- und Kontra-Narrative macht ihre Zuordnung nachvollziehbar: Mit einem Verhältnis von 38 zu 29 Narrativen ist die Schlagseite der positiven Erzählungen recht deutlich. Zwar werden einzeln betrachtet auf der Kontra-Seite wirtschaftsbezogene Narrative am häufigsten angeführt, doch insgesamt liegt der Fokus auf der Pro-Seite und auf Erzählungen, die gesellschaftliche Normen und Werte ausdrücken. Dabei ist der Verweis auf das Leistungsprinzip am stärksten. Recht häufig wird angebracht, dass die Sonderbehandlung der Reichen und ihrer Betriebsvermögen unverhältnismäßig und ungerecht sei. Auch die Ungleichheit und was man mit den Einnahmen aus der Erbschaftsteuer bezahlen könnte, wird oft ins Feld geführt.

                  
                     
                        Kontra innerhalb des Pro-Lagers: Mittelstand und Betriebsvermögen machen es kompliziert

                     
                     In ihren Narrativen über den Mittelstand und Betriebsvermögen unterscheiden sich die meisten Pro-Wirtschaftsbosse nicht von den anderen beiden Gruppen. Tatsächlich sind diese Erzählungen das bindende Glied über die drei Gruppen hinweg. Es gibt nicht ein einziges Wirtschafts-Narrativ, das als positive Gegendarstellung zu verstehen wäre, wonach eine stärkere Erbschaftsteuer gut für die Wirtschaft sei.

                     Selbst #13, der auf die Frage, was man gegen die wachsende Vermögensungleichheit tun könne, ganz konkret eine Reform der Erbschaftsteuer ins Spiel brachte, vertritt den Standpunkt der Konservativen – zu denen er sich zugleich selbst nicht zählt:

                     «Es ist schon ein sehr starkes Argument der Konservativen zu sagen, je mehr Sonderregelungen wir einführen, desto schwieriger wird es. Und auf unserer Seite [der Seite der Befürworterinnen einer Stärkung] dann zu sagen, wir brauchen natürlich aber die Sonderregeln, denn wenn wir die Sonderregeln nicht haben, dann kriegen wir eben den Maschinenbauer, den Mittelständler, den wir auch killen, den wir aber gar nicht killen wollen. In diesem Reibungsfeld haben wir bisher immer gegen die Konservativen verloren.» (#13)

                     Mehrere Wirtschaftsbosse, die für eine Stärkung der Erbschaftsteuer sind, nannten den Mittelstand ebenfalls als Schwachstelle:[64] «Das ist eben immer der Fall, wo es dann klemmt, gerade in Deutschland mit der sehr starken mittelständischen Struktur. Wenn Sie auf diese Weise dann Unternehmen in Schwierigkeiten bringen, mittelständische Unternehmen, wo das Kapital oft gebunden ist, dann ist man hier sofort am Ende der Weisheit angelangt. … Es ist tatsächlich ein Problem, das nur schwierig zu knacken ist. Denn wenn man wie jetzt … große Freibeträge macht, dann bekommen Sie genau das nicht, was Sie wollen. Und wo ist denn eigentlich wirklich der Unterschied zwischen Produktivvermögen und Anlagevermögen? Also, das ist schon … that’s a tough cookie.» (#7) Dennoch dürfe dieses Problem die Debatte um höhere Erbschaftsteuern nicht beenden. (#12)

                  
                  
                     
                        Pro: Betriebsvermögen dürfen nicht über dem Leistungsprinzip stehen

                     
                     Trotz aller Sorgen um den Mittelstand ist in dieser Gruppe klar: «Höhere Erbschaftsteuern sind absolut okay, kann man machen. Es ist wahrscheinlich eher wie jetzt so eine Frage: Wie gestalte ich es technisch aus, dass ich nicht wieder so einen Steuerschlupfloch-Wahnsinn schaffe? Aber das kriegen andere Länder ja hin.» (#12)

                     Auch nach Auffassung von #11 liege «die entsprechende Verpflichtung bei den Unternehmen, für einen Übergang eines solchen Unternehmens in andere Hände rechtzeitige Vorsorge zu tragen». (#11)

                     Einige Akteure[65] sind der Auffassung, dass man die Erbschaftsteuer so umstrukturieren müsse, dass sie Erbengesellschaften und dem wachsenden Trend der wirtschaftlichen Ungleichheit entgegenwirken. Denn, so #11, «es ist ja offensichtlich, dass ein Teil des immer mehr akkumulierten Vermögens durch Erbschaften ermöglicht wird und dann der Zinseszins-Ansatz maßgeblich weiter dazu beiträgt, dass die Schere auseinandergeht. Da muss es eine gerechte Besteuerung geben». (#11)

                     Bei der Frage der Gerechtigkeit fällt #15 aus dem Rahmen: Man müsse «am Ende über eine intelligente Erbschaftsteuer nachdenken», das schon. Aber dies habe für ihn nichts mit Gerechtigkeit zu tun. «Man muss schon die Frage stellen, warum einer, nur weil er in eine Familie hineingeboren ist, mit Hunderten von Millionen anfängt, und andere fangen mit nichts an. Da muss man schon ran, meines Erachtens. Aber auf eine Art und Weise, die weniger von diesem Gerecht-ungerecht-Gedanken kommt. Sondern wie nutzen wir die Mittel, die da sind, eigentlich sinnvoll?» (#15)

                     In jedem Fall müsse der Leistungsgedanke hochgehalten werden, auch bei den eigenen Kindern. «Wenn man alles vorgesetzt kriegt und eigentlich weiß, man kann schon das nicht mehr erreichen, was die Eltern einem vorsetzen, wird man nicht glücklich. Das heißt, ich limitiere das, was die maximal kriegen, und der Rest, wenn der Staat uns den jetzt nicht wegbesteuert – was er nicht macht im Moment –, geht dann halt für gute Zwecke drauf. Aber wenn er das wegbesteuern würde, würde mich das auch nicht stören.» (#15)

                  
                  
                     
                        Leistung, Leistung, Leistung

                     
                     Kein anderes Pro-Narrativ wird so häufig genannt wie jenes der Leistung. Viele der Akteure mischen zur Leistung noch eine ordentliche Portion Glück hinzu, wie es ihnen oft ebenfalls widerfahren ist. Doch ohne Leistung gehe nun mal nichts. Bildung und Leistung werden eng miteinander verknüpft. Auch insgesamt, über die drei Gruppen hinweg, ist die Erzählung von der Leistung die stärkste positive Erzählung. Über das selbst Erschaffene und den Stolz, der sich daraus speist, wird die Vorbildfunktion gegenüber den Kindern angeführt. Einerseits ist der Wunsch groß, dass sich die eigenen Kinder «selber entwickeln» (#16), andererseits ist Leistung aber auch gesellschaftlich entscheidend:

                     «Ich komme aus ganz einfachen Verhältnissen … Wenn meine Kinder sich angucken, was ich gemacht habe, das ist harte Arbeit. Wenn man da [bei deutschen Dynastien] in die zweite Generation guckt: Das war einfach schon immer da. Und da ist so ein gefühltes Anrecht, dass es so bleiben darf. Das heißt, da ist gar nicht mehr der Anreiz, dafür zu arbeiten da. Und das zerstört diese Leistungsgesellschaft von innen.» (#15) Nach #15 besteht die größte gesellschaftliche Gefahr darin, dass Erben von großen Vermögen einfach keine Leistung mehr bringen würden. Wozu auch – wenn ihnen schon alles in die Wiege gelegt wird?

                     [image: Drei Statistiken zur Häufigkeit der Nennung von Pro- und Kontra-Argumenten zur Erbschaftsteuer bei von den Autoren befragten Mitgliedern der Elite, unterteilt in das Pro-Lager, das Kontra-Lager sowie die Schwankenden.]
                        19 RAN der Wirtschaftselite: Die Häufigkeit von Pro- und Kontra-Narrativen (links) sowie die Gewichtung von Pro und Kontra insgesamt (rechts), jeweils in %.


                     

                  
               
            
               
                  18. Wahrheit oder Mythos? – die Narrative der Wirtschaftselite

               
               Wir alle kennen die Floskel von denen da oben. Aber wie die Gespräche gezeigt haben, gibt es nicht die eine Wirtschaftselite. In einigen Fragen zu Staat, Steuern und Ungleichheit sind sie vielleicht ähnlicher Meinung, in den meisten Punkten aber und gerade bei der Erbschaftsteuer gehen ihre Positionen weit auseinander. Was sie eint, ist die Bedeutung, die sie der Wirtschaft beimessen: Für alle gilt gleichermaßen, dass die Wirtschaft keineswegs unter der Erbschaftsteuer leiden dürfe.[66] Was sich ebenfalls zusammenfassend sagen lässt, ist, dass oftmals das Wissen um Zusammenhänge von Vermögensungleichheit und Erbschaftsteuern fehlt. Das soll kein Vorwurf sein; es ist ein Umstand, auf den mich viele meiner Interviewpartner selbst hingewiesen haben. In Anbetracht der komplexen Materie – immerhin reden wir hier von Erbschaftsteuern – ist das auch allemal verständlich.[406] Schauen wir also einmal genau hin: Stimmen all die mächtigen, vielfach vorgebrachten Erzählungen gegen Erbschaftsteuern?

               
                  
                     Bildung ist wie Pudding

                  
                  Bildung sei das wichtigste Instrument, um Ungleichheit zu reduzieren. Dass die Wirtschaftselite immer wieder darauf verweist, welche Bedeutung Bildung für ihre eigenen Karrierewege spielte, ist zum Teil verständlich. Die Wirtschaftselite, das darf man nicht vergessen, zeichnet sich – anders als die meisten Überreichen – nicht durch geerbtes Vermögen, sondern durch ihre Position in der Arbeitswelt aus. Wer an der Spitze der mächtigsten Konzerne Deutschlands steht, hat eine steile Karriere hingelegt, ist überdurchschnittlich gut gebildet und hat gewiss mehr Arbeitsstunden auf dem Buckel als das Gros der Bevölkerung. Ihr Vermögen ist (in der Mehrheit und nach eigener Darstellung) selbst erwirtschaftet und nicht geerbt. Im Schnitt sind sie über 50 Jahre alt und wuchsen damit zur Zeit des «Fahrstuhleffekts» auf, in der es auf die eigene Leistung und weniger auf das vererbte Vermögen der Eltern ankam.

                  Doch inzwischen nehmen Erbschaften und Schenkungen als Anteil am Gesamtvermögen immer weiter zu, während zugleich die eigene Bildung und Leistung zunehmend in den Hintergrund gerät. Was für Menschen über 50 Jahre gilt, gilt nicht länger für jüngere Generationen.

                  Da schon heute mehr als die Hälfte aller Vermögen Erbschaften und Schenkungen sind und nicht selbst erarbeitet werden, ist Deutschland statistisch gesehen bereits eine Erbengesellschaft. Wir erinnern uns: Vermögen setzt sich aus den zwei Faktoren zusammen, dem, was man selbst erarbeitet (hier spielt Bildung durchaus eine Rolle), und den Erbschaften und Schenkungen, die einem in den Schoß gelegt werden. Wenn es beim Gesamtvermögen schon heute eher auf Erbschaften als auf das selbst Erarbeitete ankommt: Wie wichtig ist es dann, ob ich einen grandiosen Uniabschluss in der Tasche habe oder nicht?

                  Diese Überlegung geht stark mit der Beobachtung von Piketty zusammen: Solange unser bestehendes Steuersystem Vermögen und passives Einkommen aus Vermögen niedriger besteuert als Einkommen aus Arbeit, kann die Schere einfach nicht kleiner werden. Während die Reallöhne in den letzten 30 Jahren kaum merklich gewachsen sind (bzw. umso mehr, je höher das Einkommen war), haben sich die Vermögen der Reichsten vervielfacht. Sie sind weltweit in den letzten vier Jahrzehnten jährlich um über 7 Prozent gestiegen.[407] 7 Prozent sind in einem System mit Zinseszins, wie wir es haben, eine magische Zahl. Sie bedeutet, dass sich das Vermögen alle zehn Jahre verdoppelt. Normale Bürgerinnen können noch so fleißig sein und sich noch so sehr ins Zeug legen und bilden. Wenn am Ende diejenigen, die passives Einkommen aus Vermögen erzielen, effektiv weniger Steuern zahlen als Menschen, deren Einkommen aus Arbeit stammt, dann werden die Reichen immer schneller reicher und hängen den Rest einfach ab.

                  Wobei Geld auch wirklich nicht alles ist. Darauf haben viele der Interviewten selbst verwiesen. Ein reiches Elternhaus bedeutet auch sehr viel bessere Chancen und Einflussmöglichkeiten auf den Werdegang der Kinder. Der französische Soziologe Pierre Bourdieu spricht in diesem Zusammenhang von «den feinen Unterschieden»[408]: das kulturelle Kapital – wurde mir in meiner Kindheit oft vorgelesen, sind wir häufig in Museen gegangen – und das soziale Kapital, das berühmte Vitamin B: Komme ich vielleicht durch meine Eltern und deren Beziehungen an ein gutes Praktikum, das anschließend vielleicht meine Aussichten auf einen tollen Job erhöht?

                  Weiß ich mich auszudrücken, welche Kleidung trage ich, kann ich mit dem Besteck umgehen, interessante Gespräche führen, kenne ich die richtige Musik, die richtigen Autoren, die richtigen Künstlerinnen? Alles das wird durch mein gesamtes Verhalten, das ich anderen präsentiere, verkörpert. Diese Verkörperung meiner Erziehung und wie ich sie anderen präsentiere, drückt sich im sogenannten Habitus aus. Dieses sogenannte Humankapital ist im wahrsten Sinne des Wortes unbezahlbar und an entscheidender Stelle in der Karriere die Eintrittsmarke. Doch um die richtigen Orte und Regeln kennenlernen zu können, bedarf es in aller Regel nicht nur der Anleitung durch meine Eltern und das entsprechende Milieu, sondern auch des nötigen Kleingelds im Portemonnaie. Und so greifen die verschiedenen Formen des Kapitals am Ende alle ineinander. Also, Augen auf bei der Elternwahl.

                  Eltern, so viel ist bekannt und auch darüber wurde offen in den Interviews gesprochen, nutzen ihren Wohlstand häufig, um ihre Kinder durch Investitionen in Bildung zu unterstützen. Wohlhabende Eltern scheuen keine Mühen in zunehmend privatisierten Bildungssystemen, die viel Raum für einen nicht auch nur annähernd chancengleichen Wettbewerb lassen, in dem Elite-Eltern strategisch improvisieren, um die Position ihrer Kinder zu maximieren.[409] Wer meint, das sei nur in den USA mit ihren Elite-Universitäten so, der irrt. Es stimmt, dass die «Bastard-Meritokratie»[67] auf der anderen Seite des Atlantiks auf die Spitze getrieben wird und die Reichen 9 bis 16 Millionen US-Dollar pro Kind vom Kindergarten bis zur Uni ausgeben.[410] Doch es ist kein rein amerikanisches Phänomen. Auch für Europa lehnt der Elitenforscher Michael Hartmann den «Mythos der Leistungselite» entschieden ab:

                  «Mit dem ständigen Verweis auf das Prinzip der ‹Leistungsgerechtigkeit› werden nicht nur die entscheidenden Karrierevorteile, die Kinder der Oberklasse aufgrund ihrer Herkunft haben, völlig ausgeblendet, sondern gleichzeitig wird versucht, die daraus resultierenden, immer extremeren Macht- und Einkommensunterschiede öffentlichkeitswirksam zu legitimieren.»[411]

                  Die Herkunft und das Elternhaus sind noch immer entscheidend für die Karriere – erst recht in Top-Positionen.[412] Doch wie die Interviews und Studien[413] zeigen, glauben vor allem diejenigen an der Spitze der Pyramide sehr stark an die Erzählung, dass jeder seines eigenen Glückes Schmied sei.

                  Der Sozialpsychologe Paul Piff hat dazu ein pfiffiges Experiment durchgeführt: Er ließ 100 Paare Monopoly spielen – allerdings mit unterschiedlichen Startbedingungen. Die reichen Spieler bekamen zwei Würfel, doppelt so viel Geld, und beim Start über «Los» bekamen sie das doppelte Gehalt. Die armen Spieler hatten keine Chance zu gewinnen. Piff machte interessante Beobachtungen: Die reichen Spieler waren lauter, verhielten sich dominant und wurden im Verlauf des Spiels zunehmend unhöflicher und großschnäuziger. Nachdem das Spiel beendet war, wurden die reichen Spieler von Piff und seinem Team befragt, wie es ihnen erging: «Als sie darüber redeten, weshalb sie das gezinkte Monopoly-Spiel zwangsläufig gewonnen hatten, sprachen sie davon, was sie alles unternommen hatten, um die verschiedenen Grundstücke zu kaufen und in diesem Spiel erfolgreich zu sein. Und das ist ein wirklich, wirklich unglaublicher Einblick in die Art und Weise, wie Vorteile vom Verstand bewertet werden.»[414] Von den ungleichen Startbedingungen war kaum die Rede.

                  Das Märchen von der individuellen Selbstbestimmung führt dazu, dass Menschen – nicht nur in Spitzenpositionen, sondern in der Gesellschaft generell – «weniger wahrscheinlich glauben, dass gesellschaftliche Faktoren zum Erfolg der Wohlhabenden beitragen [und] weniger bereit sind, eine gleichmäßigere Umverteilung von Bildungsressourcen zwischen Arm und Reich zu befürworten».[415]

                  Narrative wie jene «vom Tellerwäscher zum Millionär» und «jeder ist seines Glückes Schmied» sind wissenschaftlich widerlegt. Das Paradoxe aber ist, dass Gesellschaften, die besonders ungleich sind, besonders stark an diesen Mythen festhalten und Faktoren wie Herkunft und Wohlstand der Familie ausblenden.[416] Dieses Paradoxon kann erklären, warum die wachsende Ungleichheit die Menschen kaum bewegt: Wenn Ungleichheit ein persönliches Problem ist, eine Frage der Bildung und des Engagements, warum sollten sich dann Wissenschaft und Politik dafür interessieren?

                  Ein weiterer Aspekt ist der Zeithorizont: Bildung ist ein vages Versprechen für die Zukunft. Doch die Vermögensungleichheit stellt heute ein Problem für unseren Wohlstand, das Klima und unsere Demokratie dar. Selbst wenn Bildung wirklich konkret dabei helfen könnte, die Ungleichheit zu reduzieren, würden wir erst in Jahren erste Ergebnisse sehen. Doch Pardon, schauen wir auf die Bildungsoffensive der letzten Jahrzehnte: Immer mehr junge Erwachsene studieren, wir hatten noch nie so viele Bildungsabschlüsse[417] – und doch wächst die Kluft und wird immer extremer. Mittlerweile bräuchte ein Kind aus armen Verhältnissen statistisch gesehen sechs Generationen, um es in die Mitte zu schaffen.[418] Konnten die Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg noch in den Fahrstuhl nach oben steigen (die Arbeitsmigrantinnen ausgenommen[419]), ist die Gesellschaft mittlerweile eher mit einer Leiter vergleichbar, deren Sprossen oben und unten sehr klebrig sind.[420]

                  Müsste mehr in Bildung investiert werden? Aber sicher. Schulen sind marode und sanierungsbedürftig, und der Lehrermangel spitzt sich dramatisch zu. Das Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie rechnet damit, dass bis 2035 zwischen 155000 und 177500 Lehrkräfte fehlen werden.[421] Statt nun also tief in die Taschen zu greifen, plante die Ampel-Regierung im Haushalt für das Bundesministerium für Bildung und Forschung für 2024 mit Einsparungen von 1,2 Milliarden Euro. Die Förderung für Bildung muss hinter Mitteln für Wirtschaft zurückstehen, und so bleibt doch das ganze Gerede von besserer Bildung in der Breite erst recht eine leere Floskel. Bei all diesen Meldungen kann man es niemandem verübeln, privat in die Bildung der eigenen Kinder zu investieren. Eine kleine Bemerkung am Rande: Die meisten Kinder haben aber keine vermögenden Eltern. Der Vater, auf den sie angewiesen sind, heißt Staat. Und es ist seine Aufgabe, die Gelder in die Hand zu nehmen, die es braucht, damit für alle Kinder unabhängig vom Kontostand der Eltern eine gute Bildung gesichert wird.

                  Doch selbst wenn die benötigten Gelder in Bildung fließen und mehr Chancengleichheit ermöglicht würde, würde dies nicht dazu beitragen, die Ungleichheit zu senken. Der Soziologe Aladin El-Mafaalani erklärt in Mythos Bildung: «Wenn sich für alle die Bildungschancen verdoppeln, dann verdoppelt sich auch der Unterschied in den Bildungschancen. So in etwa war es bei der Bildungsexpansion zwischen den 1960ern und den 1990ern. … Man spricht vom Paradoxon der Bildungsexpansion. Mathematisch betrachtet ist es höchst logisch. Paradox ist der Befund nur deshalb, weil die Erwartung und insbesondere die Wahrnehmung vollständig davon abweichen.»[422] Selbst die jahrzehntelang anhaltende, massive Bildungsoffensive hat in der Vergangenheit nicht dazu beigetragen, dass die ärmere Hälfte der Bevölkerung Vermögen aufbauen konnte. 

                  Der Verweis auf die Bildung als Antwort auf Ungleichheit ist zudem aus einem weiteren Grund kritisch zu sehen. Wie der Philosoph Michael Sandel zeigt, individualisiert die Leistungserzählung die Lebensgeschichte.[423] All die historisch und sozial erwachsenen Ungleichheiten – etwa wenn es um rassistische Zuschreibungen, das Geschlecht, Ost und West geht – haben in der Leistungserzählung keinen Platz. Auch nicht jene, die die Hälfte der Gesellschaft betreffen: Frauen. Was ist denn beispielsweise mit all der unbezahlten Care-Arbeit, die überwiegend von Frauen übernommen wird? Während Männer in Deutschland pro Jahr auf 44,9 Milliarden Stunden kommen, summiert sich die Sorgearbeit bei Frauen auf 72 Milliarden Stunden.[424] Wenn das mal keine Leistung ist. «Sie nennen es Liebe. Wir nennen es unbezahlte Arbeit», so lauten die ersten Sätze des Manifests aus dem Jahr 1974 von der Philosophin Silvia Federici.[425] All die Stunden, die Frauen in Sorgearbeit stecken, können Männer in den Aufbau ihrer Karrieren investieren. Und nur um das nochmals herauszustellen: Nur zwei meiner Interviewpartner waren Frauen, nur einer war nicht weiß und fast alle sind aus Westdeutschland.

                  Die Vorstellung, jeder sei seines Glückes Schmied, macht blind für strukturelle Ungleichheiten und lässt einen die eigenen Privilegien oder Diskriminierungen, das zugetragene Glück beziehungsweise Pech, schnell einmal vergessen. Auf diese Weise werden die «Gewinner» überheblich, während die «Verlierer» in unsäglich schwierigen, oftmals unverschuldeten Situationen Scham empfinden. Wie etwa der Jugendliche aus der Spiegel-Reportage, der in Armut groß wird, zum Geburtstag nur ein kleines Kartenset bekommt, aber sagt, «jeder kriegt eben das, was er verdient».

                  Wenn diese Überzeugung verfängt und man meint, alle würden kriegen, was sie verdienen, dann hat diese Einstellung weitreichende, gesellschaftliche Folgen. Sie zersetzt den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Es macht einen himmelweiten Unterschied, ob ich glaube, dass jemand unverschuldet in Armut lebt – wie etwa mehr als jedes fünfte Kind in Deutschland, Rentnerinnen oder Alleinerziehende – oder aber ob ich glaube, sie hätten sich einfach etwas mehr anstrengen müssen. Wenn ich derart denke und empfinde, dann ist mein Mitgefühl geringer, dann sinkt die Solidarität, und das ist, wie Sandel sagt, was die Leistungsgesellschaft zu einer Tyrannei macht. Der österreichische Ökonom und Psychoanalytiker Martin Schürz ist der Ansicht, dass Bildung keine Lösung für das Problem der Vermögensungleichheit biete, sondern davon lediglich ablenke.[426] Ich sehe das ganz genauso.

                  Die Erzählung der Leistungsgesellschaft ist übrigens recht jung und war ursprünglich eine dystopische Idee. Sie wurde erst in den 1960er-Jahren aus der Taufe gehoben und basierte auf einem Roman von Michael Young aus den späten 1950er-Jahren.[427] Young zeichnete eine Gesellschaft, in der es nur auf die Intelligenz plus Anstrengung ankam – eine eiskalte und grausame Vorstellung. In einem Artikel für den Guardian von 2001 schrieb Young, dass er bitter enttäuscht sei: «Das Buch war als eine Satire gemeint, die eine Warnung sein sollte. Vieles, was vorhergesagt wurde, wurde bereits Realität … Mit einer erstaunlichen Anzahl von Zertifikaten und Abschlüssen hat die Bildung ihr Gütesiegel auf eine Minderheit gelegt und ihr Missbilligungssiegel auf die vielen, die von dem Zeitpunkt an, an dem sie im Alter von sieben Jahren oder früher auf die untersten Ränge verwiesen werden, nicht glänzen.»[428] Spoiler-Alarm: Die Erzählung des Buches endet im Jahr 2034 mit einem Aufstand der Populisten gegen die meritokratische Elite.

                  Um es in aller Deutlichkeit zu sagen: Bildung kann nicht die Antwort auf die extreme und wachsende Vermögensungleichheit sein. Ich möchte die allgemeine Bedeutung von Bildung keineswegs kleinreden. Natürlich sollte mehr in Bildung investiert und marode Schulen saniert werden, sollten Kinder früher und länger gefördert werden und neben dem reinen Lernstoff auch Angebote erhalten, die ihr Leben bereichern. Aber in Fragen der extremen Vermögensungleichheit mit Bildung zu argumentieren ist in etwa so, als wollte man mit einem Pudding den Nagel in die Wand hämmern.

               
               
                  
                     Der politische Wille zählt

                  
                  Vielfach wurden von der Wirtschaftselite Erzählungen angeführt, die die Stärkung der Erbschaftsteuer als schwierig, lachhaft, wenn nicht gar unmöglich abgetan haben. Die Frage, ob Erbschaftsteuern ein Instrument zur Reduzierung der Vermögensungleichheit sein können, ist dabei wahrlich keine technische, sondern in allererster Linie eine Frage des politischen Willens und der Ausgestaltung. Ob etwa Vermögende wegziehen und dadurch die Steuer vermeiden können; ob Vermögen hin und her in verschiedene Formen gegossen und geschoben werden können, um die Steuer zu optimieren; ob man, wie in Deutschland, alle zehn Jahre die Freibeträge durch die Schenkungsteuer nutzen kann; ob man Milliardärs-Kinder und überreiche Vorstandsvorsitzende wie Mathias Döpfner ihr Vermögen so umschichten lässt, dass sie keine Steuern zahlen brauchen – all dies sind Fragen der Steuerpolitik, auf die wir Antworten finden können. Sie werden nicht vom Himmel fallen. Integre Politikerinnen müssen die Weichen stellen. Wie die historische Analyse gezeigt hat, kann etwa durch Abkommen mit anderen Ländern und Außensteuergesetzen mehr Gerechtigkeit im Steuersystem insgesamt erzielt sowie mit höheren Strafen bei Steuerhinterziehung ein Riegel vorgeschoben werden.

                  Ist dies ein einfaches Unterfangen? Gewiss nicht. Allein schon deshalb nicht, weil, wie ein Experte im Interview im Rahmen meiner Forschung mir gegenüber betonte, Fragen der Vermögensbesteuerung nicht im nationalen Alleingang möglich sind und weil die Lobby des großen Geldes weiter Einfluss üben wird. Aber sind diese Probleme unüberwindbar, eine Lösung unrealistisch? Sowohl die historische Untersuchung als auch der gegenwärtige Trend eines sich abzeichnenden Paradigmenwandels lassen mich dies verneinen. «Die Duldung von Steuervermeidung ist eine Entscheidung, die Regierungen treffen, und Steuerhinterziehung», so die Ökonomen Saez und Zucman, «ist kein unabänderliches Schicksal, das jedes Projekt für mehr Steuergerechtigkeit zum Scheitern verurteilt. Die Tolerierung von Steuerhinterziehungen ist eine Entscheidung, die wir gemeinsam treffen. Wir können andere Entscheidungen treffen.»[429] Unsere Steuermoral ist nichts anderes als Ausdruck des herrschenden Paradigmas.

                  Auf globaler Ebene regt sich bereits Widerstand. Nicht von ungefähr, sondern aus den Reihen der größten Wirtschaftsnationen der Welt, den sogenannten G-20-Staaten. Im Februar 2024 hat die Gruppe der G20 unter dem Vorsitz von Brasilien den Ökonomen Gabriel Zucman beauftragt, einen Bericht zu verfassen, wie eine globale und koordinierte Mindestbesteuerung von Milliardären aussehen könnte. Aktuell zahlen die rund 3000 Milliardäre der Welt gerade einmal 0,3 Prozent Steuern auf ihren Überreichtum. Nach Zucmans Berechnungen würde eine Mindeststeuer von 2 Prozent insgesamt 250 Milliarden US-Dollar einnehmen; wenn man Überreiche mit Vermögen von mindestens 100 Millionen US-Dollar besteuern würde, kämen sogar weitere 100 bis 140 Milliarden US-Dollar hinzu.[430] Zucman hat aber nicht nur horrende Summen berechnet, die wir in die Staatskassen gespült bekommen würden. Er hat sich auch genau angesehen, wie man möglichen Ausweichmanövern der Überreichen begegnen könnte. Und Zucman ist sich sicher: Eine solche Steuer wäre technisch möglich und würde erfolgreich sein.

                  Doch so vielversprechend seine Pläne auch sind: Als es im Juli desselben Jahres zum Treffen der G-20-Finanzminister kam, plädierten nur 18 der 20 Finanzminister dafür. Die zwei Mächtigsten scherten aus: die USA und Deutschland. Zur selben Zeit machten andere Schlagzeilen die Runde: «Steuerhinterziehung kostet Deutschland 125 Milliarden Euro» und «Wie der Fiskus illegale Milliarden verschenkt» – weil sich Deutschland rund 30 Milliarden Euro aus den illegalen Cum-Cum-Aktiendeals nicht von den Banken zurückholen will.[431] Ganz offensichtlich hat Deutschland die Kehrtwende in der Steuerpolitik noch nicht vollzogen. Unsere Finanzpolitik ist noch immer neoliberal. Noch immer gilt das Prinzip: Wer viel hat, dem wird weniger genommen. Selbst wenn es illegal erworben wurde, siehe die Cum-Cum- und Cum-Ex-Skandale.[432]

                  Im Übrigen sind die Schäden durch Steuerhinterziehung im Vergleich zu Hartz-IV- bzw. Bürgergeldbetrug um ein Vielfaches höher. 2021 lag der Schaden durch Hartz-IV-Betrug bei 57,3 Millionen Euro. Die Schäden durch Steuerhinterziehung hingegen beliefen sich im Jahr 2015 auf 125000 Millionen Euro, also 125 Milliarden Euro.[433] Es ist niemandem zu erklären, wie viel Kraft aufgewendet wird, um nach unten zu treten, anstatt den exorbitanten Steuerbetrug der Reichen zu bekämpfen. In keinem einzigen Bundesland (Steuerfahndung ist Ländersache) arbeiten ausreichend Steuerfahnder. Dabei würde sich ihr Einsatz lohnen: 2022 brachte ein einzelner Steuerfahnder dem Staat über 916000 Euro ein.[434] Ich würde meinen: Diese Investition lohnt sich.

                  [image: Ein Tortendiagramm verdeutlicht, wie gering der Schaden von 57,3 Millionen Euro durch Hartz-IV-Betrug im Vergleich zu den 125 Milliarden Euro durch Steuerhinterziehung ist.]
                     20 Steuerliche Ausfälle durch Steuerhinterziehung fallen mit 125 Milliarden Euro mehr als 2000-mal so sehr ins Gewicht wie Verluste durch Hartz-IV-Betrug.


                  

               
               
                  
                     Weder Wohlfahrt noch Neid

                  
                  Häufig brachte die Wirtschaftselite an, man müsse die Philanthropie stärken und unterstützen. Doch so großzügig einige Spenden oder Projekte auch sind: Sie sind in der Gesamtheit niemals auch nur annähernd so hoch wie die potenziellen Einnahmen durch eine entsprechende Besteuerung. Nehmen wir das Beispiel der BMW-Erbin Susanne Klatten: Im Jahr 2016 entschied sie, dass sie 100 Millionen Euro über fünf Jahre gestreckt für wohltätige Zwecke spenden wolle.[435] 100 Millionen Euro klingt nach einer Menge Geld. Doch mit einem geschätzten Vermögen von 21 Milliarden Euro entspricht diese Summe weniger als 0,5 Prozent dessen, was sie besitzt. Mögliche Steuerpläne, wie sie im World Inequality Report 2022 dargestellt werden, belaufen sich mit Blick auf die Höhe ihres Vermögens hingegen auf 3 bis – Achtung, festhalten – 50 Prozent. Und zwar nicht einmalig, sondern jedes Jahr.[68] Wichtiger noch aber als der Betrag an sich ist, dass Spenden dem Wohlwollen und der Willkür der Reichen folgen und Macht und Abhängigkeiten manifestieren.

                  Wie sehr das nach hinten losgehen kann, belegt das jüngst erklärte Ende des renommierten Hamburger Instituts für Sozialforschung. Der Mäzen Jan-Philipp Reemtsma, der das Institut 1994 aus der Taufe hob, möchte es nicht länger finanzieren. Also ist Schicht im Schacht. Auch bei Klatten ist im Übrigen wieder Schluss. Diese Entscheidungen sind legitim. Schließlich ist es ihr Geld. Aber Entscheidungen von Einzelpersonen sind eben auch dies: der Natur der Sache entsprechend Einzelentscheidungen, somit unberechenbar und obendrein undemokratisch.

                  In Anbetracht der gigantischen Herausforderungen unserer Zeit, der notwendigen sozial-ökologischen Transformation unserer Wirtschaft, sind dies unhaltbare Zustände. Der Idee größerer Philanthropie kann ich daher nicht viel abgewinnen. Bei der Bekämpfung der Vermögensungleichheit auf die Freiwilligkeit der Reichen zu setzen, wäre meines Erachtens fatal und naiv. Wie die Entwicklung der letzten Jahrzehnte zeigt, können wir insbesondere in puncto der Vermögensungleichheit nun nicht gerade darauf bauen, dass die Reichsten mehr von ihrem Vermögen rückverteilen, als sie Jahr um Jahr hinzugewinnen.

                  Es gibt Ausnahmen. Der Gute Rat für Rückverteilung von Marlene Engelhorn ist wohl die bekannteste: Die österreichische BASF-Erbin spendete 25 Millionen Euro und somit einen Großteil ihres Erbes. Doch sie wollte nicht alleine darüber entscheiden, was mit ihrem Erbe geschieht, und ließ von Expertinnen einen Bürgerrat zusammenstellen, in dem 50 Österreicherinnen und Österreicher den Querschnitt der Bevölkerung abbilden und an sechs Wochenenden gemeinsam diskutieren sollten, was mit dem Geld passiert. Durch diese Konstruktion wurde der Gute Rat zu einem Hybrid, wie es ihn in dieser Form noch nicht gegeben hat. Einerseits kam ihr privates Vermögen zum Einsatz. Andererseits hielt sie sich bei der Entscheidungsfindung darüber, was damit geschehen soll, komplett heraus. Dieses Projekt ist Pionierarbeit und über alle Maßen schätzenswert. Und doch ist die Gründung des Guten Rates als Akt niederer Umstände zu werten. Das Ideal wäre ein anderes. Eines, das durch den Namen einer weiteren Organisation zum Ausdruck kommt, die Marlene mitgegründet hat: taxmenow! Marlene fordert, dass sie und ihresgleichen – überreiche Menschen, die über Zigmillionen Euro verfügen – endlich gerecht besteuert werden. Weil dies jedoch aktuell nicht geschieht, fand sie einen anderen Weg. Den bestmöglichen, der dem eines demokratischen Weges für die Rückverteilung ihres Vermögens am nächsten kommt.

                  Und so gibt es denn auch immer mehr überreiche Menschen, die tatsächlich genau hierfür eintreten: nicht nur für höhere Spenden, sondern für strukturelle Veränderungen. Für eine faire Besteuerung. Richtig so, denn diese ist der einzig gangbare, strukturelle und demokratische Weg gegen die groteske Vermögensungleichheit in Deutschland, in Österreich, der Schweiz, ja für liberale Demokratien insgesamt.

                  Diesen Überreichen, die für eine faire Besteuerung eintreten, kann man wohl kaum eine Neiddebatte vorwerfen, ein anderes beliebtes Narrativ der Elite. Diese Erzählung läuft bei dieser Gruppe ins Leere. Doch auch generell halte ich von dem Narrativ des Neids herzlich wenig. Menschen, die für höhere Besteuerung und Steuergerechtigkeit einstehen, werden unter den Generalverdacht gestellt, sie hätten einen niederträchtigen Charakter. Dabei muss Neid ganz klar «von Unzufriedenheit unterschieden werden. Ein Neidvorwurf wird in Gerechtigkeitsdebatten meist einseitig gegen Kritiker von Ungerechtigkeit erhoben. … Neidvorwürfe sind Immunisierungsstrategie gesellschaftlich Privilegierter», wie Martin Schürz einwendet.[436] Anstatt über strukturelle Fragen der Gerechtigkeit zu sprechen, wird mit dem Finger auf eine Person gezeigt, die dann zunächst einmal auf die Unterstellung antworten muss. Ein fieser rhetorischer Kniff, der nach meinem Dafürhalten davon zeugt, dass die Person, die Neid unterstellt, anmaßend wie auch herablassend ist. 

               
               
                  
                     Nichts geht über und ohne die Wirtschaft

                  
                  Die mit Abstand am häufigsten angeführte Erzählung der Wirtschaftselite dreht sich – es verwundert kaum – um die Wirtschaft. Sie dürfe bloß keinen Schaden nehmen und durch Steuern belastet werden (selbst nach Meinung der Wirtschaftsbosse, die sich generell für eine Stärkung der Erbschaftsteuer aussprechen). Es ist das vielleicht meistverbreitete und mächtigste Narrativ in der gesamten Steuerdebatte: Steuern seien schlecht für die Wirtschaft und Unternehmen. Wenn die Steuern für Reiche und Unternehmen gesenkt würden, würde die Wirtschaft angekurbelt und neue Arbeitsplätze würden entstehen. Die Rede ist vom sogenannten Trickle-Down-Effekt. Eine Untersuchung von 18 OECD-Ländern über 50 Jahre hat sich diese Annahme ganz genau angesehen und festgestellt: Der Effekt von Steuersenkungen auf die Wirtschaftsleistung war «nicht von null zu unterscheiden»; Arbeitsplätze wurden keine geschaffen. Der einzige lang anhaltende Effekt der Steuersenkungen: Die Ungleichheit ist konstant gestiegen.[437] Um die Forschungsergebnisse in aller Klarheit zusammenzufassen: Der Trickle-Down-Effekt ist Bullshit.

                  [image: Eine Champagnerglas-Pyramide zeigt einmal den Trickle-down-Effekt, so wie er angenommen wurde – der Champagner fließt von den oberen Gläsern in die unteren –, und einmal die tatsächliche Wohlstandsentwicklung – der Champagner verbleibt im oberen Glas, die unteren bleiben leer.]
                     21 Der Trickle-Down-Effekt existiert nicht. Er ist ein Mythos.


                  

                  Was dabei häufig aus dem Blick gerät: Dass die Ungleichheit immer weiter wächst, schadet der Wirtschaft ebenfalls. Wirtschaft, Gesellschaft, Umwelt, Demokratien – sie alle leiden darunter, wenn die Kluft wächst. Dies ist weitestgehend wissenschaftlicher Konsens sowie jener der Staatengemeinschaft, wie es im Nachhaltigkeitsziel der Vereinten Nationen Nr. 10 zum Ausdruck kommt. Um der Vermögensungleichheit die Stirn bieten zu können, brauchen wir wirkungsvolle Instrumente. Und eines der wirkungsvollsten Instrumente im 20. Jahrhundert waren Steuern auf Vermögen. Ob das den Wirtschaftsakteuren gefällt oder nicht. Meines Erachtens wäre es fatal, sie ungenutzt zu lassen. Denn wie sähe die Alternative aus?

                  Wir können auch auf den Auftritt der vier apokalyptischen Reiter warten: auch Weltkriege, Revolutionen, Pandemien und der Kollaps von Staaten führten zu egalitäreren Gesellschaften.[438] Wie etwa Walter Scheidel und Branko Milanovic meinen, war eine extreme Ungleichheit auch immer zugleich die Voraussetzung für ihre eigene Reduzierung.[439] Wenn Ungleichheit ungebremst wuchs, brachte dies das (gesellschaftliche) Fass irgendwann zum Überlaufen. Und ja, auch dann würde die Ungleichheit reduziert werden. Aber kann das wünschenswert sein? Können wir nicht aus unseren Fehlern lernen? «Wer seine Geschichte nicht kennt, ist verdammt, sie zu wiederholen», wie einst der Philosoph George Santayana anmerkte. Wenn wir nicht aus unseren Fehlern der Vergangenheit lernen, verkommen Gegenwart und Zukunft zu einer Farce. Doch anders als noch vor einigen Jahrzehnten können wir uns in unseren Debatten um die bestmöglichen Instrumente auf wissenschaftliche Arbeiten berufen. Die OECD hat gezeigt, dass Erbschaften ohne hohe und progressive Steuern dazu führen würden, dass die Vermögen von wenigen exponentiell wachsen.[440] Dass exponentielles Wachstum nicht wünschenswert ist, haben wir spätestens mit der Corona-Pandemie in der Breite der Gesellschaft verinnerlicht.

                  In aller Regel werden seitens der deutschen Wirtschaftselite drei Erzählungen gegen eine Stärkung der Erbschaftsteuer ins Feld geführt: die Ungerechtigkeit der Doppelbesteuerung, die Gefahr vom Verlust der Arbeitsplätze und die naive Vernichtung von Betriebsvermögen.[441] Mit der Doppelbesteuerung haben so manche ein Problem, weil sie ungerecht bis «pervers» sei. Diese Erzählung ist von familiären Gefühlen geprägt und von der Vorstellung, dass Vermögen über den Tod hinaus quasi im selben Besitz bleibt, bei der engsten Familie. Doch rein rechtlich betrachtet ist diese Erzählung völliger Humbug. Denn die Steuer fällt, anders als etwa in den USA,[69] nicht auf denjenigen, der vererbt, sondern auf die Erbin. Und auf dieses «unverdiente Einkommen» (John Stuart Mill), für das die Erbin nicht gearbeitet hat, hat sie selbst auch noch keinen Cent Steuern gezahlt. Es handelt sich also de facto nicht um eine Doppelbesteuerung. Generell ist es sowieso Unfug, Doppelbesteuerung als Teufel an die Wand zu malen, denn wenn Geld den Besitzer wechselt, wird es auch erneut versteuert. Im Alltag ist das ganz normal, etwa beim Bäcker: Wer sich ein Brötchen kauft, zahlt darauf Mehrwertsteuer. Auf das Geld, was man zum Zahlen benutzt, hat man bereits Einkommensteuer gezahlt. Der Bäcker zahlt von dem Geld, das er bekommt, am Ende natürlich auch wieder Steuern. Nicht anders verhält es sich mit Erbschaften und Schenkungen. Ja, der Erblasser zahlte bereits Steuern. Doch die Erbin eben nicht. Und dennoch zahlen Erben effektiv sehr viel weniger Steuern auf ihr unverdientes Einkommen, als jemand, der für seine Brötchen seiner Arbeit nachgeht. Wenn wir logisch und konsequent den Einwand der Doppelbesteuerung zu Ende denken, müssten wir eigentlich über die Abschaffung der Mehrwertsteuer reden, die sich im Alltag durch unser aller Portemonnaies frisst. Doch über diese tägliche Form der Doppelbesteuerung (die ärmere Menschen härter trifft als reichere) regte sich niemand auf. (Wobei prinzipiell auch nichts falsch an einer Doppelbesteuerung ist.)

                  Der zweite Aspekt betrifft die Arbeitsplätze. Schon bei der vorletzten Reform der Erbschaftsteuer ging der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesfinanzministerium der Frage nach, ob die Erbschaftsteuer Arbeitsplätze gefährden würde. Das Ergebnis lässt wenig Raum für Interpretation. Der Wissenschaftliche Beirat kommt zu dem Schluss, dass «[e]ine ernsthafte Gefährdung der Existenz von Unternehmen und Arbeitsplätzen durch die Erbschaftsteuer in der Vergangenheit … empirisch nicht bestätigt wird».[442] Das Gegenteil sei vielmehr der Fall: «Statt Arbeitsplätze zu erhalten, kann die praktizierte Begünstigung sogar zum Verlust von Arbeitsplätzen führen.»[443] Erben sind nun einmal nicht unbedingt die besseren Manager. Wenn diese dennoch wegen steuerlicher Überlegungen eine führende Position einnehmen würden, könnte das dem Unternehmen sogar mehr schaden und am Ende Arbeitsplätze gefährden. Damit ist der Wissenschaftliche Beirat in seiner Einschätzung nicht allein. Die OECD hat sich in einem ausführlichen Bericht 17 Studien aus dem OECD-Raum angesehen, die genau diese Erzählung über die Arbeitsplätze unter die Lupe nahmen. Ihr Ergebnis: «Die Steuererleichterungen [für Erben von Betriebsvermögen] sind nicht immer zielgerichtet, kommen in erster Linie den Wohlhabenden zugute und sind mitunter unnötig großzügig.»[444]

                  Sie kommen den Wohlhabenden zugute? Ja, richtig. Und hier kommen wir nun zur dritten Erzählung, die von der Wirtschaftselite besonders häufig angeführt wurde: dass nämlich Betriebsvermögen privilegiert behandelt werden sollte. Betriebsvermögen ist ein steuerrechtlicher Begriff und steht für eine bestimmte Form von Vermögen. Es umfasst alle finanziellen Mittel, alle Gegenstände und Patente, die für wirtschaftliche Zwecke eines Unternehmens genutzt werden. Für die meisten Deutschen setzt sich das Vermögen aus Alltagsgegenständen, dem Ersparten, dem Auto, der eigenen Wohnung oder dem Haus zusammen. Doch je reicher jemand ist, desto höher ist der Anteil von Betriebsvermögen am Gesamtvermögen. Entsprechend ist es auch nicht gleichmäßig in der Bevölkerung verteilt: Über 86 Prozent aller Betriebsvermögen sind in den Händen der reichsten 1,5 Prozent, also der Millionäre und Milliardäre in Deutschland.[445] Das bedeutet im logischen Umkehrschluss: Wann immer Betriebsvermögen eine Sonderbehandlung erhalten, erhalten die reichsten Firmenerben eine Sonderbehandlung.

                  [image: Ein Schaubild zeigt die Verteilung von Privatvermögen in Deutschland. Das reichste 1 % der Deutschen besitzt 35,3 % des Vermögens, die unteren 90 % kommen zusammen nur auf 33 %.]
                     22 Die Ungleichheit von Vermögen in Deutschland ist extrem.


                  

                  [image: Ein Schaubild stellt die gesellschaftliche Verteilung von Betriebsvermögen dar. Die reichsten 1,5 % der Deutschen besitzen 86,6 %, die unteren 90 % kommen zusammen nur auf 5,5 %.]
                     23 Die Ungleichheit von Betriebsvermögen ist nochmals extremer: Die reichsten 1,5 Prozent besitzen mehr als 86 Prozent.


                  

                  Diese Privilegien bestanden nicht schon immer. Sie waren Teil der neoliberalen Steuerreformen seit den 1990er-Jahren. Seitdem wurden immer mehr Paragrafen in das Gesetz eingebaut, die vor allem den reichsten Erben der größten Betriebsvermögen zugutekamen. Allein zwischen 2009 und 2020 wurden aufgrund der neuen Privilegien mindestens 429 Milliarden Euro Unternehmensvermögen steuerfrei vererbt oder verschenkt. Es kommt aber noch dicker. Die Sonderbehandlungen haben einen weiteren Effekt: Sie bevorteilen Männer aus Westdeutschland. Denn Männer profitieren sehr viel stärker von den Steuersubventionen; Frauen erhielten nur 32 Prozent der größten Übertragungen von mindestens 250 Millionen Euro; und obwohl über 15 Prozent aller Deutschen im Osten leben, gingen nur 1,7 Prozent aller steuerbefreiten Unternehmensvermögen an Menschen in Ostdeutschland.[446]

                  Das Netzwerk Steuergerechtigkeit hat berechnet, dass 12 Prozent aller steuerfreien Unternehmensübertragungen an Kinder unter 14 Jahren gingen. In 40 Fällen wurden Vermögen von insgesamt 33,3 Milliarden Euro und mindestens je 250 Millionen Euro an Kinder übertragen.[447] Es ist offensichtlich, dass sich diese rich kids nicht in den Firmen engagieren und Arbeitsplätze erhalten. Generell gilt, dass Erben großer Betriebsvermögen oftmals gar nicht in leitenden, verantwortungsvollen Positionen besagter Betriebe sind. Im Schnitt werden tatsächlich nur zwei von fünf der größten Familienunternehmen von Familienmitgliedern geleitet.[448] Und nun der Clou: Die Erbschaftsteuer wird nicht von Betrieben beglichen, sondern von den Erben der Betriebsvermögen. Diese Tatsache findet in Debatten um die Besteuerung von Betriebsvermögen aber meist keine Erwähnung. Doch selbst wenn Erben – wie in der Großzahl der Fälle – nicht im operativen Geschäft tätig sind und somit keinerlei Verantwortung gegenüber dem Betrieb und der Belegschaft tragen, müssen sie in aller Regel keine Erbschaftsteuer zahlen.

                  Unterm Strich führen die Sonderbehandlungen reicher Erben dazu, dass die Erbschaftsteuer ab 10 Millionen Euro nicht wie beabsichtigt progressiv wirkt, sondern in ihrer Wirkung regressiv ist. Es gilt also ähnlich dem Matthäus-Prinzip aus der Bibel: Wer hat, dem wird weniger genommen. Solche Steuerbefreiungen, wie sie durch die letzten Reformen eingeführt wurden, gelten nach deutschem Recht im Übrigen als indirekte Subvention.

                  Seit 2009 haben uns die Privilegien für die Überreichen bereits mehr als 84 Milliarden Euro gekostet.[449] Lassen Sie sich diese Zahl einmal auf der Zunge zergehen. Sie können diesen Betrag gerne nachsehen. Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat eine Erbschaftsteueruhr aufgesetzt, die laufend angibt, wie hoch die Steuerprivilegien für Überreiche sind. Und diese Erbschaftsteueruhr tickt. Rasend schnell. All die Steuern, die eigentlich fällig würden, aber für Erben von millionen- und milliardenhohen Betriebsvermögen erlassen werden, werden von dieser Uhr abgebildet.

                  Laut dem Subventionsbericht der Bundesregierung ist diese Summe die größte aller Steuersubventionen überhaupt. Ja, der größte aller Subventionsposten ist den Reichsten der Reichsten vorbehalten. Nicht etwa Kindern in Armut. Nicht baufälligen Schulen. Auch nicht den Bauern, damit sie weiterhin in Deutschland Landwirtschaft betreiben können. Nein. Die größte aller Subventionen geht an die reichsten Erben gigantischer Betriebsvermögen. Dabei erfuhren Erben von Betriebsvermögen bis 1996 keinerlei Sonderbehandlungen. Und doch erlebte die Bundesrepublik ein wahres Wirtschaftswunder.

                  [image: Die Erbschaftsteueruhr zeigt 84316900408 Euro an.]
                     24 Die Summe, die uns die Privilegien der Überreichen bei der Erbschaftsteuer seit 2009 kosten, ist ungeheuerlich. Jeden Tag werden es Millionen Euro mehr. (Stand: 02.12.2024)


                  

                  Dass es aktuell auch anders gehen kann, zeigt der Fall des verstorbenen Samsung-Chefs Lee Kun-hee. Am 28. April 2021 wurde bekannt, dass seine Familie nach seinem Tod 50 Prozent Erbschaftsteuer würde zahlen müssen. Anders als in Deutschland werden Betriebsvermögen in Südkorea nicht privilegiert behandelt. Insgesamt wird die Familie über fünf Jahre hinweg 8,9 Milliarden Euro zahlen, nach eigener Aussage somit ihrer «Bürgerpflicht und Verantwortung» nachkommen, sowie weitere 750 Millionen Euro spenden.

                  An dieser Stelle würde ich gerne einen Recherchefund teilen, der das Kapitel abrundet. In einem Interview mit der Welt sprachen der Idealo-Chef Albrecht von Sonntag und Frosta-Gründer Dirk Ahlers sich für eine Stärkung der Erbschaftsteuer aus – und das ganz offensichtlich zur Überraschung des Journalisten: 

                  
                     Von Sonntag: «Ich würde so massiv an die Erbschaftsteuer rangehen, wie es nur geht. Ich finde nicht, dass irgendeiner kraft Geburt ein Einkommen ohne Leistung haben muss, das höher ist als das der Bundeskanzlerin.»

                     Ahlers: «Auch nach meinem Verständnis könnte die Erbschaftsteuer erhöht werden. Am ungerechtesten und absurdesten finde ich diese Verschonungsregel, für die ich mich als Unternehmer wirklich schäme.»

                     WELT: «Sie halten also wenig von der Argumentation der Familienunternehmerverbände, wonach eine höhere Erbschaftsteuer die deutsche Wirtschaftsstruktur mit den vielen mittelständischen Firmen beschädigt?»

                     Ahlers: «Wer so argumentiert, lügt. Die Verschonungsregel gibt es seit 2009. Wenn die Familienunternehmer mit ihren Horrorszenarien recht hätten, dann hätten wir doch schon immer am Rande des Untergangs leben müssen. Doch das Gegenteil ist der Fall. Denn was macht ein vernünftiger Unternehmer? Er legt einen Teil seiner Erträge für die Erbschaftsteuer zurück, wie es auch mein Vater getan hat und wie auch ich es getan habe. Die Familienunternehmer tun so, als würden sie von dieser Steuer überrascht und müssten deshalb die Firma verkaufen. Wenn ich heut tot umfalle, passiert bei der Frosta AG aber auch ohne Verschonungsregel rein gar nichts. Da würden keine Arbeitsplätze gefährdet, keine Investitionen gestrichen. Ich bin richtig böse, wenn ich so etwas höre.»

                     WELT: «Sie meinen, die Familienunternehmer ziehen uns über den Tisch?»

                     Ahlers: «Ja. Das einzige Kompliment, das ich denen machen muss: Sie sind supergute Lobbyisten. Sie haben sogar grandios die Gewerkschaften und die SPD davon überzeugt.»[450]

                  

               
            
               
                  19. (Kleiner) Vorschlag für eine gerechte Erbschaftsteuer

               
               Die Sonderbehandlung der reichsten Erben Deutschlands, all derjenigen, die Betriebsvermögen erhalten, muss abgeschafft werden. Sie ist nicht nur absolut unnötig, sie ist zudem verfassungswidrig, ungerecht und vergrößert die ohnehin groteske Vermögensungleichheit. Einer der größten Kritikpunkte, die die Erbschaftsteuer sowohl in der Politik als auch von der Wirtschaftselite erfahren hat, ist ihre komplizierte, löchrige Ausgestaltung, die jegliche Versuche einer Erhöhung verunmöglicht. Würde man nur die seit den 1990er-Jahren hinzugefügten Paragrafen wieder streichen – viele Schlupflöcher wären damit gestopft.

               Oder man könnte an das gesamte Konstrukt ran und die Erbschaft- und Schenkungsteuer radikal vereinfachen: Wenn man Steuervermeidungen jeglicher Art unterbinden möchte, ein progressives System zur Reduzierung der Ungleichheit umsetzen und Erbschaften als das behandeln will, was sie wirklich sind – ein unverdientes, neues Einkommen: Warum sollten Erbschaften und Schenkungen dann nicht wie Einkommen behandelt werden? Je einfacher eine Steuer gestrickt ist, desto weniger Schlupflöcher entstehen. Diese Idee wurde schon mehrfach ins Spiel gebracht, unter anderem von John Stuart Mill, dem britischen Ökonomen Nicolas Kaldor und Anthony Atkinson.

               Nicolas Kaldor schlug vor, dass man Erbschaften und Schenkungen wie den Gewinn aus Kapital besteuern sollte (was bis zu Peer Steinbrücks Reformen 2009 auch in Deutschland wie Einkommen versteuert wurde), und zwar nach dem Wert, den das Kapital zu diesem Zeitpunkt hatte.[451] Nach Kaldor sollten die verschiedenen Klassen aufgelöst und alle Erben – unabhängig vom Verwandtschaftsgrad – gleich hoch besteuert werden. Zudem sollte nicht das geerbte oder geschenkte Vermögen als Bemessungsgrundlage herangezogen werden, sondern das Gesamtvermögen des Empfängers. Anthony Atkinson (der im Übrigen ein Schüler Kaldors war) schlägt in dieselbe Kerbe: Man könnte «die Erbschaftsteuer in eine lebenslange Steuer auf Kapitalzugänge umwandel[n]», oder man schafft diese ab und behandelt Erbschaften unter der persönlichen Einkommensteuer.[452]

               Alles über den Freibeträgen würde dann – ganz unkompliziert – so besteuert werden wie Einkommen auch. So würde unverdientes Einkommen in Fragen der Besteuerung endlich auf die Stufe mit selbst erarbeitetem Einkommen gestellt werden. Allerdings müsste die Einkommensteuer selbst auch reformiert werden. Wenn wir Steuersätze hätten wie zu Kohls Zeiten – mit einem Spitzensteuersatz von 56 Prozent und ohne Flat Tax für Kapitaleinkommen –, wäre schon viel gewonnen. 

               Apropos Freibeträge: Die Zehnjahresfrist bei Schenkungen muss komplett gestrichen werden. Die aktuelle Ausgestaltung ist geradezu eine Einladung, die Erbschaft- und Schenkungsteuer zu umgehen, die natürlich nur von denjenigen genutzt werden kann, die extrem hohe Vermögen weiterzureichen haben. Rein rechnerisch können Kinder auf diese Weise alle zehn Jahre 800000 Euro erhalten. Bis zum 50. Geburtstag wären das 4,8 Millionen Euro – ohne dass das Kind auch nur einen Cent Steuern zahlen muss. Alternativ könnte man einen einmaligen Freibetrag einführen: Jeder und jede könnte im Laufe des Lebens 1 Million Euro steuerfrei erhalten, eine Zahl, die sich leicht kommunizieren ließe und in ihrer Höhe in weiten Teilen der Gesellschaft sicher als gerecht und hoch genug empfunden werden würde. So könnte man vielen die Sorge nehmen, überhaupt betroffen zu sein, zumal die eigenen vier Wände, das eigene Zuhause, von der Steuer befreit bliebe (wie es bereits seit 2009 der Fall ist).

               Egal für welche Form der Besteuerung man sich entscheidet, das Wichtigste ist die progressive Ausgestaltung. Es stimmt, dass man durch eine lineare Gestaltung (sprich einem einheitlichen Steuersatz auf alle Beträge) die gleichen oder sogar höhere Einnahmen durch die Erbschaftsteuer erzielen könnte (je nachdem wie hoch der Satz angelegt würde). Doch Einnahmen allein sind bei der Ausgestaltung von Steuern nicht entscheidend: Gerechtigkeitsaspekte, die extrem ungleiche Verteilung von Erbschaften und die potenzielle Wirkung auf die Entwicklung der Ungleichheit dürfen nicht vergessen werden.

               Würden wir einen einheitlichen Satz bei Erbschaften anlegen, würde die Schere immer weiter wachsen. Niemand zweifelt daran. Nicht ohne Grund ist die Einkommensteuer progressiv gestaltet. Nicht ohne Grund beharrt das World Inequality Lab auf einer progressiven Vermögensbesteuerung. Unser modernes Steuersystem zeichnet sich durch eine progressive Gestaltung aus: Starke Schultern stemmen mehr. Große Erben profitieren stärker, entsprechend ist es gerecht, wenn sie höhere Steuern zahlen. 

               Würden wir die Erbschaftsteuer mit einer Flat Tax, einem einheitlichen Satz auf alle Summen versehen, würden Erben von kleineren Erbschaften mehr, Erben von Millionen- und Milliardenbeträgen weniger zahlen, als sie gemäß der jetzigen Steuersätze eigentlich zahlen sollten (und bis zu den neoliberalen Steuerreformen auch zahlten). Wenn man beispielsweise den einheitlichen Satz von 25 Prozent nehmen würde, würde man alle nahen Verwandten wie Partner und Kinder schlechter stellen, die weniger als 13 Millionen Euro (über dem Freibetrag) erhalten. Für alle, die größere Summen kriegen – und wir haben diese Überreichen in Deutschland durchaus, die dann eigentlich 30 oder gar 50 Prozent zahlen müssten – würde der Steuersatz heruntergesetzt werden. 

               Achim Truger gibt zu bedenken, dass eine lineare Ausgestaltung der Anfang vom Ende der Erbschaftsteuer wäre, da die ohnehin schon recht unbeliebte Steuer so auch noch ihren Gerechtigkeitscharakter einbüßen würde. 

               Worauf es hingegen zu achten gilt, sind mögliche Szenarien, sollte die Erbschaftsteuer einmal nicht direkt bezahlt werden können. Wenn die Forderungen der Steuerbehörde so hoch sind, dass Unternehmen straucheln könnten, braucht es die Möglichkeit, die Steuer zu stunden. Schon heute kann die Erbschaftsteuer auf zehn Jahre gestreckt werden; es wäre ein Leichtes, das Zeitfenster weiter aufzuspannen und auf 15 Jahre zu gehen. Eine weitere Möglichkeit bestünde darin, den Staat als stillen Teilhaber reinzulassen, also ohne Entscheidungsbefugnisse. Er wäre lediglich laufend am Gewinn beteiligt, bis die Steuer abbezahlt ist. So würde auch die sogenannte Substanz des Unternehmens keinen Schaden nehmen.

               Zusätzlich halte ich es für sinnvoll und vielversprechend, eine Debatte darüber zu führen, wie viel Vermögen überhaupt von einer Generation an die nächste gehen soll, sprich, ob es eine Deckelung des Erbes braucht. Worüber es sich ebenfalls zu diskutieren lohnt, wäre die Einführung einer Nachlasssteuer auf das gesamte Vermögen, wie wir sie zu Zeiten Erzbergers hatten und wie die USA sie praktizieren. Eine Nachlasssteuer bietet den gigantischen Vorteil, dass durch sie überhaupt erst bekannt würde, wie groß die Erbschaftssumme tatsächlich ist. Vereinfacht ausgedrückt würde der gesamte Nachlass erfasst und entsprechend besteuert werden. Eine mögliche Nachlasssteuer sollte – das sollte nun nicht überraschen – unbedingt progressiv angelegt sein. Wenn die Vermögensungleichheit im Land gering ist, könnte sie nach spanischem Vorbild zwischen 1,7 und 3,5 Prozent betragen. Wenn die Ungleichheit hoch ist, sollten die Steuersätze höhergeschraubt werden.

               Das sind Ideen, die ich für sinnvoll halte. Doch ich bin davon überzeugt, dass ein Bürgerrat die beste Möglichkeit wäre, um die Fragen der Ausgestaltung auszuloten. Möge ein Abbild der Gesellschaft – und nicht die Lobby des großen Geldes – an Einfluss gewinnen und gemeinsam überlegen, was für unsere Demokratie das Beste wäre.
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                  20. Im Zeichen der Versöhnung

               
               Während überreiche Dynastien Macht und Vermögen unvermindert an die nächste Generation weiterreichen, können gleichzeitig die meisten Eltern ihre Kinder nicht mit nennenswerten Beträgen unterstützen. Die Frage ist nun: Wie gehen wir mit der extrem ungleich verteilten und gigantischen Summe von 400 Milliarden Euro um, die Jahr um Jahr vererbt und verschenkt wird? Wenn wir an den Anfang des Buches denken, an die Feststellung, dass extreme Ungleichheit ein extremes Problem ist, würden wir im Zeichen von weniger Ungleichheit alle schlechter stellen wollen und alles einkassieren? Oder wollen wir uns etwas anderes überlegen; etwas, das die unteren 70 Prozent der Bevölkerung, die keine nennenswerten Erbschaften erhalten, besserstellt?

               Ich persönlich plädiere nicht dafür, dass man den eigenen Kindern nichts vererben können sollte. Diese Idee gibt es durchaus. Doch nach meinem Dafürhalten – und das ist eine persönliche, normative Positionierung – sollte bei Fragen der Erbschaft nicht aus den Augen verloren werden, dass es auch um den Erblasser, um dessen Familiensinn, Rechte und Freiheiten geht. Auf diesen Aspekt verwies John Locke bereits vor der Industriellen Revolution: Rein theoretisch könnte jede Person, bevor sie verstirbt, das gesamte Vermögen (sofern es eines gibt) einfach verprassen. Doch wenn der Erblasser das nicht tut, um seiner Familie etwas vererben zu können, dann sollte er darüber auch frei verfügen dürfen. Es ist ein nachvollziehbares Bedürfnis, dass man die eigenen Sprösslinge nicht mit leeren Taschen zurücklassen möchte. Doch Locke, das darf man nicht vergessen, war ein Kind seiner Zeit – noch ehe die Vermögenskonzentration stark zunahm. Es verwundert daher nicht, dass Fragen nach der Vermögensungleichheit nicht weiter von ihm behandelt wurden.[453]

               In Anbetracht der Rolle von Erbschaften für die extreme und wachsende Vermögensungleichheit werden aber genau diese Fragen immer drängender: Ab welchem Betrag ist das Erbe so groß, dass es den Kindern reicher Eltern ungerechte Vorteile gegenüber Kindern ärmerer Familien verschafft? Ab wann sind Erbschaften und Vermögen so gigantisch, dass sie eine Gefahr für den Fortbestand der liberalen Demokratie und das Klima darstellen? Um diese Frage zu beantworten, ist es wichtig zu verstehen, dass Vermögen sehr viel mehr als nur Geld ist. Vermögen kann verschiedene Funktionen erfüllen.[454] Vermögen kann für größere Anschaffungen genutzt werden oder als Puffer und Sicherheitsnetz dienen. Es kann aber auch in Form der eigenen vier Wände ein Zuhause bedeuten (und dass man keine Miete, sondern über Jahre einen Kredit abbezahlt).

               Wenn wir von Erbschaften und Schenkungen sprechen, die sich in diesem Rahmen bewegen, sind wir im Bereich eines Vermögens, das einem eine «komfortable Unabhängigkeit» bietet. Bis zu dieser Grenze, so überlegte zur Mitte des 19. Jahrhunderts der liberale Denker John Stuart Mill, sollte «jeder über sein gesamtes Vermögen nach seinem Willen verfügen können».[455] Doch darüber sei Schluss, ein Maximum erreicht. Heutzutage gibt es kein Maximum und keinen Deckel, der bei Erbschaften obendrauf gesetzt wird. Vielmehr gelten bis zu diesem Betrag aktuell die Freibeträge. Wo bei Mill die absolute Grenze erreicht war, beginnen in Deutschland die Erbschaftsteuern überhaupt erst (für Partner und Kinder sind es momentan 7 Prozent). Von einer gesellschaftlichen Debatte über eine Deckelung von Erbschaften und Schenkungen sind wir weit entfernt. Nur wenige, darunter die Ökonomin und Philosophin Ingrid Robeyns, fordern prominent, dass Erbschaften und Schenkungen begrenzt sein sollten. Robeyns bringt 200000 Euro oder den mittleren Marktwert eines Hauses ins Spiel. «Der Rest würde an die Finanzbehörde fließen und allen zugutekommen.»[456]

               Diese Höhe bzw. Idee deckt sich mit den Funktionen von Vermögen, die für alle in der Gesellschaft förderlich sind. Neben den Funktionen des Puffers und des Eigenheims (also das, was nach Mill vererbt werden könnte) kommt als dritte Funktion des Vermögens die Quelle passiven Einkommens hinzu. Und wenn ein Vermögen wirklich hoch ist, lässt sich das Vermögen viertens auch in politischen Einfluss ummünzen. Vermögen bedeutet ab einer gewissen Höhe Macht. Spätestens hier wird es gesellschaftlich kritisch. Ich vertrete die Position, dass Einzelpersonen oder Familiendynastien nicht so viel Vermögen und Macht haben sollten, dass unsere Demokratie und das Klima dadurch gefährdet werden. Die Freiheit überreicher Individuen, darüber zu befinden, was mit ihren Vermögen (auch nach ihrem Tode) geschieht, darf nicht unser aller Gesellschaftsvertrag, unsere Demokratie, aus den Angeln heben und unsere Umwelt verfeuern.

               Um hier reinen Wein einzuschenken: Ich zeige hier (fast) keine neuen Argumente auf. Diese Debatte um die Widersprüche innerhalb liberalen Denkens ist so alt wie das liberale Denken selbst. Jede Position zur Erbschaftsteuer hat ihre eigenen, berühmten Vertreter. Jede These ihre Antithese. Wer sich eingehend historisch mit der Debatte um die Erbschaftsteuer auseinandersetzt, wird schnell feststellen: Die Erzählungen bleiben dieselben. Die Geschichte der Erbschaftsteuer fühlt sich wahrlich an wie ein Theater, ein Pingpong der Pro- und Kontra-Seite. Und je nachdem, welches Paradigma, welches Theaterstück gerade aufgeführt wird, kippt die Debatte in die eine oder andere Richtung. Im Zeichen des Neoliberalismus nimmt ganz klar das Lager der Kritiker der Erbschaftsteuer die Bühne ein. Steuern seien schließlich schlecht fürs Geschäft und Ungleichheit nicht weiter problematisch. Doch in jüngster Zeit scheinen sich die Gewichte wieder zu verlagern. Mehr noch: In den neueren Debatten hat etwas die Bühne betreten, das es in der Form bislang noch nicht gab. Erstmals wird die Frage von Demokratie und Ungleichheit mit der Frage nach Umwelt und Klima verknüpft.

               Fassen wir noch einmal zusammen: Wenn auch stark verkürzt, lautet die Position der einen Seite, dass Vermögen Ausdruck der Leistung des Erblassers ist. Die Eigentümer haben einen Anspruch darauf, über ihr Eigentum selbst zu verfügen. Das ist die Belohnung für ihren Fleiß und dafür, dass sie das Vermögen nicht einfach verprassen. Seinen Kindern und Geliebten nach dem Tod sein Vermögen zu vermachen, sei ein tiefes, familiäres Bedürfnis und schmiede ein Band zwischen den Mitgliedern der Familie. Selbst wenn man diesen Aussagen nicht zustimmen sollte: Die Vertreterinnen dieser Position haben es trotz Kriegen und Revolutionen geschafft, dass es zu keinem Zeitpunkt in liberalen Demokratien dazu kam, Erben und Schenkungen absolut zu besteuern. Selbst in Zeiten der größten Umwälzungen und Brüche wurde das Konzept des (zumindest zum Teil steuerfreien) Erbes niemals gänzlich abgeschafft. Das Höchste der Gefühle war Erzbergers Reform von 1919 mit 90 Prozent auf Erbschaften und Schenkungen von umgerechnet über 100000 Euro.

               Die Antithese zu dieser Position lautet, dass Vermögen nicht nur Ausdruck der eigenen Leistung, sondern auch Ausdruck von Privilegien und gesellschaftlichen, historisch erwachsenen Strukturen ist. Strukturelle Ungleichheiten, Diskriminierungen, das Geschlecht, Flucht- und Migrationsgeschichten, Ost- und Westbiografien in Deutschland, die Frage der Geburt im Globalen Norden oder Süden – sie alle drücken sich in der extrem ungleichen Verteilung von Vermögen über Generationen hinweg aus. Vermögen werden innerhalb und von der Gesellschaft – sogar weit darüber hinaus in der Weltengemeinschaft – insgesamt erarbeitet. Es ist daher ungerecht, dass dennoch nur ein kleiner Teil der Bevölkerung nennenswerte Erbschaften erhält, Vermögen so an der Spitze konzentriert bleibt und nur wenige in den Genuss der Arbeit von vielen kommen.

               Beide Positionen, die These und die Antithese, haben ihre Vertreter und ihre Berechtigung. Wie kriegen wir also hier die Brücke geschlagen, wenn wir das Recht des Erblassers auf die Verfügung seines Eigentums anerkennen, zugleich jedoch eine groteske und ungerechte Vermögensungleichheit attestieren und die Demokratie bewahren wollen? Dann würde ich anregen, dass wir es mit der Synthese versuchen, die uns führende Ökonominnen anbieten.

            
               
                  21. Wunderwaffe gegen die Ungleichheit

               
               
                  
                     Die ärmere Hälfte würde erstmals bedacht

                  
                  Die Erbschaftsteuer zu reformieren, ist elementar. Doch das alleine reicht nicht. Ich kann nicht oft genug betonen, wie wichtig es ist, das große Ganze in den Blick zu nehmen. Es genügt nicht, im Theaterstück einige neue Passagen einzufügen, ein, zwei Gesetze umzuschreiben, während der Rest des Stückes fortbesteht. Es genügt nicht, nur von oben rückzuverteilen und das exponentielle Wachstum von Überreichtum einzuhegen. Wir müssen uns auch bewusst machen, dass wir Ungleichheit nur dann wirklich reduzieren können, wenn wir die ärmere Hälfte der Bevölkerung ermächtigen. Die Vermögensungleichheit ist zur Mitte des 20. Jahrhunderts stark gesunken, daran besteht kein Zweifel. Das zeigen uns alle Daten, für Deutschland wie für andere vergleichbare Staaten. Doch diese Reduzierung ging auf das Konto der oberen Mittelschicht. Die reichsten 10 Prozent büßten im Vergleich zu den nächsten 40 Prozent ein. Doch die ärmere Hälfte blieb, wo sie war: auf leerem, verlorenem Posten.

                  Im Verlauf des letzten Jahrhunderts wurde sehr vieles erreicht (und zum Ende im Zuge des Neoliberalismus leider wieder eingebüßt). Doch bei all den positiven Entwicklungen, dem Triumph der Demokratie, dem Ausbau des Wohlfahrtsstaates, starken Gewerkschaften und der Einführung eines progressiven Steuersystems; in Zeiten des Wirtschaftswunders und der Bildungsoffensive: Sie alle reichten nicht aus, um die ärmere Hälfte der Bevölkerung mit hochzuziehen.

                  [image: Die Vermögensverteilung wird anhand eines Säulendiagramms für Europa im Jahr 1913, Europa im Jahr 2020 und die USA im Jahr 2020 dargestellt.]
                     25 Die Vermögensverteilung hat lediglich in der reicheren Hälfte stattgefunden – sowohl in Europa (hier dem Durchschnitt aus Großbritannien, Frankreich, Schweden) als auch in den USA (Darstellung nach Piketty 2022, S. 167).


                  

                  Die ärmsten 50 Prozent hierzulande können sich darauf verlassen, dass sie im Notfall und bei Verlust des Jobs finanzielle Unterstützung vom Staat erhalten und Anspruch auf eine Rente haben. Das ist viel wert, keine Frage.[457] Doch unterm Strich haben sie Schulden oder besitzen fast nichts. Wenn wir uns vor Augen halten, dass Vermögen auch immer Macht und Ermächtigung bedeutet, so haben Millionen Menschen in Deutschland genau das nicht: Sie sind schlicht und einfach ohnmächtig.

                  Was die ärmere Hälfte von der reicheren unterscheidet, ist in aller Regel eins: die Immobilie, in der sie wohnen. Die wichtigste Form von Vermögen für das Gros der reicheren Hälfte Deutschlands besteht aus der Wohnung oder dem Haus, in dem sie leben. Während kurz nach dem Zweiten Weltkrieg (1950) nur etwa jede vierte Deutsche Eigentümerin war, lag die Quote in den 1980er-Jahren schon fast bei 40 Prozent, heute liegt sie bei knapp 42 Prozent.[458] Hier geht es um nichts Geringeres als die Gegenüberstellung von Mietern versus Hauseigentümern; die einen zahlen und zahlen, die anderen zahlen ab. Bei den reichsten Menschen kommen weitere Immobilien, die sie vermieten, und Betriebsvermögen hinzu. Doch die ärmere Hälfte hat weder das eine noch das andere, hat weder Wohnung noch Firmenanteile oder Aktien. Sie stehen, auch mehr als 100 Jahre nach Einführung der Demokratie, mit leeren Händen da.

                  Renommierte Wissenschaftlerinnen der Ungleichheitsforschung in Deutschland (wie auch in anderen, vergleichbaren Ländern) haben eine ganze Reihe von Werkzeugen unter die Lupe genommen und berechnet, welche politischen Maßnahmen welche Wirkungen mit Blick auf die Vermögensungleichheit erzielen können. Eine lag dabei ganz weit vorn. Als ich vor einigen Jahren erstmals auf diese Idee gestoßen bin, war ich selbst überrascht. Aber die Ergebnisse der Simulationen – der Berechnungen also, wie es sich auf die Reduktion der Ungleichheit auswirken würde, würde man dieses oder jenes in Angriff nehmen – kommen zum selben Ergebnis: Wir brauchen ein Grunderbe. Nach Darstellung führender Ökonomen scheint das Grunderbe geradezu eine Wunderwaffe zu sein. Doch in Politik und Gesellschaft gibt es kaum eine tiefgründige Auseinandersetzung darüber. Immer mal wieder wird es kurz thematisiert. Verkürzt. Und so schnell, wie es plötzlich auf der politischen Bühne aufgetaucht ist, verschwindet es auch wieder hinter dem Vorhang. So richtig betrachtet wird es in aller Regel nicht. Und wenn es denn einmal kurze Aufmerksamkeit erhält, wird es meist entweder nur aus der wirtschaftlichen oder der moralischen Perspektive betrachtet. Nicht aber in seiner Gesamtheit.

                  Dabei blickt das Grunderbe auf eine lange Geschichte zurück. Es dürfte ihm dabei nicht zum Vorteil gereicht haben, dass es in den letzten über 200 Jahren immer wieder in verschiedenen Gewändern auftrat: als Erbe, Erbteil oder Erbschaft für alle, als Startkapital, Existenzgründerdarlehen oder negative Kapitalsteuer, oder auch als Sozialerbe.[459] (Dem leichteren Verständnis und Wiedererkennungswert halber werde ich nachfolgend nur noch von Grunderbe sprechen.) Die verschiedenen Bezeichnungen lassen erkennen, dass unterschiedliche Schwerpunkte in der Ausgestaltung gesetzt und unterschiedliche Gründe genannt wurden, die für die Einführung sprechen. Doch ganz grundsätzlich ist mit Grunderbe gemeint, dass junge Menschen mit Erreichen der Volljährigkeit (oder kurz darauf) ein bestimmtes Vermögen erhalten würden.

                  Durch ein Grunderbe würde nicht nur die Vermögensungleichheit merklich sinken. Es sind auch Fragen der Gerechtigkeit, moralische Erwägungen, die dem Grunderbe Legitimität verleihen. Denn so viel sollte bereits klar geworden sein: Wenn es um politische Ideen geht, sollten sie nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht stichhaltig und sinnvoll sein, sondern allem voran demokratischen Gerechtigkeitsprinzipien entsprechen. Betrachten wir die Argumente für ein Grunderbe also der Reihe nach.

               
               
                  
                     Die Renaissance des Grunderbes

                  
                  
                     «[A]n sich spricht nichts gegen das Erben. … Würde jeder das gleiche Vermögen erben, wäre die Ausgangssituation gerechter. Ein Schritt in diese Richtung wäre, dass jeder ein [Grunderbe] erhielte.» – Anthony B. Atkinson[460]

                  

                  Wer sich mit der wirtschaftlichen Ungleichheit befasst, kommt an ihm nicht vorbei. Er ist der Pate der Ungleichheitsforschung: Sir Anthony B. Atkinson. Bereits Jahrzehnte, ehe es «in Mode» kam, sich mit Ungleichheit zu befassen, arbeitete sich Sir Tony an diesem Thema schon ab. Auch Thomas Piketty kennt ihn gut, der Franzose saß bei Atkinson auf der Lehrbank. Als der britische Ökonom im hohen Alter die Diagnose erhielt, dass er an Krebs erkrankt war, war dies für ihn kein Grund, sich zurückzuziehen und weniger zu arbeiten. Das genaue Gegenteil war der Fall. Atkinson setzte alles daran, ein weiteres Buch zu schreiben. Was er zu Papier brachte, wurde zu seinem vielleicht bedeutendsten Werk: Ungleichheit – Was wir dagegen tun können (2015).

                  Sein Buch erschien ein Jahr nach Das Kapital im 21. Jahrhundert von Piketty und wird häufig – auch weil die beiden Ökonomen viel und eng zusammenarbeiteten – in Verbindung mit diesem gesetzt. Während einige Atkinsons Werk als eine Fortsetzung begreifen, die Pikettys Erkenntnisse zu vertiefen sucht, sehen andere in ihm eine Unterstützung, die es sogar schafft, gewisse Zweifel auszuräumen.[461] John Lennon sang einst: «You say you want a revolution … We’d all love to see the plan»[70].[462] Ebendiesen konkreten Plan hat Atkinson in die Debatte über Ungleichheit eingebracht (wobei er gar keine Revolution im Sinn hatte). In seinem Buch beschreibt er anhand von 15 konkreten Werkzeugen und Berechnungen, wie man die Ungleichheit in Großbritannien wieder auf das Niveau zurückbringen könnte, ehe das Land unter der Eisernen Lady Thatcher um 1980 herum die Ungleichheitswende hinlegte. Dafür brauche es sowohl Maßnahmen auf der Seite der sogenannten Markteinkommen (vor Steuern und Transferleistungen) als auch konkrete Rückverteilungsmechanismen, also gerechtere Steuern und Transfers.

                  Jede seiner 15 Maßnahmen ist zielgenau und finanzierbar, ja sogar «aufkommensneutral», wie es im schönen Ökonomen-Jargon heißt. Die Welt könnte viel gerechter aussehen, und dabei würde es unterm Strich nicht einmal etwas kosten. All seine Vorschläge verdeutlichen jedoch auch, dass ein Werkzeug alleine nicht genügt, wenn das Ziel darin besteht, die Schere wieder zu schließen. «Bei der Umverteilung des Reichtums geht es ebenso sehr um die Förderung der kleinen Ersparnisse unten wie um die Begrenzung des Übermaßes oben.»[463] Atkinsons Vorschlag Nr. 6 lautet im Sinne des Aufbaus: Mit Erreichen der Volljährigkeit sollte jeder eine Kapitalausstattung, ein Grunderbe erhalten.

                  Bei Atkinson steht die Reduzierung der Ungleichheit im Vordergrund. Oder besser gesagt: Auch er erkennt an, dass die bisherigen Maßnahmen, alles das, was in den letzten 100 Jahren bereits erprobt und eingeführt wurde, einfach nicht genügte. Es braucht etwas sehr viel Größeres, Konkreteres. Es braucht das Grunderbe. Es war nicht das erste Mal, dass Atkinson diese Idee ins Feld führte. Bereits 1972 hatte er sich dafür ausgesprochen.[464] Damals stieß er auf taube Ohren. Ein halbes Jahrhundert später sieht das Ganze schon anders aus. Auch in Deutschland hat die Idee Anklang gefunden.

               
               
                  
                     Schlaghammer und Amboss

                  
                  Stefan Bach, einer der renommiertesten Steuerexperten Deutschlands, wollte es ganz genau wissen: Welches Werkzeug aus der Kiste müsste man in die Hand nehmen, um an den Stellschrauben der Ungleichheit am effektivsten zu drehen?[465] Sowohl Bach als auch andere Wissenschaftlerinnen haben bereits vielfach aufgezeigt, was alles seitens der Politik getan werden könnte, um die Schere bei Vermögen weiter zu schließen. Die Liste ist lang. Wenn es aber konkret darum geht, die hohe Vermögensungleichheit in Deutschland schnell und effektiv zu reduzieren, dann geht es nur durch Rückverteilung, «indem die besitzlose Hälfte ein Grunderbe zum Vermögensaufbau erhält, das über Steuern auf hohe Vermögen finanziert wird».[466]

                  Sehr viel klarer lässt es sich wohl kaum auf den Punkt bringen. Nach den Berechnungen von Bach sind Steuern auf Vermögen und Erbschaften das eine Instrumentarium, das etwas bewirken könnte. Doch sie alleine würden die Ungleichheit nur moderat senken. Zumindest – und das ist ein überaus wichtiger Aspekt – in der Form, wie sie aktuell in der Politik diskutiert werden. Wie wir gesehen haben, gibt es neben den Debatten, Vermögensteuern auf 1 oder 2 Prozent zu setzen, auch durchaus Vorschläge, sie höher zu schrauben. Die Ideen, die im World Inequality Report präsentiert wurden, hätten etwa einen starken Effekt auf die Vermögensungleichheit.[467] Wenn man diese Szenarien umsetzen würde, in denen Milliardäre nicht nur 1 oder 2, sondern 15, 50 oder sogar 90 Prozent zahlen würden, dann würden die Karten völlig neu gemischt. Das mag vielleicht radikal klingen. Doch was klingt «in Wahrheit»[71] radikaler? Die Idee von hohen und progressiven Steuern auf Multimillionäre und Milliardäre? Oder die Vorstellung, dass einzelne Familiendynastien mehr Vermögen besitzen als ganze Nationen, sie immer ungebremster Medien ein- und politischen Einfluss erkaufen und unsere Demokratie zur absoluten Farce verkommt? Bleibt man bei den diskutierten, «realpolitischen» Forderungen der Vermögensteuern von 1, 2 Prozent, würde sich in Fragen der Ungleichheit nicht viel tun.

                  Wenn es uns um einen spürbaren Effekt geht, dann reichen Steuern auf Vermögen einfach nicht aus. Selbst eine Vermögensabgabe von 30 Prozent zusätzlich zu einer niedrigen Vermögensteuer, wie Bach sie in seinen Untersuchungen simuliert, würde kaum etwas an den bestehenden Verhältnissen ändern. Zur Erinnerung: Die Vermögensabgabe von 1952 belief sich auf 50 Prozent. Weil aber die Vermögen nicht sofort zum Zeitpunkt der Einführung dieser Vermögensabgabe halbiert und in die Staatskassen gespült wurden, entsprach die Abgabe einer weiteren Vermögensteuer von 2 bis 3 Prozent.[468]

                  Wenn also damit gerechnet wird, dass die Vermögensteuer nur 1 bis 2 Prozent wäre und von einer Vermögensabgabe flankiert würde, die 30 Prozent beträgt und auch gestundet (also gestreckt) werden kann, dann ist es nur logisch, dass die Vermögensungleichheit nicht merklich runtergeht. Denn große Vermögen werfen nun einmal große Renditen ab.

                  Die Kassen der Family Offices überreicher Familien sind schon jetzt prall gefüllt. Doch sie werden noch mehr klingeln: Die Beratungsfirma Deloitte geht davon aus, dass das verwaltete Vermögen besagter Dynastien von insgesamt 5,5 Billionen US-Dollar im Jahr 2024 bis 2030 auf 9,5 Billionen US-Dollar anwachsen wird.[469] Dieses kometenhafte Wachstum fuße auf dem rasanten Anstieg des Privatvermögens, der zunehmenden Konzentration der Vermögen und den zahlreichen Verkäufen von Familienunternehmen.

                  Organisationen wie etwa die OECD gehen bei ihren Berechnungen bei Vermögen von über 10 Millionen US-Dollar von einer Rendite von 7 Prozent aus. Die Vermögen von Milliardären sind zuletzt mit 10 Prozent gewachsen. Und die reichsten Deutschen haben allein zwischen 2020 und 2023 ihre Vermögen um fast 75 Prozent wachsen sehen. Im selben Zeitraum hat sich das Vermögen der fünf reichsten Männer der Welt sogar verdoppelt – in nur drei Jahren.[470] Warum das wichtig ist? Es verdeutlicht, dass eine niedrig angesetzte Vermögensteuer und eine Vermögensabgabe in der Summe lediglich dazu führen würden, dass die Vermögen weniger schnell wachsen. Und weil die Vermögen immer noch mehr wachsen würden als die Einkommen in der Bevölkerung (r größer g, wobei g hierzulande gerade um null herum kreist), würde die Ungleichheit also nicht reduziert. Sie wäre nur etwas weniger extrem.

                  Dennoch: Auch bei einer Ausgestaltung, die nur einen kleinen Effekt auf die Vermögensungleichheit hätte – einen wichtigen ersten Schritt und Beitrag zur Gerechtigkeit im Steuersystem würden diese Maßnahmen allemal darstellen. Wenn wir es mit der Reduzierung der Ungleichheit aber ernst meinen, so Bach, «müssten Vermögen direkt und spürbar umverteilt werden».[471] Während eine Vermögensteuer und eine Vermögensabgabe die Ungleichheit nur moderat runterbringen könnten, wäre ein Grunderbe der effektivere Hebel. Um einen nennenswerten Effekt auf die Ungleichheit zu erzielen, müsste das Grunderbe mindestens 20000 Euro betragen. Der Gini-Koeffizient für Vermögen würde so tatsächlich um 5 bis 7 Prozent sinken. Nicht schlecht, vergleicht man das mit den weniger als 2 Prozent, die durch Vermögensteuer und -abgabe zustande kämen.

                  Zum selben Ergebnis sind auch Charlotte Bartels und Timm Bönke gelangt. In ihrem Vermögenssimulator untersuchen die beiden Ökonomen, was eine Reform der Erbschaftsteuer, die Wiedereinsetzung der Vermögensteuer oder die Einführung eines Grunderbes für Folgen hätten.[472] Bartels und Bönke haben berechnet, wie groß die Effekte eines Grunderbes zwischen 10000 und 100000 Euro wären. Bei 10000 Euro wäre das Vermögen in Deutschland kaum merklich anders verteilt als aktuell. Bei einem Grunderbe von 100000 Euro sähe das Ganze schon anders aus. Im Ergebnis bedeutet ihre Simulation, dass ein Grunderbe in sechsstelliger Höhe zu den wenigen Werkzeugen gehört, bei denen die Vermögensungleichheit in zehn Jahren spürbar niedriger wäre als Stand heute.[72] Die Schere ginge wirklich zu. Und so betont Charlotte Bartels denn auch bei der Vorstellung des Simulators im November 2023: «Gerade weil die Vermögen in Deutschland so stark konzentriert sind, lässt sich Ungleichheit nur dann spürbar reduzieren, wenn man denen, die nichts haben, beim Aufbau von Vermögen hilft.»[473]

                  Atkinson ist der Pate der Ungleichheitsforschung. Bach, Bartels und Bönke zählen zu den renommiertesten Ökonominnen Deutschlands. Was sie hier in aller Klarheit aufzeigen, orientiert sich an einem Aspekt: Welches Werkzeug kann gegen die hohe Vermögensungleichheit am meisten bewirken? Es ist reine Mathematik: Wenn die Ungleichheit runter soll, muss das Vermögen der Ärmeren hoch. Klingt einfach. Ist es auch. Was über 100 Jahre nach Einführung der Demokratie, der Stärkung von Gewerkschaften, der Bildungsoffensive und progressiver Steuern auf Einkommen nicht gelang – dass nämlich auch die ärmere Hälfte der Bevölkerung am Ende über Vermögen verfügen würde –, würde damit Realität.

                  Das Grunderbe allein ist kein Allheilmittel. In den letzten 40 Jahren seit dem Einzug des Neoliberalismus wurden öffentliche Daseinsfürsorge und Dienstleistungen zunehmend privatisiert, sind Tarifbindungen stark zurückgegangen,[474] während ein gigantischer Niedriglohnsektor etabliert wurde,[475] wurden Steuersenkungen für die Reichsten so weit getrieben, dass mittlerweile der effektive Steuersatz auf Einkommen von Millionären und Milliardären unter dem der Mittelschicht liegt. Das ist absolut verrückt und nicht hinnehmbar. Alles das gilt es zurückzudrehen. Doch das alleine würde nicht reichen.

                  All diese Werkzeuge sind wichtig, sie sind elementar. Für eine Trendwende und die Reduzierung der Vermögensungleichheit braucht es aber mehr als das. Das ist es, was uns führende Wirtschaftswissenschaftler mit ihren Berechnungen auf den Bauch binden: Wir brauchen endlich einen Vermögensaufbau der ärmeren Hälfte der Bevölkerung. All diejenigen, die über Vermögen verfügen, oder die Aussicht auf ein Erbe haben, machen sich das vielleicht nicht ganz klar. Aber ein Grunderbe wäre, im Verlauf der Zeit, für Zigmillionen Menschen einschneidend und lebensverändernd. Das Grunderbe würde nicht nur die Vermögensungleichheit rapide senken. Das Grunderbe ist auch Ausdruck von Gerechtigkeit. Sein Erfinder, Thomas Paine, fragte nicht nur, wie Ungleichheit reduziert werden könnte. Ihn interessierte auch, woher die Gleichzeitigkeit von Überreichtum und Armut stammt – und was das Mindeste sei, was eine zivilisierte Gesellschaft tun sollte, um zum Wohle der Besitzlosen beizutragen.

               
            
               
                  22. Im Namen der Gerechtigkeit

               
               
                  
                     Eine revolutionäre Idee

                  
                  
                     «Ich plädiere nicht für Wohltätigkeit, sondern für ein Recht, nicht für Großzügigkeit, sondern für Gerechtigkeit. Der gegenwärtige Zustand der Zivilisation ist ebenso abscheulich wie ungerecht. Er ist das absolute Gegenteil von dem, was er sein sollte, und es ist notwendig, dass eine Revolution in ihm gemacht wird.» – Thomas Paine[476]

                  

                  Beinahe wäre es ihm an den Kragen gegangen. Und zwar im wahrsten Sinne des Wortes: Thomas Paine sollte durch die Guillotine hingerichtet werden. Doch der Zufall wollte es anders. Als der Revolutionär und Philosoph aus Großbritannien im Dezember 1797 schwer krank in seiner Gefangenenzelle in Frankreich von einem Arzt behandelt wurde, drehte der Wärter seine Runde, um all diejenigen Türen mit einem weißen Kreuz zu markieren, deren Zelleninsassen tags drauf hingerichtet werden sollten. Auch Paines Tür erhielt das kreidene Kreuz, sein Kopf sollte rollen. Denn den französischen Revolutionären war Paine zu wenig revolutionär. Robespierre veranlasste Paines Hinrichtung, weil Paine sich gegen die Hinrichtung des damaligen französischen Königs Ludwig XVI. ausgesprochen hatte.[477] Sosehr Paine auch gegen die Monarchie und für die Französische Revolution gewesen ist, war er doch auch entschieden dagegen, den König einfach einen Kopf kürzer zu machen. Als der Arzt den kranken Paine wieder verließ und die Tür hinter sich schloss, war Paines Leben gerettet. Das weiße Kreuz war irrtümlich auf der Innenseite der Tür gelandet, die während der Behandlung offen gestanden hatte. Am nächsten Tag wurde er schlicht übersehen. Während Paine um Haaresbreite der Guillotine entkam, rollte dafür nur wenige Tage später jener von Robespierre. Die Französische Revolution war gezeichnet von herben Schicksalsschlägen und zynischen Zufällen. Robespierre hatte das Nachsehen, Paine durfte aufatmen, gesunden und weiter durch seine revolutionären Ideen wirken.

                  Die politischen und philosophischen Schriften von Paine übten lange Zeit einen großen Einfluss auf das Weltgeschehen aus. Unter anderem bildeten seine Überlegungen eine der Grundlagen für die amerikanische Unabhängigkeitserklärung von 1776, die den Grundstein für die Vereinten Nationen von Amerika bildete – ein Name übrigens, der auf seinen Vorschlag hin gewählt wurde. Paine unterstützte die Französische Revolution 1789 und mischte anschließend als Abgeordneter in der Nationalversammlung mit, in der er gegen die Hinrichtung von Ludwig XVI. stimmte. Wie erwähnt, kostete ihn das beinahe den Kopf. Wie gut, dass es nicht so weit kam. Denn andernfalls hätten wir seine Idee gemisst, die er kurz nach seiner Freilassung niederschrieb. In seinem 1797 verfassten Pamphlet Agrarian Justice (zu Deutsch Agrar-Gerechtigkeit) argumentiert Paine, warum es eine Rente für die Alten und ein Grunderbe für alle Bürgerinnen des Landes geben sollte, sobald sie die Volljährigkeit erreichen würden.

                  Ursprünglich wollte Paine mit der Veröffentlichung von Agrarian Justice warten, da gerade ein Krieg zwischen seiner Heimat Großbritannien und Frankreich tobte. Doch als er die Predigt des damaligen Bischofs von Llandaff hörte, in der dieser davon sprach, dass Gott Armut und Reichtum eingerichtet hatte, konnte er nicht an sich halten. Armut und Reichtum, so Paine, sei alles andere als gottgegeben. Ungleichheit sei der Preis, den zivilisierte Gesellschaften für ihre Entwicklung zahlten. Zuvor habe es diese Kluft schlichtweg nicht gegeben. Geprägt von seinen Reisen und Erfahrungen in den USA, zog Paine anschließend folgenden Vergleich: «Verglichen mit den Armen in Europa ist das Leben eines Indianers ein ständiger Urlaub, und im Vergleich zu den Reichen erscheint es dagegen erbärmlich. Die Zivilisation, oder das, was man so nennt, hat also in zweierlei Hinsicht gewirkt: Sie hat den einen Teil der Gesellschaft wohlhabender und den anderen elender gemacht, als es in einem natürlichen Zustand der Fall gewesen wäre.»[478]

                  Vor diesem Hintergrund sollte jeder Staat es sich zur Aufgabe machen, dass alle Mitglieder der Gesellschaft in einer Zivilisation bessergestellt werden. Niemand sollte darunter leiden, dass wir den zivilisierten Weg beschritten haben und in der Konsequenz schlechter dastehen als zuvor. Genau da setzt Paine an: Der Naturzustand kenne keine Ungleichheit, sie entstand erst, als das Land, das alle zuvor gemeinsam nutzten, aufgeteilt und von einigen wenigen in ihr Eigentum umgewandelt wurde. Ähnlich hatte es bereits Jahrzehnte zuvor Jean-Jacques Rousseau in seiner Abhandlung über die Ungleichheit (1754) dargestellt: «Der erste, der ein Stück Land eingezäunt hatte und es sich einfallen ließ zu sagen: dies ist mein, und der Leute fand, die einfältig genug waren, ihm zu glauben, war der wahre Gründer der bürgerlichen Gesellschaft.»[479]

                  Auch Paine sieht in diesem Schritt der Vereinnahmung von gemeinsamem Land die Quelle der Ungleichheit. Den Besitzern bot «ihr» Land die Möglichkeit, es zu kultivieren und einen Mehrwert daraus zu ziehen. «Der Mensch hat die Erde nicht erschaffen, und obwohl er ein natürliches Recht hatte, sie zu bewohnen, hatte er kein Recht, irgendeinen Teil davon für immer als sein Eigentum festzulegen.» Weiter meinte Paine: «Auch hat der Schöpfer der Erde kein Grundbuchamt eröffnet, aus dem die ersten Eigentumsurkunden hervorgehen sollten.» Scherzkeks. Während nun die einen das Land besitzen, wurde der weit größere Teil der Bevölkerung seines natürlichen Erbes beraubt, «ohne ihnen, wie es sich gehört hätte, eine Entschädigung für diesen Verlust zu gewähren». Somit habe man «eine Art von Armut und Elend geschaffen, die es vorher nicht gab». Aus diesen Überlegungen heraus argumentiert Paine, dass man den Enteigneten, denen man das Land nahm, von dessen Früchten sie zuvor leben konnten, nun etwas zurückgeben müsse. Es ging Paine also um Rückverteilung. Sein Plädoyer zeugt nicht von einer Wohltätigkeit, sondern von einem Recht, das den enteigneten Bürgerinnen zustehe.

                  Sein Plan, um Recht walten zu lassen, umfasste die «Schaffung eines Nationalfonds, aus dem jeder Person an ihrem 21. Geburtstag die Summe von 15 Pfund Sterling ausgezahlt werden soll, die zum Teil als Entschädigung für den Verlust ihres natürlichen Erbteils durch die Einführung des Grundeigentums gedacht ist». 15 Pfund Sterling entsprachen damals einem halben Jahresgehalt eines Landarbeiters in England.[480] Wenn man diesen Betrag auf heutige Zeiten und das Durchschnittseinkommen für ein halbes Jahr überträgt, käme man auf eine Summe von etwa 25000 Euro. Der Fehler, so Paine, liege nicht bei den Einzelnen und den reichen Nachfahren der Landbesitzer. Der Fehler liege im System. Auch wenn es nicht die Schuld der vermögenden Nachfahren sei, so könnten nachfolgende Generationen die Fehler der Vergangenheit ausbügeln und das System reformieren.[481]

                  Alle, egal ob reich oder arm, sollten dieses Grunderbe erhalten. Ein Grunderbe nach Gießkannenprinzip würde zum einen die Umsetzung einfach halten. Zudem vertrat Paine die Position, dass es jeder und jedem zustehe, und zwar unabhängig von der Frage, in welche Familie man hineingeboren wurde und mit welchem Vermögen man ausgestattet sei. Auch wenn er sich in seiner Abhandlung auf England bezieht, war Paine doch weitsichtig genug zu betonen, dass seine Ideen universeller Natur seien.

               
               
                  
                     Von Geschichten hinter den Vermögen

                  
                  
                     «Eine Gesellschaft, die sich in eine oligarchische Oberschicht einerseits und eine die Hoffnung auf soziale Mobilität aufgebende und sich in ihrem sozialen Status zunehmend bedroht sehende Mittelschicht andererseits spaltet, wird ihre Dynamik verlieren. Doch nicht nur solche funktionalen Argumente geben Anlass, über Vermögensverteilung und die Rolle von Erbschaften in der Gesellschaft nachzudenken. Die Frage ist auch eine normative: Wie viel Ungleichheit und welche Ungleichheit will unsere Gesellschaft?» – Jens Beckert[482]

                  

                  Die Ökonomen der Gegenwart sind in ihren Abhandlungen über das Grunderbe rein funktional vorgegangen: Wer die Vermögensungleichheit effektiv angehen will, muss eben mehr als nur Steuern erhöhen und Abgaben einfordern. Es bedarf auch eines Vermögensaufbaus von unten. Paines Argumentation setzt zwar ebenfalls bei der Ungleichheit an. Doch anders als in den Debatten heutzutage erklärt er normativ den Ursprung der Kluft und leitet hieraus den Anspruch aller Bürgerinnen ab, am Vermögen beteiligt zu werden, das einst allen gehörte und zum Eigentum einer kleinen Gruppe wurde.

                  Dass der Bischof behauptete, Armut und Reichtum seien gottgegeben, konnte Paine als revolutionärer, aufgeklärter Geist nicht hinnehmen. Ich hoffe sehr, dass nach der Lektüre dieses Buches nicht eine einzige Person dem Bischof in seiner Argumentation folgen wird. Armut und Reichtum sind weder natürliche Phänomene noch fußen sie auf dem Willen eines Gottes. So viel dürfte klar sein. Doch woher stammen sie dann, wie können wir ihr Zustandekommen aus heutiger Sicht erklären? Jede Gesellschaft braucht ihre Rechtfertigungen für die bestehenden Ungleichheiten.

                  Die Erzählung unserer gegenwärtigen Gesellschaft beruht auf der neoliberalen Idee, dass jeder seines Glückes Schmied sei. Wir seien eine Leistungsgesellschaft. Diese falschen Narrative haben wir im Verlauf des Buches betrachtet und dekonstruiert, wie es so schön heißt. Doch diese falschen Narrative, diese Mythen, haben uns über Jahrzehnte hinweg blind gemacht für die kritischen Fragen nach dem Ursprung der Ungleichheit und der Verteilung des Vermögens. Es ist an der Zeit, dass wir als Gesellschaft aufhören, historisch und geografisch blind zu sein. Dass wir aufhören, uns immer nur um die eigene Achse zu drehen und zu glauben, wir wären wirklich so viel klüger, innovativer und leistungsstärker als der arme, dumme Rest der Welt. Als hätten wir, die Menschen des Globalen Nordens, die fleißigen Akademiker, das Vermögen, den Luxus verdient, während die anderen ebenso die Armut verdient hätten. Als hätten wir, jede und jeder für sich, es ganz allein nach oben geschafft.

                  Piketty hat akribisch herausgearbeitet, dass die Vorstellung, jedes Land sei individuell für seine Produktion und Wohlstand verantwortlich, historisch betrachtet wenig Sinn ergibt.[483] Wir wissen darum, dass es den reichen Westen nicht ohne die internationale Arbeitsteilung und die schonungslose Ausbeutung der natürlichen und menschlichen Ressourcen geben würde. Dass der Reichtum der reichen Länder nicht von der Armut der armen Länder getrennt werden kann. Wenn man diesen Gedanken konsequent zu Ende denkt, ergibt sich ein ganz einfacher, logischer Schluss, wie ihn die Ökonomin und Schwarze Aktivistin Betiel Berhe auf den Punkt bringt: «Der Wohlstand in diesem Land basiert auf der Ausbeutung unserer Vorfahr:innen, der Plünderung der Bodenschätze und der Zerstörung der Lebensgrundlagen auf dem afrikanischen Kontinent. Dadurch ist der Wohlstand hier auch unser Wohlstand.»[484]

                  Wir haben gesehen, dass es neben dem Kolonialismus in Deutschland ein weiteres gigantisches Erbe gibt: das braune. Viele der größten Vermögen und Erbschaften in Deutschland zeugen von der Enteignung jüdischer Menschen und Unternehmen, der Ausbeutung zwangsrekrutierter Frauen aus Osteuropa, von Sklavenarbeitern und KZ-Häftlingen. David de Jong beschreibt eindringlich und im Detail, wie unmenschliche Arbeits- und Lebensbedingungen zur Grundlage der reichsten deutschen Unternehmerdynastien wurden.[485]

                  Wir haben gesehen, dass Westdeutsche mehr besitzen und mehr vererben als Ostdeutsche. Dass Männer über mehr Vermögen verfügen und bei der Vererbung nochmals profitieren. Dass Menschen mit Migrationsgeschichte, dass People of Color das Land mit aufgebaut haben, doch aus dem Niedriglohnsektor heraus keine Ersparnisse auf die Seite legen konnten. «Das Einzige, was farbige Frauen von allen anderen unterscheidet, ist die Chance» – so Viola Davis, die erste Schwarze Frau, die den Emmy für die beste Schauspielerin in einem Drama erhielt.

                  Die meisten Leser, die dieses Buch in Händen halten, zählen sehr wahrscheinlich zu den Privilegierten unserer Gesellschaft. Global betrachtet sowieso. Ich selbst bin es in jedem Fall. Selbst wenn ich in meinen ersten Jahren in relativer Armut aufwuchs und im Verlauf meines Lebens als Frau vielfach Sexismus ausgesetzt war: Ich bin noch immer doppelte Staatsbürgerin zweier reicher europäischer Länder, bin weiß, gehöre gemessen an meinem Einkommen zur oberen Mittelschicht, und so wie die Dinge stehen, zähle ich zu den Gewinnerinnen der Spermalotterie und werde Erbin. Für all diese Dinge kann ich nichts. Niemand kann etwas dafür, in welche Familie und welchen Körper er oder sie hineingeboren wird. Ebenso wenig kann man etwas dafür, wie das Vermögen, das einem in den Schoß fällt, erwirtschaftet wurde.

                  Wenn wir über Vermögen sprechen und nachdenken, sollten wir niemals vergessen, dass hinter jedem Vermögen eine Geschichte steckt. Nicht nur hinter dem monströsen Überreichtum und hinter den durchschnittlichen Vermögen. Auch hinter jenen, die gar nicht existieren. Diese Geschichten sind nicht nazi-braun. Nicht westlich. Sie sind Geschichten von Frauen. Von Alleinerziehenden. Von Menschen aus dem Arbeitermilieu. Von Familien, die Flucht und Migration erlebten. Ihre Vermögen sind klein, die Aufmerksamkeit, die wir ihnen in gesellschaftlichen und politischen Debatten haben zuteilwerden lassen, ist es ebenfalls. Auch weil jahrzehntelang «das Versagen», keine Vermögen zu besitzen, stigmatisiert war und die Verantwortung dafür auf jede Einzelne abgewälzt wurde. Doch diese Millionen Einzelschicksale folgen alle den gleichen Erzählfäden. Es ist an der Zeit, diese Fäden als Teil einer großen Erzählung anzuerkennen – und in die Gedanken über die Ausgestaltung eines gerechten Steuersystems und eines Grunderbes mit einfließen zu lassen.

                  Wäre es mit Blick auf die gesamtgesellschaftlichen Vermögen und ihrer Geschichten nicht gerechter, wenn nicht ein paar wenige sehr viel, sondern alle etwas hätten?[73] Wäre es nicht gerechter, wenn Vermögen nicht nur an die Kinder und Kindeskinder überreicher Bürgerinnen, sondern an alle Kinder in der Gesellschaft ginge? Ich frage nicht für eine Freundin. Ich frage aus purem Egoismus. Weil ich große Sorge vor der Aushöhlung unserer Demokratie habe; davor, dass wir vollends zu einer Erbengesellschaft der wenigen verkommen. Weil für mich demokratische Gleichheit, soziale Gleichheit, Leistungs- und Chancengleichheit zählen. Weil ich mir eine Gesellschaft wünsche, in der Anerkennung und Teilhabe nicht auf den Kontoständen der Eltern und dem Ausstellungsort meiner Geburtsurkunde beruhen, sondern sich aus der Würde des Menschen speisen. Eine Gesellschaft, in der nicht nur die wenigen ihr Glück schmieden dürfen, sondern in der alle – die ärmere Hälfte der Bevölkerung eingeschlossen – einen Amboss und Hammer erhalten, der sie hierzu befähigt.

               
               
                  
                     Von Alt zu Jung erfrischt alle

                  
                  Hier kommt ein weiterer wichtiger Aspekt des Grunderbes: Es würde zu einem entscheidenden Moment im Leben ausgezahlt werden. Dann nämlich, wenn die Kraft, den Hammer auf den Amboss zu schlagen, am größten ist: mit der Volljährigkeit. In der Kritik rund um das Grunderbe wird oftmals angeführt, dass es zu spät komme. Das ist ein berechtigter Einwand, denn Kinder müssen früh gefördert werden. Als das Grunderbe jüngst für einen kurzen Augenblick auf der politischen Agenda auftauchte, merkte etwa Lars Hüttler, Geschäftsführer des Kinderschutzbundes Köln, an: «Kinder müssen dann unterstützt werden, wenn sie es brauchen: im Alter von drei bis 18 Jahren – und nicht erst ab 18 Jahren!»[486] Alle Kinder gehören unterstützt, je früher und umfangreicher, desto besser. Es ist eine Schande, dass in Deutschland, in einem der reichsten Länder der Welt, mehr als jedes fünfte Kind in Armut lebt. Sogar zwei von fünf, wenn es Kinder von Alleinerziehenden sind. Es ist das größte Armutszeugnis der Nation. Eine armutsfeste Kindergrundsicherung sollte dafür sorgen, dass die Eltern das Kind unabhängig von der eigenen wirtschaftlichen Lage würdevoll großziehen können.

                  Doch würde man die Summe des Grunderbes beispielsweise strecken und auf das derzeitige Kindergeld oben draufschlagen, der Familie also in monatlichen Raten etwas mehr auszahlen: Würde dies dem Kind beim Eintritt in die Volljährigkeit die Möglichkeiten bieten, die ein Grunderbe in Form einer größeren Summe auf einmal eröffnen würde? Das Kindergeld würde nicht dazu beitragen, dass ein Kind sich beim Eintritt in die Volljährigkeit eine Ausbildung oder ein Studium finanzieren und sich allein darauf konzentrieren könnte. Es würde nicht dafür sorgen, dass es vielleicht ein Start-up gründen oder ein Praktikum im Ausland machen könnte. Es würde nicht ermöglichen, dass die junge Erwachsene mit dem Gedanken spielen kann, einen Kredit für die eigenen vier Wände aufzunehmen (es sei denn, die Eltern greifen eh finanziell unter die Arme). Eine armutsfeste Kindergrundsicherung ist wichtig, und wenige politische Instrumente liegen mir mehr am Herzen. Aber es kann nicht ein Grunderbe ersetzen, über das junge Erwachsene selbst verfügen dürfen.

                  Neue (oder wiederbelebte) Ideen wie das Grunderbe dürfen nicht gegen bestehende, wichtige Forderungen an die Politik aufgewogen werden. Es wäre fatal, die Frage nach dem Grunderbe neben jene einer armutsfesten Kindergrundsicherung, der Sanierung von Schulen und die Förderung von Bildung zu stellen und diese gegeneinander auszuspielen. Zwischen Kindergrundsicherung, Sanierung, Bildung, Grunderbe gehört ein «und» – nicht ein «oder». Alle Befürworterinnen eines Grunderbes betonen diesen Punkt.[487] Zudem sei noch einmal angemerkt, weil dieser Aspekt so wichtig ist: Bessere Bildung, bessere Schulen und bessere Bildungschancen helfen nicht bei Fragen der Vermögensungleichheit. Bei Vermögen geht es um Sicherheit, Macht und Möglichkeiten.

                  Gäbe es ein Grunderbe, würden nicht nur Kinder von Vermögenden einen enormen Push im Leben erhalten. Wenn nun aber die Rede von «Kindern von Vermögenden» ist, dann verzerren die Bilder, die bei diesen Worten in die Gedanken drängen, die Realität. Es stimmt schon: In aller Regel erben Kinder von ihren Eltern. Doch die meisten Erben in Deutschland sind zwischen 50 und 60 Jahre alt und mit Verlaub eben nicht mehr die jüngsten Schmiede. Menschen in diesem Alter befinden sich auf dem Hoch ihrer eigenen Karriere und haben eventuell bereits einiges an Vermögen aufbauen können. Was auch immer sie für einen Karriereweg beschritten haben, einen bedeutenden Teil ihres Weges sind sie bereits gegangen. Und häufig sind es dann gerade diejenigen, die ohnehin hohe Einkommen erzielen, die noch eine Erbschaft obendrauf bekommen.

                  Es gibt durchaus junge Erwachsene, die «vorgezogene Erbschaften» in Form von Schenkungen erhalten. Bei denen die Eltern helfen, wenn der Umzug in eine andere Stadt ansteht und Möbel für die erste Wohnung gekauft werden müssen. Wenn eine Kaution von zwei, drei Monatsmieten für die erste eigene Wohnung hinterlegt werden muss. Wenn es für das lang ersehnte, unbezahlte Praktikum einige Monate lang ganz schön teuer wird.[74] Oder wenn für den Kauf einer Wohnung oder eines Hauses Eigenkapital vorgestreckt werden muss, um einen guten Kredit von der Bank zu erhalten. Doch dieses Glück wird nur einem kleinen Bruchteil der Bevölkerung zuteil. Ein Grunderbe könnte bei diesen ungleichen Startchancen fürs Erwachsenenleben ansetzen.

                  Junge Erwachsene könnten sich ohne finanzielle Sorgen eine Ausbildung aussuchen, auch wenn sie nicht am Wohnort der Eltern ist. Ihre Wahlmöglichkeiten würden um ein x-Faches steigen. Sie könnten ihren Berufsweg nach ihren Stärken und Interessen gestalten und gestärkt in ihre Zukunft blicken. Ein Grunderbe hätte ziemlich sicher einen großen Einfluss auf die soziale Mobilität, die aktuell nicht mehr als ein Märchen ist. Zur Erinnerung: In Deutschland braucht ein Kind aus armen Verhältnissen im Schnitt sechs Generationen, ehe es sich in die Mitte der Gesellschaft hocharbeitet. Junge Menschen haben aktuell – so bitter diese Feststellung auch ist – keinen Grund zur Hoffnung. Ein Grunderbe könnte genau hier ansetzen. Es wäre Schlaghammer und Amboss zugleich. Damit alle Kinder überhaupt dazu befähigt würden, an ihrem Glück zu schmieden.

                  Während also nur ein kleiner Bruchteil der Bevölkerung überhaupt größere Vermögen erbt, sind die Glücklichen im Schnitt auch noch recht alt, weiß und aus der BRD. Aller Wahrscheinlichkeit nach wird das Erbe nicht in die eigene Ausbildung oder das Studium investiert werden oder in ein Start-up fließen. Für junge Menschen würde ein Grunderbe ganz andere Möglichkeiten eröffnen, als es ein Erbe für ältere Menschen tut. Ihre Investitionen würden sehr viel häufiger größere positive Effekte für die Gesellschaft insgesamt bedeuten. Es würde sie aber auch erhobenen Hauptes den Blick in die Zukunft richten lassen und ihnen die Möglichkeit eröffnen, vielleicht ja doch eines Tages eine eigene Immobilie ihr Eigen nennen zu dürfen. In den letzten Jahren sind die Preise für die eigenen vier Wände den Möglichkeiten von Löhnen und Sparguthaben komplett enteilt. Ohne Erbschaft, Schenkung oder Privatkredit, so heißt es in einer Titelstory des Spiegel, «hätten viele heutige Eigentümer den Sprung in die eigenen vier Wände nicht geschafft».[488] Diese Entwicklung ist überaus problematisch. Denn wie wir gesehen haben, machen Immobilien den wichtigsten Faktor in der Mittelschicht aus. «Wenn man trotz guter Bildung und eines guten Jobs die Hälfte des Lohns für Miete ausgeben muss, ist einem herzlich wenig geholfen», sagt auch Thomas Piketty.[489]

               
               
                  
                     Das Gewand des Grunderbes

                  
                  Spielen wir die Idee des Grunderbes einmal konkret für Deutschland durch: Wer sollte es kriegen? Wie hoch könnte es sein? Wie könnte man es finanzieren? Sollte es frei zur Verfügung stehen oder nur für bestimmte Zwecke ausgegeben werden dürfen?

                  Aus praktischen Erwägungen heraus spricht einiges dafür, das Grunderbe allen jungen Erwachsenen unabhängig vom Elternhaus auszubezahlen. Der Verzicht auf eine Überprüfung der Finanzen der Eltern würde die Handhabung stark erleichtern. Jede gemachte Auflage erhöht die Gefahr, dass man ein Bürokratiemonster erschafft oder diesem Futter gibt. Es ist zudem nicht gesagt, dass vermögende Eltern automatisch den Kindern eines Tages ein Vermögen vermachen würden, das der Summe des Grunderbes entspricht, zumal diese Übertragung unter Umständen erst in späteren Lebensphasen erfolgen würde. Dessen ungeachtet wäre es klug, Überlegungen anzustellen, wie Erbschaften und Schenkungen zum Grunderbe ins Verhältnis gesetzt werden könnten. Eine Möglichkeit bestünde darin, das Grunderbe mit dem Freibetrag bei der Erbschaftsteuer zu verrechnen. So würden bei reichen Erben bereits früher die höheren Steuersätze greifen.

                  Die Auszahlung des Grunderbes könnte sich daran orientieren, wie viele Jahre ein junger Erwachsener Kindergeld empfangen hat.[75] Das Grunderbe könnte quasi ein letztes Kindergeld sein, das den Beginn zur Volljährigkeit markiert. So wären keine extra Erfassungen, keine langwierigen Anmeldungen, Überprüfungen, kein neues Bürokratiemonster nötig. Damit es zu keinen Verwerfungen und krassen Einschnitten zwischen zwei Jahrgängen kommt, könnte das Grunderbe über mehrere Jahre gestaffelt erhöht werden. Man könnte beispielsweise mit einem Zehntel der festgelegten Summe loslegen, und jedes Jahr würde es für die danach folgende Generation angehoben. Nach zehn Jahren wären wir dann beim Gesamtbetrag. Das würde die nötige Zeit lassen, um eine entsprechende Finanzbildung von Kindern bis zur Volljährigkeit anzugehen, was absolut notwendig wäre. Denn aktuell ist Finanzbildung eine Frage des Elternhauses. Wer in Armut groß wird, lernt vor allem zu sparen. Doch wer Vermögen aufbauen will, muss auch lernen, zu investieren.

                  Das habe ich jüngst einmal mehr vor Augen geführt bekommen, als ich mich mit einem Freund über Aktien unterhielt. Besagter Freund von mir wuchs in einer reichen Familie auf. Zum 13. Geburtstag erhielt er eine größere Summe Geld. Doch er bekam es nicht bar auf die Hand, sondern als Aktienvermögen – das er sich selbst zusammenstellen sollte. Er sollte selbst entscheiden, wie er das Geld investieren wollte. Also begann er, Börsennachrichten zu lesen und sich für Unternehmen, deren Bilanzen und Zukunftspläne zu interessieren. Ich kann Ihnen verraten: Er hatte sich gründlich informiert und obendrein den richtigen Riecher. Nach einigen Jahren hatte sich sein Depotwert um einiges erhöht. Als er volljährig wurde, konnte er dann damit anstellen, was er wollte. Er machte einige Anschaffungen und eine Reise davon. Das Gros aber ist noch immer in seinem Aktiendepot angelegt. Sein Vermögen wächst weiter, seit bereits 20 Jahren.[76]

                  Finanzbildung ist heutzutage Privatsache. Wenn wir aber Vermögen gesellschaftlich verstehen und es rückverteilen möchten, dann wird dessen Verwendung auch zu einer gesellschaftlichen Angelegenheit. Die Auseinandersetzung mit diesem Thema gehört folglich frühzeitig in die Schulklassen und an Volkshochschulen. Die Schülerin Naina hat dies auf Twitter ganz gut auf den Punkt gebracht: «Ich bin fast 18 und hab keine Ahnung von Steuern, Miete oder Versicherungen. Aber ich kann ’ne Gedichtanalyse schreiben. In 4 Sprachen.»[490] Es ist an der Zeit, Prioritäten in der Bildung neu zu setzen und die jungen Erwachsenen zu ermächtigen. Auch und gerade, um Finanzen und Klima gemeinsam zu denken.

                  Wenn wir das Grunderbe an Finanzbildung koppeln würden, würden Fragen von Klima und Konsum angemessen in der Breite adressiert. Der klimaschädliche Lebensstil vermögender Menschen (zu denen wir global betrachtet in Europa alle dazuzählen) zeigt eindeutig, dass es derzeit an einem breiten Bewusstsein für die Fragen von Klima und Konsum mangelt. Dabei gehören diese Überlegungen ebenso auf den Schulplan wie der Sexualkundeunterricht. Und ganz sicher gehört die Auseinandersetzung mit Vermögen höher gehängt als die Interpretation von Gedichten in Fremdsprachen. Welche Möglichkeiten stehen einem mit einem Grunderbe offen? Wie viel möchte man investieren, in Immobilien, in ein Start-up, in die eigene Ausbildung; wie viel sparen, wie viel ausgeben?

                  Um das Horrorszenario vorwegzunehmen, das in aller Regel beim Gedanken an ein Grunderbe für junge Menschen direkt irgendwo aufploppt: Ja, es kann und würde sehr vermutlich passieren, dass einige sich direkt einen Sportwagen zulegen würden. Auf persönlicher Ebene würde diese Person damit vielleicht einige Chancen gegen die Wand fahren. Aber rein wirtschaftlich betrachtet wäre selbst dieser Kauf von Vorteil: Die Investitionen des einen sind schließlich die Einnahmen des anderen. Doch wenn die Auseinandersetzung zu diesem Thema in den Schulen fest verankert würde, ist wohl eher mit nachhaltigen Investitionsentscheidungen zu rechnen, als wenn diese Gespräche gar nicht erst stattfinden würden.

                  Die Frage ist nun: Wie viel soll es werden? Über die Höhe eines Grunderbes streiten sich die Geister, Ökonomen und Philosophen. Es gibt mindestens zwei Möglichkeiten, sich dieser Frage zu nähern: Während einige von den Kosten und Finanzierungsquellen her denken, schauen andere auf die Möglichkeiten. Letztere würden wohl Keynes in der Sache zustimmen, wenn er sagt: «Anything we can do, we can afford» – alles, was wir tun können, können wir uns auch leisten. Ihre Überlegungen rühren vom Gedanken her, welchen Zweck das Grunderbe erfüllen soll. Die moralischen Erwägungen haben wir bereits betrachtet.

                  Schauen wir also einmal auf die Zahlen hinter dem Grunderbe: Das Grunderbe würde jährlich mehrere Milliarden Euro kosten. Im Vergleich zu der Summe, die jedes Jahr ohnehin vererbt und verschenkt wird (satte 400 Milliarden Euro), ist das recht überschaubar. In Deutschland werden jährlich rund 750000 Menschen volljährig. Bei einem Grunderbe von 20000 Euro – der Schwelle, ab der die Ungleichheit merklich reduziert werden würde – wären wir bei jährlichen Kosten in Höhe von 15 Milliarden Euro; würden wir es bei 100000 Euro ansetzen, wäre der Griff in die Kasse logischerweise tiefer und beliefe sich auf 75 Milliarden Euro. Bei 200000 Euro müssten 150 Milliarden Euro aufgewendet werden usw. Je nachdem wie hoch man das Grunderbe ansetzen würde, müsste der Staat aus unterschiedlichen Quellen schöpfen.

                  Atkinson bleibt bei der Schilderung der konkreten Summe eines Grunderbes recht vage.[491] Dafür hat er aber eine genaue Vorstellung, woher das Geld stammen könnte: Eine Reform der Erbschaftsteuer allein könnte schon einen substanziellen Beitrag leisten. Man könnte dabei nicht nur alle Schlupflöcher schließen und Privilegien für die reichsten Erben abschaffen, sondern auch darauf hinarbeiten, dass die Einnahmen aus der Erbschaftsteuer sukzessive wachsen. Dann könnte mit der Zeit auch das Grunderbe steigen. Tatsächlich schielen ausnahmslos alle Vorschläge zur Finanzierung (die mir bekannt sind und aus Akademia stammen) mindestens auf die Reform der Erbschaftsteuer.[77] Wenn man die bestehenden Steuergeschenke streichen würde, könnte ein Grunderbe in Höhe von 10000 bis 20000 Euro allein aus just dieser Reform finanziert werden. Dieser Weg scheint in der deutschen Politik am meisten Anklang zu finden.[492]

                  Es spricht aber auch nichts dagegen, den Blick in die Vergangenheit (oder Teil II des Buches) zu werfen und dabei festzustellen, dass wir seit Anbeginn der Demokratie noch nie so niedrige Steuersätze und derart hohe Freibeträge bei der Erbschaftsteuer hatten. Das Grunderbe könnte Anlass dazu geben, die Reform der Erbschaftsteuer in ihrer Ausgestaltung zu beeinflussen. Dann würden auch größere Mittel zur Verfügung stehen. Doch die Frage der Finanzierung ist nicht alles. Wenn neben die Frage der Ungleichheit und der Quelle der Finanzierung die Frage der Macht und Möglichkeiten gestellt wird, dann kommen ganz andere Vorschläge auf den Tisch: Die Jusos (die Jugendorganisation der SPD) etwa fordern 60000 Euro. Anders als etwa Stefan Bach vom DIW, Bartels und Bönke und Atkinson, betrachten die Jusos nicht allein die Frage der Reduzierung der Ungleichheit und wie das Grunderbe finanziert werden könnte. Auch das tun sie, wohlgemerkt.[493]

                  Was die Jusos in ihrer Begründung darbieten, ist nichts Geringeres als eine intersektionale Perspektive, die das Phänomen von Ungleichheit entlang zahlreicher Achsen der Diskriminierung darstellt und den Blick auf die historisch erwachsene Verantwortung für die bestehenden und wachsenden Ungleichheiten richtet, die wir als Gesellschaft anerkennen und korrigieren sollten. Damit gehen sie weit über die reine Betrachtung der Kosten hinaus. Von allen Arbeiten, die mir bekannt sind, ist das Konzept der Jusos dasjenige, das sich am meisten mit all diesen Aspekten befasst hat.[494] Ihr Antrag auf dem Bundeskongress 2023, ein Grunderbe einzuführen, weitet den Blick für die Debatte. Dabei gelingt ihnen vor allem eines: Sie brechen durch ihre intersektionale Perspektive die geschichtsvergessene und individualisierte Sichtweise auf Vermögen auf. Sie bedenken die Historie der größten Vermögen, die von Kolonialismus und der NS-Zeit geprägt sind. Sie thematisieren die Vermögenden und Reichen, die allem voran männlich und weiß sind und aus dem Westen stammen. Doch sie denken auch zugleich an all die Menschen, deren Vermögen verschwindend gering sind.

                  Das Konzept der Jusos unterscheidet sich abgesehen von der Begründung und der Höhe auch in einem weiteren Aspekt von jenen Vorschlägen, die Bach, Bartels und Bönke als auch Piketty machen. Die Verwendung wäre frei und selbstbestimmt, wohingegen etwa Bach betont, dass es sinnvoller sei, wenn die Politik konkrete Zwecke vorgeben würde. Ein Grunderbe sollte nur für «Ausbildungsfinanzierung, Erwerb von Wohneigentum, Selbstständigkeit und Unternehmensgründungen, Weiterbildung oder für die Einkommenseinbußen bei Arbeitslosigkeit oder Krankheit» genutzt werden können. «Gefördert werden könnte auch die Betreuung von Kindern, Alten oder Behinderten. … Nicht ausgeschöpfte Beträge könnten verzinst und im höheren Alter für die Altersversorgung oder zur freien Verfügung gestellt werden.»[495]

                  Die Frage, ob die Verwendung des Grunderbes an Bedingungen geknüpft werden sollte, verneint Atkinson indes mit dem Hinweis, dass jede aufgestellte Bedingung (oder Zweckbindung) die Verwaltungskosten in die Höhe treiben und zu neuen Debatten und Diskussionen führen würde. Den Jusos geht es hingegen weniger um die Verwaltungskosten, sondern vielmehr um ihr Menschen- und Weltbild: «Aufgrund unseres emanzipatorischen Weltbildes wissen wir, dass junge Menschen für sich selbst und ihre Handlungen Verantwortung übernehmen und selbstbestimmt über eine Geldsumme verfügen können. Jeden Versuch paternalistischer Bevormundung junger Menschen durch Auszahlungsbedingungen oder Zweckbindungen eines Grunderbes lehnen wir deshalb unbedingt ab.»[496]

                  Ich möchte niemandem ein bestimmtes Menschenbild aufdrängen. Doch wenn ich unsere Gesellschaft und Politik betrachte, erschließt es sich mir nicht, warum wir jungen Menschen mit so viel Argwohn und Skepsis begegnen – sie aber im selben Zuge mit Pflichten und Rechten versehen. Mit 18 wird man in Deutschland volljährig. Man kann Verträge unterzeichnen, von zu Hause ausziehen und trägt die volle Verantwortung für sich und seine Taten. Mehr noch: Man kann wählen. Man kann gewählt werden. Man kann zur Bundeswehr, dem Land dienen und es im Kriegsfall mit seinem Leben verteidigen. Aber über Geld selbst zu bestimmen ist zu viel verlangt? Wenn es eine solide Finanzbildung an Schulen und Volkshochschulen gäbe, wüsste ich nicht, warum ich Volljährigen nicht zutrauen sollte, ihr Geld selbstbestimmt anzulegen.

                  Die Jusos greifen mit ihrer Forderung von 60000 Euro immerhin dreimal höher, als der Mindestbetrag, der nötig wäre, um die Ungleichheit zu reduzieren. Doch sie bilden mit diesem Vorschlag bei Weitem nicht das Ende der Fahnenstange. Einmal mehr möchte ich den Rockstar der Ungleichheitsforschung anführen: Thomas Piketty. In seinem fulminanten Werk Kapital und Ideologie (2020) bespricht Piketty die Idee eines Grunderbes und bringt für Frankreich und andere vergleichbare Staaten ein Grunderbe in Höhe von 120000 Euro ins Spiel.[497] Anders als die anderen Ökonomen errechnet er diese Zahl jedoch nicht mit Blick auf den Staatshaushalt. Sein Ansatz ist ein anderer. Er denkt vom Durchschnittsvermögen her, das Ende der 2010er-Jahre in Frankreich bei etwa 200000 Euro lag. Für das Grunderbe schlägt er vor, 60 Prozent dieses Betrags anzusetzen. Wobei nach seinen Überlegungen auch nichts dagegen sprechen würde, die gesamte Höhe des Durchschnittsvermögens als Messlatte zu nehmen. Also 200000 Euro.

                  Wie würde das mit Blick auf Deutschland aussehen? Hierzulande beläuft sich das Durchschnittsvermögen nach Zahlen der Bundesbank im Jahr 2023 auf 316000 Euro, 60 Prozent hiervon ergeben rund 190000 Euro. Das ist eine ganze Stange Geld. Bei etwa 750000 jungen Erwachsenen würde dies Kosten in Höhe von 142,5 Milliarden Euro bedeuten. Das wäre etwas mehr als ein Drittel der gesamten Erbsumme, die jährlich vererbt wird. Eine Reform der Erbschaftsteuer alleine würde das kaum finanzieren können. Doch Pikettys Ansatz ist eh ganzheitlich: Es braucht Steuergerechtigkeit im gesamten System. In aller Kürze: Würde man den Reformvorschlägen von Piketty folgen, könnte solch ein Grunderbe aus den neuen Steuereinnahmen gegenfinanziert werden.[78][498]

                  Das Grunderbe durch Steuern auf Erbschaften und Vermögen zu finanzieren, würde die Gefahr einer Inflation zudem geringer halten. Denn das Vermögen ist bereits da, es würde lediglich umgesteuert werden. Auch die Frage nach den Strukturen der großen Vermögen der Überreichen ist wichtig. Denn je höher die Vermögen, desto höher ist der Anteil an Aktien, Firmenanteilen und Immobilien, die durch andere bewohnt werden. Wie würden Überreiche ihre Steuern wohl am ehesten bezahlen? Vermutlich mit dem Vermögen, das am wenigsten gebunden ist, also etwa durch den Verkauf von Aktien. Aktuell besitzen 141 überreiche Familien mit 186 Milliarden Euro mehr als die Hälfte des gesamten Aktienvermögens in Deutschland.[499] Bei dieser grotesken Ungleichheit dürfte das Grunderbe gerne einen Teil dazu beitragen, die Schere etwas zu schließen.

                  Wir haben nun eine Reihe von Fragen gestreift, die bei der Gestaltung des Grunderbes entschieden werden müssen: Wer sollte es erhalten, wie sollte es eingeführt, durch welche Maßnahmen begleitet, wie verwendet werden und wie hoch sollte es überhaupt sein? Nach meinem Dafürhalten wäre die Einsetzung eines Bürgerrats der beste Weg, um diese Debatte zu führen. Wir sollten mehr Demokratie wagen, mehr Transparenz und den Austausch unter Gleichen. Ein Bürgerrat könnte den Durchschnitt unserer Bevölkerung abbilden und begleitet von Expertinnen über mehrere Wochen oder Monate in den Austausch gehen, um alle relevanten Fragen zu klären.

                  Als ich im August 2024 auf der «Utopie-Konferenz» an der Leuphana Universität Lüneburg eine Ideen-Werkstatt geleitet habe, durfte ich eine Mini-Version eines solchen Bürgerrats gestalten. In drei Tagen besprachen die Teilnehmenden und ich gemeinsam die Idee eines Grunderbes. Zunächst gab ich einen kleinen Rundumschlag zur Lage der Nation: Wie ist es um die Ungleichheit bestellt? Warum ist extreme Ungleichheit ein extremes Problem? Und was ließe sich dagegen tun? Tatsächlich war der Einstieg ein Schnelldurchlauf des Buches, das Sie gerade in Händen halten. Doch den größten Teil dieser drei Tage nahmen Gespräche und kleine Gruppenarbeiten ein. Ich durfte dabei zusehen, wie sich die Gruppe zu Fragen des Konstrukts, der Kritik, Theorie und Praxis die Köpfe zerbrach. Das Geschlechterverhältnis war in etwa ausgeglichen, ebenso paritätisch waren Jung und Alt, Arm und Reich, Erben und Nicht-Erbinnen vertreten. (Wer leider nicht ausreichend vertreten war, waren BIPoC, das war der einzige bedauerliche Aspekt).

                  Die Arbeitsatmosphäre war phänomenal. Ich war begeistert, wie die Gruppe sich auf Augenhöhe begegnete und entlang der ursprünglich vereinbarten Diskussionsregeln alle zu Wort kamen und einander zuhörten. Die Meinungen und Positionen gingen weit auseinander. Tatsächlich bei allen Fragen: bei der Höhe, in welchem Alter es ausgezahlt werden sollte, bei der Form der Finanzierung und ob ein Grunderbe frei oder zweckgebunden sein sollte. Doch am Ende mussten sie sich einigen. Im Ergebnis sollte das Grunderbe des «Utopie-Bürgerrats» an alle 18-Jährigen (unabhängig vom Elternhaushalt) ausgezahlt werden, die Verwendung wäre frei, die Höhe sollte bei 100000 bis 200000 Euro liegen und es wäre wichtig, dass es gestaffelt ausgezahlt würde, über einige Jahre gestreckt – damit kein Keil zwischen zwei Jahrgänge getrieben würde, der zu Verwerfungen führen könnte, und damit genug Zeit für eine vernünftige Finanzbildung für die Kinder bliebe.

                  Den allermeisten Teilnehmenden des Utopie-Bürgerrats war das Grunderbe zu Anfang kein Begriff. Die skeptischen Fragen und Diskussionen ließen die zahlreichen Bedenken und Sorgen erkennen. Doch am Ende war die Gruppe geradezu begeistert, ihre Überzeugung wurde greifbar. In ihren Überlegungen und der finalen Ausgestaltung ging es ihnen darum, der grotesken und wachsenden Vermögensungleichheit endlich etwas entgegenzusetzen. Und es ging ihnen um Gerechtigkeit für die vielen. Als sie ihr Konzept auf die Leinwand warfen, um es anderen Teilnehmenden der Konferenz präsentieren und erklären zu können, hatten sie es geschafft: Eine Lösung gegen die Ungleichheit lag in ihren Händen.

               
            Nachwort Welche Gesellschaft wollen wir?

            Noch nie gab es so viel Reichtum auf der Welt. Er würde genügen, um weltweit alle in Würde leben zu lassen. Doch während über 700 Millionen Menschen in extremer Armut leben und leiden, sind einige wenige so überreich, dass sie sich zum Spaß einen Abstecher ins All gönnen. Andere machen es sich zur Aufgabe, Millionen in einen Wahlkampf zu stecken, um ihren präferierten Präsidentschaftskandidaten zu unterstützen. All das können, dürfen sie tun. Wer würde es wagen, sie in ihrer Freiheit einzuschränken?
Was aber, wenn die Freiheit der wenigen zur Last der vielen wird? Wenn etwa Jeff Bezos durch seinen Raketenflug so viele klimaschädliche Treibhausgase verursacht, wie ein Mensch der ärmeren Hälfte der Welt im gesamten Leben verbraucht? Oder wenn der Tech-Milliardär Elon Musk im Wahlkampf Stimmen, Stimmung und nicht zuletzt die Gunst des nächsten Präsidenten einkauft? Die Investition von Musk hat sich schnell bezahlt gemacht: Am Tag nach dem Sieg von Donald Trump ist der Wert der Aktien von Musk so sehr gestiegen, dass er in weniger als 24 Stunden um 20 Milliarden US-Dollar reicher wurde. Das also ist diese Freiheit, die wir hochhalten, anpreisen und verteidigen möchten? Der Schaden, der Überreichtum für Demokratie und Klima bedeutet, macht nicht an den US-amerikanischen Grenzen halt. Es ist ein globales Phänomen, auch wenn es hierzulande in subtilerer Form um sich greift.
Wir haben nun die Wahl. Wir haben die Wahl darüber, was für eine Gesellschaft wir sein wollen. Das meine ich gar nicht pathetisch, meine Einschätzung beruht auf der Erkenntnis, wonach der Wandel von Werten und Normen in der Gesellschaft in nur wenigen Jahren vollzogen werden kann.[500] Margaret Thatcher sagte einst, so etwas wie eine Gesellschaft gäbe es nicht, nur Individuen und Familien. Als ich diesen Ausspruch vor vielen Jahren zum ersten Mal hörte, sträubte sich alles in mir dagegen. Welch eine dreiste, verhängnisvolle Lüge.
30 Jahre nachdem meine Eltern den Schritt nach Deutschland wagten, weil mein Bruder und ich es eines Tages hier besser haben sollten, kann ich mit Fug und Recht behaupten: Sie sollten recht behalten. Unser Start war gewiss alles andere als leicht. Doch die schweren Zeiten haben sich bezahlt gemacht. Meine Mutter arbeitet heute als Controllerin eines internationalen Unternehmens, mein Vater hat sich selbstständig gemacht und beschäftigt mehr als 130 Menschen. Mein Bruder ist in das Unternehmen meines Vaters eingestiegen. Ich habe einen akademischen Weg eingeschlagen und habe ein Buch verfasst, das Sie nun in Händen halten. Ich glaube glatt, wir dürften uns als vorbildliche Migranten bezeichnen. Eine Erfolgsgeschichte. Doch wenn ich nur das Ergebnis so stehen ließe, würde ich all die Menschen und Umstände ausblenden, die unser Leben, die uns zu dem gemacht haben, was wir heute sind.
Diese Gesellschaft hat uns aufgenommen, hat uns stark gemacht, sie hat es uns erlaubt, unsere Leben zu gestalten. Wir sind, wer wir sind, dank all der wundervollen Menschen, die uns in Solidarität begleitet und unterstützt haben, weit über ihre Aufgaben und Pflichten hinaus. Wir sind, wer wir sind, dank all der Strukturen, die der Staat aufgebaut hat, vom Obdachlosenheim bis zum Exzellenzcluster an der Universität. Mein Leben ist keine neoliberale Erfolgsgeschichte einer migrantischen Frau, die durch viel Arbeit im Alleingang und mit ausgefahrenen Ellenbogen den Doktortitel erkämpft hat. Mein Leben ist das Ergebnis einer großen, gütigen Gesellschaft, unzähliger Menschen, die es gut mit mir meinten. Doch auf meinem (Karriere-)Weg habe ich auch aus nächster Nähe gesehen, dass nicht alle solch ein Lied singen können. Ich weiß um mein Glück, ich weiß um die Statistiken. Und ich weiß, worum es sich zu kämpfen lohnt. Ich möchte der Aushöhlung unserer Demokratie nicht tatenlos zusehen. Was ich ebenfalls weiß, ist, dass wir dem neoliberalen Trend ein Ende setzen können.
Häufig werde ich gefragt, woher ich meinen Optimismus nehme. Ich ziehe ihn aus dem Studium unserer Historie, aus den Lehren der Vergangenheit und der Erkenntnis um den Wandel als einzig stetiger Konstante. Ich ziehe ihn aus einer tiefen Überzeugung, dass wir neue Erzählungen brauchen, weil die alten keine Antworten auf die drängenden Fragen der Gegenwart und Zukunft bieten. Vor allem aber ziehe ich ihn aus meiner eigenen Geschichte. Aus den unzähligen Gesprächen und der Zusammenarbeit mit so unglaublich vielen Menschen, die, wie wir bei ungleichheit.info, zu Demokratie, Gerechtigkeit und Ungleichheit arbeiten. Vielleicht ist es schwer, sich das vorzustellen, wie viele es eigentlich gibt, die sich tagtäglich für ein besseres Morgen einsetzen. Sie sind wundervoll, es sind viele und es werden immer mehr.
Selbst die Gespräche mit der Wirtschaftselite, so paradox dies im ersten Moment klingen mag, haben mich in meiner Einstellung bestärkt. Auch die Mächtigen und die Reichen wollen das Beste für ihre Kinder, Familien und unsere Gesellschaft. Die wachsende Ungleichheit wurde von beinahe allen als große gesellschaftliche Herausforderung anerkannt, während zugleich der Erhalt der Demokratie als wichtigste Aufgabe der Politik aufgefasst wird. Mir ist bewusst, dass es für einige widersprüchlich klingen, nicht zu ihrem Bild von der Wirtschaftselite passen mag. Doch ist es wirklich verwunderlich und ihnen anzukreiden, dass diejenigen an der Spitze, die mächtige Positionen innehaben, nach den neoliberalen Erzählungen und Überzeugungen handelten?
Die neoliberalen Narrative durchsetzen unsere gesamte Gesellschaft, nicht nur «die da oben». Bei näherer und längerer Betrachtung aber stellen sich neoliberale Narrative als bloße Märchen heraus, neoliberale Werte als grausam, gar menschenverachtend. Für den Neoliberalismus zählt Konkurrenz statt Kooperation, Individualismus statt Gesellschaft, die Wirtschaft steht über Mensch und Natur, und Steuern werden als Last verstanden – und nicht etwa als das wichtigste Werkzeug der Demokratie, das Band, das unsere Gesellschaft zusammenhält. Eine Politik im Neoliberalismus ist eine angstgetriebene Politik.[501] Eine Politik für die wenigen – die ebenso verlieren, die an Angst und Einsamkeit zugrunde gehen; eine Politik für eine Gesellschaft, die keine ist, in der sich jeder selbst am nächsten ist; freiheitsberaubend und feindlich gegenüber Menschen in Armut und all jene, die anders aussehen und anders lieben. Es gibt keine Gewinner im jetzigen Theaterstück. Es ist eine Tragödie. Niemand kann dieses Stück länger genießen. Die Loge der Überreichen ist in unvorstellbare Distanz zu den Brettern, die die Welt bedeuten, gerückt. Gleichzeitig fallen immer mehr Menschen von den hinteren Rängen, während sich jene auf der Bühne Splitter auf den maroden Böden einziehen und langsam aber sicher dem Wahnsinn verfallen, weil sie noch immer an andere Ergebnisse glauben, obwohl sie das immer Gleiche tun.
Nachdem der Neoliberalismus die politische Bühne eingenommen hatte, wandelten sich in nur wenigen Jahren die Erzählungen, Überzeugungen und mit ihnen die Art und Weise unseres Denkens, Fühlens, der Politik. So fatal dies im ersten Moment erscheinen mag: Dieser Befund bedeutet im logischen Umkehrschluss, dass ein Wandel von Werten und Normen rascher vonstattengehen kann, als wir uns das vielleicht allgemeinhin vorstellen mögen.
Wir können eine gerechte Gesellschaft gestalten. Doch dafür müssen wir Neues wagen und uns nicht länger gegeneinander ausspielen lassen. Wieso diskutieren wir ungebrochen über kleinste Millionenbeträge beim Hartz-IV-Betrug, wenn dem Staat – also uns – durch illegale Geschäfte von Großbanken und Steuerhinterziehungen von Überreichen Milliarden an Euro entgehen? Wieso sprechen wir über Kürzungen beim Bürgergeld und über Feinjustierungen bei der Schuldenbremse – wenn doch gigantische Vermögen, die ungebremst in schier unvorstellbaren Dimensionen immer weiter wachsen, einfach nur gerecht besteuert werden müssten? Warum werden die Finanz- und Wirtschaftspolitik noch immer in neoliberaler Manier gestaltet und Steuern für Reiche und Konzerne klein gehalten, wenn doch Studien zeigen, dass der Wohlstand nicht zu allen durchsickert, sondern sich an der Spitze konzentriert?
Wie kann es sein, dass Menschen, die über gigantische Vermögen verfügen und von passiven Einkommen leben, sehr viel niedrigere Steuern zahlen als diejenigen, die diese Vermögen durch ihre Arbeit aufgebaut haben? Wie kann es sein, dass Erben, deren entscheidendste Komponente für ihr gigantisches Vermögen – ihr Glück, in eine Unternehmerfamilie geboren worden zu sein – weniger zum Gemeinwesen beitragen als hart arbeitende Menschen? Und wieso reden wir über Steuern als Last – wenn doch Steuern uns als Staat, als Gesellschaft, zu Wohlstand brachten, unsere Kinder mit Bildung versorgen, unsere Krankenhäuser für alle gleichermaßen zugänglich halten, unsere Straßen von allen genutzt werden können?
Noch immer führen wir endlose Debatten im Klein-Klein, denken an eine winzige Stellschraube hier, die Schließung von Steuerschlupflöchern dort. Doch so muss es nicht sein. Es ist an uns, größer, gerecht, ganzheitlich zu denken. In diesem Buch habe ich zwei konkrete Konzepte besprochen, die an genau dieser Stelle ansetzen würden: Eine Stärkung der Erbschaftsteuer würde bestehende Ungerechtigkeiten angehen. Privilegien für reiche Erben oder eine lineare Gestaltung der Steuer würden die Erbschaftsteuer in ihrem rückverteilenden Charakter im Kern angreifen. Es ist eine Frage der mathematischen Logik, dass lediglich progressive Steuern gegen den Zinseszins, gegen eine auseinanderklaffende Schere von Vermögen eine Wirkung erzielen. Wie es ein Akteur der Wirtschaftselite so treffend sagte, ist dies keine höhere Mathematik, sondern «Mathe achte Klasse». Nur eine starke und progressive Erbschaftsteuer kann eine fortschreitende Entwicklung zur Erbengesellschaft verhindern und unsere Demokratie stärken.
Zum Zweiten würde die Einführung eines Grunderbes den Weg bereiten, die groteske Vermögensungleichheit schnell und effektiv zu senken und ein Mehr an Gerechtigkeit zu etablieren. Führende Ökonomen haben vorgerechnet, wie der Plan finanziert und wie sehr die Vermögensungleichheit gesenkt werden könnte. Mehr noch: Zum ersten Mal in der Geschichte zivilisierter Gesellschaften würde auch die ärmere Hälfte der Bevölkerung mit Vermögen und Macht versehen.
Es ist kein Zufall, dass die Narrative, die ich im Plädoyer für diese beiden Werkzeuge anführe, einander ähneln. Sie sind aus demselben Guss, entstammen derselben Überzeugung. Das müssen sie auch. Nur Werkzeuge und Erzählungen, die derart gestaltet sind, die auf denselben Ideen, Werten und Normen beruhen, können es vermögen, ein neues Paradigma, ein neues Theaterstück auf die Bühne zu tragen.
Mitnichten sind diese beiden die einzigen Ideen oder solche, die im Alleingang fruchten würden. Der Neoliberalismus hat schließlich auch nicht nur eine Veränderung bedeutet. Wir brauchen viele neue Ideen, zahlreiche Änderungen und Neuerungen. Eine starke, progressive Erbschaftsteuer und ein Grunderbe sind erst der Anfang. Doch diesem wohnt ein Zauber inne: Ihre Realisierung könnte den Neoliberalismus auf magische Weise verschwinden lassen. Weil sie Ausdruck eines neuen Paradigmas sind, eines neuen Theaterstücks, in dessen Hauptrolle nicht der freie Markt, sondern eine freie Gesellschaft steht. In der es nicht darauf ankommt, in welche Familie man geboren wird, sondern welchen Beitrag man zur Gesellschaft erbringt. In der Kinder, Alleinerziehende, Rentnerinnen nicht im Stich gelassen, sondern durch ein starkes Band in die Mitte der Gesellschaft gezogen werden. Eine Gesellschaft, in der keine unsichtbare Hand herumgeistert, sondern in der Politikerinnen tatkräftig anpacken, unsere Zukunft gestalten, Steuern auf Überreiche erheben, die Ungleichheit senken und Gelder in die Hand nehmen, um Schulen und Brücken zu sanieren, unsere Digitalisierung voranbringen, durch die Streichung etlicher Privilegien und der Gestaltung unkomplizierter Konzepte Bürokratiemonstern den Garaus machen und die Weichen für eine sozial-ökologische Transformation stellen.
Eine Gesellschaft, in der die Wirtschaft vom Kopf auf die Füße gestellt wird. In der die Wirtschaft dem Menschen dient. In der starke Schultern mehr stemmen. In der Überreiche an die Kassen zitiert werden – weil es ein Skandal ist, dass eine Familie aus der Mitte, eine Lehrerin oder ein Polizist, höhere Steuer- und Abgabenquoten zahlt als die Millionärin oder ein Milliardär in diesem Land. In diesem Land, das ihnen ihren Reichtum erst ermöglichte: durch gute Schulen, Universitäten, Straßen und Krankenhäuser, durch unser aller Steuern. Steuern sind der Preis, den wir für unsere zivilisierte und wirtschaftsstarke Gesellschaft zahlen. Vermögen ist Ausdruck unser aller Leistung in der Gesellschaft; Überreichtum Ausdruck bestehender Ungerechtigkeiten zum Vorteil der wenigen – und gegen die vielen, die das Vermögen durch Einsatz und Arbeit erschaffen, das dann die Reichen mit Leichtigkeit einstreichen und anhäufen.
Überreiche haben nicht allein stärkere Schultern, sie profitieren auch stärker vom Staat, seinen Institutionen und Infrastrukturen und dem Schutz ihres Vermögens. In dem Maße, wie sie mehr können und mehr nutzen, ist es angebracht, dass sie ihren fairen Anteil in Form von Steuern bezahlen. Diese Gerechtigkeit im Steuersystem Einzug halten zu lassen, ist dabei kein Vergehen gegen die Reichen. Eine starke Demokratie ist auch in ihrem Sinne.
 
Wir sind nicht verdammt, unsere Geschichte zu wiederholen. Wir können aus unserer Erfahrung lernen, unsere Gegenwart verändern und die Zukunft gestalten. Beginnen wir im Konkreten, bei den offenkundigen, zum Himmel – bis ins All – schreienden Ungerechtigkeiten. Setzen wir an bei einem der größten Feinde der Demokratie, bei der Erbengesellschaft. Eine starke und progressive Erbschaftsteuer ohne Privilegien für die reichsten Erben ist das schärfste Schwert der Demokratie. Ein Grunderbe wäre eine revolutionäre Möglichkeit, die Ungerechtigkeiten der Vergangenheit anzugehen. Gemeinsam können sie gegen eine dynastische Erbengesellschaft der wenigen eingesetzt werden und eine Gesellschaft ermöglichen, in der Freiheit und Wohlstand für das Gros erfahrbar wird.
Ich wünsche mir eine solidarische Gesellschaft, eine starke Demokratie. Und drum habe ich Sehnsucht. Nach einem Wir anstelle des Ich, nach einem gemeinsamen Kraftakt anstelle des Einzelkampfs, nach Kooperation statt Konkurrenz, nach starken Steuern auf Vermögen und Erbschaften, die der Fortschreibung zur Erbengesellschaft trotzen. Es ist an der Zeit: Schwingen wir unser mächtigstes Schwert, das uns alle in den Stand der Demokratie und zu Gewinnern erhebt.

               Let’s tax the rich and lift the poor.

            The time for redistribution is now.

            

               «We live in capitalism, its power seems inescapable – but then, so did the divine right of kings. Any human power can be resisted and changed by human beings. Resistance and change often begin in art. Very often in our art, the art of words.»

               – Ursula K. Le Guin

            

               Dank

            Danke. Von Herzen:
Luzie Bayreuther. Niemand zaubert aus Worten solch greifbare Grafiken, wie du es kannst. Dein Stil ist unverkennbar.
Marianne Braig, Philipp Lepenies, Stefan Gosepath, Christian Neuhäuser – über die Sinnhaftigkeit hinaus bedeutet mir Wissenschaft dank und mit euch wahre Freude. 
Meiner Familie und meinen Freundinnen, allen voran meinem Engel Lea Lammers, Kevin und Jacqueline (die heißen wirklich so), meinen Eltern, Großeltern und meinem Onkel Miguel aus Mexiko. Ein ganz kleines bisschen möchte ich auch Christoph Hansen danken. 
All den Menschen, mit denen ich zusammenarbeite und an die ich mich wenden darf, wann immer Fragen aufkommen. Vor allem Lea Brockmann, Julia Jirmann, Maurice Höfgen, Achim Truger (ich hoffe, es ist gar nicht mal so übel); Tilo Jung und Adam Tooze für den kostbaren Austausch.
In der Kürze liegt die Würze: Barbara Wenner und Erik Riemenschneider, eure Zuversicht und Beharrlichkeit waren mir bedeutende Zu-taten.
Allen, die der Hoffnung auf Wandel eine Stimme, ihre Kraft, ihre Zeit schenken; die anpacken und helfen; die unsere Gesellschaft tragen, unsere Demokratie beseelen. Die kostbarsten Momente sind solche, in denen die Verbundenheit sich Bahn bricht, ’cause there is such a thing as society – in Solidarität.
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            Fußnoten
	[1]

Ich habe mich dafür entschieden, in diesem Buch abwechselnd männliche und weibliche Formen zu benutzen. Es sind immer alle Geschlechter gemeint.



	[2]

Namen wie Kevin und Chantal werden als Ausgrenzungsmerkmal aufgefasst. Es sind Namen, die in ärmeren Klassen häufiger vorkommen und die mit frech, verhaltensauffällig und leistungsschwach verbunden werden (vgl. Abou 2024, S. 36). Wenn Sie glauben, Kevin sei schon schlimm, mein Bruder hat auch einen zweiten Vornamen: Peter.



	[3]

Benannt nach dem italienischen Statistiker Corrado Gini (1884–1965).



	[4]

Nachdem ich meine Interviews in Mexiko abgeschlossen hatte, fiel mir auf, dass ich mit mehr Männern namens Carlos sprach als mit Frauen insgesamt. Der Name und Details der Geschichte sind geändert, um die Identität meines Interviewpartners zu schützen.



	[5]

Im Original sagte Duchamp 1945: «Il n’y a pas de solution parce qu’il n’y a pas de problème.»



	[6]

Alle, die es ganz genau wissen möchten, lade ich herzlich dazu ein, meine Doktorarbeit Different But Same (Linartas 2023b) zu lesen. Dort sind beispielsweise alle Gesetzesänderungen der Erbschaftsteuer im Detail beschrieben.



	[7]

Zu Finanzvermögen zählen Bargeld, Girokonten, Festgeld und Sparkonten (diese machen 41 Prozent des deutschen Finanzvermögens aus) sowie Aktien.



	[8]

Funfact: Die Bild, die 2020 berichtet hatte, dass es weder Fotos noch Interviews von Lidl-Gründer Dieter Schwarz gäbe, postete 2022 ein Foto von Schwarz, als dieser laut Manager Magazin 2022 der reichste Deutsche war. Die Quelle des Fotos wurde mit «Dieter Schwarz/Facebook» angegeben. Nur hat das Phantom der Hochfinanzen kein Facebook. Abgebildet war der Unternehmer Michael Otto (vgl. Tschermark 2022).



	[9]

Das Netzwerk Steuergerechtigkeit rechnet exakt vor, nach welchen Methoden die Familie welches Vermögen hätte. Weil aber zuverlässige Daten fehlen, ist wirklich nur eine so weit auseinander klaffende Schätzung möglich.



	[10]

Auch darauf könnte man den Zinseszins oder Renditen ansetzen, aber bei dem extremen Vorsprung ist das Rennen einfach nicht zu gewinnen.



	[11]

Tatsächlich war die Rendite von Dieter Schwarz sehr viel extremer: In nur fünf Jahren ist sein Vermögen um etwa 60 Prozent von 27,5 auf 43,7 Milliarden Euro angestiegen (vgl. Manager Magazin 2019, 2024).



	[12]

In die Berechnungen fließt mit ein, wie viel und was gegessen wird, ob jemand ein Fahrrad, Auto oder Flugzeug hat, auch die Investitionen in den Welthandel (vgl. Chancel et al. 2023, S. 23).



	[13]

Nach Angaben von Chancel et al. wird, komischerweise, zu den Top 10 der Vermögendsten gezählt, wer ein Jahreseinkommen von mehr als 38000 US-Dollar hat.



	[14]

Tatsächlich ist es noch etwas komplexer, auch Alter und Anzahl der Menschen im Haushalt kommen in die Berechnung mit hinein. Es sei zudem erwähnt, dass in Bezug zu diesem Wert auch von Armutsrisiko oder Armutsgefährdungsquote gesprochen wird.



	[15]

Eine meiner Hauptaufgaben bei UNRISD war es, alle wissenschaftlichen Beiträge Korrektur zu lesen. Sprich: Ich verbrachte den Großteil meiner Zeit damit, mich mit dem Forschungsstand all dieser klugen Köpfe zu befassen.



	[16]

Diese Darstellung ist hier stark verkürzt; es gibt neben dem monetären Kapital auch das Humankapital und den Habitus, die «den feinen Unterschied» (Pierre Bourdieu) ausmachen, sowie alle Kategorien der sozialen Ungleichheiten – wie etwa Gender und Hautfarbe.



	[17]

Es ist üblich, die Steuereinnahmen ins Verhältnis zur Wirtschaftskraft eines Landes zu setzen, meist ausgedrückt in Form des Bruttoinlandprodukts (BIP). Deutschlands Steuerquote lag im Verhältnis zum BIP bei 39,3 Prozent, jene von Mexiko bei 16,9 Prozent. Der OECD-Durchschnitt liegt bei 34 Prozent, Frankreich ist an der Spitze mit 46,1 Prozent (Zahlen für 2022, vgl. OECD 2023a).



	[18]

Direkt nach dem Zweiten Weltkrieg gab es in Deutschland für kurze Zeit einen Spitzensteuersatz auf Einkommen von sagenhaften 95 Prozent bei Einkommen über 250000 Mark. Mitte der 1950er-Jahre lag der Spitzensteuersatz noch bei 63 Prozent, in den ersten acht Jahren der Kanzlerschaft von Helmut Kohl lag er für Einkommen über 130000 DM bei 56 Prozent.



	[19]

Zur Halbzeit der Regierungszeit Kohls im Jahr 1990 gab es noch DM. Inflationsbereinigt beläuft sich der Betrag von 130000 DM gemäß Kaufkraftäquivalent laut Deutscher Bundesbank von 0,98 bei 127000 Euro.



	[20]

Die Steuereinnahmen vor der Steuerverteilung auf Bund, Länder und Gemeinden beliefen sich 2023 auf rund 916 Milliarden Euro (vgl. Destatis 2024d).




	[21]

Alles andere wäre witzlos: Würden Schenkungen nicht gleichermaßen besteuert wie Erbschaften, müsste die Erblasserin ja nur im Laufe des Lebens oder kurz vor ihrem Tod ihr Vermögen weggeben und könnte so die Erbschaftsteuer umgehen. Damit würde die Erbschaftsteuer völlig ausgehöhlt.



	[22]

Von den 423 Abgeordneten der ersten Nationalversammlung waren 37 weiblich.



	[23]

Das sogenannte «Reichsnotopfer» war eine Vermögensteuer mit einem Freibetrag von 5000 Mark, heute etwa 100000 Euro (vgl. Bach und Buggeln 2020, S. 46) und einem Steuersatz von 12 bis 65 Prozent bei Vermögen über 2 Millionen Mark; 1923 wurde das «Reichsnotopfer» in die Vermögensteuer umgewandelt.



	[24]

Bereits 1933 flossen umgerechnet 14 Milliarden Euro in den Wahlkampffonds der NSDAP und der Deutschnationalen Volkspartei (DNVP), weitere Spenden folgten (de Jong 2022, S. 14, 64, 142).



	[25]

Derart sollte der Besitz des Bauernvolks «vor Überschuldung und Zersplitterung im Erbgang» geschützt werden (zitiert nach Tooze 2018 [2006], S. 220, siehe Weiteres hierzu S. 219–224).



	[26]

In den USA waren es vor allem die sogenannten Chicago Boys. Ein bedeutender Unterschied zwischen diesen beiden Denkschulen lag in der Einschätzung der Rolle von Unternehmern und Monopolen. In der Chicago School fanden sie keine Beachtung, weil ihrer Meinung nach Politik und Macht nicht weiter ins Gewicht fielen (vgl. Schnyder und Siems 2013, S. 22).



	[27]

Achtung: Nicht 95 Prozent insgesamt wurden besteuert, sondern nur der Betrag, der über den 250000 DM lag.



	[28]

Die Körperschaftsteuer wird auf das Einkommen von sogenannten «juristischen Personen» erhoben, dazu zählen etwa Kapitalgesellschaften oder Vereine.



	[29]

Die Reform hatte auch zum Ziel, sogenannten Cash-GmbHs einen Riegel vorzuschieben, die nach der letzten Reform der Erbschaftsteuer 2008 einen Trend erfuhren.



	[30]

Der Zwischenruf von der Union an dieser Stelle ist typisch: «Sozialismus!» (Christian Freiherr von Stetten, CDU/CSU). «Ich beschreibe eigentlich nur die jetzigen Verhältnisse. Wenn das Sozialismus ist, dann ist das eine interessante Sache» (BT 2008a, S. 15115). 



	[31]

Eine genauere Untersuchung ist auf www.ungleichheit.info unter Deutschland/Positionen politischer Parteien zu finden.



	[32]

Es gibt noch den Carl Friedrich von Weizsäcker, seinen Vater, der wiederum Bruder von Carl Christian von Weizsäcker ist; beide sind Neffen des ehemaligen Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker, und nicht zuletzt gibt es noch Jakob von Weizsäcker, Finanzminister vom Saarland, den ich persönlich kenne und sehr schätze.



	[33]

Ein paar weitere sehr mächtige Akteure, Partner bei den größten Wirtschaftsprüfungsunternehmen, den sogenannten Big Four, oder multinational agierenden Unternehmen, kamen auch hinzu. Übrigens habe ich für meine Doktorarbeit auch die mexikanische Wirtschaftselite interviewt (darunter Carlos Slim), die Ergebnisse waren sehr ähnlich. Aber in diesem Buch widme ich mich der deutschen Wirtschaftselite.



	[34]

Die Interviews dauerten 30 bis 60 Minuten und bestanden aus zwei Teilen. Den größten Raum nahm das Gespräch mit einer Handvoll immer gleicher Fragen ein (um die Antworten gut vergleichen zu können) und bei 15 der 18 Wirtschaftsbosse reichte die Zeit, um auch eine Umfrage durchzuführen, bei der sie aus meist vorgegebenen Antwortmöglichkeiten eine Wahl treffen konnten. Nachdem ich alle Interviews geführt hatte, untersuchte ich sie nach demselben Schema wie die Debatten der politischen Elite in Teil II.



	[35]

Davon stimmten 37 Prozent mit «absolut», 43 Prozent sagten «eher ja».



	[36]

Die Interviewten #3, 5, 17.



	[37]

Die Interviewten #1, 5, 17.



	[38]

Die Interviewten #3, 6, 14, 15, 17.



	[39]

Die Interviewten #1, 4, 11, 18.



	[40]

Die Interviewten #1, 3, 4, 5, 15, 16, 17.




	[41]

Die Interviewten #7, 12.



	[42]

Die Interviewten #1, 6, 18 würden es begrüßen, wenn mehr Menschen ihren Wohlstand für wohltätige Zwecke einsetzen würden.



	[43]

In der Umfrage fragte ich konkret nach der Bahn; diese wurde häufiger kritisiert. Investitionen in die Infrastruktur sollten getätigt werden, aber nicht unbedingt in das Schienennetz.



	[44]

Ich muss dann immer an die Szene aus Disneys Animationsfilms Zoomania (2015) denken, in der Faultiere am Amtsschalter sitzen.



	[45]

Die Interviewten #1, 2, 3, 6, 14, 18.



	[46]

Die Interviewten #12, 14, 15.



	[47]

Die Interviewten #2, 4, 7, 8, 10, 11, 12, 13.



	[48]

Die Interviewten #2, 8, 10, 11, 13.



	[49]

Die Legende besagt, dass sich Elefanten vor Mäusen fürchten, weil die Mäuse durch ihren Rüssel klettern könnten, hinauf bis zum Gehirn und die Elefanten dann zum Wahnsinn beißen würden. Ich kann Sie beruhigen, die Elefanten brauchen keine Angst vor Mäusen zu haben. Haben sie auch nicht. Es ist ein Mythos.



	[50]

«Substanzbesteuerung» kenne ich nur aus dem deutschen Sprachgebrauch; weder im Englischen noch im Spanischen ist der Begriff meines Wissens nach üblich. Von einer Substanz zu sprechen legt nahe, dass es konkret eine Substanz gibt, etwas Greifbares. Und sobald man Steuern zahlen müsste auf die Substanz, würde die Substanz kaputtgehen. Dadurch wird das Bild erweckt, Steuern wären zerstörerisch.



	[51]

Die Interviewten #4, 5, 12.



	[52]

Die Interviewten #1, 9.



	[53]

Die Interviewten #1, 3, 6, 7.



	[54]

Clemens Fuest ist nach eigener Angabe ordoliberal; eine Finanztransaktionssteuer lehnt er ab, Studiengebühren befürwortet er. Fuest ist Mitglied des Wirtschaftsrats der CDU, des Wissenschaftlichen Beirats der Stiftung Familienunternehmen und Autor für die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft. Wolfgang Wiegand war von 2002 bis 2005 Vorsitzender der sogenannten Wirtschaftsweisen. Er ist Mitglied der SPD und der Gewerkschaft ver.di und sieht sich selbst als neoklassischen Ökonomen, sprich: Auch er hält Steuersenkungen für den besten Weg zum Wirtschaftsaufschwung.



	[55]

Die Interviewten #1, 2, 4, 5, 9, 10, 11, 12, 13, 15, 17, 18.



	[56]

Die Interviewten #1, 4, 5, 9, 15, 18.



	[57]

Die Interviewten #1, 3, 6, 8, 10, 14, 17, 18.



	[58]

Faktencheck: Das stimmt so nicht; es gibt Stundungsregelungen. Laut § 13 und § 28 kann man beantragen, die Erbschaftsteuer auf Betriebsvermögen über zehn Jahre verteilt abzubezahlen. Zudem werden Betriebsvermögen privilegiert behandelt. Auf Antrag und bei Erhalt der Arbeitsplätze kann sie komplett entfallen.



	[59]

Die Interviewten #6, 10, 14.



	[60]

Die Interviewten #3, 6, 10, 17.




	[61]

Die Interviewten #1, 14.



	[62]

Die Interviewten #2, 4, 5, 9.



	[63]

Die Interviewten #7, 11, 12, 13, 15, 16.



	[64]

Die Interviewten #7, 12, 15.



	[65]

Die Interviewten #7, 11, 12.



	[66]

Dies bedeutet im Übrigen, dass diese Erzählungen nicht entscheidend für die Einstellung zur Erbschaftsteuer sind. Es ist ein anderer Aspekt: Stehen bei ihnen die wertebasierten Erzählungen im Vordergrund – was ist gut, wichtig und richtig für die Gesellschaft, sprechen sie beispielsweise häufiger von der Demokratie und der Ungleichheit –, neigen sie eher dazu, die Stärkung der Erbschaftsteuer zu befürworten. Sind hingegen eigentumswahrende Narrative stark, ist die Einstellung zur Erbschaftsteuer eher negativ.



	[67]

Adrian Wooldridge bezeichnet die aktuelle Leistungsgesellschaft, auch Meritokratie genannt, als «Bastard-Meritokratie … [ohne] die Mechanismen der sozialen Mobilität, die die Leistungsgesellschaft inklusiv und dynamisch machten» (Wooldridge 2021, S. 307).



	[68]

Wobei die Steuersätze umso niedriger sein würden, je geringer das Vermögen wäre.



	[69]

In den USA könnte man von einer Doppelbesteuerung sprechen, wenn nämlich beim Tod des Erblassers quasi ein letztes Mal eine Steuer auf dessen Vermögen gezahlt wird (auf das er schon vorher Steuern zahlte).



	[70]

«Ihr sagt, ihr wollt eine Revolution. Wir würden alle gerne den Plan sehen.»



	[71]

Schöne Grüße an Achim Truger! Der Wirtschaftsweise hat auf X, vormals Twitter, eine wunderbare Reihe von Tweets, die mit «IN WAHRHEIT» beginnen.



	[72]

Bei dieser Höhe «läge der Anteil der unteren Hälfte der Bevölkerung nach zehn Jahren um vier Prozentpunkte höher … Der Anteil der Reichsten würde bei der Variante sogar um zehn Prozentpunkte geringer ausfallen» (Bartels und Bönke 2023, S. 2).



	[73]

Wenn ich alle schreibe, werden die Grenzen nationalstaatlicher Steuerpolitik (einmal mehr) deutlich. Ein Teil der Einnahmen aus der Erbschaftsteuerreform könnte dafür genutzt werden, um die Entwicklungszusammenarbeit endlich stärker auszustatten. Das aktuelle Ziel von 0,7 Prozent des BIP wird schon nicht eingehalten. Es sollte mindestens bei 1 Prozent liegen (Maßnahme 15 von Atkinson 2015, Kapitel 8), tatsächlich aber nochmals höher sein. Zum einen als Zeichen der Anerkennung der historischen Verantwortung deutscher Kolonial- und NS-Zeit; zum anderen als Zeichen der Verantwortung für die Klimakrise, die der Globale Norden zu verantworten hat, unter der jedoch allem voran der Globale Süden leidet.



	[74]

Ich selbst war 2018 für drei Monate bei den Vereinten Nationen in Genf. Es waren die drei teuersten Monate meines Lebens und mein gesamtes Erspartes anschließend weg. Um mich herum: Viele BIPoC, doch allesamt, ich glaube wirklich ausnahmslos, aus reichem Hause.



	[75]

Die simple Faustformel für den Anspruch wäre dann nach Atkinson x/18: Wenn also jemand 18 Jahre Kindergeld erhalten hat, würde er die volle Höhe (18/18 = 1) ausgezahlt bekommen. Einer jungen Erwachsenen, deren Eltern nach Deutschland kamen, als sie bereits sechs Jahre alt war, würden immerhin noch zwei Drittel des Betrags zustehen (12/18 = 2/3).



	[76]

Übrigens: Als ich mit ihm über eine Investition sprach und meinte, ich wolle da reingehen, tat er es mir nach. Nur handelte es sich bei mir um einen kleinen dreistelligen Betrag. Er butterte einen fünfstelligen rein. Can’t win the race.



	[77]

Selbstverständlich müssten entsprechende Strukturen und Prozesse ausgeklüngelt werden. Weil etwa die Erbschaftsteuer eine Ländersteuer ist – die Einnahmen landen in den Landeskassen und nicht beim Bund –, müsste ein entsprechender Fonds und ein Mechanismus aufgesetzt werden (ähnlich etwa dem Länderfinanzausgleich). Aus diesem Fond könnte dann die Bundesagentur für Arbeit ihre Kosten speisen, die die Auszahlung des Kindergelds regelt.



	[78]

Nach Pikettys Plänen bedarf es neben der Reform einer Erbschaftsteuer auch einer Vermögensteuer, einer Vermögensabgabe sowie einer stärker progressiven Einkommensteuer mit höheren Spitzensteuersätzen. Für das Grunderbe bedürfte es generell der vermögensbezogenen Steuern. Würde man die Reformvorschläge von Piketty zur Grundlage nehmen, könnten diese insgesamt 5 Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE) in die Kassen fließen lassen. Für Deutschland hieße das bei einem derzeitigen BNE von 4288 Billionen Euro eine Steigerung der Steuereinnahmen in Höhe von 214 Milliarden Euro. Somit wären die Kosten mehr als gedeckt.




Anmerkungen
	[1]

Für meine Doktorarbeit gestaltete ich meine Forschung in Übereinstimmung mit John Stuart Mills Methode der Übereinstimmung, die ein «most different systems design» (MDSD, 1893) umfasst, oder, wie Dirk Berg-Schlosser und Gisèle De Meur es nennen, «most different systems with the same outcome» (Berg-Schlosser und De Meur 1994, 1996). Die Strategie für eine adäquate MDSD beinhaltet die Auswahl von (mindestens) zwei Fällen, die sich in Bezug auf Fremdvariablen so stark wie möglich unterscheiden.



	[2]

Vgl. Vermögenmagazin 2024.



	[3]

Vgl. Bild 2018.



	[4]

Vgl. Bellani et al. 2021.



	[5]

Vgl. Oxfam 2017.



	[6]

WEF 2017.



	[7]

Alvaredo et al. 2018; Chancel et al. 2022.



	[8]

Vgl. Alvaredo et al. 2018, S. 11, 14.



	[9]

Vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2024.



	[10]

Vgl. Wilkinson und Pickett 2024.



	[11]

Paul Krugman stellt fest, dass Das Kapital im 21. Jahrundert von Piketty «unseren ökonomischen Diskurs verändert hat; wir werden nie wieder auf dieselbe Weise über Reichtum und Ungleichheit sprechen wie früher» (Krugman 2014, nach eigener Übersetzung – so wie alle weiteren Zitate, die aus englischen Quellen stammen). Der Economist geht sogar so weit zu sagen, dass zeitgenössische Bücher über Ungleichheit in veröffentlicht BC (Before Capital) oder AP (After Piketty) unterteilt werden müssen (vgl. Economist 2014).



	[12]

Vgl. United Nations (UN) 2015.



	[13]

United Nations Research Institute für Social Development (UNRISD) 2016, S. 42.



	[14]

Stiglitz und Ghosh 2023.



	[15]

Vgl. Kreckel 1992, S. 15.



	[16]

Bundesgesetzblatt (BGBl) 1949, Art. 3, ergänzt durch BGBl. 1994, S. 3146.



	[17]

LGBTQIA* steht für lesbisch, gay, bisexuell, trans, queer, intersexuell, asexuell und alles andere.



	[18]

Betriebswirtschaftler rümpfen nun gewiss ihre Nase, weil sie Kapital und Vermögen bei der Bilanz einander gegenüberstellen. Aber nonchalant ausgedrückt: Für unsere Betrachtungen sind diese Unterschiede unerheblich.



	[19]

BIPoC steht für Black, Indigenous, People of Color.



	[20]

Crenshaw 2019, S. 13.




	[21]

Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) 2022.



	[22]

Vgl. EY 2024.



	[23]

Vgl. Schröder et al. 2020.



	[24]

Vgl. Credit Suisse 2023.



	[25]

Vgl. Oxfam 2023.



	[26]

Vgl. Oxfam 2023, S. 6.



	[27]

Bis vor Kurzem war besagte Reichenliste die umfangreichste Quellenangabe zu deutschen Milliardärinnen.



	[28]

Vgl. Bundesregierung 2021, S. 44.



	[29]

Vgl. Fratzscher 2023.



	[30]

Vgl. Capgemini 2024.



	[31]

Vgl. Schröder et al. 2020, S. 517, 520.



	[32]

Vgl. Bartels und Schröder 2020, S. 21.



	[33]

Vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis) 2024a.



	[34]

Pispers 2014, Min. 28.



	[35]

Vgl. Destatis 2024b.



	[36]

Vgl. Kholodilin und Baake 2024.



	[37]

Vgl. Destatis 2024c.



	[38]

Vgl. Zeit online 2024.



	[39]

Bereits 1931 hat Papst Pius XI. die Massen von eigentumslosen Menschen und den exzessiven Reichtum weniger gegenübergestellt und scharf kritisiert (vgl. Kaczmarczyk 2023, S. 159). Knapp 90 Jahre später hat der Ökonom und Psychoanalytiker Martin Schürz mit seinem Buch Überreichtum (2020) dem Begriff neues Leben eingehaucht. Auch Schürz stellt Armut und Reichtum einander gegenüber und stellt fest: Zum einen ist Reichtum rein empirisch betrachtet kein Gegenbegriff zu Armut, weil seine Dimension unendlich ist (vgl. Schürz 2020, S. 40). Doch mehr als das: Fragen von Reichtum und Vermögen sind immer mit normativen Aspekten verwoben (S. 30). Die entscheidende Frage lautet: Sollten einzelne Menschen extrem viel Vermögen besitzen – oder stellt Überreichtum eine Gefahr für Demokratie und Klima dar?



	[40]

Nach Angaben des Wirtschaftsmagazins Forbes leben nur in den USA, China und Indien mehr Milliardäre.




	[41]

Vgl. Jirmann und Trautvetter 2023.



	[42]

Vgl. Pötzl 2020.



	[43]

Klaus-Michael Kühne, Interview mit NZZ 2021.



	[44]

Zunächst listete das Manager Magazin die 300 reichsten Deutschen, ab 2010 die 500 reichsten Deutschen auf.



	[45]

Vgl. Friedrichs 2024, S. 37.



	[46]

Vgl. Jirmann und Trautvetter 2023, S. 49–50.



	[47]

Vgl. Jirmann und Trautvetter 2023.



	[48]

Nach eigenen Berechnungen auf Grundlage der Vermögensangaben von Forbes.



	[49]

Vgl. Deutsche Bundesbank 2023, S. 26.



	[50]

Bereits im Jahr 2021 konnten die zwei Familien, die Platz eins und zwei der Reichenliste des Manager Magazins belegten – Beate Heister und Karl Albrecht junior (Aldi-Erben) 38,4 Milliarden Euro sowie Klaus-Michael Kühne (Kühne + Nagel Logistik) 33,2 Milliarden Euro –, zusammen 71,6 Milliarden Euro verbuchen. Damit hatten sie mehr als 41,5 Millionen Menschen in Deutschland, die auf insgesamt 65 Milliarden kamen (vgl. Linartas 2021).



	[51]

Die Idee des Gedankenspiels stammt vom Ökonomen Markus Grabka vom DIW, gesehen in der Doku «Ungleichland» von Julia Friedrichs (2018), Min. 8.



	[52]

Das Gründungsjahr eines Unternehmens alleine ist nicht entscheidend darüber, ob das Unternehmen am Ende besonders groß und profitabel wird. Worauf es ankommt, ist, ob es zu einem sogenannten «großen Sprung» kommt, durch den die Familienunternehmen sehr viel größer werden und es zu einer Vermögensanhäufung bringen (vgl. Tisch und Ischinsky 2023, S. 4).



	[53]

De Jong 2022, S. 212–213.



	[54]

Vgl. von der Decken 2020.



	[55]

Vgl. De Jong 2024.



	[56]

Vgl. Hartmann 2024.



	[57]

Vgl. Jung und Naiv 2022.



	[58]

Dixson-Declève et al. 2022, S. 121.



	[59]

Vgl. Rehm et al. 2023, Kap. 2.4.



	[60]

Vgl. Knight et al. 2017.




	[61]

Deutschland hat den Weg für die Ratifizierung des Klimaabkommens durch ein einstimmiges Ja bei der Abstimmung im Bundestag frei gemacht: Am 4. November 2016 trat das Abkommen in Kraft.



	[62]

UN 2015, Art. 2.



	[63]

Vgl. Bruckner et al. 2022, S. 2.



	[64]

Vgl. Chancel et al. 2023, S. 21.



	[65]

Vgl. Ritchie und Roser 2024.



	[66]

Vgl. Chancel et al. 2023, S. 24.



	[67]

Vgl. Barros und Wilk 2021.



	[68]

Vgl. Maitland et al. 2022.



	[69]

Diese Vergleiche stammen aus dem Climate Inequality Report von Chancel et al. 2023.



	[70]

ZDF heute 2023, Min. 25.



	[71]

Vgl. Friedrichs und Breyer 2023, Min. 42.



	[72]

Vgl. Greenpeace 2023.



	[73]

Vgl. Heede 2019, S. 1.



	[74]

Vgl. Kaufman o.J.



	[75]

Vgl. UN Women Deutschland 2022, Klima und Gender.



	[76]

Abi Deivanayagam 2023, S. 64.



	[77]

Vgl. Christian Huggel im Interview mit Echo der Zeit/SRF, 13.09.2023.



	[78]

Vgl. Chancel et al. 2023, S. 17.



	[79]

Vgl. Brülle und Spannagel 2023.



	[80]

Vgl. Grabka 2022.




	[81]

Vgl. Spannnagel und Brülle 2024, S. 7.



	[82]

Vgl. Pieper und Schneider 2024, S. 8, 9.



	[83]

Vgl. Pieper und Schneider 2024, S. 9.



	[84]

Vgl. Statista 2024a.



	[85]

Vgl. Pieper und Schneider 2024, S. 11.



	[86]

Vgl. Stoffers 2024.



	[87]

Steinhaus und Cornelsen 2023, S. 222.



	[88]

Vgl. Vehrkamp und Matthieß 2023.



	[89]

Wählten junge Erwachsene bei der Bundestagswahl 2021 noch überwiegend Grüne und FDP, verzeichnet laut der Jugendstudie die AfD mit 22 Prozent die höchste Zustimmung unter den 14- bis 29-Jährigen (vgl. Schnetzer et al. 2024).



	[90]

Die Leipziger Autoritarismus Studie, federführend durchgeführt von der Universität Leipzig, untersucht seit 2002 die Einstellung der Bevölkerung zu rechtsextremen Aussagen. Im Jahr 2024 hatten 4,5 Prozent aller Befragten der repräsentativen Umfrage ein «manifest rechtsextremes Weltbild» (vgl. Decker et al. 2024).



	[91]

Für die Gegenwart: Hilmer et al. (2017) stellen einen direkten Zusammenhang zwischen der ökonomischen Unsicherheit, den damit verbundenen Abstiegsängsten und den höheren Wahlergebnissen für die AfD her. Gabriel et al. (2023) zeigen, dass eine Reduktion der öffentlichen Ausgaben um 1 Prozent zu einem Anstieg der Stimmenanteile für extremistische Parteien um drei Prozentpunkte führt; andersherum zeigen Albanese et al. (2022), dass Investitionen in Gemeinden von 1 Prozent zu einem Stimmenrückgang populistischer Parteien von 5 Prozent führen. Über den Zusammenhang von Sparpolitik und rechten Parteien haben Maximilian Krahé und Leo Mühlenweg einen lesenswerten Artikel verfasst (2024). Die zunehmende Ungleichheit spielt über die deutschen Grenzen hinaus insgesamt eine wichtige Rolle für die Erstarkung rechter Parteien: Während bei wachsender Ungleichheit gemäßigte Parteien das Nachsehen haben, konnten – wie Proaño et al. (2022) zeigen – seit 2000 allen voran rechtsradikale Parteien und Politikerinnen bei Wahlen punkten. Die Autorinnen der Studie kommen dann auch zu dem Schluss, dass «der Aufstieg von Rechtspopulisten in den vergangenen Jahren bis zu einem gewissen Grad als hausgemachtes Problem betrachtet werden» müsse, «da die zunehmende Ungleichheit kein natürliches Phänomen, sondern das Ergebnis politischer Entscheidungen» sei. Klarer und besser hätten sie es nicht formulieren können. Die Ergebnisse dieser Studie stammen aus einer Analyse der Jahre 1970 bis 2016, für die die Forschenden insgesamt 291 Parlamentswahlen in 20 Industriestaaten analysierten. Für die deutsche Geschichte und die Auswirkungen der Sparpolitik auf den Aufstieg der NSDAP empfehle ich die Lektüre von Adam Tooze, Die Ökonomie der Zerstörung (2018, vgl. konkret S. 37) als auch Galofré-Vilà et al. (2018). Wer sich einen schnellen Überblick verschaffen möchte, siehe Schaible (2024).



	[92]

OMR-Konferenz, 8. Mai 2024. Eva Schulz interviewte Christian Lindner.



	[93]

Vgl. Brandt 2022.



	[94]

Vgl. Deutsche Bundesbank 2023.



	[95]

Vgl. Grabka 2021.



	[96]

Vgl. Jirmann 2022a, S. 16.



	[97]

Mau 2024, S. 127–128.



	[98]

Christa Luft, letzte Wirtschaftsministerin der letzten DDR-Regierung 1989/1990 (in Frese 2019).



	[99]

Von Schirach 2019, S. 77.



	[100]

Im Original: Overcoming Inequalities in a Fractured World: Between Elite Power and Social Mobilization.




	[101]

Vgl. z.B. Gates und Collins (2002) oder Nowatzki (2012).



	[102]

Vgl. López 2018.



	[103]

Juan Pablo Jiménez und Andrés Solimano untersuchen wirtschaftliche Eliten, wirtschaftliche Ungleichheit und die Besteuerung in Lateinamerika (Jiménez und Solimano 2012) und finden Belege für den Einfluss der extrem Reichen, die Grenzen der Besteuerung von Reichen und empirische Belege für die große Bedeutung regressiver und indirekter Steuern (in Form der Mehrwertsteuer). Jorge Atria stellt ebenfalls eine Verbindung zwischen Steuern, Eliten und Ungleichheit im Fall von Chile her (Atria 2015) und kommt zu dem Schluss, dass der Einfluss wirtschaftlicher Eliten die Aufrechterhaltung von Steuersystemen mit regressiven Elementen ermöglicht und dass Diskurse und Alltagspraktiken stärker hinterfragt werden sollten. Im Vergleich zwischen Chile und Uruguay zeigen Juan A. Bogliaccini und Juan Pablo Luna, wie es den Eliten gelingt, Umverteilungsinitiativen konsequent abzuwehren (Bogliaccini und Luna 2016, S. 4). Für Deutschland untersuchen Florian Fastenrath et al., wie langfristige Kommunikationsstrategien von Großunternehmen als einer der Hauptgründe dafür angesehen werden, dass es so schwierig ist, die Reichen zu besteuern (Fastenrath et al. 2021).



	[104]

Dies zeigen etwa Gilens und Page auf: «Wenn die Präferenzen der wirtschaftlichen Eliten und die Standpunkte der organisierten Interessengruppen kontrolliert werden, scheinen die Präferenzen des durchschnittlichen Amerikaners einen winzigen, nahezu null betragenden, statistisch nicht signifikanten Einfluss auf die öffentliche Politik zu haben.» (Gilens und Page 2014, S. 575).



	[105]

Vgl. Tagesschau 2024.



	[106]

Vgl. Lupu und Warner 2022.



	[107]

Gerhard Schick, im Video für Finanzwende 2021.



	[108]

Im Original: «Government of the people, by the people, for the people!» wurde in der Studie zu «Government of the people, by the elite, for the rich», vgl. Elsässer et al. 2018.



	[109]

Elsässer et al. 2018, S. 11.



	[110]

Lobbycontrol 2016.



	[111]

Lobbycontrol 2016.



	[112]

Marx und Engels 1978 [1845–1846], S. 47.



	[113]

Morton 2003, S. 156.



	[114]

Quist-Adade 2019, S. 162.



	[115]

Quist-Adade 2019, S. 162.



	[116]

Mukand und Rodrik 2018, S. 7. Siehe auch S. 23.



	[117]

Corak 2016, S. 405.



	[118]

Daron Acemoglu und James A. Robinson sprechen in diesem Zusammenhang von «captured democracy» (2022[2006], S. 58). Nicht nur würden die Interessen der Eliten durchschlagskräftig sein. Dass die Eliten und der Rest der Bevölkerung oftmals die gleichen Vorstellungen und Wünsche haben, muss als «direktes Ergebnis früherer erfolgreicher Versuche der Eliten gewertet werden, die Präferenzen und Einstellungen der Wähler … zu beeinflussen» (Mukand und Rodrik 2018, S. 23).



	[119]

Milanovic 2016, S. 190.



	[120]

Vgl. Fastenrath et. al 2021.




	[121]

Vgl. Moraes Silva et al. 2018; Atria 2018; Atria und Rovira Kaltwasser 2021.



	[122]

Vgl. Atria 2018; Ondetti 2017.



	[123]

Vgl. Stiglitz 2011; Savage 2023, S. 16–19.



	[124]

Vgl. Piketty 2020, S. 1.



	[125]

Mau et al. 2023, S. 86.



	[126]

Vgl. Piketty 2014, S. 351.



	[127]

Vgl. Alvaredo et al. 2017.



	[128]

Vgl. Mill 2004 [1848].



	[129]

Vgl. Forbes Rich List oder Schröder et al. 2020.



	[130]

Vgl. WTW 2022.



	[131]

Frauen erhalten 37 Prozent weniger Schenkungen und 12 Prozent weniger Erbschaften. Hinzu kommt, dass Schenkungen und Erbschaften von Frauen 10 bzw. 7 Prozent weniger wert sind. Frauen erben nicht nur weniger. Auf diese Erbschaften und Schenkungen zahlen sie auch mehr Steuern, etwa weil Männer besonders häufig Betriebsvermögen erben, was steuerlich privilegiert behandelt wird. «Unsere Steuern fördern nicht nur Diskriminierung zwischen wohlhabend und arm, sondern auch zwischen Geschlechtern», so die Studienautorinnen Daria Tisch und Manuel Schechtl vom MPIfG (in Piesker 2023; vgl. Tisch und Schechtl 2023).



	[132]

So hat eine Studie von Kohli et al. (2006) das Gegenteil aufgezeigt: Dass Erbschaften dazu führen, dass die Ungleichheit sinkt, oder aber dass es keinen starken Effekt auf die Fragen der Vermögensverteilung gibt. Allerdings haben diese älteren Studien mit alten Daten arbeiten müssen, die keine Auskunft über die großen Vermögen zulassen. Hinzu kommt, dass vor knapp 20 Jahren die Erbschaftswelle noch nicht so gigantisch war.



	[133]

Vgl. Capgemini 2024, S. 33.



	[134]

Vgl. Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 2021, S. 26; Institut Arbeit und Qualifikation der Universität Duisburg-Essen 2022.



	[135]

Vgl. Baresel et al. 2021.



	[136]

Beckert 2013, S. 41.



	[137]

Vgl. Fratzscher 2020.



	[138]

Vgl. Beck 1986.



	[139]

Vgl. Heckmann 1992, S. 80ff.



	[140]

Vgl. Hradil 2011, S. 395ff.




	[141]

Vgl. OECD 2018a, S. 14; vgl. Breen und Müller 2020.



	[142]

OECD steht für Organization for Economic Cooperation and Development. Man sollte Äpfel mit Äpfeln vergleichen. Deswegen ist es sinnvoll, etwa im Rahmen dieser Gruppe Vergleiche anzustellen, in der sich die wirtschaftlich starken Staaten tummeln. Die zitierte Studie trägt den passenden Titel: Ein kaputter sozialer Fahrstuhl, im Original: A Broken Social Elevator (OECD 2018a).



	[143]

Vgl. Jäschke et al. 2021.



	[144]

Vgl. Meyer-Guckel et al. 2021, S. 3.



	[145]

Zitiert nach Saez und Zucman 2019, S. 48.



	[146]

Vgl. Saez und Zucman 2019, S. viii.



	[147]

Über die Funktion zur Finanzierung der Ausgaben des Staates ließe sich streiten, etwa aus Sicht der Modern Monetary Theory, kurz MMT. Gemäß der MMT ist ein Staat mit eigener Währung zur Finanzierung seiner Ausgaben nicht auf Steuereinnahmen angewiesen. Danke Maurice Höfgen für diese Klärung.



	[148]

OECD Data Explorer, Daten für «Gini (disposable income)» und «Gini (market income)» in 2020.



	[149]

Die Denkfabrik Forum New Economy hat das Manifest federführend vorangebracht und die Wissenschaftlerinnen zusammengeführt. Darunter sind Größen wie Thomas Piketty, Isabella Weber, Adam Tooze, Mariana Mazzucato, Dani Rodrik, Olivier Blanchard und Branko Milanovic. Auch ich gehöre zu den 70 Unterzeichnern.



	[150]

Gemeinsames Statement: «Die Zeit ist reif: Superreiche gerecht besteuern», Oktober 2024.



	[151]

Vgl. Albers et al. 2020, Fig. 20; ergänzt um Schröder et al. 2020.



	[152]

Vgl. Piketty 2014, S. 196.



	[153]

Albers et al. 2020, S. 23.



	[154]

Vgl. BGBl 1952.



	[155]

Vgl. Albers et al. 2020, S. 23.



	[156]

Alka und Trautvetter 2024, S. 7.



	[157]

Vgl. Stefan Bach, zitiert in Rohrbeck 2021.



	[158]

Vgl. Saez und Zucman 2019, S. 175.



	[159]

Nur in Belgien sind die Steuern auf Einkommen aus Lohnarbeit noch höher (vgl. OECD 2023b, S. 9).



	[160]

Vgl. OECD 2018b, S. 22, Fig. 1.7.




	[161]

Vgl. Jirmann und Schuster 2024, S. 6.



	[162]

Vgl. Chancel et al. 2022, S. 140.



	[163]

Vgl. OECD 2021a.



	[164]

Vgl. OECD 2023c, S. 13.



	[165]

Es gibt zudem Versorgungsfreibeträge, die der Einfachheit halber hier nicht behandelt werden.



	[166]

Vgl. Destatis 2023; Jirmann 2024.



	[167]

Vgl. Friedrichs und Breyer 2023, Min. 33-35.



	[168]

Vgl. Juhn Partner 2020.



	[169]

Manager Magazin 2020.



	[170]

Vgl. Jirmann 2022, S. 8.



	[171]

Vgl. Funcke und Menne 2020.



	[172]

Jens Beckert im Interview, in Heuser und Pletter 2021.



	[173]

Kenneth Scheve und David Stasavage vertreten den Standpunkt, dass die Entwicklung der Erbschaftsteuer im direkten Kontext des Kriegsgeschehens zu verstehen sei. Sie gehen so weit zu sagen: «the rise of inheritance taxation can best be understood by the arrival of an era of mass warfare. Its eventual demise can likewise be linked to the end of that era» (Scheve und Stasavage 2016, S. 110).



	[174]

Vgl. Scheve und Stasavage 2017, S. 458 sowie Scheidel 2017.



	[175]

Bruner 1996, S. 90; siehe auch Shiller 2019, S. 95–96.



	[176]

Clift 2014, S. 157.



	[177]

Vgl. Laybourn-Langton und Jacobs 2018, S. 114; Buggeln 2022, S. 699–701.



	[178]

Vgl. Hickel 2022, S. 224–226.



	[179]

Hickel 2022, S. 36.



	[180]

Hickel 2022, S. 33.




	[181]

Für eine ausführliche Erklärung, warum der Kapitalismus nur stabil ist, solange er wächst, empfehle ich Ulrike Herrmann Das Ende des Kapitalismus, Kapitel 7. Hieraus: «Wachstum kann nur entstehen, wenn Kredite aufgenommen werden – aber genau diese Darlehen lassen sich anschließend nur zurückzahlen, wenn es weiteres Wachstum gibt. Es ist kein Zufall, dass der Kapitalismus gleichzeitig eine Geldwirtschaft ist. Er wird durch Kredite betrieben.» (Hermann 2022, S. 88.)



	[182]

Der Politik-Journalist Tilo Jung stellt diese Frage oft in seinen Interviews: Bspw. Adam Tooze (Folge 650) und Branko Milanovic (Folge 708) sprechen mit ihm darüber.



	[183]

Die umfangreichsten Arbeiten zur Erbschaftsteuer sind die soziologischen Abhandlungen von Jens Beckert (vgl. Beckert 2007, 2008, 2013, mit Arndt 2017). Sie sind eine absolute Pflichtlektüre für alle, die sich mit diesem Thema auseinandersetzen.



	[184]

«Argumente, die einen Anspruch auf allgemeine Anwendbarkeit erheben, indem sie sich auf verschiedene Arten von Werten, Prinzipien oder Modellen zur Beurteilung dessen, was gut, würdig und richtig ist, beziehen» (Lamont und Thévenot 2010, S. 236).



	[185]

Für die quantitative Einordnung verwende ich folgende Zählweise: Das stärkste Narrativ dient als Messlatte (100 Prozent). Die Häufigkeit der anderen Erzählungen wird an der stärksten gemessen. Narrative, die im Vergleich zur häufigsten Erzählung einen Wert von mehr als 75 Prozent aufweisen, gelten als stark; Erzählungen mit einer Häufigkeit zwischen 25 und 75 Prozent sind moderat; solche mit einer Häufigkeit von weniger als 25 Prozent sind schwach.



	[186]

In der Weimarer Zeit die Reichsgesetzblätter (RGBl), nach dem Zweiten Weltkrieg die Bundesgesetzblätter (BGBl).



	[187]

Zitiert nach Seitz 2018, o.S.



	[188]

Vgl. Seitz 2018.



	[189]

RGBl 1919a, Weimarer Reichsverfassung (WVR), Art. 153, GG Art. 14.



	[190]

RGBl 1919a, WVR, Artikel 155.



	[191]

RGBl 1919a, WVR, Artikel 165.



	[192]

RGBl 1919a, WVR, Artikel 163.



	[193]

RGBl 1919a, WVR, Artikel 155.



	[194]

Bauer, Nationalversammlung (NV) 1919d, S. 1847.



	[195]

Wie sie auch Tocqueville, Marx, Pareto, Stephens und Mill hatten, vgl. Krahé 2022, S. 175.



	[196]

Bauer, NV 1919d, S. 1847.



	[197]

Bauer, NV 1919d, S. 1847.



	[198]

Bauer, NV 1919d, S. 1847.



	[199]

Vgl. Schmidt und Ostheim 2007, S. 138.



	[200]

Vgl. Bundestag 2021.




	[201]

Historiker Christopher Dowe, in Kuhlmann 2021.



	[202]

Vgl. Beckmann, o.J.



	[203]

Erzberger, in Beckmann, o.J.



	[204]

Vgl. Fruth 2017, S. 4.



	[205]

Erzberger und Keynes trafen sich übrigens bei der Pariser Friedenskonferenz. Keynes hielt nicht viel von Erzberger, er bezeichnete ihn gar als «fett und ekelerregend». Im Original: «fat and disgusting», zitiert nach Bouman 1951, S. 754.



	[206]

Keynes 1919, zitiert nach Ferguson 1995, S. 376.



	[207]

Vgl. Bach und Buggeln 2020.



	[208]

Vgl. Schanz und Manicke 1906, S. 181–189.



	[209]

Für eine tiefgründige Behandlung der komplexen, finanziellen Lage Deutschlands nach dem Ersten Weltkrieg siehe Tooze 2018 [2006], S. 19–44.



	[210]

Der junge John Maynard Keynes, der seitens Großbritanniens an den Verhandlungen teilnahm, empfand die vereinbarten Reparationskosten derartig unzumutbar, dass er sie nicht mit seinem Gewissen vereinbaren konnte und am 5. Juni 1919 seinen Rücktritt bei Prime Minister Lloyd George einreichte (vgl. Kirshner 2019). «Those who sign this treaty will sign the death sentence of many millions of German men, women and children.» (Keynes 1919, zitiert nach Ferguson 1995, S. 376).



	[211]

Während die DNVP eine finanzpolitische Stärkung für den nächsten Krieg wollte (vgl. Buggeln 2022, S. 291). Was die konservativen Parteien betrifft: Sie ließen die sehr starke Regierung in der finanziell herausfordernden Situation walten, wohl aber ohne selbst einen nachhaltigen Wandel in ihrem funktionellen Verständnis von Staat und Steuern vollzogen zu haben.



	[212]

Erzberger 1919, S. 5.



	[213]

Erzberger 1919, S. 7.



	[214]

Vgl. Bach und Buggeln 2020, S. 42.



	[215]

Schanz 1920, S. 326.



	[216]

Reichstag (RT) 1905/1906, S. 159.



	[217]

RT 1905/1906, S. 159–160.



	[218]

RT 1905/1906, S. 174.



	[219]

Vgl. Schanz und Manicke 1906, S. 182.



	[220]

Vgl. RGBl 1919b.




	[221]

Auf heutige Euro wären dies umgerechnet knapp 77000 bzw. 154000 Euro. Die Deutsche Bundesbank gibt die sogenannten Kaufkraftäquivalente historischer Beträge in deutschen Währungen an. 1919 lag der Faktor für die Reichsmark inflationsbereinigt bei 1,3 (vgl. Deutsche Bundesbank 2024).



	[222]

Erzberger, Zentrum, NV 1919b, S. 1377.



	[223]

Erzberger, Zentrum, NV 1919b, S. 1381.



	[224]

Wurm, USPD, NV 1919c, S. 1447.



	[225]

Irl, Oberbayern, NV 1919e, S. 2670.



	[226]

Graf v.Pofadowsky-Wehner, DNVP, NV 1919b, S. 2670.



	[227]

Hitler, in von Appen 2000, o.S.



	[228]

Vgl. Steinmeier 2021, S. 3.



	[229]

Vgl. Bundestag 2021.



	[230]

Vgl. RT 1922.



	[231]

Vgl. Sahm 2019, S. 185.



	[232]

Etwa ein Viertel aller Beamten und Angestellten des Reiches wurden entlassen (vgl. Buggeln 2022, S. 317).



	[233]

Vgl. Sahm 2019, S. 186–187.



	[234]

Vgl. Sahm 2019, S. 194.



	[235]

Vgl. Sahm 2019, S. 187.



	[236]

Vgl. Buggeln 2022, S. 355.



	[237]

Vgl. Buggeln 2022, 354.



	[238]

Vgl. Tooze 2018 [2006].



	[239]

RGBl 1922, § 17.



	[240]
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Vgl. ungleichheit.info 2024.
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Natürlich musste ich zunächst an den Job im Bundestag kommen. Aber darauf, wie sich die Dinge fügen würden, hatte ich an entscheidenden Stellen keinerlei Einfluss. In der Wissenschaft unterscheidet man diese verschiedenen Faktoren, die sich alle fügten: Mein Fleiß war die sogenannte notwendige Bedingung – ohne den wäre es nicht gegangen. Die zahlreichen entscheidenden Momente, die meine Interviews erst ermöglichten, standen aber nicht in meiner Macht. Glück war meine sogenannte hinreichende Bedingung. Das Gleiche gilt im Übrigen für Mexiko, wo ich ebenfalls die mächtigsten Wirtschaftsakteure interviewte. Mein Onkel Miguel Messmacher Linartas war Stellvertretender Finanzminister in Mexiko. Das öffnete mir Türen, an deren Schwelle andere nicht einmal vorgelassen werden.
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Vgl. Mijs 2021, S. 7.
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Über 500000 Studierende und Promovierende haben im Prüfungsjahr 2023 an deutschen Hochschulen einen Abschluss erworben, im Jahr 2000 waren es nur gut 214000. Da die Bevölkerung kaum gewachsen ist (von 82 auf 84 Millionen), hat sich der Anteil an der Gesamtbevölkerung also mehr als verdoppelt (vgl. Destatis 2024e).
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Federici 1974, S. 74.
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Vgl. Schürz 2020, S. 97.
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Vgl. Young 1958.
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Young 2001.
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Saez und Zucman 2019, S. 55, S. 66.
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Vgl. Zucman 2024.
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Vgl. Kleine und Neumeier 2024 und Arab 2024.
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Für eine umfangreiche Auseinandersetzung mit Cum-Ex und Cum-Cum empfehle ich die Arbeit und Homepage von Finanzwende e.V.
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Vgl. Murphy 2019, S. 9.
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Schürz 2020, S. 180, 185.
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Vgl. Hope und Limberg 2022.
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Vgl. Scheidel 2017.
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Vgl. Milanovic 2016, S. 48 – 50.
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Vgl. OECD 2021b, S. 50.
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In einem Aufsatz haben meine Forschungskolleginnen Christian Neuhäuser, Stefan Gosepath, Laura Opolka, Isabella Pfusterer und ich die stärksten Narrative auf ihren empirischen, epistemischen und normativen Gehalt hin untersucht, um herauszuarbeiten, ob besagte Narrative Wahrheit oder Mythos sind (Linartas et al. under review).
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WB-BMF 2012, S. 11.
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WB-BMF 2012, S. 11.
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OECD 2021b, S. 59–60, nach eigener Übersetzung.
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Daten von Schröder et al. 2020, nach eigener Berechnung.
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Vgl. Jirmann 2022a, S. 16.
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Vgl. Jirmann 2022a, S. 3.
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Vgl. Jirmann und Trautvetter 2023.
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Vgl. www.fes.de/finanzpolitik/erben-verpflichtet-erbschaftsteueruhr
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Welt 2017, S. 9–10.
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Vgl. Kaldor 1961, S. 146.
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Atkinson 2015, S. 250.
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Vgl. Beckert 2013, S. 46.
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Vgl. Fessler und Schürz 2022.
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Mill 2004 [1848], S. 904.



	[456]

Robeyns 2024, S. 319.



	[457]

«Da das Rentenvermögen den dominanten Teil im Vermögensportfolio der ärmeren Hälfte der Haushalte darstellt, steigt ihr Vermögensanteil durch die Berücksichtigung des Rentenvermögens von 2 % auf 9 % im Jahr 2017. Der Vermögensanteil des reichsten Perzentils sinkt von ca. 30 % auf 20 %. Die Einbeziehung des Rentenvermögens senkt also die gemessene Vermögensungleichheit» (Bartels und Neef 2024, S. 446).
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Destatis 2024f; Fabian Pfeffer und Nora Waitkus zeigen die Bedeutung von Immobilien im Vermögensportfolio im internationalen Vergleich auf. Niedrige Wohneigentumsquoten korrelieren negativ mit der Vermögensungleichheit (vgl. Pfeffer und Waitkus 2021, S. 581).



	[459]

Anthony Atkinson spricht (gemäß der deutschen Übersetzung) vom «Erbteil für alle» und von einem «Mindesterbe», Cedric Sandford schlug in den 1960er-Jahren in Großbritannien eine «negative Kapitalsteuer» vor und Julian Le Grand entwickelte diese Idee weiter und nannte sein Konzept «Existenzgründerdarlehen» (vgl. Atkinson 2015, S. 219–220). Stefan Bach spricht von einem «Grunderbe», die Jusos schließen sich Bach an (Jusos 2023, S. 181). Bach bezeichnet das Grunderbe aber auch als «Startkapital» (Bach 2021), ebenso wie es Charlotte Bartels und Timm Bönke (2023) tun. Thomas Piketty hingegen spricht von einer «Erbschaft für alle» (2020).
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Atkinson 2015, S. 220.
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Vgl. Harris 2015; Hollanders 2016; Sabnavis 2015.



	[462]

Tom Clark führt diese Songzeilen in einer Buchbesprechung auf Englisch an (vgl. Clark 2015).
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Atkinson 2015, S. 201.



	[464]

Vgl. Atkinson 1972, Kap. 11.
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Hier in Windeseile Bachs Erkenntnisse zu den Ursachen der Vermögensungleichheit in Deutschland: Die Bevölkerung altert rasant, wir leben in einer Altenrepublik, und ältere Menschen sind durchschnittlich vermögender als junge. Mehr alte Menschen heißt also auch eine größere Schere. Hinzu kommt, dass im Vergleich zu anderen Ländern wenige Deutsche die Wohnung oder das Haus, in dem sie selbst wohnen, besitzen, sprich: Ein großer Teil der Einkünfte geht für die Miete drauf, was es schwierig macht, Ersparnisse anzuhäufen. Außerdem halten Deutsche recht wenig Vermögen in Aktien etc., also Anlagen, die mehr abwerfen als ein Sparbuch. Und weil Preise (etwa für Immobilien und Aktien) in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind, ist das Vermögen derer, die solche Güter besitzen, also der Reichen, weitaus stärker gestiegen als das von denen, die diese Preise bezahlen müssen. Eine wichtige Rolle spielte auch die Einkommensungleichheit: Weil die Einkommen umso mehr gestiegen sind, je höher die Einkommen ausfielen, ist auch die Ungleichheit von Vermögen gewachsen. Ein Punkt, auf den ich vielfach hingewiesen habe und der im Mittelpunkt dieses Buches steht, nennt Stefan Bach ebenfalls: «Die Erbschaftsteuer oder andere Vermögensteuern auf hohe Vermögen spielen in Deutschland seit den 1970er-Jahren keine große Rolle mehr.» (vgl. Bach 2021, S. 809) 
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Bach 2021, S. 807.
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Vgl. Chancel et al. 2022, S. 140.



	[468]

Vgl. Albers et al. 2020, S. 23.
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Vgl. Deloitte 2024, S. 5.
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Vgl. Oxfam 2024, S. 4.
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Bach 2021, S. 811.



	[472]

Die Annahmen, die Bartels und Bönke für die Simulation getroffen haben, haben mich allerdings irritiert. So bleiben bei der Erbschaftsteuer beispielsweise die Privilegien für die reichsten Erben erhalten und die Erbschaftsteuer betrüge einheitlich 30 Prozent (statt wie aktuell progressiv zwischen 7 und 50 Prozent). Entsprechend kritisch sehe ich die Aussagekraft dieser Simulation. Ähnlich wie bei Bach (2021) wird zudem bei der Vermögensbesteuerung von kleinen Prozentsätzen ausgegangen. Auf diese Weise kann die Schere wie oben angeführt nicht kleiner werden.
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Bartels, in Forum New Economy 2023.
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Von 73 Prozent im Jahr 1998 auf 51 Prozent in 2022 (vgl. Ferschl 2024).
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In 2023 wurden 16 Prozent der Beschäftigungsverhältnisse mit Niedriglohn entlohnt. Jede Sechste hat in Deutschland also weniger als 13,04 Euro pro Stunde verdient.
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Paine 1797, o.S.
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Vgl. Weichselbaumer 2023.
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Die folgenden Zitate von Thomas Paine stammen aus Agrarian Justice (1797) und wurden von mir ins Deutsche übersetzt.
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Rousseau 2023 [1754], S. 74.
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Berechnungen von Linnert und Williamson, zitiert nach Atkinson 2015, S. 219.




	[481]

Paine war nicht nur Philosoph, er war auch Ökonom und hat neben seine moralische Abhandlung auch die Zahlen gesetzt. Auf Grundlage der Rede über den Haushalt von England im Jahr 1796 berechnete er, wie viele junge Menschen in den Genuss eines Grunderbes kommen würden, wie viel es den Staat kosten würde und wie man diesen Fonds aus der Erbschaftsteuer finanzieren könnte. Zu seiner Zeit lebten etwa 7,5 Millionen Menschen in England, bei den damaligen Lebenserwartungen würden nach Paine 100000 davon jährlich mit 21 die Volljährigkeit erreichen.
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Beckert 2013, S. 20.
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Vgl. Piketty 2021, S. 234.
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Berhe 2023, S. 117.
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Vgl. de Jong 2022.
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Lars Hüttler, in WDR 2023.



	[487]

Ein Grunderbe «würde es zusätzlich zum universellen Zugang zu Grundgütern und Grundleistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge wie Bildung, Gesundheit, Altersversorgung und dem Grundeinkommen geben. All diese Instrumente sollen nicht ersetzt, sondern ergänzt werden» (Piketty, in Gavalakis 2020).



	[488]

Book und Jauernig 2021.



	[489]

Piketty, in Gavalakis 2020.
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Naina (@nainablabla) auf Twitter, 10.01.2015, in Focus 2015.



	[491]

Atkinson führt andere Arbeiten an, in denen 10000 Pfund (für GB) und 80000 US-Dollar (für die USA) diskutiert wurden. Es steht daher zu vermuten, dass sich seine Vorstellung in diesem Korridor bewegte (vgl. Atkinson 2015, S. 171).



	[492]

Der Ostbeauftragte Carsten Schneider von der SPD warb 2022 mit dieser Höhe für ein Grunderbe. Es könne die Startchancen für junge Menschen verbessern. Die CDU zog kurz darauf mit, würde das Grunderbe aber mit 10000 Euro ansetzen. Doch erinnern wir uns: Wenn es darum geht, die Ungleichheit zu reduzieren, wären laut der Berechnungen von Bach sowie Bartels und Bönke 20000 Euro ein erster, guter Ansatzpunkt. Erst ab etwa dieser Höhe würde die Vermögensungleichheit gesenkt werden. Kleckerbeträge darunter würden herzlich wenig bringen.



	[493]

Würde es nach den Jusos gehen, würde die Erbschaftsteuer stark reformiert: Die Ausnahmen für Erben von Firmenanteilen müssten abgeschafft werden. Die Erbschaftsteuer würde als Bundessteuer funktionieren, und es gäbe nur einen einmaligen und universellen Freibetrag von 999999 Euro für das ganze Leben. Der Einstieg in die Erbschaftsteuer würde über diesem Betrag bei 10 Prozent beginnen und mit jeder Million um weitere 10 Prozent steigen – bis es bei über 10 Millionen Euro eine Erbschaftsteuer in Höhe von 90 Prozent gäbe. Mit dieser Ausgestaltung sind die Jusos nah an Erzberger und Piketty dran (vgl. Jusos 2023, S. 186–187).



	[494]

Vgl. Jusos 2023, S. 181–187.



	[495]

Bach 2021, S. 182.



	[496]

Jusos 2023, S. 186.



	[497]

Vgl. Piketty 2020, S. 982–983.



	[498]

Neben den Ideen von Piketty gibt es auch eine ganze Reihe von weiteren Ansätzen und Ideen und Berechnungen, wie die Finanzierung eines Grunderbes zustande gebracht werden könnte. Eine Reform der Erbschaftsteuer könnte, wie oben angeführt, allein durch die Streichung der Privilegien etwa 10 Milliarden Euro mehr einbringen. Doch kaum jemand, der sich mit Ungleichheit befasst und die wachsende Schere als Problem betrachtet, bleibt bei der Erbschaftsteuer stehen und nickt den Rest des Steuertableaus ab. Die neoliberale Finanzpolitik der letzten Jahrzehnte hat dazu geführt, dass das System insgesamt ungerecht ist. Diese lockeren Schrauben in unserem Steuersystem müssten wieder festgezogen werden. Eine Wiedereinsetzung der Vermögensteuer nach spanischem Modell – eine Steuer, die nur von den reichsten 0,5 Prozent der Bevölkerung bezahlt würde und mit 1,7 bis 3,5 Prozent moderat ist – könnte Mehreinnahmen von 68 Milliarden Euro erzielen (vgl. Bou Mansour 2024, Excel Tabelle, Zeile 79). Bei dieser Summe ist übrigens bereits einberechnet, dass einige überreiche Bürger die Füße in die Hand nehmen würden. Doch die meisten Reichen ergreifen nicht einfach die Flucht: Weder in Spanien, noch in Norwegen ist dieser Fall im größeren Maße eingetreten. Zudem ist die Frage der Kapitalflucht von Reichen eine Frage der Steuergestaltung. In den USA etwa wird die Erbschaftsteuer nicht an den Wohnsitz, sondern an die Staatsangehörigkeit gekoppelt. Und was vielen nicht bewusst ist: In Deutschland gibt es eine ganze Reihe von Steuern, die anfallen würden, wenn reiche Bürger das Land verlassen und den Sitz ihres Betriebs verlagern wollten. So müsste die BMW-Erbin Susanne Klatten beispielsweise etwa 30 Prozent ihres Vermögens als Steuer abführen, rund 6,5 Milliarden Euro (Jirmann und Trautvetter 2024, S. 8). Es wäre auch denkbar, eine Vermögensabgabe nach dem Vorbild des Lastenausgleichs von 1952 einzuführen. Nach Berechnungen von Stefan Bach könnte diese, wenn sie 30 Prozent (also immerhin 20 Prozent weniger als 1952) betragen würde, bei Freibeträgen von 1 Million Euro mit Sätzen von 15 bis 30 Prozent (für Vermögen von 30 Millionen Euro) etwa 615 Milliarden Euro einbringen. Wenn man diesen Betrag streckt, dann würde das jährlich etwa 20 Milliarden Euro einbringen. Wenn ein Ziel steht, finden sich die Mittel. 



	[499]

Vgl. Giovanazzi und Victor 2024, S. 21



	[500]

Laut Goudarzi et al. reichen einige wenige Jahre (sie sprechen konkret von vier), um das Gerechtigkeitsempfinden der Bevölkerung zu verändern (vgl. Goudarzi et al. 2022, S. 1444). In der Studie geht es darum, wie der Neoliberalismus die Akzeptanz von Ungleichheit förderte. So alarmierend der Befund ist, dass persönliche Einstellungen sich rasch dem Wirtschaftssystem angleichen, so viel Hoffnung kann man daraus auch schöpfen – denn ein Wandel in die andere Richtung ist ebenso möglich.




	[501]

Zur konstitutiven Rolle der Angst im Neoliberalismus möchte ich Marterbauer und Schürz (2022) empfehlen.
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